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Ein Ruck geht durch Europa ...



Die Triebkräfte des Geldes und der Märkte, des Wirtschaftens und des Produzierens, der
Gewinnzwänge und der Verlustnöte beim Wetteifern um die vorderen Plätze bilanztechnischer
Vergleichbarkeit im Lichte gesellschaftlicher Versprechen und sozialer Behauptungen entladen
ihre perspektivischen Gewalten und fortlaufend entufernde Horizonte.

Ihre systemische Heftigkeit erspart weder dem Individuum noch den Menschenmassen, ausgestattet
mit den Zügeln ihrer strukturellen Erbteile, jene Schmerzen und Ängste kreatürlicher
Fluchtbemühungen und hoffnungsgestützter Vergeblichkeit, unter denen die Menschen
schlussendlich dann leiden müssen, noch trägt sie offensichtlich wirklich zu den
erforderlichen Einsichten philosophischer oder religiöser Reflexionen und Denkprozesse bei,
deren Funktion die Überwindung und Bewältigung evolutions- und naturgeschichtlicher Probleme
sein könnte.

Ob dann der vielzitierte staatenübergreifende Rechtsruck und der wachsende Konservativismus,
eine unmittelbare Folge weltweiter Ratlosigkeit in Fragen des Wirtschaftens, der Ökologie und
des Klimaschutzes, der Spaltung zwischen Arm und Reich - auch mit Besinnung auf das
kulturhistorisch integrierte Beispiel der alttestamentlichen Erzählung vom Schicksal des Kain
und Abel -, ihre Runden durch die Medien und die weltweiten Aufmerksamkeitsraster drehen,
sollte in Anbetracht kosmischer Fernblicke und quantenmechanischer Forschungen einer
gemessenen Bedeutungslosigkeit überantwortet werden, zumindest, was die wissenschaftliche
Anstrengung beträfe, zur Lösung dieser unendlichen Aufgabenstellung oder zur Erlösung des
Menschen Nennenswertes beizutragen.

Das Dasein in der Schöpfung aus Finsternis und Licht oder aus Raum und Zeit erweist sich wohl
deswegen als das Kernrätsel existentieller Irrungen und Wirrungen. Deshalb kann auch ein Ruck,
ob von rechts oder von links, von oben oder von unten, bestenfalls die Betroffenheit in den
Ring der Wiederholungen und Unabsehbarkeiten zurückordern.

Finden wir uns doch endlich ein in die Reichweite und in den Fokus unseres Kehrwertes und
bleiben irgendwo im Nirgendwo, dort, wo sich auch kein Rechtsruck seinen Eingang verschaffen
kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 1. Oktober 2022
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FRAGEN/027: "Ich schreibe, um mich zu erinnern, wer ich bin" - die argentinische Mapuche-Dichterin Liliana Ancalao Meli (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

"Ich schreibe, um mich zu erinnern, wer ich bin"

Von Rebeca Mateos Herraiz



Die Mapuche-Dichterin Liliana Ancalao Meli durchlitt dasselbe
Schicksal wie viele Indigene in Argentinien: Diskriminierung und
Verneinung ihrer Identität.

(Mexiko-Stadt, 5. September 2022, desinformémonos) - Die argentinische
Mapuche-Dichterin Liliana Ancalao Meli wurde 1961 in Comodoro
Rivadavia geboren und durchlitt dasselbe Schicksal wie viele Indigene
in Argentinien: Diskriminierung und Verneinung ihrer Identität. Erst
in den 1980er Jahren begann ihr Prozess der kulturellen
Wiederaneignung und der Zugehörigkeit zu den Mapuche [1]. Liliana
Ancalao Meli schrieb sechs Gedichtsammlungen (auf Spanisch und
Mapuzungun), welche die individuellen Erlebnisse und das
gemeinschaftliche Schaffen vereinen.

"Mari-mari", erklingt die warme Begrüßung auf Mapuzungun am anderen
Ende des Telefons. Die Wärme und die Nähe werden während des ganzen
Gespräches beibehalten. "Heute ist ein ruhiger Tag", sagt Liliana.
"Sobald wir aufgelegt haben, werde ich zur dritten Impfdosis gehen."
Sie spricht sachte und lacht zwischendurch.

Liliana Ancalao Meli wurde 1961 in Diadema [2], einem Erdölgebiet in
der Hafenstadt Comodora Rivadavia [3] (Provinz Chubut), geboren. Ihre
Wurzeln gehen auf die Gebiete Puel Mapu (Mapuche-Gebiet im Osten der
Gebirgskette der Anden) und Wall Mapu (das ganze Gebiet auf beiden
Seiten) zurück. Zu einer Zeit, als ihre Urgroßeltern die Gebirgskette
ohne die auferlegten Grenzen zwischen Argentinien und Chile überqueren
konnten. Ihre Familie gehört der Mapuche-Tehuelche-Gemeinde Ñamkulawen
an. Sowohl ihr Vater als auch ihre Mutter wuchsen auf dem Land auf und
emigrierten so wie viele andere ihrer Gemeinde in die Stadt, um Arbeit
zu suchen.

Liliana studierte an der Universidad Nacional de la Patagonia
Geisteswissenschaften und arbeitete dort als wissenschaftliche
Mitarbeiterin sowie als Dozentin an einer öffentlichen Schule bis zu
ihrem Ruhestand 2017. Dennoch nimmt sie immer noch aktiv an der
Sichtbarmachung der Kultur der Mapuche teil. Sie ist Autorin von sechs
Gedichtbänden, die meisten davon sind zweisprachig erschienen. Sie
schreibt auf Spanisch für die Öffentlichkeit und übersetzt diese in
ihre Muttersprache Mapuzungun [4] (auch Mapudungun [5] genannt, Anm.
d. Red.), die sie immer noch lernt. "Ich schreibe, um mich zu
erinnern, wer ich bin. Denn ich wurde geboren, ohne zu wissen, wer ich
bin." So beginnt Roki&nmacr;. Provisiones para el viaje, ihr
2020 zuletzt veröffentlichtes Buch [6]. In diesem Buch gestaltet sie
eine Kartographie der Mapuche Patagoniens auf argentinischer Seite der
Gebirgskette und positioniert die Namen der Topografie sowie die Orte
der Erinnerungen neu.

Roki&nmacr; stammt aus dem Mapuzungun und steht für Wegzehrung,
die liebende Menschen einer Person auf Reisen mitgeben. Sozusagen
Proviant für die Reise durch Lilianas Poesie. Gedicht um Gedicht weist
sie dir dabei den Weg hin zu ihren, Lilianas Wurzeln.

 * 

Wann haben sie begonnen, Poesie zu verfassen?

Die Grundschule war sehr wichtig für mich. Wir mussten Aufsätze
verfassen und mir wurde bewusst, wie leicht es mir fiel. Außerdem habe
ich immer ziemlich viel gelesen. Es gab eine Bibliothek in meinem
Viertel, in der ich mir Bücher aussuchte, vor allem Abenteuerbücher.
Mir gefielen besonders die Klassiker: Mujercitas (Little
Women), Robinson Crusoe ... auch wenn sie nicht sehr viel mit
meinem Leben zu tun hatten, liebte ich diese Geschichten. Als
Jugendliche begann ich, Musik zu hören und mehr auf den Inhalt zu
achten. Ein Plattenspieler, der meinem Vater gehörte, brachte die
Schönheit der Musik zu mir nach Hause. Jedes Wochenende hörten wir
Musik. Und danach, als ich schon etwas älter war, lief rund um die Uhr
Musik, denn mein Bruder brachte argentinischen Rock zu uns ins Haus.
Zunächst die Klassiker Léon Gieco, Spinetta, Nebbia ... später ließen
lateinamerikanische Lieder den Plattenspieler vibrieren, die von der
Gesellschaft und vom Kampf der Bevölkerung handelten, vom Willen,
diese ungleiche Welt zu ändern. Los Jaivas, Los Olimareños und später
natürlich Silvio Rodríguez.

Wir wohnten weiter vom Stadtzentrum entfernt, in einer ehemaligen
Siedlung von Ölarbeiter*innen. Hier war der Klassenunterschied
gravierend. Ich gehörte zum Arbeiterviertel und meine Schule war im
Zentrum, also in dem Viertel, in dem die Geschäftsleute der
Erdölfirmen, die Arbeitgeber und ihre Familien ansässig waren. Meine
Mutter war Hausangestellte einer dieser Familien und mein Vater
Arbeiter in der Firma. Beide Zonen wurden durch Eisenbahnschienen
voneinander getrennt, aber auch die gesellschaftlichen Strukturen und
Denkweisen waren von dieser physischen Trennung betroffen. Ich habe
diesen Unterschied gemerkt, ja gelebt. Die Lehrerinnen ließen uns die
Unterschiede ebenfalls spüren. Die Schülerinnen aus dem Zentrum wurden
beim Vornamen genannt und wir aus dem Arbeiterviertel beim Nachnamen.
Dies erzeugte eine Distanz, welche als Kind schwer zu begreifen war.
All das hat, glaube ich, meine Poesie beeinflusst und macht sie aus.

Wie ist die Notwendigkeit entstanden, den Prozess des
Poesie-Schreibens mit ihrer Herkunftsgeschichte und der Entscheidung,
diese entgegengesetzt zu durchleben, zu verbinden?

Ich verbinde damit immer einen ganz besonderen Moment, als ich mit
meiner Schwester im Zentrum von Comodoro Rivadavia einen
Dokumentarfilm inmitten der aufblühen Demokratie in den 80er Jahren
schauen gegangen bin. Ich glaube die Doku hieß Camaruco en Anecón
Grande. Diese Doku zeigte mir Bilder aus meiner Erinnerung, aber
aus einer mir erzählten Erinnerung. Denn die Bilder waren die der
Kindheit meiner Mutter und meiner Großmutter über das Camaruco [7],
die wichtigste spirituelle Zeremonie der Mapuche.

Als ich diese Doku sah wurde mir bewusst, dass diese Menschen, von dem
die beiden immer sprachen, Mapuche waren. Dass ich eine Mapuche war.
In diesem Moment wurde die Neugier geweckt, meine Identität zu
erforschen und kennenzulernen und wurde ein Jahrzehnt später, 1992,
noch verstärkt, als 500 Jahre seit dem offiziell so bezeichneten
"Treffen der Kulturen" vergangen waren.

Im Jahr 1994 gründeten wir in Comodoro Rivadavia eine Gemeinschaft aus
Mapuche und Mapuche-Tehuelche, die ebenfalls so wie meine Eltern in
diese Stadt gekommen waren, um Arbeit zu suchen, eine bessere Zukunft
als auf dem Land. In jedem Fall eine materielle Zukunft. Zu dieser
Zeit hatte ich bereits angefangen, Poesie zu verfassen mit dem Ziel,
Teil der künstlerischen Bewegung zu sein. Ich habe auf den
"Underground-Bühnen" Poesie gelesen (lacht), denn andere Räume waren
uns versperrt. In jenem Moment fühlte ich mich mehr mit den jungen
Rockmusikern als mit der traditionellen argentinischen Folklore
verbunden.

Ist ihre Poesie also von der Kultur im urbanen Raum beeinflusst?


Ohne jeden Zweifel. Ich weiß, dass es bestimmte Stereotypen bezüglich
indigener Völker gibt. Ich möchte Teil davon sein und mich dem nicht
entziehen. Aber wie kann eine Dichterin etwas ausdrücken, was sie
nicht fühlt? Sie kann nichts anderes tun, als sich selbst zu
gehorchen. Deshalb frage ich mich, was die Leute wohl erwarten, wenn
sie einen Gedichtband einer Mapuche-Künstlerin aufschlagen und lesen.
Ich bin wie ein Hybrid, der vom Land in die Stadt kommt und von dort
aus in die ganze Welt hinaus tritt. Vielleicht wäre es sinnvoll, nur
aus einer einzigen Sicht heraus zu schreiben, nur vom Land zu
schreiben und von der Kosmovision zu sprechen, aber das ist für mich
unmöglich. Ich habe ein umfangreiches kulturelles Wissen, dass ich in
so vielen Jahren des Suchens geerntet habe und nach und nach in meiner
Poesie aufbewahre. Poesie kann kann man nicht beschleunigen. Daher
musste ich aufhören, diese spirituelle Welt in meine Poesie
einzuschließen.

Was kann die Poesie auf dieser Suche beitragen, was die Geschichte
nicht kann?

Sehr viel. Die Poesie und die Kunst im Allgemeinen verkehren auf eine
andere Weise, um zum Lesenden oder Zuschauenden zu gelangen, da sie
auf eine andere Art und Weise Wissen beitragen. Die Poesie ist eine
Synthese. Sie komprimiert die ganze Geschichte in einem einzigen Werk,
das nicht nur Geschehenes wie Tatsachen und Fakten mit einschließt,
sondern auch Gefühle, Emotionen und Menschlichkeit. Daher glaube ich,
dass wir uns leer fühlen, wenn wir ein Gedicht schreiben. Denn wir
erschaffen ein Werk, das zwar als intellektuell bezeichnet werden
kann, aber mindestens genauso spirituell ist. Wenn durch Poesie
erreicht werden kann, dass die Lesenden berührt und ihnen neue Wege
eröffnet werden, dann weil es andere Wege gibt, die uns mit dem
verbinden, was über die reine Theorie hinaus passiert.

Sie schreiben auf Spanisch und übersetzen dies in ihre
Muttersprache Mapuzungun, was Sie immer noch lernen.

Ja. Ich glaube ich werde eine ewige Mapuzungun-Lernende sein (lacht).
Ich werde nie genug davon bekommen. (lacht erneut) Mit sehr wenigen
Elementen, die meisten davon schriftlich, da ich hier in Comodoro
Rivadavia nicht allzu viele Menschen kenne, die Mapuzungun
beherrschen. Die letzten zwei Jahre während der Pandemie habe ich
einen Onlinesprachkurs an einem Mapuche-Sprachinstitut belegt. Dort
hatte ich Zugriff auf Material von Mapuche, die sich seit Jahren mit
der Sprache beschäftigen. Ich bin dabei, mein Mapuzungun zu
perfektionieren. In meinem ersten Buch Mujeres a la Intemperie
(2009) würde ich jetzt ein paar Sätze ändern, da ich die Übersetzung
nun wohl präziser ausdrücken könnte. Ich stehe inzwischen meiner
eigenen Übersetzung kritischer gegenüber.

Wird ein Gedicht nicht praktisch neu geschrieben, wenn man es in
eine so andere Sprache übersetzt?

Ja. Es ist eine Herausforderung, genauso wie das Gedicht laut
vorzutragen. Die Aussprache des Mapuzungun verlangt viel ab - vor
allem mir, da ich die Sprache hauptsächlich als Schriftsprache
kennengelernt habe. Lange Zeit wurde die Sprache in der Schule nicht
gelehrt und das versuchen wir jetzt wiederzubeleben. Das Mapuzungun
soll als zweite Sprache gelehrt werden.

Die Figur der Frau (die Mutter, die Großmutter, die Tante ...) ist
Mittelpunkt ihrer Poesie. Warum?

Die Figur der Großmutter dient als Übermittlerin der Kultur. Das wird
Ihnen in jeglicher indigener Literatur begegnen. Ich kenne keine
Dichterin, die auf der Suche nach dem Wissen nicht Bezug zu ihrer
Großmutter nimmt. Auch in meiner Poesie taucht die Rolle der Frau als
Hüterin der Spiritualität und des Wissens über unser Volk auf. Das
spiegelt sich in der Schönheit, in der Perfektion und der Vielfalt der
Farben ihrer Kunsthandwerke wider. Der ganze Prozess des Handwerks
wird durchlaufen, bis zur Fertigstellung einer Decke oder eines
Ponchos. Diese Rolle manifestiert sich außerdem in der Zubereitung des
Essens, der Medizin und in der spirituellen Hingabe bei religiösen
Zeremonien. In meinem Buch Mujeres a la Intemperie erwähne ich
mehr als 50 Frauen, die mich auf meinem Weg zurück zu meinen Wurzeln
begleitet haben. Frauen, die mir Wissen weitergegeben haben.
Vielleicht ist es Zufall, aber als wir unsere Mapuche-Gemeinde in den
90ern gegründet haben, waren wir ausschließlich Frauen. Es kann daran
liegen, dass sich die meisten männlichen Mapuche in der Stadt den
"Gauchos" (berittene Viehhüter, Anm.d.Red.) anschlossen. Das heißt,
sie verbargen ihre Mapuche- oder Tehuelche-Wurzeln und übernahmen die
Rolle des "Gauchos", des Mannes vom Land. Der Prozess, die maskuline
Mapuche-Identität den "Gauchos" unterzuordnen, ist historisch gesehen
ein Schleier der verbirgt, was dahinter steckt.

In ihrem letzten Buch Rokiñ. Provisiones para el viaje
werden die schrecklichen historischen Ereignisse erzählt, die die
Mapuche durchleben mussten, wie den "Wüstenfeldzug" [8]. Ist es eine
Form der Heilung, den ganzen Schmerz durch Poesie in Schönheit zu
verwandeln?

Die Wörter Gesundheit und Heilung wirst du ziemlich oft hören, wenn
ich von Poesie spreche. Denn das ist was ich fühle, wenn ich etwas
fertig geschrieben habe, was mich viel Energie gekostet hat. Ich
fühle, dass ich gesund werde. Danach ergreift mich wieder die Wut,
wenn ich die Ignoranz gegenüber den Mapuche höre, vor allem in den
Medien, in denen wir als Terrorist*innen, Wilde und nicht zu
Argentinien zugehörig beschrieben werden. Und ich merke, dass sie
Angst davor haben, dass der 'Indio' ihren Privatbesitz angreift.

Heutzutage widmen sich die Mapuche eher ihren politischen Rechten
bezüglich der Rückgewinnung ihrer ehemaligen Gebiete, als der
Wiedererlangung ihrer Kultur. Warum?

Das ist, was wichtig und dringlich ist. Wichtig ist die Wiederbelebung
der kulturellen Aspekte, und dringlich ist die Forderung nach Land zum
Leben, denn das ist für die Mapuche auch Teil ihrer Kultur. Dazu kommt
das Recht auf Entschädigung für den Missbrauch, den unser Volk all die
Zeit erleiden musste. Der argentinische Staat sprach den
Mapuche-Gemeinden einige Ländereien zu, die ihnen jedoch von den
Großgrundbesitzer*innen und Händler*innen entrissen wurden. Diese
wiederzugewinnen ist sehr dringlich, und das muss auf einem
politischen Weg erfolgen. Aber gleichzeitig wird diese Wiedergewinnung
spirituell innerhalb der Organisationen und Gemeinden gestärkt. Ich
habe an Treffen in Neuquén, am Río Negro in Chubut teilgenommen. Die
meisten, die an diesem politischen Prozess partizipieren sind neben
ein paar Frauen hauptsächlich Männer. Uns Frauen war es eher wichtig,
uns etwa um die spirituellen Zeremonien im Morgengrauen vor der
Versammlung zu kümmern. Besser gesagt, um die Wiedererlangung der
spirituellen Kraft, die uns auf dem Weg des politischen Kampfes helfen
soll.

Was bedeutet es heute Mapuche in Argentinien zu sein?

Es bedeutet in einer historischen Erinnerung, an einem historischen
Ort festzustecken mit dem Bewusstsein, Teil eines Landes zu sein, das
noch nicht bereit ist anzuerkennen, auf einem Genozid gegründet worden
zu sein. Sich dieser Tatsache bewusst zu sein bedeutet aber keine
Resignation. Sowohl diejenigen, die für die Wiedererlangung ihres
Landes kämpfen, als auch wir Schriftsteller*innen, die Künstler*innen,
die Historiker*innen und Akademiker*innen - wir alle schaffen Wissen
über das Land, an dem wir der Ausgangspunkt waren; von etwas, was wir
nach und nach ändern müssen. So, wie wir Frauen die patriarchale
Erziehung dekonstruieren, ist es meiner Meinung nach eine
Dekonstruktion des argentinischen und chilenischen Volkes nötig, damit
sie beginnen, ihre Wurzeln zu erkennen und anerkennen, auf wessen Blut
die heutigen Staaten entstanden sind. Und von da aus anzuerkennen,
dass eine Wiedergutmachung von Nöten ist.

"Wie ein gewaltiger Wind / Sie sagten es sei der Malón / ein
Wirbelwind gegen all die Tage / da die alten Tage hart waren / wie
Steine / unerschütterlich / dort haftete ihr Blut / verstreut /
hattest du mir erzählt, Großmutter / und deine Erinnerung ist der See
/ in dem ich erscheine / um aus ihm zu trinken".

Indem Liliana Ancalao Meli die Geschichte ihres Volkes wiedergibt,
weint und wütet sie und füllt sie mit Wahrheit - aber auch mit
Zärtlichkeit, derselben Zärtlichkeit, die sie, wie sie selbst sagt,
von ihrer Mutter und ihrem Vater, ihren Großeltern und anderen
Familienmitgliedern mitbekommen hat und nun schriftlich festhält.

Stolz erzählt sie, dass im Mapuzungun neben dem Singular und dem
Plural ein duales Pronomen genutzt wird: iñchiu, also "wir
beide", eymu mit der Bedeutung "ihr beide" und fey engü
was "die beiden" bedeutet. "Das Paar ist das Gleichgewicht in unserer
Weltanschauung", sagt Liliana.

Sie verabschiedet sich mit der gleichen Herzlichkeit, mit der wir vor
fast zwei Stunden das Gespräch begonnen haben. Ich sage ihr, dass ich
Lust habe, sie einmal etwas live vortragen zu hören, "Sicher können
wir uns bald hier oder da wieder sehen", antwortet sie mir. Ich
bedanke mich.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Pueblo_mapuche

[2] https://www.comodoroturismo.gob.ar/lista/diadema-argentina/

[3] https://es.wikipedia.org/wiki/Comodoro_Rivadavia

[4] https://cpcaunrn.wordpress.com/series/mapuzungun/

[5] https://es.wikipedia.org/wiki/Idioma_mapuche

[6] https://tienda.lalibre.com.ar/productos/rokin-provisiones-para-el-viaje-liliana-ancalao-meli/

[7] https://www.barilochense.com/bariloche-social/pueblomapuche/camaruco-ceremonia-sagrada-en-el-paraje-los-repollos

[8] https://de.wikipedia.org/wiki/W%C3%BCstenkampagne
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BUCHBESPRECHUNG/221: Albrecht Müller - Glaube wenig, hinterfrage alles, denke selbst (Klaus Ludwig Helf)

Albrecht Müller

Glaube wenig, hinterfrage alles, denke selbst. Wie man Manipulationen durchschaut.

von Klaus Ludwig Helf, August 2022



Die erste Auflage des vorliegenden Bandes erschien am 1. Oktober 2019
und war 37 Wochen lang auf der Spiegel-Bestsellerliste, was ein
erstaunlicher und ermutigender Erfolg für ein Sachbuch ist, das gegen
den Mainstream anschreibt. Die Rezension dieses Bandes kann
nachgelesen werden unter:

SCHATTENBLICK / BUCH → MEINUNGEN → BUCHBESPRECHUNG/189: 

Albrecht Müller - Glaube wenig. Hinterfrage alles. Denke selbst. (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)

Es werden daher im Folgenden nur die Erweiterungen angesprochen
werden. Wegen der aktuellen politischen Ereignisse hatten Verlag und
Autor entschieden, statt nachzudrucken, den Text zu überarbeiten und
zu erweitern.

Es wurden bei einigen der im Teil drei dargestellten
Manipulationsmethoden aktuelle Belege angefügt und die Liste um zwei
weitere Methoden ergänzt. In Teil vier werden weitere Fälle von
Meinungsmache auch im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine
beschrieben. Autor Albrecht Müller erklärt, dass er es noch beim
Erscheinen der ersten Auflage seines Buches einen Krieg in Europa kaum
für möglich gehalten hätte: "Wir mussten dazulernen. Eine bittere
Erkenntnis. Mit der Taschenbuchausgabe wollen wir die Hilfe zur
Aufklärung weiter fortsetzen ... Das Buch ist als Hilfe für den Alltag
gedacht. Leserinnen und Leser sollen davon bei der Beobachtung und
Analyse des Geschehens profitieren" (S. 10).

Das neu hinzugefügte separate Lesezeichen mit der Kurzfassung der
'19 Methoden der Manipulation' soll die alltägliche Nutzung beim
Selbstdenken und Analysieren erleichtern. Im Kapitel drei wurden zwei
weitere Manipulationsmethoden hinzugefügt: "Die Verbreitung und
Nutzung des Grundgefühls 'Wir sind die Guten' und "Pars pro toto - ein
Teil steht für das Ganze". Das vierte Kapitel wurde um sechs
Fallbeispiele ergänzt. So tauche bereits im Koalitionsvertrag der
neuen Ampelkoalition vom November 1921 - also noch vor Kriegsbeginn in
der Ukraine - der Begriff 'Systemwettbewerb' auf, bei dem es gelte,
'unsere Werte entschlossen mit demokratischen Partnern zu
verteidigen'. Dieser Begriff - so argumentiert Albrecht Müller zu
Recht - komme aus dem Zeitalter der Konfrontation zwischen den
kapitalistischen Westen und dem kommunistischen Osten und werde hier
neu aufgelegt, wobei Russland als Hauptgegner ausgemacht sei: "Die
Verbreitung des Gefühls, dass wir hier im Westen ehrenwert,
freiheitlich, gut, demokratisch und vorbildlich sind, ist als Methode
der Manipulation nicht so einfach zu begreifen wie zum Beispiel die
Methoden Wiederholen, Übertreiben, Verschweigen oder Geschichten
verkürzt erzählen. Und dennoch kann die Verbreitung des Grundgefühls,
wir hier im Westen sein die Guten, als eine Methode der Manipulation
verstanden werden. Diese Methode ist überaus wirksam und bestimmt
einen weiten Bereich des gegenwärtigen politischen Lebens" (S. 68).

Die Guten bräuchten als Gegenspieler das Böse, das konkurrierende
Gegenüber, das in unfreundlichen Farben und düster, bedrohlich
dargestellt oder in Konfrontationen verwickelt würden. Umberto Eco
hatte diesen Mechanismus der 'Fabrikation des Feindes' bereits im
Jahre 2008 hervorragend analysiert. In der Welt der Guten lebt sich's
gut. Deshalb werde auch viel getan, um das Image der westlichen
Demokratien zu pflegen: "Im Kern waren auch die verschiedene Kriege,
die der Westen in Afghanistan, gegen den Irak, gegen die Serbien,
gegen Syrien und gegen Libyen geführt hat, immer auch Mittel zur
Selbstdarstellung und gedanklich damit eng verknüpft - zur Demütigung
anderer Völker" (S. 74). Joe Biden habe 2020 dazu aufgerufen, Russland
und China als Aggressoren abzuwehren und gegen beide eine gemeinsame
Front zu errichten. Annalena Baerbock plädierte noch vor ihrem
Amtsantritt als Außenministerin für einen 'Systemwettbewerb' und für
eine 'Werte geleitete Außenpolitik'. In ihrem Berliner
Grundsatzprogramm von 1989 habe die SPD festgehalten, dass die
militärischen Bündnisse Warschauer Pakt und NATO der Vergangenheit
angehören sollten zugunsten einer europäischen Sicherheitsarchitektur.

Von diesen außenpolitischen Vorstellungen in der Tradition der
Außenpolitik von Willy Brandt sei die neue Koalition abgerückt - so
Albrecht Müller - und in Kombination mit der Personalwahl der
Außenministerin alles andere als fortschrittlich: "Es ist
friedenspolitisch betrachtet ein großer Rückfall, Rückschritt,
Restauration und es ist gefährlich" (S. 146). Die aktuellen Äußerungen
und Auftritte der Ministerin betätigen diese Befürchtungen. Die Außen-
und Sicherheitspolitik der Ampelkoalition sei in der Praxis wenig
eigenständig, sondern vielmehr von den USA abhängig, wie man seit
Beginn des Krieges in der Ukraine feststellen könne; letzte Versuche
zur Rettung des Friedens wären notwendig gewesen. Die Ampel habe
stattdessen alle Verschärfungen mitgemacht: "Waffenlieferungen,
Fixierung der Auseinandersetzung auf Personen, konkret auf Putin,
massive Aufstockung der Rüstung um 100 Milliarden. Damit ist auf Jahre
hinaus die ursprüngliche Idee der führenden Regierungspartei SPD, sich
auch in schwierigen Situationen zu verständigen zu suchen, den
notwendigen Wandel durch Kooperation, statt durch Konfrontation zu
suchen, hinfällig. Alles verlernt, alles vergessen. Das ist kein
Fortschritt "(S. 147).

Der politischen und medialen Propagandamaschinerie des Westens sei es
aber vortrefflich gelungen, dass inzwischen selbst Menschen, die sich
früher zu den kritischen Geistern gezählt hätten, auf die
Feindseligkeit gegenüber Russland eingeschwenkt seien. Wie ist es dazu
gekommen? So sei es den USA und den mit ihnen verbundenen
Organisationen (z. B. Nato, EU, WEF, ATLANTIKBRÜCKE) gelungen - so
Albrecht Müller - sich "reihenweise Vertreter deutscher und
europäischer Parteien dienstbar zu machen" wie z. B. Joschka Fischer,
Cem Özdemir, Ralf Fücks und Marie Luise Beck (hier fehlen Hinweise auf
SPD-Politiker wie Sigmar Gabriel und Nils Annen): "Es ist gelungen,
die Grundpositionen einer früheren aus der Friedensbewegung
entsprungenen Partei, der Grünen, zu verändern, quasi auf den Kopf zu
stellen. Es ist gelungen, die SPD von der Mutter der
Entspannungspolitik zur Tante des neuen Feindbildaufbaus gegenüber
Russland zu machen" (S. 173).

Kriegszeiten seien Hoch-Zeiten für Manipulationen und Fragen der
Kriegsschuld und der Authentizität von Fakten würden mit einem breiten
Arsenal von Methoden wegmanipuliert, wie der Autor an vielen
Beispielen aus dem aktuellen Kriegsgeschehen anschaulich und
faktensicher belegen kann: "In Kriegen wird die Wahrheit oft geopfert.
Kriege offenbaren aber gelegentlich auch die wahren Verhältnisse in
unserer sogenannten Demokratie. So gerade geschehen im Jahre 2022" (S.
178). Das Leit-Motto der Ampelkoalition 'Mehr Fortschritt wagen' solle
an die Parole von Willy Brandts fortschrittlicher Politik 'Mehr
Demokratie wagen' erinnern, sei aber realiter rückschrittlich und
wenig gerecht ausgerichtet, sondern ziele auf eine Spaltung der
Gesellschaft, wie Albrecht Müller auch in den Politikfeldern Soziales,
Einkommen, Vermögen, Klimawandel und Gesundheit in der Corona-Pandemie
an vielen Beispielen nachweisen kann. So sei die gesamte Debatte um
das Virus ein Musterbeispiel dafür, dass die Sachdebatte,
demokratische und offene Debatten und damit das Ringen um die beste
Lösung "nur unzureichend stattfinden" (S. 157), sondern vielmehr die
Gesellschaft manipulativ aufgeheizt und gespalten werde in Geimpfte
und Ungeimpfte.

Albrecht Müller fordert dazu auf, sich auszutauschen und ein "eigenes
Milieu einer lebendigen Gegenöffentlichkeit" zu schaffen. Seit dem
Erscheinen der 1. Auflage des Bandes sei die Propaganda im Alltag
"noch vorherrschender und noch lauter", die Stimmung aufgeheizter und
aggressiver geworden: "Es geht dabei nicht nur um Corona. Es geht auch
um Frieden oder Krieg. Krieg wollen wir nicht. Ein wichtiger Grund
mehr für Aufklärung über die grassierenden Manipulationen und damit
für das Gespräch mit anderen" (S. 184). Dem ist nichts hinzuzufügen.

Die Überarbeitung und Erweiterung des Bandes war aus aktuellen Gründen
notwendig und ist hervorragend gelungen. Diese Anleitung für eine
Immunisierung gegen Manipulationen und Meinungslenkung ist damit
perfektioniert worden und man wünscht sich eine möglichst große
Verbreitung.


Albrecht Müller: Glaube wenig, hinterfrage alles, denke selbst. Wie
man Manipulationen durchschaut. Westend Verlag Frankfurt/Main 2022,
erweiterte und überarbeitete Neuauflage, Klappbroschur, 192 Seiten,
14 EURO.

 * 
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REZENSION/767: Bernd Hontschik - Heile und Herrsche! Eine gesundheitspolitische Tragödie (SB)

Bernd Hontschik



Heile und Herrsche!


Eine gesundheitspolitische Tragödie



Das deutsche Gesundheitssystem bröckelt. Schulden über Schulden.
Insolvenzen, Krankenhausschließungen, Übernahme staatlicher Kliniken durch
private Investoren. Arztpraxen und medizinische Versorgungszentren, die von
Kapitalgesellschaften oder Klinikkonzernen aufgekauft werden, und Ärzte,
die sich danach plötzlich damit konfrontiert sehen, dass sie ihrem
medizinischen Auftrag nicht mehr so nachkommen können, wie sie es für
richtig erachten, sondern gezwungen werden, sich dem wirtschaftlichen
Diktat ihrer Betreiber zu beugen. Pharma-Konzerne, die die Produktion
wirksamer Medikamente einstellen, weil die behandelten Krankheiten durch
eine erfolgreiche und schnelle Heilung seltener auftreten und die sinkende
Gewinnmarge für dieses Mittel wirtschaftlich gesehen nicht mehr von
Interesse ist.

Die Patienten haben das Nachsehen und sehen sich vielerorts und besonders
auf dem Land mit einer desolaten haus- und fachärztlichen Versorgung
konfrontiert. Immer mehr Praxen schließen aus Altersgründen, weil kein
Nachfolger gefunden werden kann. Wartezeiten auf Facharzt-Termine oder
Operationen erstrecken sich über Monate, und die Patienten im Krankenhaus
bekommen die Folgen einer eklatanten Unterbesetzung und der daraus
folgenden Überforderung sowohl des ärztlichen als auch des Pflegepersonals
direkt zu spüren. Oftmals werden sie vorzeitig entlassen, ohne dass
sichergestellt ist, ob sie zu Hause zurechtkommen, und ohne Gewährleistung
einer angemessenen Nachsorge. Der Patient als Individuum geht im Zuge der
zunehmenden Digitalisierung verloren.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) gibt an, dass bis zu 40 Prozent
der Krankenhäuser eine Insolvenz droht. Und nach einer aktuellen Umfrage
des Deutschen Krankenhausinstituts können 96 Prozent der Kliniken die
gestiegenen Kosten durch die hohen Energiepreise und die enorm angestiegene
Inflation nicht mehr aus den laufenden Einnahmen finanzieren. Auch die
gesetzlichen Krankenkassen erwarten ein Rekorddefizit im kommenden Jahr,
das voraussichtlich mit Hilfe eines erhöhten Zusatzbeitrags auf die
Mitglieder umgelastet wird. Dazu kommt, dass immer mehr Menschen von Armut
betroffen sind und sich trotz Versicherungspflicht keine
Krankenversicherung mehr leisten können. Laut den Zahlen des statistischen
Bundesamts waren im Jahr 2021 mindestens 80.000 Personen nicht
krankenversichert, wobei man von einer hohen Dunkelziffer ausgehen muss.

Wer anfängt, sich mit der Frage, wie es soweit kommen konnte, zu
beschäftigen, sieht sich nicht nur in vielen Fachartikeln, sondern auch in
den aktuellen Meldungen und Nachrichten mit einer Flut medizinischer
Fachbegriffe und Abkürzungen konfrontiert: Upcoding, DRG (Diagnosis Related
Groups), CMI (Case Mix Index), ICD (International Classification of
Diseases), P4T (Pay for Transparency), P4Q (Pay for Quotient), P4P (Pay for
Performance), M-RSA (Morbiditäts-Risikostrukturausgleich) und so weiter und
so fort. Viele kleine und größere Gesetzesänderungen haben in den letzten
Jahrzehnten den Weg freigemacht für die Umwandlung eines solidarisch
angelegten Gesundheitswesens in ein Gesundheitswirtschaftssystem, "in dem
heute wesentliche medizinische Entscheidungen von Ökonomen und Politikern
getroffen werden" (vorderer Klappentext).

Einen Weg durch diesen Dschungel von Informationen bietet das Buch "Heile
und Herrsche! Eine gesundheitspolitische Tragödie" von Bernd Hontschik, das
jedem, der sich einen schnellen Überblick über die komplexen Zusammenhänge
verschaffen möchte, einen überaus hilfreichen Einstieg in die Thematik
bietet. Der kleine Band mit nur 143 Seiten kommt mit einem flexiblen
Einband, großer übersichtlicher Schrift und großem Zeilenabstand äußerst
leserfreundlich daher.

Vor drei Jahren hatte ich mich entschlossen, ein Buch zu schreiben. Mit
 ihm wollte ich zeigen, dass der Mensch keine Maschine ist, dass die
 Medizin als profitables Geschäftsmodell dabei ist, ihre Seele zu
 verlieren, und dass man gegen Krankheiten keinen Krieg führen kann. Ich
 war zunehmend empört über eine Gesundheitspolitik, die wie am Fließband
 ständig neue Gesetze mit immer neuen Fantasienamen produzierte, um die
 Umgestaltung des Gesundheitswesens zu einer renditeorientierten und
 digitalisierten Gesundheitswirtschaft zu beschleunigen...
 (Seite 9)  


...schreibt der Autor zu Beginn seiner Ausführungen. Was er zu
diesem Zeitpunkt noch nicht absehen konnte, war die weitere Entwicklung im
Zuge der Bekämpfung der Corona-Pandemie, nämlich der Umbau des
Gesundheitssystems zu einem profitablen Herrschaftsinstrument:

Dem Gesundheitswesen wurde eine politische Aufgabe zugeordnet, um es zur
 Ausübung politischer Macht zu gebrauchen. Die hat inzwischen eine neue
 Dimension erreicht, eine Dimension, die man bisher nur aus mehr oder
 weniger hellsichtigen Science-Fiction-Romanen kannte. Im Zeichen der
 Corona-Pandemie wurden sämtliche ehernen Grundsätze des Gesundheitswesens
 und der Humanmedizin gebrochen. Die "Überlastung unseres
 Gesundheitswesens" als Horrorvision wurde zur "alternativlosen"
 Begründung für einschneidende Maßnahmen in jeden Alltag, von der
 Kinderkrippe bis zum Altersheim. (Seite 12)  


Spannend, tempo- und detailreich führt der Autor den Leser zunächst quer
durch die Geschichte und die Entwicklung der Medizin und des
Gesundheitswesens. Er erzählt von ersten schriftlichen Erwähnungen von
Belohnungen ärztlicher Tätigkeit im 3. Jahrtausend v. u. Z. in
Mesopotamien, über die Regelungen im alten Ägypten, im alten Griechenland,
in China, über die mittelalterliche Mönchs- und Klostermedizin bis hin zu
einer "schon fast modern anmutende[n] Variante ärztlicher Bezahlsysteme"
(Seite 19), die im 13. Jahrhundert durch den Stauferkaiser Friedrich II.
eingeführt wurde. Und ehe man sich's versieht, ist der Autor auch schon in
der Neuzeit und im Heute angelangt.

Mit großer Leichtigkeit und Verständlichkeit erläutert er die verschiedenen
Entwicklungsstufen des heutigen Gesundheitssystems in Deutschland bis zum
aktuellen Stand der Dinge. Medizinische und politische Fachbegriffe werden
erklärt und in den Kontext einsortiert. Das Kapitel "Krankenkassen"
zeichnet nicht nur den historischen Weg der Sozialversicherungen nach,
sondern wirft auch einen Blick auf die Entwicklung der Krankenversicherung
in anderen europäischen Ländern und den USA.

Weitere Überschriften lauten: "Krankenhäuser", "Gier", "Digitales",
"Medizin als Herrschaftsinstrument", "Wie könnte das Gesundheitswesen der
Zukunft aussehen?" und "Wo kann ich mitmachen?"

Es ist das Verdienst des Autors, dass er durch seinen kurzweiligen
Schreibstil und sein Vermögen, komplexe Sachverhalte verständlich und
übersichtlich darzustellen, beim Leser Interesse an der Materie zu wecken
vermag und es diesem ermöglicht, sich eine eigene Meinung zu bilden und die
aktuellen Entwicklungen im Gesundheitswesen in ihrer politischen Bedeutung
einzuordnen.

Die Kürze, mit der eine Vielzahl von Fakten und anekdotenreichen, zum Teil
amüsanten Details aufbereitet wird, gibt dem Buch eine bunte Oberfläche,
die es abwechslungsreich und leicht lesbar macht, unter der jedoch auf
jeder Seite die Ernsthaftigkeit des Autors durchschimmert. Hinweise auf
Skandale und Zitate zeitgenössischer Personen, über die man sich, wenn man
möchte, leicht empören kann, tragen ebenfalls zur Kurzweiligkeit bei. Dabei
tut das der Seriosität des Buchs insofern keinen Abbruch, als der Autor
keinen Hehl daraus macht, dass es sich um eine Streitschrift handelt, also
eine "Schrift, in der gegen eine bestimmte Person, Sache polemisiert wird"
(DWDS - Digitales Wörterbuch der deutschen Sprache).

Man muss dem Autor nicht in allen seinen Ausführungen und teilweise etwas
sehr verkürzten Meinungsäußerungen folgen, und kann dennoch einen großen
Gewinn aus dem Buch ziehen, indem man sich gerade an diesen Textstellen
reibt und angeregt wird, sich weiter in die Materie einzulesen. Die vielen
Fußnoten und das ausführliche Quellenverzeichnis sind dabei von großem
Nutzen.
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"Wenn man das Gesundheitswesen verstehen wollte, musste man der Spur des Geldes folgen. Bisher.

Inzwischen kommt die Spur der Macht hinzu." (Seite 5)

Foto links: Barbara Klemm / bienenkorb / CC BY-SA 4.0 - unverändert

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.de



Der Chirurg und Autor Bernd Hontschik wurde 1952 in Österreich geboren.
Seine Schulzeit verbrachte er in Frankfurt am Main, wo er auch sein
Medizinstudium absolvierte. Nach seiner Facharztausbildung praktizierte er
bis 1991 an den Städtischen Kliniken Frankfurt-Höchst und danach bis 2015
in eigener Praxis. In den 80er Jahren engagierte er sich als
Vorstandsmitglied von medico international und von 1998 bis 2013 als
Vorstandsmitglied der Thure von Uexküll-Akademie für Integrierte Medizin.
Seit 15 Jahren schreibt er regelmäßig Kolumnen für die Frankfurter
Rundschau, in denen er häufig Missstände und Fehlentwicklungen im
Gesundheitswesen anprangert. Sein Bestseller "Körper, Seele, Mensch"
eröffnete im Jahr 2006 die von ihm herausgegebene Taschenbuchreihe
"medizinHuman" im Suhrkamp Verlag.

Bernd Hontschik fordert eine medizinische Versorgung frei vom ökonomischen
Diktat. Seine Mission ist die Rettung des Gesundheitswesen. "Niemals darf
die Medizin als Herrschaftsinstrument missbraucht werden. Sie muss allein
dem erkrankten Individuum dienen." (Klappentext Rückseite) Seinen
eindringlichen Appell formulierte er in einem aktuellen Artikel für das
IPPNW-Forum, den Mitteilungen der Internationalen Ärzt*innen für die
Verhütung des Atomkrieges, Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e.V.
folgendermaßen:

Wir müssen uns darauf besinnen, worum es in der Medizin eigentlich geht.
 Wir müssen uns daran erinnern, dass wir eine Aufgabe haben. Diese Aufgabe
 droht unterzugehen, in Management-Programmen, in Codierungen, in
 Konzerninteressen, in Studien und im Kampf ums Geld. Wenn wir Ärzt*innen
 unsere Patient*innen zu Sachen, zu Werkstücken machen lassen, ist es aus
 mit der Medizin. Man müsste Ärzt*innen dann in die Rote Liste der
 bedrohten Arten aufnehmen. Unsere Aufgabe ist die Begleitung unserer
 Patient*innen in der einsamen Welt der Krankheit, oder im günstigen Fall
 aus der einsamen Welt der Krankheit - so weit es eben geht - wieder
 zurück in die Welt der Gesundheit. Und deswegen lautet die immer wieder
 gleiche Botschaft:


Es geht um die Rettung des solidarischen Gesundheitswesens und der
 Humanmedizin vor dem Würgegriff des Kapitalismus.


(Quelle des Zitas: Bernd Hontschik: "Das große Schiff Gesundheitswesen",
 IPPNW-Forum Nr. 171 - September 2022

 http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/gesund/m3bu0245.html)  
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REZENSION/766: Aijaz Ahmad - Klassen Nationen Literaturen (SB)

Aijaz Ahmand



Klassen Nationen Literaturen

Eine theoretische Betrachtung



 
Auf den ersten Blick aus der Zeit gefallen, da bereits 1992
veröffentlicht, erweist sich das zentrale Werk des
Literaturtheoretikers und Marxisten Aijaz Ahmad als ergiebige Quelle
zu Fragen anti- und postkolonialer Positionierungen. In "Klassen
Nationen Literaturen" geht es zwar in erster Linie um
literaturwissenschaftliche Zugänge zum Verständnis eines westlichen
Begriffs von Literatur, die in Ländern der Dritten Welt oder des
Globalen Südens verfasst wurde. Dies erfordert jedoch einen
umfassenden Blick auf die Geschichte der Dekolonisierung, die Ahmad
von 1945 bis Ende der 1990er Jahre kritisch aufarbeitet.

Dem in Indien und den USA lehrenden Autor geht es vor allem darum,
die Vorstellung von einem konsensfähigen Literaturkanon, der in den
ehemaligen Kolonialstaaten entstanden sei, als irreführend zu
verwerfen. Dazu verweist er auf die höchst heterogene Geschichte
antikolonialistischer Befreiungskämpfe in aller Welt und die
unterschiedlichen Bedingungen, unter denen sie unter dem Druck
imperialistischer Kontrolle erfolgten. Den von ihm kritisierten
LiteraturwissenschaftlerInnen, die die Existenz einer Literatur der
Dritten Welt attestieren, lastet er nicht nur an, die eigene
Klassenposition zu ignorieren. Ahmad geht es insbesondere darum, den
poststrukturalistischen Turn in den Literaturwissenschaften als Abkehr
linker Intellektueller in den westlichen Metropolengesellschaften vom
Marxismus und der Verwirklichung des Sozialismus zu kritisieren.

Sein Disput mit dem US-amerikanischen Literaturwissenschaftler
Fredric Jameson, der 1986 die literarische Produktivität von
AutorInnen aus dem Globalen Süden gegen den Vorwurf verteidigte, den
ästhetischen Ansprüchen westlicher Literaturkritik nicht zu genügen,
war der eigentliche Anlass zum Verfassen des vorliegenden Buches. In
dem offensichtlich kurz vor seinem Tod am 9. März 2022 verfassten
Vorwort zur deutschen Ausgabe erklärt Ahmad, durchaus ein Bewunderer
von Jameson zu sein, die von ihm repräsentierte Literaturtheorie
jedoch gerade an ihren Stärken bemessen zu wollen.

Der Einfluss, den der Poststrukturalismus auf die
Literaturwissenschaften genommen hat, ergibt sich für Ahmad aus der
weltweiten Niederlage des Sozialismus von den ehemaligen
Kolonialstaaten bis zur Sowjetunion, deren Ende dem Verfassen dieses
Buches unmittelbar vorausging. Dieser in den Geistes- und
Sozialwissenschaften seit den 1980er Jahren hegemonialen Doktrin war
die Abkehr von marxistischer Klassenanalyse, die Überformung
materialistischer Staatskritik durch kulturalistische Debatten und
eine Hinwendung zu bürgerlicher Subjektivierung bei gleichzeitiger
Aberkennung der Autonomie des Subjekts immanent.

Vor diesem Hintergrund lastet er dem einflussreichen Autoren Edward
Said, dessen Werk "Orientalism" zu den Klassikern postkolonialer
Theoriebildung gehört und dessen Engagement im palästinensischen
Befreiungskampf Ahmad höchsten Respekt zollt, an, sich in den
Grundlagen seiner Theorie maßgeblich an Michel Foucault orientiert
und damit auch dessen antisozialistische Position übernommen zu
haben. Die auf 80 Seiten ausgebreitete Auseinandersetzung mit dem
Konzept des Orientalismus wäre zweifellos ein eigenes Buch wert und
stellt einen wichtigen Beitrag zum Kolonialismusdiskurs dar.

Auf nicht minder exemplarische Weise setzt sich Ahmad mit dem 1983
veröffentlichten Roman "Shame" von Salman Rushdie auseinander, dessen
patriarchale Signatur er kritisiert. Der ebenfalls im britischen
Indien geborene Autor findet weniger Zuspruch, ist Ahmad doch beim
Thema der Teilung des Landes, die den Hintergrund des vorgestellten
Romans bildet, häufig nicht der gleichen Ansicht wie Rushdie. Was
dessen Verfolgung durch islamistische Fundamentalisten betrifft,
zeigt sich Ahmad jedoch ganz und gar solidarisch mit Rushdie.

Ahmads Bekenntnis zum Sozialismus, dessen Scheitern in den
antikolonialen Befreiungskämpfen er zugleich der Übermacht der
imperialistischen Staatenwelt wie der Korrumpierung bourgeoiser
nationaler Eliten durch diese anlastet, geht mit einer Kritik des
poststrukturalistischen Blickes auf nationale Formen revolutionärer
Organisation einher, die er nicht rundheraus als Zwangseinheiten
verwerfen will. Er weigere sich zu akzeptieren, dass der
Nationalismus das determinierte Gegenteil des Imperialismus sei,
dieser Status komme allein dem Sozialismus zu.

Eine Kritik am Nationalismus ohne diese explizite Verortung in
 einem klar sozialistischen Projekt macht für mich weder politisch noch
 theoretisch Sinn. Ich akzeptiere auch nicht, dass der
 Nationalismus eine monolithische Sache ist, immer progressiv oder
 immer reaktionär. Welche Rolle ein bestimmter Nationalismus
 spielt, hängt immer von der Konfiguration der Klassenkräfte und
 gesellschaftspolitischen Praktiken ab, die den Machtblock
 organisieren. 
(S. 31)


Dementsprechend kritisch betrachtet Ahmad die Gutheißung dekolonialer
Bewegungen durch westliche Linke, die versäume, deren jeweils
revolutionäre oder bourgeoise Ausrichtung zum Anlass einer
differenzierten Bewertung zu machen. Dies leistet der Autor im Rahmen
des Buches, indem er diverse Befreiungskämpfe im Trikont auf ihren
sozialistischen Gehalt hin untersucht, was unter anderem zum Ergebnis
hat, dass die ursprünglich nicht bewertend gemeinte Drei-Welten-Lehre
als dieser Komplexität nicht gerecht werdend verworfen wird. Seit der
Begriff der Dritten Welt nicht einmal mehr im entwicklungspolitischen
Diskurs Verwendung findet, wird vor allem von Globalem Süden
gesprochen, was in seinem vereinheitlichenden Charakter seinerseits
Anlass zur Überprüfung dafür geben könnte, ob das damit
Adressierte nicht eurozentrischem Wunschdenken entspringt.

Für Aijaz Ahmad, der 1941 im heutigen Pakistan geboren wurde und
dessen Familie nach der Teilung des Landes nach Indien emigrierte,
ist der Vietnamkrieg der Höhe- wie Endpunkt jener antikolonialen
Befreiungskämpfe, deren Akteure eine explizit sozialistische Agenda
verfolgten. Dass es der im Westen gegen diesen Krieg protestierenden
Bewegung nicht einfiel, sich für Reparationen an das stark zerstörte
Vietnam einzusetzen, ist für Ahmad einer der Gründe, dass der
Sozialismus dort keine positive Entwicklung nehmen konnte.

Nur wenige Jahre später zeitigte der Glaube westlicher
Intellektueller an den emanzipatorischen Charakter auch von
nationalen Bourgeoisien geführter Dekolonisierungsbemühungen, unter
die Ahmad auch die Blockfreienbewegung subsumiert, im Falle des Irans
besonders tragische Ergebnisse. Dort wurde die Revolution von einigen
Linken in Westeuropa und Nordamerika noch verteidigt, als iranische
KommunistInnen bereits im Auftrag Khomeinis verfolgt, inhaftiert und
hingerichtet wurden. Erst mit der Fatwa gegen Salman Rushdie und der
dadurch ausgelösten Protestkampagne der literarischen Elite im Westen
habe sich das geändert.

Als die Entartung des iranischen Staates zum klerikalen Faschismus
 unverkennbar wurde, musste die letzte verbleibende Illusion über den
 kulturellen Nationalismus der Dritten Welt endgültig aufgegeben
 werden. Und wodurch sollte dieser nun ersetzt werden? Der Sozialismus
 war als bestimmte Negation des Imperialismus aufgegeben worden. Der
 Nationalismus - in seiner Gesamtheit - war auch verschwunden. Es gab
 also ein doppeltes Vakuum, das der Poststrukturalismus in seinen
 radikalisierten Versionen der metropolitanen Literaturtheorie jetzt
 füllen soll. 
(S. 61)


Aus literaturwissenschaftlicher Sicht von Interesse sind auch Ahmads
Ausführungen über die Rolle des Englischen in der Weltliteratur, über
den Versuch, die Kategorie einer "Indischen Literatur" zu etablieren
und über die Dominanz des europäischen und nordamerikanischen
Literaturbetriebs im globalen Verlagswesen. Lesenswert ist das
vorliegende Buch, auch wenn sein Titel anderes erwarten lässt, vor
allem für ein Publikum, das die Geschichte antikolonialer
Befreiungsbewegungen einmal aus dem Blickwinkel der jahrzehntelangen
Kämpfe für einen Sozialismus kennenlernen möchte, dessen Zeit noch
kommen könnte, sollte sich der Imperialismus dereinst zu Tode gesiegt
haben.

Daran wird derzeit kräftig gearbeitet, steht Russland doch längst
nicht mehr für jene Zweite Welt, als die die quasi implodierte
Sowjetunion, die Volksrepublik China und alle anderen sozialistischen
Staaten einst firmierten. Der nationalhegemoniale Feldzug Russlands
negiert kein emanzipatorisches Projekt, wie PolitikerInnen, die in
ihrer maoistischen Vergangenheit den revolutionären Volkskrieg
propagierten, meinen mögen, wenn sie die Verteidigung der Ukraine als
dessen Reinszenierung propagieren. Und die Werte, für die laut NATO
in der Ukraine gestorben wird, haben nichts mit sozialer Gleichheit
zu tun, ganz im Gegenteil - was immer egalitär und kollektiv
daherkommt, ist ein Affront gegen jeden Werteuniversalismus, der sich
auf die kapitalistische Eigentumsordnung stützt. Daran lässt die von
Aijaz Ahmad vertretene Kritik am Imperialismus keinen Zweifel.
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REZENSION/765: Reinhard Jellen - Ironie und Warenfetischismus (SB)

Reinhard Jellen



Ironie und Warenfetischismus

Schriften zu Philosophie, Kultur, Sex, Drogen und Northern Soul



 
Ohne weitere Vorreden hinein ins Vergnügen, das aus einem bunten
Cocktail meist wenig mehr als eine Buchseite umfassender Artikel zu
Themen besteht, die zwischen marxistischer Gesellschaftskritik,
popkulturellen Schlaglichtern, autobiografischen Reflexionen und
literaturtheoretischen Analysen die Frage aufkommen lassen könnten,
was das eine mit dem anderen zu tun haben soll. Die Antwort darauf
muss wohl textimmanent gesucht werden, und wer dort nicht fündig
wird, kann zumindest mutmaßen, dass der von Reinhard Jellen als
Grundprinzip der bürgerlichen Gesellschaft attestierte Tauschwert
auch in diesem Fall bei der Geburt der Idee Pate gestanden hat,
inhaltlich ganz unterschiedliche Texte zu einem Buch
zusammenzufassen.

"Ironie und Warenfetischismus" - wo die Warenform das Leben
beherrscht, erscheint dessen spöttisch-hintergründige Reflexion als
probates Mittel, dem Problem zu entkommen, dass die Charaktermaske
lediglich suggeriert, hinter ihr befinde sich so etwas wie ein
authentisches Ich. Wenn das menschliche Wesen kein "dem einzelnen
Individuum innewohnendes Abstraktum" sei, sondern seine Wirklichkeit
auf den Begriff eines "Ensembles der gesellschaftlichen Verhältnisse"
zu bringen ist (Marx in Entgegnung auf Feuerbach), führt der ironisch
gesättigter Kommunikation innewohnende Anspruch, die daran
Beteiligten seien sich zumindest im Wissen über den widersprüchlichen
Charakter der gesellschaftlichen und politischen Wirklichkeit einig,
auch nicht weiter als zum Konsens dissidenter Partikularität. Kurz
gesagt, bei allem Spaß stellt ironische Kommentierung vor allem jene
Distanz her, die unterstellt, mit nichts etwas zu tun zu haben. Wird
auf der Flucht vor einer unausweichlichen Konfrontation erkannt,
dass Fremdbestimmung alles aufzehrt, was sich ihr nicht
entgegenstellt, erweist sich diese Distanz als kaum zu überwindendes
Hindernis.

Als gelernter Philosoph macht sich der Autor einen Spaß daraus, das
Spannungsverhältnis gesellschaftlicher Widersprüche als Feuerwerk
entlegener Ideen und abenteuerlicher Denkoperationen zu illuminieren.
Wenn das Verglimmen dieser Funken kaum mehr als die vage Erinnerung
daran hinterlässt, dass die Bemächtigung der Wirklichkeit nicht nur
ein ästhetischer Genuss, sondern schweißtreibende Arbeit ist, kann
zumindest wie bei jedem guten Rausch, von dem der Autor häufiger zu
künden weiß, der Gebrauchswert intellektuellen Wermuts attestiert
werden.

Je erkenntnisträchtiger die hier vorgelegten marxistisch inspirierten
Kultur- und Gesellschaftsanalysen sein mögen, desto unbefriedigender
ist die geringe Mühe, mit der sie außerhalb ihres jeweilige Sujets,
also etwa der Nähe Thomas Manns zu marxistischer Entfremdungstheorie,
verknüpfbar und entwickelbar gemacht werden. Dazu trägt auch der
Verzicht auf die zeitliche Datierung der jeweiligen Artikel bei -
dank extensiven Name Droppings kann zwar darüber spekuliert werden,
wann der Autor den jeweiligen Text verfasst hat, doch ein zeit- und
kulturgeschichtliches Quiz verlangt den LeserInnen mehr ab, als sich
über die an und für sich interessanten Themen kundig zu machen.

So gehen lesenswerte Beiträge wie etwa derjenige über Ernst Bloch (S. 91), über
den Begriff der "Sozialen Gerechtigkeit" seit der Ära Rot-Grün (S.
225), über Ally McBeal (S. 237) oder über Goethe und Lukács (S. 84)
in der Fülle der Fragmente unter. Der Autor bleibt hinter
seinen Möglichkeiten zurück, die vor allem dann entfaltet würden,
wenn die gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen auf der Höhe der Zeit
kritisch reflektiert würden.
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REZENSION/764: Paolo Urio - America and the China Threat (SB)

Paolo Urio



America and the China Threat




From The End of History to the End of Empire

Als Nancy Pelosi im Rahmen einer Südostasienreise Taipeh am 2. August
einen Besuch abstattete und sich damit dem ausdrücklichen Wunsch der
Regierung der Volksrepublik China widersetzte, sorgte sie für die
schwersten Spannungen zwischen Washington und Peking seit einem
Vierteljahrhundert. Durch die gezielte Provokation der Sprecherin des
US-Repräsentantenhauses und damit der dritthöchsten Amtsträgerin des
amerikanischen Staates nach Präsident Joe Biden und Vizepräsidentin
Kamala Harris sah die Regierung in Peking die Souveränität der
Volksrepublik über Taiwan offen in Frage gestellt und das
Ein-China-Prinzip verletzt, auf das sich Richard Nixon und Mao Zedong
1972 formal verständigt hatten, demzufolge die Insel stets ein
unveräußerlicher Teil Chinas gewesen ist und bleibt. Im Vorfeld des
Besuchs, währenddessen wie auch Tage danach veranstalteten die Land-,
Luft- und Seestreitkräfte der Volksbefreiungsarmee an der chinesischen
Südküste sowie in der Taiwanstraße und dem nördlichen Teil des
Südchinesischen Meeres umfangreiche Kriegsmanöver unter Einsatz von
Kampfpanzern, Kriegsschiffen und Drohnen, übten amphibische
Landoperationen und feuerten jede Menge Kurz- und
Mittelstreckenraketen ab.
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Nancy Pelosi posiert bei der Ankunft am Taipeher Songshan Airport am
2. August 2022 mit Begleitern und taiwanesischen
Regierungsmitgliedern

Foto: Office of U.S. House Speaker, Public domain, via Wikimedia
Commons



Die damalige Lage war so prekär, dass Pelosi mit der
US-Regierungsmaschine von der malaysischen Hauptstadt Kuala Lumpur,
der vorletzten Station ihrer Sommerreise, nicht direkt nordostwärts
übers offene Meer Taiwan angesteuert hatte. Statt dessen flog sie
zuerst die malaysische Halbinsel südlich hinunter und an Singapur
vorbei, dann östlich entlang der malaysischen Küste der Insel Borneo
und abschließend in nördlicher Richtung durch den sicheren Luftraum
der Philippinen. Als ihr Flugzeug die Nordküste der philippinischen
Hauptinsel Luzon erreichte, nahmen es Kampfjets der US-Luftwaffe von
der nahegelegenen Insel Okinawa, wo der größte Teil der amerikanischen
Streitkräfte in Japan stationiert ist, in Empfang und begleiteten es
den letzten kleinen Abschnitt bis zur sicheren Landung am Flughafen
Songshan bei Taipeh. Eine eindeutigere, für alle Welt sichtbare
Demonstration dessen, wer tatsächlich die Hoheit über Taiwan ausübe
und sie weiterhin zu behalten gedenke, hätte die alternde Kalte
Kriegerin aus Kalifornien nicht hinlegen können. Kein Wunder also,
dass die Chinesen erzürnt waren.

Auf Pelosis umstrittenen Besuch in Taiwan folgte prompt die
Ankündigung aus Washington, die militärische Hilfe für Taipeh
drastisch aufstocken zu wollen. Auch wenn jeder rational denkende
Mensch davor warnen mag, deuten alle Signale aus dem Weißen Haus und
dem Kongress darauf hin, dass die politische Elite in den USA die
Taiwan-Frage bewusst instrumentalisiert, um über kurz oder lang einen
heißen Krieg mit der Volksrepublik herbeizuführen. Warum das so ist
und wie die Welt an den Rand eines Atomkriegs zwischen den beiden
Supermächten USA und China geraten konnte ist Gegenstand des neuen,
faktenreichen und hochinformativen Buchs des emeritierten
Politikprofessors Paolo Urio aus Genf, das den Titel "America and the
China Threat - From The End of History to the End of Empire" trägt.

Die im Buchtitel enthaltene Formulierung "Ende der Geschichte" stammt
bekanntlich von dem neokonservativen Vordenker Francis Fukuyama, der
1992, als die USA nach dem ein Jahr zuvor erfolgten Untergang der
Sowjetunion auf dem Höhepunkt ihrer Macht standen, fabulierte, die
liberale Demokratie westlicher Prägung werde sich fortan auf der
ganzen Welt durchsetzen und die nach dem friedlichen Ende des Kalten
Krieges plötzlich entstandene unipolare Ordnung auf ewig installieren.
Statt dessen hat die Volksrepublik durch ihren ungeheuren
wirtschaftlichen Aufstieg der letzten Jahrzehnte die
Allmachtsphantasien der Neocons zum Platzen gebracht, weswegen sie den
chinesischen Rivalen in seine Schranken weisen wollen, solange es noch
geht. Doch möglicherweise ist es zu spät, weswegen Urio, wie viele
andere seines Fachs, den Untergang des amerikanischen Empire bereits
zu erkennen meint.
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Die Empress of China, die 1783 im Namen der neugeborenen Republik USA
den Seehandel mit dem chinesischen Kaiserreich eröffnete

Foto: State Government Photographer, CC0, via Wikimedia Commons



Im vorliegenden Buch zeichnet der Schweizer Autor in großer
Ausführlichkeit die verschlungene Geschichte der
amerikanisch-chinesischen Beziehungen nach, die mit der Ankunft des
dreimastigen Segelschiffs Empress of China an der chinesischen Küste
1784, gerade ein Jahr nachdem die dreizehn Kolonien an der
nordamerikanischen Ostküste die volle Unabhängigkeit von der
britischen Krone schriftlich zugesichert bekommen hatten, beginnt. Im
Windschatten jener "ungleichen Verträge", die Großbritannien nach den
beiden gewonnenen Opium-Kriegen - 1839-1942 und 1856-1860 - der
chinesischen Qing-Dynastie aufoktroyieren konnte, haben auch die USA
im Reich der Mitte weitreichende Handels- und Niederlassungsrechte
erhalten. Amerikanische Kaufleute haben am Opiumhandel ein Vermögen
verdient, das sie wiederum zum nicht geringen Teil in den Ausbau der
Eisenbahn im eigenen Land investierten. Umgekehrt haben in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts zehntausende chinesische Wanderarbeiter,
damals Kulis genannt, unter sklaverei-ähnlichen Bedingungen von
Kalifornien aus den westlichen Teil der kontinentübergreifenden
Eisenbahnverbindung zwischen Pazifik und Atlantik gelegt.




[image: Schwere Kämpfe an der Pekinger Stadtmauer; während ein Wachturm in Flammen aufgeht, wehen bereits auf der Brüstung die Stars & Stripes - Foto: H. Charles McBarron, Jr., Public domain, via Wikimedia Commons]

Heroisierendes Gemälde der Erstürmung der Pekinger Stadtmauer durch
Infantristen der US-Armee am 14. August 1900 im Rahmen der
Niederschlagung des Boxer-Aufstands gegen die ausländischen Mächte

Foto: H. Charles McBarron, Jr., Public domain, via Wikimedia Commons



Als sich chinesische Kampfkunststudenten mit dem Boxer-Aufstand
1899-1901 gegen den übermächtigen Einfluss der ausländischen
Kolonialmächte vor allem in Peking und Shanghai erhoben, nahmen
amerikanische Soldaten neben Truppen aus Großbritannien, Japan,
Frankreich, Russland, Italien, Deutschland und Österreich-Ungarn an
der Niederschlagung der Bewegung teil. Etwa zur gleichen Zeit -
1899-1902 - ersetzten die Amerikaner die Spanier als Kolonialherren
auf den Philippinen und machten mit einem Blutbad die Hoffnungen der
einheimischen Bevölkerung auf Unabhängigkeit zunichte. Wie Urio
richtigerweise hervorhebt, sollte aus Sicht "progressiver"
Imperialisten wie Präsident Teddy Roosevelt und Senator Albert J.
Beveridge das philippinische Archipel den USA vor allem als
Sprungbrett dienen, von wo aus man militärisch seine politischen und
wirtschaftlichen Interessen in der Region im allgemeinem und in China
im besonderen durchzusetzen gedachte. Als dann Ende 1911 die
Qing-Dynastie nach langem Dahinsiechen endgültig kollabierte, rief am
1. Januar 1912 Sun Yat-sen, der Vater des chinesischen Nationalismus,
der als politischer Dissident Jahre im ausländischen Exil, darunter
auch in den USA, verbracht hatte, die Republik China aus. Diesen Titel
trägt offiziell bis heute Taiwan.

Die neu entstandene Republik konnte sich aber gegen jene
Kriegsfürsten, die in der Endphase der Qing-Dynastie die verschiedenen
Provinzen Chinas quasi in ihr feudales Alleineigentum verwandelt
hatten, nicht durchsetzen. Auch nach dem Ersten Weltkrieg kam China,
das hunderttausende Freiwillige zur logistischen Hilfe der Westmächte
hinter der Frontlinie zwischen Nordsee und Alpen nach Europa geschickt
hatte, nicht zur Ruhe. Zwar waren die USA, jedoch weder Japan, das
Taiwan bereits 1895 besetzt hatte, noch Großbritannien und Frankreich
bereit, auf ihre extraterritorialen Privilegien und Pachtgebiete in
China zu verzichten. 1927 schlug mit dem Massaker von Shanghai die
politische Rivalität zwischen Chinas Kommunisten und Nationalisten in
einen offenen Konflikt um. 1931 besetzte Japan vollständig die an
Bodenschätzen reiche nordchinesische Mandschurei. Sechs Jahre später
entbrannte der Zweite Japanisch-Chinesische Krieg, der erst mit den
Atombombenabwürfen der US-Luftwaffe auf Hiroshima und Nagasaki im
August 1945 sein Ende fand.
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Der US-Luftwaffenausbilder Claire Chennault mit dem Chef der
chinesischen Nationalisten Chiang Kai-shek und dessen Frau Song
Meiling während des Zweiten Weltkriegs

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Im Zweiten Weltkrieg kämpften Chinesen und Amerikaner gemeinsam gegen
die Japaner. US-Generalmajor Claire Chennault baute mit amerikanischen
Freiwilligen-Piloten für den Nationalistenführer Chiang Kai-shek eine
eigene Luftwaffe, die sogenannten "Flying Tigers", auf. US-Präsident
Franklin Roosevelt stellte Chiang den hochdekorierten,
kriegserfahrenen General Joseph Stillwell, der fließend Mandarin
sprach, als Berater zur Seite. Später wurde Stillwell Oberbefehlshaber
der alliierten Streitkräfte am Kriegsschauplatz China-Birma-Indien, in
welcher Funktion er unter anderem den Nachschub für Chiangs
Kuomintang-Armee per Luft von Indien über den Himalaya nach Westchina
organisierte. Auch wenn niemand in Washington es hören wollte, hielt
Stillwell Chiangs Kuomintang für korrupt und inkompetent und schätzte
ihren Rückhalt bei der Bevölkerung verglichen mit Maos Kommunisten als
gering ein. Die Richtigkeit dieser Einschätzung bestätigte sich 1949
durch den endgültigen Sieg der Kommunisten im Bürgerkrieg und die
Flucht der gesamten Kuomintang-Führung samt Anhang nach Taiwan.

Die hysterische Reaktion von Medien und Politik in den USA auf die
Ausrufung der Volksrepublik durch Mao am 1. Oktober 1949, die ihren
sichtbarsten Ausdruck in der von Senator Joseph McCarthy betriebenen
Hetzjagd auf die vermeintlich Verantwortlichen im Staatsapparat,
speziell im diplomatischen Dienst, für den "Verlust Chinas" fand,
veranschaulicht wie keine andere Episode der Geschichte den
tiefsitzenden Besitz- und Kontrollanspruch, der das Denken der
mächtigen Militaristen-Fraktion Amerikas in Bezug auf das Reich der
Mitte damals wie heute prägt. Nur durch die Herbeiführung des
Koreakriegs, der sich 1950 am 38. Breitengrad entzündete und erst 1953
durch eine Feuerpause unterbrochen wurde, konnten Douglas MacArthur,
John Foster Dulles und die Republikaner im Kongress den Plan der
Demokraten um Präsident Harry Truman und Außenminister Dean Acheson,
zwecks guter langfristiger Beziehungen auch Taiwan der Volksrepublik
zu überlassen, durchkreuzen und die Insel als Amerikas Faustpfand
behalten.




[image: Chinas KP-Vorsitzender erklärt mit erhobenem Zeigefinger Richard Nixons Nationalem Sicherheitsberater etwas, beobachtet vom chinesischen Premierminister - Foto: Oliver Atkins, Public domain, via Wikimedia Commons]

Henry Kissinger und Mao Zedong mit Zhou Enlai im Hintergrund beim
Treffen 1971 in Beijing

Foto: Oliver Atkins, Public domain, via Wikimedia Commons



Und so dauerte es rund zwanzig Jahre bis Henry Kissinger 1971 seine
im nachhinein berühmt gewordene Geheimreise nach Peking antrat und den
Weg für den historischen Besuch Nixons ein Jahr später in der
chinesischen Hauptstadt ebnete. Mit der sogenannten
"Ping-Pong-Diplomatie" verfolgte Washington das Ziel, seine
wichtigsten Feinde, die beiden kommunistischen Megastaaten China und
Sowjetunion, auseinanderzudividieren. Die Rechnung nach dem Motto
"Teile und herrsche" ging auf. Die US-Streitkräfte konnten sich in den
darauffolgenden Jahren vollständig aus dem Vietnamkrieg zurückziehen.
1979 erkannten sich die USA und die Volksrepublik China, angeführt von
Jimmy Carter und Deng Xiaoping, gegenseitig an und nahmen volle
diplomatische Beziehungen auf. Im Zuge dessen ging Chinas Platz als
Vetomacht im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, den bis dahin
Chiang Kai-sheks Republik China innehatte, an die Volksrepublik,
während Taiwan auf den Rang einer Provinz zurückgestuft wurde. Bereits
1975 war der Generalissimo in Taipeh gestorben.
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Deng Xiaoping und Jimmy Carter besiegeln am 31. Januar 1979 die
gegenseitige diplomatische Anerkennung zwischen der Volksrepublik
China und den USA

Foto: National Archives and Records Administration, Public domain, via
Wikimedia Commons



In den folgenden Jahrzehnten hat sich sehr zur Überraschung der
meisten Kapitalismusbefürworter im Westen das kommunistische China,
anfangs durch ausländische Investitionen aus den USA, Japan, Taiwan
und Deutschland, von einem bitterarmen, abgeschotteten Land zur
Werkbank der Welt entwickelt. Im Buch zeichnet Urio ausführlich die
industrielle Entwicklungsgeschichte der Volksrepublik nach, von Maos
gescheitertem Großen Sprung nach vorn über Chou Enlais Vier
Modernisierungen in Landwirtschaft, Industrie, Wissenschaft und
Technologie sowie nationaler Verteidigung, Dengs marktwirtschaftliche
Reformen einschließlich der Schaffung von Sonderwirtschaftszonen in
den Küstenprovinzen, Jiang Zemins Stärkung des staatlichen sozialen
Netzes und Ausbau der Infrastruktur im Landesinnern und Hu Jintaos
Förderung des Informationstechnologiesektors bis hin zu Xi Jinpings
Verkündung des chinesischen Traums eines im friedlichen Austausch mit
aller Welt vernetzten Chinas, das seinen angestammten, im 19.
Jahrhundert abhanden gekommenen Platz als Zentrum der Globalwirtschaft
wieder einnimmt.




[image: Die US-Außenministerin, der Vizepräsident Chinas und der US-Vizepräsident posieren lächelnd vor einem Kamin für die Presse - Foto: State Dept Image by Mark Stewart, Public domain, via Wikimedia Commons]

Hillary Clinton, Xi Jinping und Joe Biden am 14. Februar 2012 beim
Empfang im US-Außenministerium

Foto: State Dept Image by Mark Stewart, Public domain, via Wikimedia Commons



Im Mittelpunkt von Xis "chinesischem Traum" steht die Neue
Seidenstraße, ein Infrastrukturvorhaben beispiellosen Ausmaßes, das
mittels Ausbau von Seehäfen, Autobahnen, Öl- und Gaspipelines und vor
allem Eisenbahnlinien und Schnellzugverbindungen Asien, Afrika und
Europa einander näherbringen und gleichzeitig zahlreiche kulturelle
und wirtschaftliche Synergien entfalten soll. Xis Vision stößt bei den
USA mit ihren zwölf, auf allen Weltmeeren patrouillierenden
Flugzeugträgerverbänden auf wenig Gegenliebe, denn durch die
verschiedenen neuen Landverbindungen Eurasiens, die Chinas Ingenieure
und Bauarbeiter errichten, fallen nach und nach die
Erpressungsmöglichkeiten Washingtons an den maritimen "choke points"
wie der Straße von Malakka zwischen Indonesien und Malaysien, der
Straße von Hormus zwischen Persischem Golf und Arabischem Meer, an Bab
al-Mandab am Horn von Afrika zwischen Indischem Ozean und Rotem Meer,
am Suezkanal sowie an der Straße von Gibraltar flach.
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Karte der Neuen Seidenstraße, die Chinas Handel mit den asiatischen
Nachbarstaaten, Europa und Afrika ankurbeln soll

Foto: Tart, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-
sa/3.0], via Wikimedia Commons



Doch die Wandlung der Washingtoner Perspektive von China als Partner
zu einer von der Volksrepublik als Feind hat sich nicht erst mit der
Übernahme des Präsidentenamts durch den stets selbstbewusst
auftretenden Xi vollzogen. Als China 2005 durch eine bevorstehende
Lösung des Streits um das nordkoreanische Atomenergieprogramm die
militärische Notwendigkeit der Stationierung von Schlüsselkomponenten
des US-Raketenabwehrsystems in Südkorea und Japan, das dem Pentagon
eventuell einen nuklearen Erstschlag gegen die Volksbefreiungsarmee
ermöglichen soll, aus der Welt geschaffen zu haben meinte, machten die
USA in letzter Minute durch den Vorwurf, Pjöngjang bringe über eine
Bank in Makau im großen Stil gefälschte Dollarscheine in Umlauf, die
Verhandlungen in Peking, an denen auch Japan, Russland und Südkorea
beteiligt waren, zunichte. Wie nicht anders zu erwarten stellten
später Finanzexperten der angesehenen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Ernst & Young (EY) fest, die von Stuart Levey, damals der für die
Terrorismusbekämpfung und Geldwäsche zuständige Staatssekretär im
US-Finanzministerium, erhobenen Vorwürfe gegen die Banco Delta Asia in
Makau seien an den Haaren herbeigezogen und entbehrten jeder faktischen
Grundlage. Deswegen gilt Levey seitdem unter Insidern als "Vater der
nordkoreanischen Atombombe".

2008 bauschte der einflussreiche Chefkommentator der New York Times,
Thomas Friedman, die spektakuläre, atemberaubende Eröffnungszeremonie
der olympischen Sommerspiele in Peking, die alles bis dato in den
Schatten stellte, zum zweiten "Sputnik-Moment" auf. Die USA
vergeudeten ihre Energien im sinnlosen "Antiterrorkrieg" der
republikanischen Regierung George W. Bush gegen die Taliban und
sonstige Islamfundamentalistenvereine, während China dabei sei, still
und heimlich Amerikas Führungsrolle in der Welt zu stehlen, so
Globalisierungsapostel Friedman. Kein Wunder also, dass nach der
Amtsübernahme durch die demokratische Administration Barack Obamas
Ende 2008 die wichtigste Initiative seiner Außenministerin Hillary
Clinton darin bestand, 2011 mittels einer Grundsatzrede ausgerechnet
in Pearl Harbor auf Hawaii und parallel dazu eines Artikels in der
renommierten Fachzeitschrift Foreign Affairs das 21. Jahrhundert zu
"America's Pacific Century" zu erklären. Der rhetorische
Fehdehandschuh an die Adresse Pekings ging mit der Verlegung weiter
Teile der US-Militärkapazitäten vom atlantischen in den pazifischen
Raum wie zum Beispiel mit der Errichtung eines dauerhaften Stützpunkts
der US-Marineinfanterie nahe der nordaustralischen Hauptstadt Darwin
einher. Seitdem hört man immer wieder von irgendwelchen "Freedom of
Navigation Operations" der US-Kriegsmarine im Südchinesischen Meer,
die China seinerseits durch die Errichtung von Häfen, Start- und
Landebahnen, Raketenstellungen und Radarstationen auf Korallenriffen
und winzig kleinen Inseln in der Region zu kontern versucht.
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Protestierende besetzen und verwüsten den Legislativrat in Hongkong am
1. Juli 2019

Foto: Tam Ming Keung, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Seit China nach der technologischen Führung in den Bereichen künstliche
Intelligenz, Mikroelektronik, Raumfahrt und Robotik strebt, werden aus
den USA die Stellungnahmen immer aggressiver. Da China inzwischen
jedes Jahr mit Abstand die weltweit höchsten Zahlen bei
Hochschulabsolventen in den Fächern Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaft und Technik (MINT) sowie bei neuen Patenten
aufweist, besteht keine Möglichkeit mehr, die Volksrepublik auf dem
Weg der regulären wirtschaftlich-wissenschaftlichen Konkurrenz
aufzuhalten bzw. einzuholen. Bereits 1998 haben die USA mittels Veto
die Teilnahme Chinas an der Internationalen Raumstation (ISS)
blockiert. Also hat die Volksrepublik im Alleingang eine eigene
Raumstation, die Tiangong, entwickelt, gebaut und sie eigenhändig 2021
in eine Erdumlaufbahn gebracht. Seit Juli dieses Jahres wird die
Tiangong von drei chinesischen Taikonauten durchgehend besetzt. Die
Nationale Raumfahrtbehörde Chinas (CNSA) hat bereits mehrmals Sonden
zum Mond geschickt und von dort Gesteinsproben auf die Erde gebracht.
Für 2049, rechtzeitig zum 100jährigen Jubiläum der Volksrepublik, ist
eine bemannte Mission zum Mars geplant.




[image: Auf dem Deck der auslaufenden Qingdao stehen aufgereiht Mitglieder der chinesischen Kriegsmarine in weißer Uniform - Foto: U.S. Navy photo by Chief Mass Communication Specialist David Rush, Public domain, via Wikimedia Commons]

Der chinesische Zerstörer Qingdao verlässt am 10. September 2006 nach
einem routinemäßigen, viertägigen Hafenbesuch Pearl Harbor auf
Hawaii

Foto: U.S. Navy photo by Chief Mass Communication Specialist David
Rush, Public domain, via Wikimedia Commons



Der Aufstieg Chinas zur wirtschaftlichen Führungsnation erklärt, warum
die letzten Regierungen der USA von Donald Trump und Joe Biden trotz
aller innenpolitischen Differenzen keine Gelegenheit ausließen, die
Volksrepublik als "totalitäres Regime" zu stigmatisieren und die
angebliche Unterdrückung der Buddhisten in Tibet, der Uiguren in
Xingjiang oder der Studenten in der Sonderverwaltungszone Hongkong zu
beklagen. Unter Berücksichtigung aller realen Missstände auf
chinesischer Seite entlarvt Urio die Propagandakampagne in allen drei
Fällen als durchsichtige Verzerrung der Wirklichkeit. Zu Tibet fragt
er, ob die Kritiker Pekings tatsächlich wollen, dass den Menschen auf
dem Dach der Welt die Vorzüge der modernen Zivilisation wie Strom
vorenthalten werden sollen. Zu Xinjiang verweist er unter anderem auf
die Angaben von Jeffrey Sachs, des Wirtschaftsprofessors der New
Yorker Columbia University und Berater des UN-Generalsekretärs Antonio
Guterres, wonach in der muslimisch geprägten Westprovinz Chinas zwar
mutmaßliche terroristische "Gefährder" in behördlichen Sonderanstalten
umerzogen werden, mitnichten jedoch ein "Völkermord" verübt werde, wie
Anfang 2021 von Bidens Außenminister Anthony Blinken behauptet. Was
die "Demokratiebefürworter" in Hongkong betrifft, so weist Urio die
geheimdienstliche Instrumentalisierung sozialer Missstände in der
Wirtschaftsmetropole nach, die viel mehr mit dem althergebrachten
Kapitalismus britischer Prägung als mit polizeistaatlichem
Machtmissbrauch auf Geheiß Pekings zu tun haben. Kein Staat der Welt
hätte solchen gewaltsamen Protesten und Verwüstungen tatenlos
zugesehen, wie sie 2019 die Abgeordneten im Hongkonger Legislativrat
erleben mussten, stellt Urio zu Recht fest.
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Computergeneriertes Bild der Raumstation Tiangong, auf der seit Juli
2022 mehrere chinesische Taikonauten leben und forschen

Foto: Shujianyang, CC BY-SA 4.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Während Urio in der chinesischen Politik einen Pragmatismus erkennt,
der sich sowohl aus Elementen der traditionellen chinesischen
Philosophie als auch der westlichen Moderne speist, sieht er Amerikas
geistige und politische Führung in einem messianischen Gedankenkorsett
gefangen, das sich eine Welt ohne die USA in der Führungsrolle nicht
vorstellen kann und deshalb zu einer Kooperation mit China auf
Augenhöhe unfähig ist. Ungeachtet des Umstands, dass die USA in den
letzten Jahrzehnten nach allen herkömmlichen Kriterien in Sachen
Bildung, Volksgesundheit, Industrie und Infrastruktur weit
zurückgefallen sind, peilen sie unter dem Vorwand des Kampfs
"Demokratie" gegen "Autoritarismus" und eventuell mit Taiwan als
Anlass die direkte Konfrontation mit der Volksrepublik an. Von diesem
selbstmörderischen Kurs rät nicht nur Urio, sondern auch noch der
diplomatische Großmeister Henry Kissinger in seinem jüngsten Buch
"Staatskunst - Sechs Lektionen für das 21. Jahrhundert" dringend ab.
Doch leider sieht es momentan nicht danach aus, als würde Washington
zu dem für Peking absolut unverhandelbaren und von Kissinger
angemahnten Ein-China-Prinzip zurückkehren. Eher deuten die Zeichen in
entgegengesetzte Richtung.

19. September 2022
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STANDPUNKT/497: Oh, arme Ukraine (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Oh, arme UKRAINE

von Günter Buhlke, 12. September 2022



Überraschend besuchte Außenminister Blinken in der vergangenen
Woche Kiew und versprach 2,2 Milliarden USD, ausdrücklich zur
langfristigen militärischen Stärkung der Ukraine, wie die Berliner
Zeitung vom 09.09.2022 berichtet.

Das Versprechen von Blinken passt sich in die bereits zugesagten 15
Milliarden USD ein, die sein Kollege aus dem militärischen Bereich der
US-Regierung, Lloyd Austin, bei einem kürzlichen NATO-Treffen der
Ukraine-Kontrollgruppe im rheinland-pfälzischen Ramstein zugesagt
hatte. Der Verteidigungsminister Austin veranlasste seine anderen
Kollegen aus weiteren NATO-Staaten einen Beitrag zur Waffenlieferung
beizusteuern. NATO-Generalsekretär Stoltenberg und die deutsche
Verteidigungsministerin Lambrecht (SPD) assistierten die finanziellen
Zusagen.

Kreditgelder werden in der westlichen Welt überwiegend mit Zinseszins
belastet. Alle Rechnungen der Rüstungsindustrie und übriger
Lieferanten laufen den üblichen Weg im Rahmen der Kredite.

Mit der Lieferung der Waffen kommen den betroffenen entsendenden
Staaten auch Vorteile zu. Die alten und nicht gebrauchten Waffen
werden verwertet und die Lager können für andere Zwecke geräumt
werden. Das eine oder andere Neue kann in der Praxis erprobt werden.

Die Gelder des Außenministers Blinken sind nicht für den zivilen
Bereich der Ukraine, etwa zur Wiederherstellung von Schulen
Krankenhäusern, Wohnungen, Brücken bestimmt. Für diesen Teil des
Kreditbedarfs stellen Frau von der Leyen und Präsident Biden weitere
Gelder zur Verfügung. Beide Kreditarten gehen jedoch in die
Staatsverschuldung ein. Die funktioniert seit Kolonialzeiten als
bewährte Methode Abhängigkeiten herzustellen.

Die Summe der Auslandsschulden, zuzüglich der staatlichen
Inlandsschulden bremsen den Fortschritt der geschundenen Ukraine. Es
leiden die Förderung der Wirtschaft und der Ausbau des sozialen
Netzes. Die wissenschaftlich-technische Forschung stagniert. Die Töpfe
zur Entwicklung der Bildung und Kultur können nicht ausreichend
gefüllt werden.

In den vergangenen 7 Monaten seit Kriegsbeginn, drängten die
Kernländer der NATO auf schnelle Waffenlieferungen. Nach dem Besuch
von Blinken scheint eine längere militärische Konfrontation ins Kalkül
gezogen worden zu sein. Das kommt den Waffenproduzenten entgegen.

Die Kampftechnik der US-Armee steht ohnehin nach Ende der
Afghanistan-Operation im Standby Modus und Bundeskanzler Scholz
besuchte unlängst eine Waffenschmiede Deutschlands und begutachtete
einen modernen Panzer. Ein Fahrzeug zum Töten und zur Abwehr.

Die Kämpfe in der Ukraine verursachen vor allem menschliche Tragödien,
die nicht heilbar sind. Selbst nach den beiden Weltkriegen wurden die
gewaltigen materiellen Schäden wieder ausgeglichen. Geblieben ist das
Trauma der Angehörigen.

Eine Frage bleibt offen: In der kapitalistischen Welt gilt ein altes
ehernes Gesetz: Kredite gibt es nur gegen Sicherheiten für die
Rückzahlung, unbenommen in welcher geldwerten Form. Ein ausgefeiltes
Ratingsystem wacht darüber und es bestimmt die Höhe der Zinsen. In
Deutschland kümmert sich die Schufa um die Rückzahlungsfähigkeit bei
der Beantragung privater Kredite. Der afghanischen Regierung wurden
gleichfalls für Waffenlieferungen umfangreiche Kredite zugesagt. Das
Land musste seinen staatlichen Goldschatz nach Fort Knox, der
Schatzkammer USA, transferieren. Was hat Präsident Selenskyj als
Sicherheit angeboten und was in seiner "Letter of intent" geschrieben?
Welche Rückzahlungsform verlangen die G7 Staaten für ihre Lieferungen
auf Kredit?

Deutschland zahlte seine letzte Kreditrate aus dem 1. Weltkrieg im
Juni 1990.

Die Kreditkonstruktion für die Ukraine, aber auch die Sanktionspolitik
gegen Russland, bestätigen eine unheilvolle Gleichung: Weltgeschichte
ist Geldgeschichte. Kreditgeschäfte der Banken zielen auf Gewinn.

Ein humaner Imperativ fordert: Waffen müssen in der Ukraine und
anderswo bei bilateralen militärischen Kämpfen zum Schweigen gebracht
und nicht noch geliefert werden. Kompromisse sind, wie Erfahrungen
bezeugen, immer möglich. Sieger-Mentalitäten gehen dagegen
überwiegend mit neuen Problemen einher. Auslandskredite für zivile
Zwecke sind eine andere Hausnummer. Auch das besagen lange Erfahrungen
in der Welt.
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USA - China und die universellen Menschenrechte 

von Günter Buhlke, 10. September 2022



Scheinbar unbesorgt von drohenden Weltkriegs- und Klimagefahren
setzt die Politik ihr Konzept des "Weiter so" fort. Nachdem Präsident
Biden 2022 die Volksrepublik China auf dem NATO-Gipfel in Madrid und
dem Treffen der Führer der G7 in Elmau als seinen Feind Nr. 1 erklärt
hat, wird das ehemalige Entwicklungsland China in den Fokus der
medialen Aufmerksamkeit gesetzt. Die Meldungen verlaufen nach einem
wiederholbaren Muster: Defizite hervorheben, ein möglichst dunkles
Bild zeichnen, die Entwicklungsergebnisse nicht positiv benennen.

Kaum eine Ausgabe der führenden Blätter erscheint, ohne Menschenrechte
in China zu erörtern. Selten werden dabei Defizite der Rechte im
eigenen Land in den Medien besprochen. Beispielsweise Menschenrechte
der Gleichheit und Brüderlichkeit (Art. 1), auf Leben und Sicherheit,
(Art. 3), auf Arbeit (Art. 23) und ähnliche zur Gestaltung eines
würdigen Lebens der Bewohner.

Das hohe Recht auf Leben ohne Kriege wird gegenwärtig von den USA und
Russland bedroht. Kriege brachten seit den Zeiten der Nationenbildung
und kolonialen Erweiterungen in der Welt Unglück und Zerstörung. Die
Kennzeichen des Mittelalters und danach waren Kriege zur Macht- und
Landeserweiterungen. Nach dem 2. Weltkrieg übte Deutschland
Zurückhaltung, aber bei Waffenlieferungen an Krieg führende Länder
eher nicht. Auch nicht bei Mitwirkungen in der militärischen
Organisation der NATO. Der deutsche Wille, am globalen Spiel der
Waffen teilzunehmen, ist ungebrochen. Die Berliner Zeitung vom 15.
August 2022 berichtet, dass die deutsche Luftwaffe mit 13 Maschinen an
Übungen im Indopazifischen Raum im Rahmen der "Rapid Pacific 2022"
teilnimmt. Eine neue Region für das "Verteidigungsministerium". Der
Inspekteur der Deutschen Luftwaffe, Generalleutnant Ingo Gerhartz,
wird mitfliegen. Die Übungen haben die VR-China fest im Blick,
schreibt das Blatt und erwähnt, dass Deutschland für 8 Monate auch die
Führung der "Air Policing Baltikum" übernimmt. Trainingsmöglichkeiten
in Afghanistan, Mali und anderen Regionen wurden gern genutzt. Im
kriegerischen Ukraine-Konflikt wirkt Deutschland nicht ausschließend
friedensstiftend. Waffensysteme können erprobt werden. Die Ukraine
gerät durch Waffenlieferungen in langfristige finanzielle Abhängigkeit
von Deutschland (und den USA und der EU).

Für die zusammenwachsende globale Welt war es eine historische
Errungenschaft, dass sich 1948, nach dem 2. Weltkrieg, die Länder der
Welt auf die "Allgemeine Erklärung der Menschenrechte" der UNO
geeinigt und die Charta mit dem "Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte" 1966 ergänzt
hatten. Die Regierung der USA hat die Ratifizierung des
"Internationalen Paktes Internationaler über wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte" von 1966 noch nicht vollzogen.

Zuvor, in den Ursprüngen der Nationen, waren die Rechte und Pflichten
der Landesbewohner juristisch in Verfassungen und Einzelgesetzen
fixiert worden. Jede Nation souverän für sich. Es ging immer um die
Menschenrechte der Landesbürger gegenüber ihrer eigenen Staatsgewalt
in Gestalt der Monarchen oder republikanischer Regierungen, die in
unterschiedlichen Demokratieformen organisiert sein konnten. In der
repräsentativen oder der partizipativen seit 1917.

Nicht koscher ist es, dass die Menschenrechte seit Beginn des Kalten
Krieges in den Auseinandersetzungen außenpolitisch instrumentalisiert
werden. Betroffen sind vor allem Länder, die einen
nichtkapitalistischen Weg mit dem Menschenrecht auf Selbstbestimmung
einschlagen (Russland, China, Kuba u.v.a. Länder Asiens,
Lateinamerikas, Afrikas).

Das innenpolitische Wirkungsfeld der Menschenrechte wird verlassen.
Ignoriert wird, dass die Menschenrechte von wirtschaftlichen
Entwicklungsprozessen abhängen. So besteht beispielsweise das Problem
beim Recht auf Arbeit oder der Gleichheit in der politischen
Gestaltung des Landes, das in jedem Land für sich zu lösen ist. Ein
hoher Lebensstandard kann erst bei entsprechender Wirtschaftsleistung
erreicht werden. Die ehemaligen Entwicklungsländer haben aus den
Kolonialzeiten und in der kapitalistischen Ära zwangsweise
asymmetrische Entwicklungen erlitten, beklagte der Präsident
Boliviens, Evo Morales. Das Aufholen erfordert Zeit und Veränderungen
in den Austauschbedingungen des internationalen Handels. Zum Beispiel
im Zugang zu Krediten, Veränderung der Kreditbedingungen,
Veränderungen der einseitigen Patent- und Technologiegebühren. Die
jeweiligen Regierungen müssten dafür sorgen, dass die privaten
Wirtschafts- und Finanzunternehmen zur Einhaltung der Menschenrechte
verpflichtet werden. Menschenrechte entstehen und verwirklichen sich
nicht automatisch. Ein für alle Länder verpflichtendes Völkerrecht ist
noch nicht geschrieben. Einzig die Moral veranlasst einzelne Länder in
ihren Handlungen Vernunft und Moral in den internationalen Beziehungen
walten zu lassen.

Die Volksrepublik China hat die Verwirklichung der Menschenrechte als
Ziel in ihre Verfassung aufgenommen. Sie legt in Artikel 33 die
Respektierung und Wahrung der Menschenrechte gemäß der Charta fest.
Das Recht auf Arbeit, auf soziale Sicherheit des Lebens und auf
Gleichheit ist annähernd Realität in China geworden. Die
wirtschaftliche Entwicklung des Landes schafft schrittweise die
Voraussetzungen, weitere Rechte Wirklichkeit werden zu lassen.

Ein gleiches Rechtsempfinden für Menschenrechte kann aus der
Verfassung der USA nicht herausgelesen werden. Die 16 Grundrechte von
Virginia aus dem Jahr 1776 als Basis der Verfassung der USA, gelten
nur für den "guten Teil" der Einwohner. Die Ureinwohner der
USA, die Indianer, erhielten erst 1924 mit dem Erlass des Snyder
Gesetzes den Status von Staatsbürgern. Ihre Rechte auf Land,
Bodenschätze werden weiter beschnitten. Die Nachkommen der Sklaven aus
Afrika leiden weiter unter den Folgen der Apartheid (R. H. Tenbrok,
"Außerdeutsche Verfassungen" und Steve Talbot, "Indianer in den USA").

Die Medien der G7 unter Führung der USA sind besorgt um die
Menschenrechte der Uiguren in China. Zunehmende und Geld aufwendige
"TV-Dokumentationen" nach wiederkehrendem Muster von "gut und böse"
strahlen Defizite der chinesischen Regierung aus, ohne konkrete
Nachweise zu führen. Ideologisch geprägte Konjunktive, künstliche
Konstruktionen und Distanzfotografien sollen Nachweise für
Verletzungen der Menschenrechte erbringen. Reale Fakten fehlen meist.
Unerwähnt bleibt die beachtliche Verbesserung der Lebenslage der
Uiguren (gewachsene Arbeitsmöglichkeiten, Ernährung, Wohnen, Bildung,
Gesundheit etc.). Die Glaubensfreiheit wird von der Verfassung der
Volksrepublik gewährleistet. Nicht aber Terroraktionen oder Absichten
von Abspaltungen vom Staat.

Beim Besuch der Kommissarin für Menschenrechte der UNO, Bachelet, in
China vor einigen Monaten, hat sie keine Dramen von größeren Ausmaßen
angetroffen. Die laut Medien bis zu 120.000 Misshandelten oder
Gefängnisinsassen waren nicht da. Sicher gibt es unzufriedene Uiguren
und sicher befinden sich einige in Gefängnissen. Ein Fakt der in allen
Ländern anzutreffen ist.

An welchen Stellschrauben wird Präsident Biden in der kommenden Zeit
drehen, um die Spannungen zu seinem öffentlich erklärten Feind China
zu erhöhen? Gemeinsame Militärmanöver USA/Taiwan, sind bereits
angekündigt. Die UNO und der übergroße Teil der Staaten der Welt sehen
Taiwan als Teil der chinesischen Volksrepublik. Taiwan ist mit rund
36.000 Quadratkilometern halb so groß wie der Bundesstaat Bayern.

Der Klimawandel des Erdballs erfordert schnelle praktische
Anstrengungen aller Länder. Die Ziele des Pariser Abkommens sind beim
gegenwärtigen Stand der politischen Maßnahmen in Gefahr, nicht
erreicht zu werden. Die Kämpfe in der Ukraine provozieren atomare
Verwicklungen, allein durch nicht verschonte Atomkraftwerke.

Alle haben einen Anspruch auf das Menschenrecht zu leben.
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Lob des Zorns

von Helmut Ortner, 5. September 2022



Der Zorn hat keinen guten Ruf. Höchste Zeit, ihn vom Makel des
Destruktiven zu befreien. Zorniger Geist verachtet Dummheit, Gewalt
und Despotismus. Er setzt auf andauernden Streit, auf konstante
Auseinandersetzung und Aufklärung. Deshalb ist er für unsere
Demokratie so unerlässlich.

Der Zorn hat keinen guten Ruf. Wenn bis vor kurzem davon die Rede war,
erweckte das Wort in uns allenfalls antiquierte Assoziationen wie den
"Zorn Gottes" oder wir haben das Wort im Sinn von Jähzorn
gebraucht, einer Unbeherrschtheit, die wir allenfalls widerspenstigen
Kindern zubilligen. Zu beobachten ist: wo es zu individuellen und
kollektiven Zornesausbrüchen kommt, treten häufig Begriffe wie Wut und
Empörung an die Stelle des Zorns. Wut und Empörung - so etwas wie die
mutlosen Schwestern des Zorns?

Der Gebrauch des Wortes Zorn bleibt häufig unscharf. Da hilft
vielleicht die Sache selbst etwas schärfer zu fassen. Zorn ist
zunächst ein Stellvertreter für ein weites Feld von Emotionen. Wie
kann man aber dieses Feld einteilen? Wie verhalten sich zum Beispiel
Wut, Hass und Zorn zueinander? Sind es Synonyme oder bezeichnen sie
klar definierbare Unterschiede im Gefühl? Stehen Ärger, Empörung, Wut
und Zorn vielleicht in einem Steigerungsverhältnis zueinander? Wann
aber ist der Zorn ein gerechter? Wann ist er blind und destruktiv?
Wann nur Attitüde und Pose - wann Ausdruck einer Haltung?

Zorn ist allgegenwärtig. Er ist ein Bestandteil unserer Existenz.
Solange er individuell daherkommt, mag er für die Nächsten eine Plage
sein, aber er erschöpft sich im Privaten. Anders verhält es sich mit
dem kollektiven Zorn, seine Dynamik hat die Kraft der Rebellion, die
nicht unbedingt auf Ausgleich und ein friedliches Ende aus ist. Jede
Gesellschaft - die politische Herrschaft ohnehin - bemüht sich um die
Zähmung des Volks-Zorns. Riskant wird es für die Mächtigen
dort, wo das gemeinsame Erlebnis den Zorn aus dem Käfig der privaten
Einsamkeit befreit, wo sich Protest und Parolen verdichten, wo Rufe
lauter und Forderungen radikaler werden.

Schon das Verhältnis zwischen Empörung und Zorn ist eindeutig schwer
zu bestimmen. Beide Gefühle sind eng benachbart und können
ineinandergreifen. Christoph Demmerling und Hilge Landweer, die sich
in ihrem Buch Philosophie der Gefühle[1] mit dem Zorn und
anderen Aggressionsaffekten beschäftigt haben, nennen einige
hilfreiche Kriterien zur Differenzierung. "Das Gefühl des Zorns muss
ein personales Objekt besitzen, es muss jemanden geben, dem gezürnt
wird. Sodann sind es im Fall des Zorns häufig der Zürnende selbst oder
zumindest ihm Nahestehende, die durch das Unrecht geschädigt wurden,
um derentwillen Zorn empfunden wird. Beide Bedingungen gelten für
Empörung nicht unbedingt." Während also Empörung noch vage sein kann
in der Zuschreibung von Verantwortung und kausaler Zuständigkeit,
übertroffen nur noch von einer diffusen "Betroffenheit", muss im Zorn -
 so die Autoren - der Gegner bereits identifiziert sein. "Gezürnt
werden kann nur jemandem".

Was aber die Empörung auslöst, die Wut aufkommen lässt und den Zorn
mobilisiert, das wiederum scheint auch mit unseren jeweilig
gesellschaftlich grundierten Erfahrungen von Moral verbunden zu sein.
Und die Moral, das wissen wir, ist eine prekäre Angelegenheit. Sicher:
jeder Begriff von Norm setzt bereits eine Generalisierung voraus, aber
für den Einzelnen können diese ganz unterschiedliche Autorität
besitzen. Voraussetzung ist die subjektive Handlungsfreiheit, die
Fähigkeit eines Menschen, zu erkennen, zu beurteilen, ob etwas seinen
Moralvorstellungen zufolge richtig ist, und entsprechend zu handeln.
Es ist die Fähigkeit, Nein zu sagen.

Die subjektiven Gefühle und Handlungsmaximen freilich sind kaum zu
vereinheitlichen: wo der eine augenblicklich in Wut gerät, ein anderer
sich öffentlich lauthals empört, konstituiert sich bei einem weiteren
nichts als kühler Zorn. Wut, darauf weist auch Wolfgang Sofsky in
seinem erhellenden "Buch der Laster"[2] hin, mag ungestüm, laut
und maßlos sein, aber sie verpufft oder verraucht auch rasch. "Wut ist
ein Ereignis, eine Eruption. Sie reißt mit großer Geste alles um,
schlägt mitunter blind um sich. Wut ist wie ein heftiger innerer
Überfall. Anders der Zorn. Er hat einen langen Atem." In unserem
Kulturkreis ist durchaus eine klare Zuordnung erkennbar: Hass gilt
"fast immer als schlecht, Wut als unbeherrscht, Zorn dagegen kann
'gerecht' sein". Im allgemeinen Werteempfinden wird dieser "gerechte
Zorn" durchaus akzeptiert.

Klima-Katastrophe, Kriege, Flucht, Hunger - an Zorn-Anlässen besteht
kein Mangel. Es findet sich eine neue Art von Volkszorn, die von den
politischen und wirtschaftlichen Eliten gerne als zerstörerische
Energien junger Menschen missverstanden - oder denunziert? - wird. Wer
den Protest-Bewegungen das Politische und das Soziale abspricht und
auf eine tiefenpsychologische Grundkraft reduziert, der ignoriert
freilich die produktive Potenz des Zorns - individuell und
gesellschaftlich. Freilich: Gilt das auch für die Randale militanter
Polit-Hooligans, die unter wechselnden Namen und Parolen als neuer
Prototyp des Zornigen die politische Arena betreten?
Capitol-Erstürmung, Pegida-Pöbler oder Corona-Leugner: die
"Protest-Legitimation" des wütenden Wutbürgers speist sich aus seiner
Wirklichkeitsverleugnung und aus den kollektiven Echo-Räumen, in denen
er sich mit Gleichgesinnten dauererregt austauscht und seinen Wut-Akku
auflädt.

Wir erinnern uns: Als letzte nationale Hoheitszeichen schwenkten in
deutschen Städten rechtslastige Pegida-Wutbürger Montag für Montag
schwarz-rot-goldene Fahnen und brüllten nationale und faschistoide
Parolen: "Deutschland gehört uns!" und "Ausländer raus!". Ein
Protest-Event zwischen Panik und Paranoia. Ging es hier um die in der
eigenen Heimat empfundene Heimatlosigkeit, um Globalisierungsfurcht?
Kurz, um Verlust- und Verliererängste. Der britisch-indische Autor
Pankaj Mishra versucht in seinem Buch Das Zeitalter des
Zorns[3] eine Erklärung dafür, wie diejenigen, die im Prozess der
Globalisierung nicht zu den Gewinnern gehören, anfällig für Demagogen
sind. Alle, die zurückgelassen werden und sich ausgegrenzt fühlen,
reagierten immer auf die gleiche Weise: mit Hass auf erfundene Feinde,
dem Heraufbeschwören von Untergangs-Szenarien und der
Selbstermächtigung durch Gewalt. Das Fremde wird als Bedrohung erlebt.
Daraus resultiert Angst, Wut - und mitunter auch langlebiger Zorn.

Halten wir fest: Der Zorn kommt in vielfältiger Gestalt daher
und ist beileibe nicht immer produktiv und zukunftsorientiert. Er kann
Ausdruck sowohl einer kritisch-produktiven Geistes- und
Emotionshaltung sein, die sich mit der Welt und ihren Zumutungen so
nicht abfinden und befrieden will, aber auch Ausdruck einer Haltung,
die oft den Nebenschauplatz, etwa einer verlorenen geglaubten Kultur,
zum Hauptkampfplatz macht. Wut und Hass haben keine gesellschaftliche
Verortung, sie sind politisch heimatlos. Aber sie sind beinahe immer
fanatisch, egomanisch und destruktiv.

Keine Frage, auch der Zorn steht immer in Gefahr, nicht klug zu
agieren. Es geht also darum, die produktiven Seiten des Zorns sichtbar
zu machen und den Zorn vom Makel des Destruktiven zu befreien. Kurzum,
es ist höchste Zeit, den guten Ruf des Zorns wieder herzustellen und
zu verteidigen.

Zorniger Geist verachtet Dummheit und Terror. Er setzt nicht auf
blinde Gewalt, sondern andauernden Disput, auf konstante
Auseinandersetzung. Zorn, heißt es bei de Tocqueville, "kann man nicht
einsperren, teilen oder exportieren". Zorn sucht den konstruktiven,
oft auch zähen Diskurs. Deshalb ist er für unsere Demokratie so
unerlässlich.


Quellen:

[1]  Demmerling, Christoph / Landweer, Hilge, Philosophie der
Gefühle. Von Achtung bis Zorn, Stuttgart 2007

[2] Sofsky, Wolfgang, Das Buch der Laster, München 2009

[3] Mishra, Pankaj, Das Zeitalter des Zorns - Eine Geschichte
der Gegenwart, Frankfurt 2017

Helmut Ortner ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung.
Er hat zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in über 14 Sprachen
erschienen sind. Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte der
Todesstrafe", mit einem Nachwort von Bundesrichter a. D. Prof. Dr.
Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.
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AUSSICHTEN/9042: Und morgen, den 2. Oktober 2022 (SB)

+++ Vorhersage für den 02.10.2022 bis zum 03.10.2022 +++
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PORTRAIT/021: Der russische Agrarwissenschaftler und Sozialrevolutionär Alexander Tschajanow (DER RABE RALF)


DER RABE RALF

Nr. 227 - Dezember 2021/Januar 2022

Die Berliner Umweltzeitung

PORTRÄT


"Er war ein ganz Großer"


Vor über 80 Jahren wurde der russische Agrarwissenschaftler Alexander
Tschajanow ermordet

von Johann Thun



Am Ende gab der Beschuldigte alles zu: Ja, er sei einer der
Mitbegründer der oppositionellen 'Partei der werktätigen Bauern'
gewesen. Ja, er habe das Sowjetsystem stürzen wollen. Und ja, er habe
auch für das feindliche Ausland spioniert. Das Urteil war schnell
gefällt: Schuldig im Sinne der Anklage. Am 3. Oktober 1937 wurde
Alexander Wassiljewitsch Tschajanow hingerichtet. Freunde des
Stalinismus wird es vielleicht überraschen, aber heute wissen wir,
dass er unschuldig war. Alle aufgezählten Anklagepunkte waren frei
erfunden. Der renommierte Wissenschaftler und Literat musste sterben,
weil er für einen humanen und freiheitlichen Agrarsozialismus eintrat.
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Alexander Tschajanow (1888-1937) als 22-jähriger Student
Foto: Autor/in unbekannt, unknown author, gemeinfrei
via Wikimedia Commons




Leben und Tod eines Volksfreunds

Tschajanow wurde am 7. Januar 1888 in Moskau geboren und studierte
am dortigen Landwirtschaftsinstitut. Nach einigen
Auslandsaufenthalten, die ihn auch nach Deutschland führten, wurde er
1918 in seiner Heimatstadt Professor für Agrarwissenschaft. Während
der Revolutionen 1917 und 1918 bewegte er sich im Umkreis der
Genossenschaftsbewegung. 1921 heiratete er Olga Gurjewitsch, mit der
er zwei Söhne hatte. Sein Denken war schon früh von Alexander Herzen
und von der sozial-revolutionären Bewegung der 'Volksfreunde'
('Narodniki') geprägt. Als Ideal wurde ein quasi-anarchistischer
Sozialismus propagiert, der sich 'von unten' organisieren sollte und
sich an die bäuerliche Klasse Russlands richtete.

Das Festhalten an diesen Ideen führte dazu, dass Tschajanow den
orthodoxen Vertretern des Realkommunismus schnell ein Dorn im Auge
wurde. Als Stalin 1927 an die Macht kam, war Tschajanow vogelfrei. Da
er sich öffentlich gegen die gewaltsame Kollektivierung der Bauern
aussprach, wurde er als Professor entlassen und 1930 verhaftet. In
einem Schauprozess wurde er zu Haft und Verbannung, später zum Tode
verurteilt - und zur Vergessenheit.

Das weitere Schicksal der russischen Bauernschaft ist bekannt: Die zu
'Kulaken' erklärten selbstständigen Landwirte wurden deportiert oder
gleich erschossen, alle anderen Bauern wurden zu rechtlosen
Landarbeitern degradiert und in Kolchosen gezwungen. In der darauf
folgenden Hungersnot starben mehrere Millionen Menschen. Die
Vernichtung des Bauernstands in Russland war ein 'Erfolgsmodell', das -
wenn auch mit weit weniger Opfern - später in die DDR exportiert
wurde.

Die bäuerliche Familienwirtschaft

Wie die meisten Linken vor und nach ihm konnte Karl Marx mit den
Bauern nicht viel anfangen. Im besten Fall waren sie für den Begründer
des 'wissenschaftlichen Sozialismus' unterentwickelte Habenichtse, im
schlimmsten Fall Teil einer reaktionären Klasse von Grundbesitzern,
die dem kollektiven Fortschritt im Wege standen. Ganz anders
Tschajanow, der zu den Vertretern jenes 'anderen Sozialismus' zu
zählen ist, an den heute auch keiner mehr so recht zu glauben scheint.
Vor allem Landwirte werden darunter nichts weiter als eine (vielleicht
höflichere) Form von Enteignungspolitik vermuten. Das ist allerdings
ein Irrtum. Wie kaum ein anderer Agrarwissenschaftler hat der Russe
den von konservativen Parteien so gerne beschworenen bäuerlichen
Familienbetrieb ins Zentrum seiner Überlegungen gestellt.

Dazu sagte der linke Agrarwissenschaftler Onno Poppinga dem Raben
Ralf: "Mit seinem Buch 'Die Lehre von der bäuerlichen Wirtschaft'
(1923, Nachdruck 1987) hat Tschajanow eine Schrift vorgelegt, die als
wohl erste die charakteristischen Merkmale einer von Bauernfamilien
getragenen Landwirtschaft herausgearbeitet hat. Streng empirisch
vorgehend hat er verständlich machen können, warum eine
familienbäuerliche Landwirtschaft im Vergleich zu kapitalistischen
Agrarunternehmen so anders und so eigenständig funktioniert. Im
Gegensatz zur Auffassung von Marx kann er zeigen, dass eine
familienbäuerliche Landwirtschaft eben nicht der Rest einer überlebten
Wirtschaftsform ist, sondern dass sie veränderte Techniken und
Marktverhältnisse in hervorragender Weise aufnehmen und nutzen kann.
Kurzum: Familienbäuerliche Landwirtschaft kann sehr produktiv sein."

Da die meisten heutigen Agrarwissenschaftler im Bauern nichts weiter
als einen nach Gewinn strebenden Unternehmer sehen wollten, so
Poppinga weiter, sei für sie "jedes eigenständige Handeln von Bauern
und Bäuerinnen nur ein störendes Moment, ein 'Hemmfaktor'. Weil sich
die meisten Bauern aber auch noch am langfristigen Überleben ihrer
Familie und ihres Betriebes und nicht nur am Gewinn orientierten,
"bleiben bestimmte Reaktionen der Bauern für heutige Agrarökonomen
gänzlich unverständlich". Tschajanow gehört somit zu den wenigen
Ökonomen, denen es wirklich gelungen ist, die bäuerliche Art des
Wirtschaftens zu verstehen. Deshalb ist er, wie Poppinga betont, "eben
ein ganz Großer".

Im Land der bäuerlichen Utopie

Wer nun wissen will, wie Tschajanow sich eine bessere Zukunft für die
Landwirtschaft vorgestellt hat, ist auf sein fiktionales Werk
angewiesen. Denn er war nicht nur ein exakt arbeitender
Wissenschaftler, sondern auch ein Kunstsammler und feinsinniger
Schriftsteller.

1920 erschien sein Kurzroman "Reise meines Bruders Alexej ins Land der
bäuerlichen Utopie". Hier führt uns der Autor eine alternative Zukunft
Russlands im Jahr 1984 vor. Im Roman hat es tatsächlich eine
Bauernpartei gegeben, die das Schicksal der russischen Revolution für
sich entschieden hat. Obwohl nun eine Art dezentraler Sozialismus
vorherrscht, wurden die Familienbetriebe nicht enteignet, sondern zu
den tragenden Säulen der Ernährungsproduktion gemacht. Die Gegensätze
zwischen Stadt und Land sind aufgehoben und die Industrie hat sich an
die Lebensweise der Menschen angepasst - und nicht umgekehrt. Der
Roman, in dem Elemente von Science Fiction und politischem Kommentar
verbunden und mit einer kräftigen Portion Humor gewürzt werden, lässt
offen, ob nicht alles doch irgendwie satirisch zu verstehen ist. Die
Grundgedanken sind aber sicherlich ernst gemeint, und ein
Lesevergnügen ist der Text allemal. Henri Mendras, ein französischer
Agrarsoziologe, der in den 1970er Jahren mit seiner These über das
'Ende der Bauern' für Aufsehen sorgte, wurde durch Tschajanows Buch zu
einer eigenen Erzählung angeregt. Sie trägt den Titel "Eine Reise ins
Reich der ländlichen Utopie" (1980) und ist eine Aktualisierung
Tschajanows aus einer 68er-Perspektive.

Tschajanow lesen

Wer sich heute mit den Schriften Tschajanows beschäftigen will, ist
vor allem auf Bibliotheken und Antiquariate angewiesen. Während man
die "Reise meines Bruders" (Syndikat, 1987) noch günstig gebraucht
erstehen kann, kostet die Neuauflage der "Lehre von der bäuerlichen
Wirtschaft" sagenhafte 220 Euro. Der von Eberhard Schulze 2001
herausgegebene Band "Alexander Wasiljewitsch Tschajanow: die Tragödie
eines großen Agrarökonomen" kann kostenfrei als PDF-Datei beim
Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien
(IAMO) in Halle bezogen werden. Der Band ist vor allem deshalb
lesenswert, weil er eine gute Einführung und zahlreiche Übersetzungen
der Verhörprotokolle enthält.


Weitere Informationen:

nemesis.marxists.org

(Tschajanow, Reise meines Bruders Alexej)

www.iamo.de

(Publikationen - Studies)



Anmerkung der SB-Redaktion:

Ein Interview von Johann Thun mit Onno Poppinga, DER RABE RALF Nr. 229, ist
im Schattenblick zu finden unter:

Infopool / Politik → Ernährung →

FRAGEN/063: Sind Bauern rechts? Der Agrarwissenschaftler Onno Poppinga (DER RABE RALF)

www.schattenblick.de/infopool/politik/ernaehr/perf0063.html
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INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





TIERGESCHICHTEN/020: Papagei einerlei ... (SB)



Es ist nicht leicht, das kleinste von fünf Kindern zu sein. Davon war
jedenfalls Sünje überzeugt. Eigentlich hatte sie es wirklich gut in
ihrem Zuhause, aber sie wünschte sich schon lange ein eigenes
Haustier. Ihre Mutter war davon nicht begeistert, denn die Familie
lebte bereits mit vielen Tieren zusammen. Da schnurrten die Katzen,
bellten die Hunde, gackerten die Hühner, krakeelten die Wellensittiche
und dann schwammen auch noch die bunten Fische im Aquarium.

"Mama, ich möchte auch ein Tier, um das ich mich kümmern kann, das mir
gehört, alle anderen haben doch auch eines, Tanja hat sogar zwei",
beschwerte sich Sünje.

"Nun, langsam wird es bei uns ziemlich eng und ich muss dir sagen,
dass mir meine Kinder und die Tiere schon ausreichen. Noch ein Tier?
Oh nein, mein Schatz, versteh mich doch", bemühte sich die Mutter zu
erklären. "Aber ich mache dir einen Vorschlag. Wie wäre es, wenn du
dir die Versorgung der Wellensittiche mit Tanja teilst?"

"Du meinst, ich könnte mich um Max kümmern und sie um Moritz?", etwas
ungläubig sah Sünje ihre Mutter an.

"Ja, genau das meine ich. Tanja ist alt genug und wird das verstehen,
da bin ich mir sicher. Aber wir werden sie natürlich fragen, ist das
gut so?"

"Hmmm, ja", Sünje runzelte die Stirn, freute sich aber dann doch, "ja,
Mama, dann kann ich ihm das Sprechen beibringen!"

Tanja hatte nichts dagegen, dass ihre kleine Schwester sich um Max
kümmerte. Sünje lernte schnell, was es alles zu bedenken gab beim
Füttern und beim Reinigen des Käfigs. Bald begann sie mit den
Sprachübungen. Sie hockte sich vor den Käfig und wiederholte in
unendlicher Geduld "Max, Mmmaax, Max, sprich mir nach, ist ganz
leicht, Max, Mäxchen, Maax, Max." Tanja schmunzelte, dann aber
ging ihr dieses ewige "Max-Rufen" auf die Nerven.

"Mensch, Sünje, Wellensittiche sprechen nicht, das sind die Papageien,
die das können. Hör schon endlich auf, du gehst mir auf den Keks!",
schimpfte sie dann irgendwann doch.

Sünje war wütend und traurig, aber sie ließ sich nicht überzeugen.
Jeden Tag hörte man sie liebevoll und geduldig dem kleinen
Wellensittich seinen Namen vorsprechen. Jetzt allerdings achtete sie
darauf, dass ihre große Schwester Tanja nicht in der Nähe war. Das
Schönste aber war, dass Sünje den Kleinen richtig liebgewonnen hatte
und die Sehnsucht nach einem eigenen Haustier völlig verschwunden war.

Eines Nachts schreckte Sünje von einem lauten Poltern hoch. Sie langte
nach ihrer Taschenlampe und leuchtete das Zimmer aus. Tanja schien
nichts gehört zu haben, sie lag ruhig in ihrem Bett. Dann fiel der
Lichtkegel auf den Boden und dort lag Sünjes Puppe, die eigentlich
oben auf dem Regal wohnte. Sünje richtete die Taschenlampe dort hin
und sah - eine graue, sehr große Maus!

Empört rief Sünje: "Hast du etwa meine Lieblingspuppe vom Regal
gestoßen?" - "Tja, kann schon sein, ist ziemlich voll hier oben,
lauter Gerümpel!", versuchte die Maus zu erklären.

"Häh? Hast du gerade mit mir gesprochen?" - "Mensch, Kind, war das
nicht deutlich genug?", pöbelte die reichlich
freche Maus.

"Doch, doch, sicher, aber, aber, Mäuse sprechen doch nicht", flüsterte
Sünje, die nicht wollte, dass ihre Schwester wach wurde.
"Also, dann wäre das schon mal geklärt. Nun könntest du mir helfen.
Ich suche nach Käse in diesem Haus. Irgendwo muss es hier welchen
geben, das rieche ich! Zeigst du mir den Weg?"

Das Mädchen war so erstaunt, dass es nur nickte, die Hausschuhe anzog
und mit der Taschenlampe den Weg in die Küche antrat. Die Maus zögerte
keine Sekunde und folgte ihm. Sie mussten über den Flur an der Wohnzimmertür
vorbei und da geschah es. Die Hauskatze sprang auf und stürzte sich auf die
Maus, der es im letzten Moment gelang, auf Sünjes Rücken zu springen.
Erschrocken blickte sie nun über die Schulter des Mädchens und flüsterte
in ihr Ohr: "Beschütze mich, bitte!"

Sünje verscheuchte die Katze und sperrte sie im Wohnzimmer ein. Dann
setzte sie ihren Weg in die Küche fort mitsamt Maus auf dem Rücken.
Wie gewünscht holte sie den Käse aus dem Kühlschrank, stellte ein
Tellerchen hin und schnitt ein paar Stückchen aus dem Käse heraus, um
sie auf den Teller zu legen.




[image: Die große Maus hält ein Stückchen Käse in den Pfoten - Buntstiftzeichnung: © 2022 by Schattenblick]

Maus lässt sich den Käse schmecken
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Die Maus hüpfte auf den Tisch, hockte sich vor die Käsestücke und
begann zu schmausen. "Mmmmh, lecker, nach so einem Schreck genau das
Richtige."

"Sag mal, wo kommst du her oder wie kommst du in unser Haus?" -
"Blöde Frage, wie Mäuse eben in Häuser kommen, ganz einfach. Nun lass
mich in Ruhe essen, hab nämlich einen Mäuseappetit."

Das kleine Mädchen fand, dass die Maus sich recht unverschämt benahm,
sagte aber nichts. Nach einer Weile fasste es einen Entschluss.
"Sag mal Maus, willst du mein Haustier sein?"

"Was, bist du verrückt, nein, nein, vielen Dank, aber das möchte ich
ganz bestimmt nicht", entsetzt lehnte sich die nun satte Maus zurück.
"Warum denn nicht?" - "Na, ganz einfach, meinst du ich hätte Lust,
in einem Käfig gefangen zu sein, ne, ne nicht mit mir, dazu ist
mir meine Freiheit zu kostbar. Kommt nicht in Frage, Mädchen!"

"Aber bei mir wärst du vor der Katze in Sicherheit!", versuchte Sünje
die Maus zu überzeugen. - "Kann schon sein, aber dann bin ich lieber
mal in Gefahr und versuche zu entkommen, als dass ich eingesperrt
leben muss, nein, nein, niemals!"

Das kleine Mädchen wollte gerade noch etwas sagen, doch die Worte
blieben ihr im Halse stecken. Da wo gerade noch die große, graue Maus
saß und sich an dem Käse gütlich tat, war nur noch ein durchsichtiger
Nebel zu erkennen, der sich bald ganz auflöste, Sünje griff dort
hinein, sie wollte die Maus festhalten, doch da war nichts und
plötzlich wurde sie in diesen Nebel hineingesogen ...

Mit einem lauten Schrei erwachte sie, Tanja stand schon neben ihrem
Bett, nahm sie in den Arm und streichelte ihr über den Rücken: "Na
Sünje, hattest du einen Albtraum?" Sünje schluchzte, schlang die Arme
um den Hals ihrer großen Schwester und weinte leise.

"Na komm, Sünje, nun ist er ja vorbei und du bist in Sicherheit.
Willst du erzählen, was du geträumt hast?" - "Nein, lieber nicht,
ich versuch mal wieder einzuschlafen. Danke Tanja",
murmelte sie und kuschelte sich unter ihre Decke. Tatsächlich schlief
sie dann rasch ein.

Am folgenden Tag saß das kleine Mädchen vor dem Vogelbauer und
begrüßte ihren Max. Es war sehr nachdenklich und betrachtete den
Wellensittich. "Na, Sünje, was bedrückt dich?", wollte ihre Mutter
wissen, als sie ihre Tochter so traurig dasitzen sah.

"Mama, meinst du, Max möchte lieber frei sein, ich meine, nicht hier
in einem Käfig sitzen?" - "Nun, ja, das denke ich. Aber ihr Kinder
habt euch so sehr diese Vögelchen gewünscht, da haben Papa und ich
sie für euch angeschafft." - "Ja, das stimmt. Glaubst du, wir
könnten sie ab und zu mal in der Wohnstube fliegen lassen?"




[image: Ein grünbunter Wellensittich im Flug - Buntstiftzeichnung: © 2022 by Schattenblick]
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"Ich denke das wird möglich sein. Ihr, also du und Tanja, müsstet dann
aber die ganze Zeit dabei sein und aufpassen, dass die Katzen nicht
hereinkommen können. Das wäre mir dann doch zu gefährlich für die
kleinen Vögelchen."

Sünje lächelte erleichtert und teilte diese Neuigkeit den
Wellensittichen Max und Moritz mit. Dann reinigte sie den Käfig und
hängte noch einen Hirsekolben hinein. Max hüpfte aufgeregt auf seiner
Stange hin und her und blieb plötzlich ganz ruhig sitzen. Verwundert
betrachtete Sünje sein Verhalten. Dann hörte sie ganz deutlich:
"krlmäx, krlmäx, krlmäx". Sünje klatschte in die Hände und lachte: "Du
kannst ja doch sprechen!" - "Na klar, aber das bleibt unser
Geheimnis."

Ende
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/148: Flügelforschung ... (SB)



Libellen sind schon seit ca. 200 Millionen Jahren auf der Erde
anzutreffen. Bis heute haben sich viele weitere Arten entwickelt und
man darf wohl sagen, dass sich ihre Überlebenstechnik als erfolgreich
erwiesen hat. Im Insektenreich fallen sie durch ihre geschickten
Flugkünste auf. Sie können in der Luft auf der Stelle verharren,
ungeheuer schnell fliegen, kurze, abrupte Wendemanöver vollziehen und
einige Arten beherrschen sogar das Rückwärtsfliegen.
Sehen wir uns diese Insekten, insbesondere ihre Flugtechnik, einmal
etwas genauer an. Die Libellen faszinieren Menschen nicht nur, sondern
sie dienten und dienen immer noch als Vorbild für verschiedene
Erfindungen. Da es sehr viele Libellenarten gibt, wenden wir uns hier
beispielhaft der Blaugrünen Mosaikjungfer (Aeshna cyanea) zu. Sie
gehört zur Familie der Edellibellen (Unterordnung: Großlibellen
(Anisoptera)) und ist in den mitteleuropäischen Ländern weit
verbreitet.


Ein ganz spezieller Insektenflug

Die Spannweite einer Blaugrünen Mosaikjungfer kann von 9,5 bis 11
Zentimeter betragen. Ihre Flügelpaare, Hinter- und Vorderflügel, sind
nahezu gleich groß und können getrennt voneinander bewegt werden.
Diese Besonderheit ermöglicht es den Libellen, die oben erwähnten
Flugmanöver durchzuführen.




[image: Die Libelle von oben betrachtet - Das feine Adernetz der Flügel ist zu erkennen - Foto: © 2022 by Schattenblick]

Blaugrüne Mosaikjungfer
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Ihre Flügel sind oft nahezu durchscheinend und mit einem weiten Netz
von Flügeladern durchzogen. Das verleiht ihnen eine hohe Stabilität.
Außerdem setzt die Flugmuskulatur bei ihnen direkt an den Flügeln an,
was eine rasche Steuerung der einzelnen Flügelpaare ermöglicht.
Die Facettenaugen der Großlibellen sind im Unterschied zu denen der
Kleinlibellen sehr groß und es scheint, als würden sie in der Mitte
zusammenstoßen. Doch bleibt zwischen ihnen stets ein kleiner
Zwischenraum, damit ist ihnen ein sehr weites Sichtfeld nach vorn und
zu den Seiten gegeben, was ihnen beim schnellen Fliegen und
Orientieren zugutekommt.




[image: Die Augen der Libelle liegen dicht beieinander und sind auffallend groß - Foto: © 2022 by Schattenblick]
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Sie erreichen Geschwindigkeiten von bis zu 50 km/h (Stundenkilometer),
was bei der Jagd auf andere Insekten nützlich ist; die Blaugrüne
Mosaikjungfer zählt zu den räuberischen Insekten. Im Vergleich zu
Stubenfliegen oder Bienen mit ca. 200 Flügelschlägen pro Sekunde
erscheint es erstaunlich, dass sie mit nur 30 Flügelschlägen pro
Sekunde diese Geschwindigkeit erreicht. Die Flugfertigkeit der
Libellen hat schon vor hunderten Jahren viele Menschen begeistert.
Auch Wissenschaftler wollten herausfinden, welche körperlichen
Gegebenheiten diese Insekten zu den diesen Flugkünsten befähigen.


Die Flügel der Libelle als Forschungsprojekt

Mit den heutigen technischen Möglichkeiten gelang es, die fast
durchscheinenden Libellenflügel mit einem starken Licht- oder einem
Elektronenmikroskop zu untersuchen. Dabei kamen Wissenschaftler zu
erstaunlichen Erkenntnissen. Schon mit bloßem Auge sind die feinen
Äderchen, die den Flügel gleich einem Netz durchziehen, zu erkennen.
Nähere Untersuchungen ergaben nun, dass die Verbindungen oder
Knotenpunkte dieses Netzes aus einem bestimmten Eiweiß bestehen, dem
Resilin. Es hat die Eigenschaft elastisch zu sein und wie Gummi zu
wirken.
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Der Libellenflügel ist von einem feinen Adernetz durchzogen.
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Auf diese Weise wird das Flügeladernetz insgesamt elastisch. Ihre
Flügel sind durch die feste Struktur der Flügeladern und ihrer
elastischen Verbindungsknoten also gleichzeitig stabil und beweglich.
Beim schnellen Wechsel der Flugrichtung passt sich die Flügelform an
und das ist gut, denn wären ihre Flügel starr, würden sie der
Belastung eines raschen Richtungswechsels nicht standhalten und
brechen.


Flügel mit antibakterieller Wirkung

Bei neuesten Forschungen am Libellenflügel stießen Wissenschaftler auf
eine erstaunliche Besonderheit: die Flügeloberfläche der Libellen
wirkt antibakteriell. Das bedeutet, das Bakterien, die sich dort
ansammeln, alsbald vernichtet werden. Materialforscher machten sich
mit modernster Technologie daran, die Flügeloberfläche der Libellen
daraufhin ganz genau zu untersuchen. Sie fanden dort winzige,
abgestumpfte Stachel dicht an dicht angeordnet. Mit dem Begriff
"Nanosäulen" wird verdeutlicht, wie klein sie sind: ein Millimeter,
den wir gerade noch gut erkennen können, enthält eine Million
Nanometer! Oder anders: 1mm = 1.000.000 nm. Unmöglich einen Gegenstand
von Nanometergröße mit bloßem Auge sehen zu können. Das Interesse der
Forscher ist groß, weil sie auf Basis dieser Erkenntnis Folien
herstellen wollen, die ebenfalls antibakteriell wirken sollen. So
könnten Lebensmittel in derartigen Folien verpackt werden. Dadurch
wäre eine längere Haltbarkeitsdauer möglich. In der Sportmedizin ist
der Aufbau der Libellenflügel von besonderem Interesse, das heißt,
ihre gleichzeitige Stabilität und Beweglichkeit. Nach ihrem Vorbild
wurden Gelenkbandagen mit diesen Eigenschaften konstruiert. Auch beim
Bau der Helikopter (Hubschrauber) nahm man sich den Libellenflug zum
Vorbild. Eine Weiterentwicklung im Nachbau einer Libelle ist der
sogenannte BionicOpter, der nahezu sämtliche Flugmanöver dieses
Insekts nachahmen kann. Zwar handelt es sich dabei bislang nur um
Flugmodelle mit einer Spannweite von 63 cm und
einer Rumpflänge von 44 cm, die gerade mal 175 Gramm wiegen, aber wer
weiß, was daraus noch werden kann? Für Wissenschaftler und Techniker
sind die Libellen in vielerlei Hinsicht von Interesse und regen zu
Nachbildungen an.

Die Libelle scheint uns in mancherlei Hinsicht weit voraus zu sein.
Vielleicht sind es die besonderen Flugfähigkeiten und die Gestaltung
ihrer Flügel, die es diesen Insekten ermöglicht haben, über die vielen
Millionen Jahre als Art zu überleben?



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.pressetext.com/news/forscher-nutzen-nanosaeulen-als-bakterienkiller.html

https://www.spektrum.de/news/gummi-protein-macht-libellenfluegel-kunstflugtauglich/343482

https://www.vdi-nachrichten.com/technik/gesundheit/sportbandage-nach-dem-vorbild-von-libellenfluegeln/
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





VORSICHT/026: Die Erdgasfrage ... (SB)



Sicherlich haben viele schon davon gehört, dass die Bundesregierung
den Bau von sogenannten LNG-Terminals fördert, die als ein Baustein in
dem Vorhaben gelten, verflüssigtes Erdgas aus verschiedenen Quellen zu
beziehen. Russland war bislang eine zuverlässige Lieferquelle von
günstigem Erdgas, das durch eine Pipeline (Nord Stream 1) nach
Deutschland gelangte. Jetzt wird nur noch ein kleiner Teil geliefert.
Da Russland die Ukraine angegriffen hat, will Deutschland sich nun so
schnell wie möglich von dieser Gaslieferung unabhängig machen.
Hier wollen wir uns einmal genauer ansehen, was LNG bedeutet und wo
das Erdgas nun herkommen soll.


Was bedeutet LNG?

LNG sind die Anfangsbuchstaben des englischen Begriffs "Liquefied
Natural Gas", was so viel bedeutet wie "verflüssigtes Erdgas". Eine
Möglichkeit wäre beispielsweise, dass das Gas aus den USA geliefert
werden könnte. Das muss allerdings mit Schiffen zu uns transportiert
werden. Dafür werden Spezial-Tankschiffe eingesetzt, denn das Erdgas
kann nur in einem verflüssigten Zustand verschifft werden. Dazu muss
es zunächst einmal gereinigt werden, denn Erdgas besteht aus einem Mix
aus Stoffen wie Wasser, Schwefeloxid und Kohlendioxid sowie dem
Hauptbestandteil Methan. Die unerwünschten Stoffe müssen entfernt
werden, denn nur das reine Erdgas (Methangas) wird verwendet. Unter
Einsatz von elektrischer Energie wird es dann auf eine Temperatur
von -162°C heruntergekühlt, denn erst bei diesen Minusgraden verflüssigt
sich das Gas. Nun kann es in Tankbehälter gefüllt werden, die auf
einem Schiff sicher aufgestellt wurden und über die Meere
transportiert werden. Die Tanks bestehen aus doppelwandigem Stahl und
müssen gut isoliert sein, beispielsweise mit einer Styroporschicht. Da
die Umgebungstemperatur auf jeden Fall wärmer ist, entsteht eine
Verdunstungskühle, die zur Erhaltung der erforderlichen niedrigen
Temperatur beiträgt. Dabei verdunstet jedoch ein kleiner Teil des
verflüssigten Gases und breitet sich im inneren oberen Teil des Tanks
als Gas aus. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit diesem
Gas umzugehen. Einerseits könnte es an die Umwelt abgegeben werden,
was sehr klimaschädlich wäre, da es sich hier um reines Methangas
handelt (Methan ist um ein Vielfaches klimaschädlicher als
Kohlendioxid). Eine andere Möglichkeit wäre es, dieses Gas unter einem
gewissen technischen Aufwand zu komprimieren und dem schiffseigenen
Motor als Treibstoff zuzuführen.




[image: Ein Querschnitt durch das Schiff zeigt die Tanks, die Brücke, die Maschine, das Getriebe, den Abgasausstoss, den Kompressor und die Isolierung der Tanks - Grafik: Welleman in der Wikipedia auf Niederländisch, CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/], via Wikimedia Commons]

LNG-Tankschiff, das mit LNG den schiffseigenen Motor betreibt

Begriffe: Exhaust - Gasemission, Abgas / Bridge - Brücke / Muffler - Auspuff /
Gearbox - Getriebe / Engine - Maschine / Compressor - Kompressor /
Insulation - Isolation 

Grafik: Welleman in der Wikipedia auf Niederländisch, CC BY-SA 3.0

[http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/], via Wikimedia Commons




Ist dieses LNG-Schiff an einem Zielhafen angekommen, muss es entladen
werden. Das heißt, der Inhalt der Transporttanks wird in einen großen
Lagertank gepumpt. An der Stelle, an dem das Auspumpen der
Transporttanks in den Lagertank stattfindet, müssen aufgrund der
bestehenden Explosionsgefahr besondere Vorsichtsmaßnahmen getroffen
werden. Aus diesem Grund wird zwischen dem LNG-Schiff und dem
Lagertank an Land ein Sicherheitsabstand eingerichtet, der mit
Pipelines überbrückt wird. Auch bei der Verflüssigung oder der
Zurückführung in den gasförmigen Zustand, der sogenannten
Regasifizierung, besteht die Gefahr einer Entzündung im LNG-Terminal.
Außerdem kann es zum Austritt der tiefkalten Flüssigkeit aus ihrem
Transport- oder Lagerbehälter kommen, was bei einem Hautkontakt zu
Erfrierungen führt. Große Vorsicht und Umsicht sind also in jedem Fall
vonnöten.

Das verflüssigte Gas muss nun wieder in den gasförmigen Zustand
überführt werden. Bevor es dann aber in ein bestehendes unterirdisches
Gasleitungssystem eingespeist wird, muss es in einem weiteren
Verfahrensschritt komprimiert (verdichtet) werden, damit es den
geeigneten Druck zur Weiterleitung erhält.


Warum wird das Erdgas verflüssigt?

Die oben beschriebene Darstellung des Flüssiggastransports birgt noch
eine Reihe an Verfahrensschritten, die im Detail zu beschreiben hier
den Rahmen des Textes sprengen würden. Insgesamt betrachtet, erfordert
diese Art der Gasanlieferung erheblichen technischen und finanziellen
Aufwand und bleibt nicht ohne Risiko.

Warum wird das Gas überhaupt verflüssigt, wenn es doch am Ende wieder
in den gasförmigen Zustand überführt werden muss? In erster Linie
handelt es sich um ein Transportproblem, vielleicht ist es aber auch
eine Kostenfrage? Im flüssigen Zustand ist das Volumen von Erdgas 600mal
geringer als in Gasform. So kann in etwa die 600fache Menge in den
Flüssigkeitstanks transportiert werden. Das ist wirtschaftlich gesehen
von Vorteil und wird deshalb auch durchgeführt. Es existieren bereits
Schiffe, die die oben erwähnte Regasifizierung mit an Bord installiert
haben. Sie werden abgekürzt FSRU genannt (Floating Storage an
Regasification Units), was so viel heißt wie Tanks mit verflüssigtem
Gas in Einheit mit einer Regasifizierungsanlage.




[image: Auf dem Schiff sind die vier runden großen Tanks in Reihe angeordnet vom Bug bis zum Heck - Foto: 2006 by Pline, CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/], via Wikimedia Commons]

Seitenansicht eines Tankschiffes

Foto: 2006 by Pline, CC BY-SA 3.0
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Soviel erst einmal zu den technischen Verfahren, wobei deutlich wird,
dass ein erheblicher Material- und Kostenaufwand vonnöten ist. Doch
woher soll dieses verflüssigte Gas kommen?


Woher kommt das Gas?

In den Vereinigten Staaten (USA) wird seit 2018 die
Schiefergasförderung stark vorangetrieben. Bekannt ist dieses Gas als
"Fracking-Gas". Die Methode, mit der dieses Gas aus dem Gestein in
großen Tiefen herausgesprengt wird, birgt eine ganze Reihe an
Umweltbelastungen und -gefahren in sich. (Eine genaue Beschreibung der
Fracking-Methode findet ihr im Kinderblick [1].)

Zum einen wäre da die mögliche Vergiftung des Grundwassers, aus dem
schlussendlich auch das Trinkwasser gewonnen wird. Des Weiteren ist
die Entsorgung des "Flow Back", also des Wasser-Chemikaliengemisches,
das aus den Tiefen wieder an die Erdoberfläche gelangt, mit
Umweltbelastungen verbunden. Deutschland kauft dieses Fracking-Gas aus
den USA, wo es in LNG-Anlagen verflüssigt wird, um es dann mit
LNG-Schiffen über den Ozean Richtung Europa zu befördern.(Deutschland hat
bislang noch keinen Hafen mit einem LNG-Terminal, an dem das
Flüssiggas angeliefert werden könnte. Zunächst erhält es das Gas über
Belgien (Zerbrügge), Frankreich (Dunkerque) und aus den Niederlanden.)
Auf jeden Fall will Deutschland sich von den Gaslieferungen aus
Russland unabhängig machen. Doch zu welchem Preis? In den USA gibt es
eine starke Bürgerbewegung gegen das Fracking und gegen LNG-Anlagen,
jedoch findet sie kaum Beachtung seitens der Politik. Es scheint, als
würden die Gefahren und gesundheitlichen Belastungen nicht ernst
genommen.

Gasvorkommen befinden sich in mehreren Ländern. Die USA liegen mit der
Fördermenge weit an der Spitze, gefolgt von Russland, dann erst China,
Katar und Australien. Norwegen fördert als europäisches Land das
meiste Erdgas. Deutschland bemüht sich, beispielsweise auch aus Katar
Gas zu bekommen. Ein Problem ist, dass nicht überall Gaspipelines
vorhanden sind, und so muss auf die Lieferung per Schiff
zurückgegriffen werden. Also übernehmen LNG- und FSRU-Schiffe den
Transport von verflüssigtem Gas. Es bleibt eine kostspielige
Angelegenheit, viel teurer als das Gas, dass durch Pipelines geliefert
werden kann.

Doch auch beim Gas handelt es sich um einen fossilen Brennstoff, wie
Kohle oder Erdöl. In der Politik ist man sich einig, dass die
alternativen Energieträger gefördert und deren Entwicklung
beschleunigt werden muss. Gas soll hier lediglich den Übergang von der
einen zur anderen Energiegewinnung bilden. Momentan sind in
Deutschland alle, die Bürger und die Industrie, aufgefordert, Energie
zu sparen. Aber wäre es nicht auch wünschenswert, dass nicht stetig
mehr und mehr Geräte entwickelt und auf den Markt gebracht werden, die
nur elektrisch oder batteriebetrieben funktionieren? Energiesparen
sollte vielleicht ganz anders verstanden werden, als kalt zu duschen
oder die Raumtemperatur zu senken.

Um eine Energiewende von den fossilen zu den alternativen Energien zu
schaffen, setzt man hierzulande auf die Entwicklung von
Wasserstoff-Energie als mögliche umweltfreundliche Alternative zu Gas, Kohle und
Öl. Doch auf diesem Gebiet stehen noch viele Entwicklungsschritte an.
Zudem bleibt fraglich, ob die Wasserstoff-Technologie die Erwartungen
in Bezug auf die Klimaverträglichkeit erfüllen kann.



Hier findet ihr Artikel über das Fracking:

[1] www.schattenblick.de / Infopool → Kinderblick → Naturkunde:

WISSENSDURST/012: Fracking und viele Fragen (SB)

WISSENSDURST/013: Fracking und sein Preis (SB)

WISSENSDURST/014: Fracking und verbrannte Erde (SB)

WISSENSDURST/015: Fracking, zum Kotzen ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/kind/ip_kind_natur_wissensdurst.shtml



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.vdi-nachrichten.com/technik/energie/woher-unser-gas-kommt/

https://www.ingenieur.de/technik/fachbereiche/energie/lng-terminal-wie-es-funktioniert-und-wo-es-probleme-gibt/

https://www.youtube.com/watch?v=etwhyQN_POc


26. September 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 177 vom 1. Oktober 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/2023: Zum Wahlgeschehen in Schweden

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

25. Jahrgang | Nummer 20 | 26. September 2022

Zum Wahlgeschehen in Schweden

von Gregor Putensen



11. September - Tag der Wahlen zum schwedischen Reichstag (sowie
gleichzeitig zu den Regional- und kommunalen Parlamenten des Landes). Wenn
man am Abend dieses Tages die vom Fernsehen übertragenen Wahlpartys der
bisher im Parlament vertretenen Parteien betrachtete, so präsentierte sich
bei den meisten von ihnen eine Schau von etwas fröhlich-infantil hüpfenden
mit amerikanisch-diskant kreischenden Parteifunktionären und ihren
Sympathisanten. Man hätte glauben können, dass fast alle Partybesucher -
auch der kleinen Parteien - dieses zu laut geratenen Trubels (zumindest
wenn die TV-Kamera auf sie gerichtet war) den Sieg einer soeben errungenen
Regierungsmacht bejubelten. Während es bei der Linkspartei, deren erklärtes
Ziel es war, Eingang in einer linkssozial orientierten Regierung zu
erreichen, bedeutend ruhiger zuging, war zunächst auch bei den
Sozialdemokraten ausgelassene Siegesfreude angesagt. Die
Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SAP) hatte erstmals im Vergleich zu den
letzten zwei Wahlen 2014 und 2018 einen zweiprozentigen Stimmenzuwachs als
stärkste Partei dieses Wahlgangs verbuchen können. Allerdings - wie so oft
in Lebenssituationen nicht nur des einzelnen Privatbürgers, sondern auch in
der so genannten großen Politik - hatte man sich zu früh gefreut.

Der knappe Vorsprung einer von den Medien leichtfertig als "mittelinks"
deklarierten Konstellation von SAP, Grünen, bürgerlich-bäuerlicher
Zentrumspartei und Linkspartei wurde von den zu Mitternacht eintreffenden
Wahlergebnissen aus dem bürgerlich-rechtspopulistischen Lager gekippt.
Diese Allianz aus konservativ-großbürgerlicher Gemäßigter Sammlungspartei,
Christdemokraten, Liberalen und den neofaschistisch orientierten
Schwedendemokraten erreichte zunächst eine knappe Ein-Mandatsmehrheit von
155 zu 154 Parlamentssitzen, die sich nach der endgültigen Auszählung der
letzten Briefwähler und im Ausland lebenden Stimmberechtigten um ein
weiteres Mandat - also somit auf 156:153 - erhöhen sollte. Das bedeutete
für die bisherige sozialdemokratische und erste weibliche
Ministerpräsidentin des Landes, Magdalena Andersson, den unverzüglichen
Rücktritt von ihrem Amt, das sie nunmehr bis zum Antritt einer neugewählten
Regierung als Übergangsregierungschefin weiterführen soll. Der
Parteivorsitz der Sozialdemokraten stand für Andersson dabei allerdings
nicht in Frage.

Sie war als Vorsitzende erst im November 2021 nach dem Rückzug von Stefan
Löfven nach überaus politisch deprimierenden drei Jahren als
Premierminister gewählt worden. Allein für die Bildung seiner
Minderheitsregierung nach den Wahlen 2018 brauchte Löfven 134 Tage. Nun war
es also an dem Führer der Moderaten Sammlungspartei, Ulf Kristersson, das
rechte Lager der liberal-konservativen Parteien und den
rechtspopulistischen Schwedendemokraten als zweitstärkster Wählerpartei
(mit dreiprozentigem Stimmenzugewinn!) so schnell wie möglich zu einer
Regierungskoalition zu formieren. Möglichst bis zur von der Verfassung
vorgegebenen ersten Einberufung des neu gewählten Parlaments zum Termin am
27. September. Ob nun mit den anrüchigen Schwedendemokraten oder ohne sie -
eine Frage, über die sich die "anständigen" bürgerlichen Parteien erst noch
zu einigen hatten.

Die zurückliegende vierjährige Wahlperiode war nicht allein durch
gravierende innenpolitische Probleme gekennzeichnet, die der
sozialdemokratischen Minderheitsregierung, nach etwa drei Jahren durch das
Verlassen der Grünen aus der ohnehin schwachen Koalition das Regieren noch
schwerer machte. Neben den sich zuspitzenden bandenkriminellen Konflikten
nicht nur in den Großstädten mit der höchsten EU-europäischen Todesrate in
Bezug auf die etwas über zehn Millionen Einwohner Schwedens sowie eines
wachsenden Rassismus in dem bisher in Sachen Einwanderung so toleranten
Land offenbarte sich ein weiteres Dilemma partieller Unregierbarkeit für
die Sozialdemokratie: Ihr war auf Grund der parlamentarischen
Mehrheitsverhältnisse lediglich erlaubt, in einem ihr vom bürgerlichen
Parteienlager und den rechtspopulistischen Schwedendemokraten vorgegebenen
Rahmen des Staatsbudgets zu agieren.

Aber auch welt- und außenpolitische Entwicklungen und Ereignisse ließen die
sozialdemokratische Ministerpräsidentin Andersson - nach den Auswirkungen
der Corona-Pandemie auf die angespannte Situation nicht nur in der
Gesundheitsversorgung (zunehmender Personalmangel in den Kliniken) und in
der sich dramatisch verteuernden Stromversorgung - immer hilfloser auf die
eigentlichen Erfordernisse des Klimawandels reagieren. Ein etwa
zehnprozentiger Inflationsanstieg und die gewachsene Arbeitslosigkeit (rund
neun Prozent) kennzeichneten bereits die Zeit vor dem eigentlichen
Kriegsbeginn Russlands gegen die Ukraine.

 * 

Nun aber wirkten die weltpolitischen Ereignisse im Osten Europas massiv auf
die Positionen und Entscheidungsfindungen der schwedischen Regierung ein.
Die seit dem Beitritt zur EU 1995 einsetzende Erosion der
sicherheitspolitischen Positionen des Landes - verkörpert in dem dereinst
staatsdoktrinären Neutralitätsanspruch, sich aus jeglichem Krieg
herauszuhalten - sollte nunmehr geradezu Knall und Fall preisgegeben
werden. Knapp zwei Wochen nach der russischen Invasion in der Ukraine hielt
Andersson einen NATO-Beitritt Schwedens noch nicht für angesagt, am 8. März
dann das krasse Gegenteil: Schweden suche um die Mitgliedschaft in der NATO
an. Dieser ungewöhnlich plötzliche Wandel einer regierungsoffiziellen
Position in Hinblick auf eine über 200 Jahre praktizierte militärische
Allianzfreiheit lässt auf ein starkes Maß an innen- und außenpolitischer
Druckausübung schließen. Sowohl in Schweden selbst (mit einem hoch
entwickelten rüstungsindustriellen Sektor) als auch bei seinem neutralen
Nachbarn Finnland war seit Langem eine einflussreiche
konservativ-militärische Lobby für einen NATO-Beitritt tätig.

Ihr Einfluss reichte aber bis dato noch nicht aus, um angesichts einer zwar
allmählich schwindenden Mehrheit dagegen einen derart gravierenden Schritt
auf die außen- und sicherheitspolitische Agenda zu setzen. Die jetzige
Pro-NATO-Mehrheit scheinen Meinungsumfragen zu bestätigen. Die Linkspartei
in Schweden macht dennoch geltend, dass für einen derartigen Schritt eine
Volksabstimmung nötig sei. Es gilt unterdessen als offenes Geheimnis, dass
von Finnland die ersten diplomatischen Impulse zum Positionswandel
Schwedens in der NATO-Beitrittsfrage ausgegangen sein sollen. Russlands
Einmarsch in die Ukraine hatte Finnland zu einem sofort öffentlichen
Pro-NATO-Ansuchen veranlasst. Der vom kollektiven Westen in NATO und EU
bejubelte sicherheitspolitische Kurswechsel Schwedens und Finnlands lässt
sich vor dem Hintergrund blockpolitischer russischer
Einkreisungsbefürchtungen kaum anders als Teilresultat einer
militärstrategisch fatalen Fehleinschätzung der Moskauer Staatsführung
betrachten. Zu deren Konsequenzen gehört, dass die Ostsee de facto schon
vor dem formellen Beitritt der beiden Länder zu einem NATO-Binnenmeer
geworden ist. Hierzu gehören neben der Remilitarisierung der schwedischen
Insel Gotland die seit Jahren umfangreichen NATO-Manöver an der Nordkappe
Europas. Die bereits 2016 mit den USA abgeschlossenen Gastland-Verträge
Schwedens und Finnlands räumen den amerikanischen Truppen seither
ungewöhnlich weitgehende militärische Entscheidungskompetenzen auf dem
Territorium der beiden Länder bei Manövern und für den Kriegsfall ein.

Am 19. September wurden die Verhandlungen vom Vorsitzenden der Moderaten
Kristersson zu einer bürgerlichen Regierungsbildung aufgenommen. Deren
Ergebnisse sind vor allem in Hinblick auf die Rolle der Schwedendemokraten
als zweitgrößter Partei des Landes innerhalb oder gegenüber einer
rechtskonservativen Koalition von besonderem Interesse. Die gewachsene
Resonanz für die Demagogie neofaschistisch-nationalistischer Argumente
nicht nur auf dem breiten Land, sondern auch in den Städten, ist überaus
beunruhigend. Das oftmals von den Massenmedien so gerne wohlfahrtsstaatlich
bemühte freundlich-idyllische Schwedenbild mit Bezug auf Astrid Lindgrens
Bullerbü ist nicht erst nach diesen Wahlen, sondern schon seit den vielen
Jahren eines gewöhnlichen EU-Kapitalismus verblasst.

Das endgültige Ergebnis der Wahlen zum schwedischen
Reichstag:

Linkspartei 6,7 Prozent (-1,3%) 24 Sitze

Sozialdemokratische Arbeiterpartei 30,2 Prozent (+2,2%) 107 Sitze

Milieupartei (Grüne) 5,1 Prozent (+0,7%) 18 Sitze

Zentrumspartei 6,7 Prozent (-1,9%) 24 Sitze

Moderate Sammlungspartei 19,1 Prozent(-0,7%) 68 Sitze

Christdemokraten 5,3 Prozent (-1,0 %) 19 Sitze

Liberale 4,6 Prozent (-0,9%) 16 Sitze

Schwedendemokraten 20,5 Prozent (+3,0%) 73 Sitze

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 20/2022 vom 26. September 2022, Online-Ausgabe
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Zeitenwende oder You'll never walk alone

von Stephan Wohanka



So vergeht Jahr um Jahr / Und es ist mir längst klar /

Daß nichts bleibt daß nichts bleibt wie es war.

Hannes Wader

Wer in einer begrenzten Welt an unbegrenztes

exponentielles Wachstum glaubt, ist entweder ein

Idiot oder ein Ökonom.

Kenneth Boulding

Am 24. Februar griff Russland die Ukraine an und am 27. Februar verkündete
Kanzler Scholz im Bundestag eine "Zeitenwende". Eine Frage drängt sich auf -
 warum führte erst die russische Aggression gegen die Ukraine zu dieser
Reaktion? Das heißt - zu einer Zeitenwende. Hätte eine solche nicht schon
viel früher ausgerufen werden müssen? Oder wenn schon so spät - hätte
Scholz den Begriff nicht viel weiter, übers Militärische hinaus, fassen
müssen? Denn die Menschheit verfolgt seit Jahren ein Konflikt
planetarischen Ausmaßes - der zwischen dem sich naturgesetzlich
zuspitzenden Klimanotstand und dem auf seiner naturzerstörerischen Höhe
beharrenden, wenn nicht weiter ausufernden Lebensstil ebendieser
Menschheit. Wobei festzuhalten ist, dass die Ausbeutung des globalen Südens
immer noch dem globalen Norden einen Lebensstandard sichert, der - sollte
er auch im Süden Raum greifen - wohl drei Erden mit all ihren natürlichen
Ressourcen erforderte. Daher ist dieser Norden aufgefordert, voran zu gehen
beim Schließen der Schere zwischen Naturnotwendigkeiten und westlicher
Lebensführung.

In Russlands Krieg geht es nicht nur um Artilleriefeuer und
Drohnenangriffe; in diesem Krieg geht es auch um die Manipulation von
Energie- und Nahrungslieferungen durch Boykotte und Gegenmaßnahmen, die die
ganze Welt in Mitleidenschaft ziehen. Namentlich von ersteren ist auch
Deutschland betroffen. Seit kurzem gilt, was einschlägige Organe mit den
großen Buchstaben als "Habecks Energiesparhammer" oder "knallharte Verbote"
denunzieren; Leuchtreklame darf nach 22 Uhr nicht mehr leuchten, Ladentüren
dürfen nicht mehr offen stehen, in Amtsstuben und Büros wird es kälter ...

Auf der anderen Seite wird insbesondere Kanzler Scholz nicht müde, immer
wieder zu beteuern, dass niemand davon betroffen sein sollte, dass die
Regierung alles tun werde, um die Härten der Energie- und
Lebensmittelpreiserhöhungen abzufedern. Mit diesem Ziel schnürt die
Koalition Rettungs- und Entlastungspakete, verteilt Geld und macht
Steuersenkungsversprechen; man blickt schon nicht mehr richtig durch, aber
alles nach dem Motto: You'll never walk alone.

Derartige Formulierungen sind geeignet, beim Publikum den Eindruck zu
erwecken, dass nach dieser kriegsbedingten Ausnahmesituation wieder eine
gewisse "Normalität" einkehrte, dass alles oder mindestens vieles wieder so
würde, wie wir es gewohnt sind. Auf die Frage, ob er nicht den Menschen
jetzt auch sagen müsse, dass wir nie mehr in den "günstigen" Zustand von
vor dem Angriffskrieg Russlands kommen werden, widerspricht Scholz: "Das
wäre sogar falsch, wenn man die längere Perspektive in den Blick nimmt."
Eine höchst fatale Behauptung. Gerade wenn "wir die längere Perspektive in
den Blick nehmen" ist es zwingend, sich klar zu machen: Ein Zurück zum
Status quo ante wird es nicht geben.

Ich bin der Meinung, dass wir nicht nur hierzulande, sondern weltweit vor
der Zeitenwende stehen. Oder besser - standen. Eigentlich haben wir
sie schon verschleppt; die desaströsen Wetterphänomene auf allen
Kontinenten deuten schon auf einen weit fortgeschrittenen Klimawandel hin.
Ein radikales Umdenken ist das Gebot der Stunde. Die Beharrungskräfte
dagegen sind enorm. Und noch immer liegt die Beweislast auf der falschen
Seite: Menschen, die tiefgreifende Veränderungen fordern und das öl- und
gasgetriebene Wirtschaftsmodell infrage stellen, müssen diese Notwendigkeit
viel stärker argumentativ rechtfertigen als diejenigen, die den Status quo
verteidigen. Deshalb - nochmals - sind Scholz' Worte so fatal; sie stärken
die Falschen.

"Umdenken", "Beweislast", "argumentativ" - all diese Begriffe zeigen, dass
wir es mit einem kulturellen Problem zu tun haben. Der Naturnotwendigkeiten
negierende Blick wurde über Jahrhunderte gestärkt und gefestigt; er muss
ersetzt werden durch andere Perspektiven. Es gilt die Ansichten zu
eingefahrenen Strukturen und Vorstellungen zu ändern. Zu diesen gehört an
zentraler Stelle der Fetisch, unsere Wirtschaft müsse immer "wachsen". Wie
hartnäckig dieser Glaube selbst bei Kritikern der beständigen Steigerung
des Bruttosozialproduktes verwurzelt ist, zeigt sich daran, dass sie von
"Nullwachstum", "qualitativem" oder "grünem Wachstum" reden; sie also
meinen, ohne den Wachstumsbegriff nicht auskommen zu können. Andere meinen
durch die Verwendung dieser semantischen Hülsen sogar den Konflikt zwischen
wirtschaftlichen, auf Zuwächse rekurrierenden Zielen und der
Nachhaltigkeit, der natürlichen Regenerationsfähigkeit der Medien wie
Wasser, Böden oder Luft schon "gelöst" zu haben.

Dass jedwede Produktion nicht nur die Gütermenge steigen lässt, sondern
auch die der Emissionen und Abfälle, ist eine Binsenwahrheit. Desgleichen,
dass dadurch die Bestände an Rohstoffen und Ressourcen abnehmen.
Möglicherweise weniger klar ist, dass wir Menschen dadurch auch die Natur
als unseren ureigenen Lebensraum und sowie den von Pflanzen und Tieren
immer weiter beschneiden; namentlich in die Habitate letzterer eindringen.
Die Verbreitung von Covid 19 und der Affenpocken sind aktuelle beredte
Beispiele für diesen Zusammenhang.

Diese Überlegungen müssten, um sie im Verständnis des oben angemahnten
kulturellen Wandels fruchtbar zu machen, in eine sinnstiftende Erzählung
münden, die die Art und Weise, wie wir Umwelt und uns darin wahrnehmen,
grundlegend ändert. Warum nicht anstelle des allgegenwärtigen Konsums das
Leben setzen? Nicht Konsum und noch mehr Konsum, sondern "Leben in vollen
Zügen!" Wir bewohnen noch immer eines der reichsten Länder der Welt.
Gesellschaftlich haben wir einem Zustand von Überproduktion und Überkonsum
erreicht. Wir sind (immer noch) mehr als sicher versorgt; sicherer als
jemals zuvor in der Menschheitsgeschichte. Damit verkenne ich nicht, dass
es auch hierzulande bislang wachsende soziale, wirtschaftliche und
politische Verwerfungen gibt, die im Zuge der Herstellung ökologischer
Nachhaltigkeit unbedingt durch soziale und gesellschaftliche Leistungen wie
gerechte(re) Einkommensverteilung und Festigung demokratischer Strukturen
über unsere Generation hinaus "repariert" werden sollten. Trotzdem - alles
in allem muss es auf dem Niveau unseres gesellschaftlichen Konsums doch
möglich sein, etwas "kürzer zu treten".

Jedoch - weit gefehlt. Entgegen der von den Sozialwissenschaften gut
erforschten Tatsache, dass noch mehr shoppen und konsumieren uns nicht
glücklicher macht, verharren (zu) viele Menschen immer noch im Hamsterrad
von (Mehr)Arbeit und Selbstausbeutung, um ihren Konsum und vermeintlichen
Wohlstand weiter steigern zu können. In einem derartigen gesellschaftlichen
Klima sind "Weniger" oder gar "Verzicht" weiterhin politische Tabuworte.
Dabei kann "Weniger" durchaus "Mehr" sein; ein Mehr an Lebensqualität durch
Entschleunigung namentlich der Arbeitswelt, ein Mehr an Beziehungen, an
Teilhabe, des Umgangs miteinander, des Sich-Einlassens auf die
(menschliche) Natur, um damit gesünder zu leben ... Auf diesen Feldern
können wir unbedenklich "wachsen", ohne dass uns das zusätzliche Rohstoffe
kostet und dass die Erde vermüllt wird.

Die zukünftigen wirtschaftlichen Kraftanstrengungen müssen angesichts des
sich abzeichnenden Mangels selbst so grundlegender Ressourcen wie Wasser
vor allem darauf gerichtet sein, deren weitere Verfügbarkeit
sicherzustellen; Wasser steht hier pars pro toto. Ähnlicher
Herkulesarbeit bedarf es, unsere Infrastruktur im wahrsten Sinne des Wortes
"wetterfest" zu machen; die verheerende Flut im Ahrtal vom Juli 2021 lehrt
das. Städte müssen zu "Schwämmen" werden, Wälder "umgebaut" werden ...

Gerade hörte ich Radio eine Moderatorin fragen: "Wo bleibt denn die
Klimahymne, in die alle einstimmen können" - ja, wo bleibt sie? Anstelle
des Songs You'll never und so weiter ...

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 20/2022 vom 26. September 2022, Online-Ausgabe
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IMI/1067: Neues Territorialkommando - Kommandeur sieht Verfassungsrecht eher flexibel

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2022/039 vom 28. September 2022

Neues Territorialkommando 

Kommandeur sieht Verfassungsrecht eher flexibel

von Martin Kirsch



Bereits fünf Tage vor den offiziellen Arbeitsbeginn fand am 26.
September der Aufstellungsappell [1] für das neue Territoriale
Führungskommando (TFK) der Bundeswehr statt. Das neue Kommando soll
zwischen Oktober 2022 und April 2023 auf 550 militärische und 250
zivile Dienstposten anwachsen, um dann die volle Einsatzbereitschaft
zu erreichen - 24/7 Operationszentrale und den Grundstock für einen
nationalen Krisenstab im Kanzleramt inklusive. Erster Befehlshaber des
TFK wird der Dreisternegeneral Carsten Breuer, der im vergangenen Jahr
nach einem Ruf von Kanzler Scholz bereits als Krisenmanager für die
nationale Impfkampagne im Kanzleramt residiert hatte (siehe
IMI-Standpunkt 2021/062). [2]

Als künftiger Nationaler Territorialer Befehlshaber wird Breuer
künftig zwei Kernaufgaben haben. Einerseits die Vorbereitung auf die
Nationale Territoriale Verteidigung - die Verteidigung der Heimatfront
im Kriegsfall - und die Aufgabe des aufmarschführenden Kommandos, von
dem aus Truppenbewegungen von Bundeswehr und NATO durch die
Bundesrepublik koordiniert werden. Und zweitens die Koordination
sämtlicher Inlandseinsätze der Bundeswehr im Rahmen der sogenannten
Amts- und Katastrophenhilfe (siehe IMI-Analyse 2022/32). [3] Das
Spektrum reicht dabei von Naturkatastrophen wie Hochwasser,
Waldbränden und extremen Schneefällen über Pandemien bis hin zur
Unterstützung der Polizei im Falle von großen Terroranschlägen.
Entsprechende Szenarien am Rande des verfassungsrechtlich Möglichen
werden bereits seit 2017 regelmäßig trainiert (siehe IMI-Analyse
2019/35).[4]

Mit welcher Perspektive Krisenmanager Breuer auf seinen
verfassungsmäßig heiklen Job blickt, machte er bei einer Rede zur
Außerdienststellung [5] des Kommando Territoriale Aufgaben - dem
kleineren Vorgängerkommando des TFK - am Vormittag des 26. September
in Berlin deutlich.

Dort blickte er auf das Elbehochwasser 2013 (rund 20.000 alarmierten
Soldat*innen) und den größte Inlandseinsatz in der Geschichte der
Bundeswehr nach der Hamburger Sturmflut 1962 zurück. "Damals, 1962,
hatte der Hamburger Innensenator Helmut Schmid an allen Instanzen
vorbei telefonisch die Bundeswehr angefordert. Gegen geltendes Recht,
aber ziemlich effektiv und im Rückblick richtig. Und damit hat er ein
Beispiel auch für uns in unserer Zeit gegeben. Auch wir müssen immer
wieder die Frage nach der Zweckmäßigkeit von Verfahren, von
Verordnungen und Vorschriften stellen - immer jeden Tag in unserem
täglichen Dienst."

Etwas zugespitzt lässt sich Breuers Position wohl so zusammenfassen:
nicht nur in der Not geht politisch/militärische Zweckrationalität
auch mal vor Vorschriften, Gesetze ... und die Verfassung?

Formal wird das TFK zwar keine neuen Kompetenzen im Inland bekommen.
Der Aufbau der Strukturen der Zivil-Militärischen-Zusammenarbeit [6]
seit 2007 hat allerdings bereits gezeigt, dass die öffentlich zur
Schau gestellte Bereitschaft der Bundeswehr, im Inland eingesetzt zu
werden, auch entsprechende Begehrlichkeiten in den Talkshows und
Innenministerien weckt. Die strikte Trennung von Polizei und Militär
als bitter notwendige Konsequenz aus dem deutschen Faschismus bleibt -
auch mit Blick auf aktuelles rechtes Machtstreben - weiterhin äußerst
relevant. Mit der Aufstellung des TFK und der Benennung von General
Breuer als erstem Befehlshaber wird allerdings die Politik der letzten
Jahre fortgesetzt, die das Trennungsgebot in kleinen Schritten bis zur
völligen Unkenntlichkeit aufzuweichen droht. Der aktuell ständig
wiederholte Verweis auf sogenannte hybride Bedrohungen - an der Grenze
zwischen Krieg und Frieden - auf die sich auch das TFK in seiner
Aufgabenbeschreibung beruft, dürfte in den kommenden Monaten und
Jahren der diskursive Moment sein, der die weitere Militarisierung
bisher ziviler Aufgaben vorantreiben wird.


Anmerkungen

[1] https://www.bundeswehr.de/de/aktuelles/meldungen/territoriales-fuehrungskommando-bundeswehr-aufgestellt-5504318

[2] https://www.imi-online.de/2021/12/03/impfkampagne-mit-general/

[3] https://www.imi-online.de/2022/06/23/neues-territorialkommando/

[4] https://www.imi-online.de/2019/10/30/bwtex-anti-terror-uebung-katastrophischen-ausmasses/

[5] https://www.youtube.com/watch?v=41Km_8pMIYE

[6] https://www.imi-online.de/2013/06/05/der-neue-heimatschutz-der-bundeswehr/
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Ungesehene Akteure

Rüstungsindustrie abseits von Rheinmetall und KMW

von Andreas Seifert



Wenn von Rüstungsindustrie in Deutschland die Rede ist, so endet fast
jede oberflächliche Auflistung hinter Rheinmetall, KMW, Heckler &
Koch, Diehl und Airbus. Die Rüstungsindustrie und der "wehrtechnische
Mittelstand" [1] umfassen aber weit mehr Unternehmen - zuletzt zählte
die Bundeswehr selbst rund 1350 Unternehmen im Mittelstand dazu, der
fast 70% aller von der Bundeswehr vergebenen Aufträge erfüllte.
Schwerpunkte sind hierbei vor allem Aufträge für den laufenden
Betrieb, den Unterhalt und auch die Wartung, wohingegen die Quote bei
den investiven Ausgaben deutlich geringer ausfällt. Es ist
nichtsdestoweniger sinnvoll, sich auch über diesen Teil der Rüstung
Klarheit zu verschaffen, falls ein realistisches Bild von Rüstung in
Deutschland angestrebt wird.

Der Informationsdienst des Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW)
lieferte pünktlich zu Beginn des Ukrainekriegs und dem
Aufrüstungsreflex des Kanzlers ein Branchenportrait zur deutschen
Rüstungsindustrie ab.[2] Darin wurde von einer Rüstungsindustrie
berichtet, deren volkswirtschaftliche Relevanz gering ist, die aber
nun auf massive Förderung zurückgreifen kann. Das IW errechnet rund
55.500 Beschäftigte bundesweit und einen Gesamtumsatz von etwa 11,28
Mrd. EUR. Insgesamt ist das gerade rund 0,3% des deutschen BIP. Der
eine oder die andere mag sich noch an die Zahlenspiele des
Bundesverbandes der deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie
(BDSV) von 2013 erinnern - damals wurde die Industrie noch um Diverses
aus dem Bereich der Sicherheit erweitert und die Zahl der
Beschäftigten noch knapp an die Grenze von 100.000 hochgerechnet.[3]


Dual-Use als Klammer und Schleier

Eines der Probleme damals wie heute ist die Zuordnung von Umsätzen und
Beschäftigtenzahlen zu einer Branche, die immer mehr in der
Gesamtwirtschaft aufgeht und deren Akteure (Unternehmen) nicht mehr
allein in einer Branche tätig, sondern in zivilen und militärischen
Feldern gleichermaßen aktiv sind. Die große Zahl der Mittelständler
ist in beiden Bereichen tätig und produziert auch Güter, die in beiden
Bereichen verwendbar sind. Die Übergänge von ziviler zu militärischer
Produktion sind also fließender geworden. Gerade bei Unternehmen, die
mehr oder minder nur noch in einer Zulieferrolle engagiert sind, wird
kaum noch zwischen einer Produktion von Vorprodukten für
beispielsweise einen Automobilhersteller oder der Vorproduktion für
den Panzerbauer unterschieden - dies geschieht nur dort, wo mit der
Produktion oder der Entwicklung spezifische Zwänge zur Geheimhaltung
oder spezifische Technologien zum Einsatz kommen. Verschiedene Aspekte
dieser Problematik werden mit dem Begriff des Dual-Use verdeckt - was
den Mythos nährt, die Rüstung sei eine der wesentlichen Triebfedern
von technologischen Innovationen. Oftmals, und dies ließe sich
letztlich besonders an der Entwicklung digitaler Technologien zeigen,
ist es umgekehrt: Zivile Unternehmen und Mitarbeiter*innen entwickeln
neue innovative Wege, die dann bei nächster Gelegenheit ins
Militärische zweckentfremdet werde. Dieser, aus pazifistischer Sicht,
Missbrauch ziviler Ressourcen und Entwicklungsleistung fürs das
Militär ist dabei keineswegs zufällig, sondern erfolgt gezielt und
systematisch - an die Debatten z.B. rund um das Cyber Valley in
Tübingen sei an dieser Stelle nur erinnert.[4] Von der Bundeswehr
finanzierte Institutionen wie das Fraunhofer Institut für
Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalysen (INT) verfolgen
beispielsweise genau dieses Ziel, identifizieren aktuelle
Forschungstrends und bereiten einen Transfer nicht nur in die
militärische Sphäre, sondern auch gleich in die Rüstungsindustrie vor.
Sichtbar wird dies an universitären Ausgründungen, die me
hr oder minder offen aufgefordert werden, das Militärische bei der
Weiterentwicklung nicht außer Acht zu lassen - hier kann es dann
helfen, dass eine Firma wie beispielsweise Diehl nicht nur ein reines
Rüstungsunternehmen ist, sondern einer potenziell zivilen Verwendung
eine Brücke baut.


Neuer Stolz - Neue Perspektiven

Die Branche ist im Umbruch, beschreibt der oben genannte
Informationsdienst, und meint damit eine Trendwende hin zu mehr
Investitionen in das Material der Bundeswehr. Folglich ist die Presse
bemüht, die Zuwächse an Panzern, Schiffen und Flugzeugen zahlenmäßig
zu hinterlegen: F35, K130, F 126, U 212, Puma, Marder, Fuchs, ...
Dabei entfallen auch hier große, wenn nicht sogar die größeren Summen
auf Material, was man hinterher nicht einmal sehen wird. Der Bereich
"Führung" (siehe Grafik) umfasst mit knapp 20 Mrd. EUR ein Fünftel
aller zu vergebenden Gelder des 100 Mrd. Aufrüstungspakets und wird in
Unternehmen fließen, deren Namen und Produkte man heute in einer
Aufstellung von "Rüstungsunternehmen" vergeblich sucht. Die
tatsächlichen Auftragnehmer*innen der elektronischen Systeme stehen
meist im Hintergrund und werden von den Systemanbietern wie Airbus,
KMW oder Rheinmetall verdeckt. Der schon länger vorhandene Trend einer
Verschiebung der Gewichte weg von der Hardware (Panzer, Kanonenboot,
Jagdflugzeug) hin zu den elektronischen und digitalen Systemen setzt
sich fort. Wer sich mit dem Branchenverband AFCEA Bonn e.V.
(Anwenderforum für Fernmeldetechnik, Computer, Elektronik und
Automatisierung e.V.) auseinandersetzt, stößt auf viele zivile
Unternehmen, die bemüht sind, dem Militär, aber auch anderen
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS), moderne elektronische
Technik und digitale Produkte zu verkaufen, die die Kampfkraft erhöhen
sollen.

Dies ist das Ergebnis einer tendenziell wahrnehmbaren oder auch nur
unterstellten "neuen Gefährdungsanalyse" mit der die Regierung
versucht, der digitalen Verletzlichkeit unserer Gesellschaft Rechnung
zu tragen. Der angenommenen Gefährdung der Gesellschaft durch
Cyberangriffe oder Desinformation wird u.a. dadurch begegnet, dass das
Militär in die Lage versetzt wird, "uns" dagegen zu schützen und
selbst Angriffe ausüben zu können. Die Implikationen dieses
Politikansatzes wurden schon vom Chaos Computer Club (CCC) und vom
Forum InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung (FIfF) und anderen angesprochen. Hier ist in den letzten
20 Jahren ein "Markt" entstanden, den eine ganze Reihe von Unternehmen
zu bedienen versucht - ein Markt wohlgemerkt, der mit der Herstellung
von Sicherheit wirbt, aber letztlich aus Geschäftsgründen kein
Interesse an mehr Sicherheit haben kann. Statt auf sichere
Softwarearchitektur und sichere Hardwarekomponenten zu setzen, wird
das Zusatzprodukt verkauft - Otto-Normalverbraucher*in bleibt
vulnerabel. Dass hier zudem ein weiterer Übergang von einer zivilen
Industrie in eine militärische Verwendung geschaffen wird und wir ggf.
eine Militarisierung unserer schönen digitalen Welt erleben, bleibt
dabei auf der Strecke.


Überblick verschaffen

Die IMI hat schon mit dem Rüstungsatlas von 2007 versucht, den
Schnittstellen von Militär-Gesellschaft-Industrie-Forschung auf die
Schliche zu kommen. Damals stand Baden-Württemberg im Fokus, was den
Vorteil hatte, die Masse ein wenig zu reduzieren und die Komplexität
zu erhalten. Mit dem nun herausgebrachten Handbuch Rüstung [5] sind
wir einen anderen Weg gegangen. Wir haben der Dynamik der Veränderung
der Industrie Rechnung getragen und die Verbandsverzeichnisse des BDSV
und AFCEA nach den relevanten Firmen durchforstet und mit zusätzlichen
Informationen versehen. Der nun vorhandene Überblick soll die
kritischen Geister dazu anregen, sich fundiert in Diskussionen über
eine vielfältige Branche einzubringen - Rüstung ist nicht auf die
Großen der Branche beschränkt, die kleinen Firmen müssen sichtbarer
werden.



Anmerkungen:

[1] Nach einer Definition des BMVg aus "Konzept des Bundesministeriums
der Verteidigung zur Stärkung des wehrtechnischen Mittelstandes",
20.4.2016.

https://www.bmvg.de/resource/blob/12438/841263213d2301b89ee0f4dbbcb03267/b-07-01-03-download2-data.pdf

[2] Informationsdienst des Instituts der deutschen Wirtschaft,
Deutsche Rüstungsindustrie: Eine Branche im Umbruch, 29.3.2022.

https://www.iwd.de/artikel/ruestungsindustrie-eine-branche-im-umbruch-539706/

[3] Andreas Seifert, Im Dreisprung in den Wirtschaftsolymp,
IMI-Analyse 2013/4, 8.3.2013.

https://www.imi-online.de/2013/02/08/im-dreisprung-in-den-wirtschaftsolymp/

[4] Christoph Marischka, Cyber Valley, MPI und US-Geheimdienste, IMI-Studie 
2020/3, 15.5.2020.

https://www.imi-online.de/2020/05/15/cyber-valley-mpi-und-us-geheimdienste/

[5] Das Handbuch Rüstung des selben Autors ist online einsehbar und
bestellbar unter: 

https://www.imi-online.de/2022/08/11/handbuch-ruestung-2/



Der Artikel kann im PDF-Format heruntergeladen werden unter:

https://www.imi-online.de/download/Ausdruck-September2022-AS-KMW.pdf

Die aktuelle Ausgabe des IMI-Magazins AUSDRUCK vom September 2022 zum
Thema Rüstung ist zu finden unter: 

https://www.imi-online.de/download//Ausdruck-September2022-Web.pdf
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OSSIETZKY/1125: Türkei und westliche Doppelmoral

Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 18 vom 10. September 2022

Türkei und westliche Doppelmoral

von Rolf Gössner



Die politische Erpressung war ein voller Erfolg: Als Voraussetzung für die
Rücknahme seines Vetos gegen die Aufnahme von Schweden und Finnland in die
Nato hatte der türkische Präsident Erdogan ein härteres Vorgehen dieser
beiden Länder gegen die kurdische Arbeiterpartei PKK sowie verbündete
Organisationen und Netzwerke gefordert. Denn diese beiden Länder, so die
Begründung, seien "Brutstätten des Terrors".

Ein trilaterales Memorandum, das am Rande des Nato-Gipfels in Madrid Ende
Juni 2022 zustande kam, geht nun auf alle Bedingungen Ankaras ein, um die
"legitimen Sicherheitsbedenken der Türkei auszuräumen": Das 2019 verhängte
Waffenembargo Schwedens und Finnlands gegen die Türkei wird im Sinne der
"Bündnissolidarität" aufgehoben. Die PKK wird als "Terrororganisation"
festgeschrieben, ihre mutmaßlichen Anhänger, Netzwerke und Aktivitäten
sollen verschärft verfolgt werden. Und die syrisch-kurdische
Selbstverwaltung in Nordsyrien, mitsamt ihrer "Volksverteidigungseinheiten"
YPG/PYD, sollen, anders als bislang, künftig keinerlei humanitäre
Unterstützung mehr erhalten - also jene kurdischen Einheiten, die mit
Unterstützung der USA, Europas und auch Schwedens erfolgreich, aber unter
großen Opfern gegen den "IS"-Terror in Nordsyrien gekämpft hatten.

Die relativ liberale Gesetzgebung Schwedens und Finnlands wird also
entsprechend geändert und verschärft. Und kurdische Aktivisten, die im
schwedischen und finnischen Exil leben und dort als politische Flüchtlinge
Schutz vor Verfolgung suchen, sollen künftig, nach beschleunigter Prüfung,
leichter an die Türkei ausgeliefert werden können - etwa wegen angeblicher
PKK-Kontakte ("Terrorverdacht"). Die Rede ist von über 70 Betroffenen, die
nun in Angst und Schrecken leben, weil ihnen Misshandlung, Folter und
langjährige Haft drohen.

Über Hunderttausend Kurden, ihre Organisationen und Medien zahlen also
insgesamt einen hohen Preis für die Entscheidung Schwedens und Finnlands,
angesichts des Ukrainekrieges dem westlichen Militärbündnis Nato
beizutreten und damit ihre militärische Neutralität aufzugeben. Doch diese
Erpressungsgeschichte fügt sich ein in ein altes Trauerspiel: Denn bereits
seit Jahrzehnten setzen sich die EU und auch die Bundesrepublik nicht nur
unzureichend von der ausufernden Terrordoktrin des türkischen Staates ab,
sie haben sich in diese "Antiterror"-Strategie regelrecht einbinden lassen.
Und sie haben sich darüber hinaus auch noch über den milliardenschweren
EU-Flüchtlingsdeal (2016) stark von der Türkei abhängig und erpressbar
gemacht: ein menschenrechtlich inakzeptables Abkommen, das den EU-Staaten
Geflüchtete aus Afrika und Nahost, insbesondere aus Syrien "vom Hals
halten" soll. Tatsächlich kooperieren EU und Bundesrepublik schon allzu
lange mit der Türkei eng, unkritisch, teils willfährig - gerade bei der
Flüchtlingsabwehr sowie im "Antiterrorkampf". Sie haben letztlich mit ihrer
überaus heiklen Militär-, Polizei- und Geheimdienst-Kooperation die
kriegerische Kurdenpolitik der Türkei flankiert und abgesichert sowie mit
Waffenlieferungen befeuert.

Im türkisch-kurdischen Konflikt beschreiten die EU mit ihrer Terrorliste,
auf der die PKK und weitere kurdische Organisationen gelistet sind, und die
Bundesrepublik mit ihrem seit 1993 geltenden PKK-Verbot nach wie vor den
Weg der Repression, der Kriminalisierung und Ausgrenzung. Und dies auch
unter der aktuellen Ampelregierung, obwohl sich doch die einst
gewaltorientierte PKK in Europa mitsamt ihren Strukturen, Mitteln und
Zielen längst grundlegend geändert hat, obwohl sich auch die politische
Situation in Europa und der Türkei sowie im Nahen und Mittleren Osten stark
wandelte. Die immer noch vorherrschende Kriminalisierungs- und
Ausgrenzungspolitik ist damit vollends zum kontraproduktiven Anachronismus
geworden, der eine so dringend nötige friedliche und gerechte Lösung der
türkisch-kurdischen Frage schwer behindert. Mit der türkischen Erpressung
Schwedens und Finnlands wird diese falsche und grundrechtsgefährdende
Politik jedoch noch ausgeweitet und verfestigt.

Am Rande des Nato-Machtbereichs passieren im Übrigen noch ganz andere
Angriffsszenarien, die gerne ausgeblendet werden. Tatsächlich fragt man
sich verwundert: Wo um alles in der Welt blieben die politischen Antworten
und Konsequenzen angesichts des eskalierenden Kriegs gegen die kurdische
Bevölkerung in der Türkei, angesichts der politischen Verfolgung
Andersdenkender, willkürlicher Inhaftierungen und langjähriger
Verurteilungen wegen nebulöser Terrorvorwürfe? Und vor allem: Wo blieben
eigentlich angemessene Reaktionen auf die militärischen Angriffe des Nato-
Staats Türkei gegen die kurdische Selbstverwaltung in Nordsyrien oder - im
Windschatten des Ukrainekriegs - auch gegen kurdische Einheiten im Nordirak
und die Autonome Region Kurdistan? Handelt es sich doch um jahrelange
völkerrechtwidrige Angriffe auf souveräne Staaten und deren
Zivilbevölkerung, wie auch der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen
Bundestages unmissverständlich festgestellt hat: Diese türkischen "Verstöße
gegen das Gewaltverbot" der UN-Charta geschehen ohne jede Bedrohungslage,
ohne akute Selbstverteidigungssituation, da von kurdischer Seite etwa aus
Nord- oder Ost-syrien - anders als die Türkei behauptet - nachweislich
keinerlei Gefahr, keinerlei Terrorbedrohung ausgegangen war.

Diese völkerrechtswidrigen Angriffe in einem zermürbenden Krieg gegen die
Zivilbevölkerung werden nicht zuletzt mit deutschen Panzern und Waffen
geführt und befeuert. Nato, EU und Bundesrepublik tragen jedenfalls
Mitverantwortung und Mitschuld an diesen schweren Völkerrechtsbrüchen ihres
Nato-Mitgliedsstaates. Doch außer diplomatischer Leisetreterei und der
Anerkennung türkischer "Sicherheitsinteressen" in der Region war und ist
von dieser Seite nicht viel mehr zu hören. Dennoch gilt: Wer den russischen
Krieg gegen die Ukraine als völkerrechtswidrigen Angriffskrieg geißelt,
muss auch die Kriegsangriffe der Türkei gegen Syrien und Irak mithilfe
dschihadistischer Söldnertruppen, mit tödlichen Drohnen- und
Raketenangriffen, Landnahmen ("Sicherheitszone"), hunderttausendfachen
Vertreibungen, ethnischen Säuberungen und Zwangsumsiedlung von Flüchtlingen
sowie gezielten Umweltzerstörungen klar und unüberhörbar verurteilen - als
systematische völkerrechtswidrige An- und Übergriffe eines Nato-Mitglieds
auf souveräne Staaten. Alles andere ist zweierlei Maß oder westliche
Doppelmoral.

Auf harte Sanktionen gegen die Türkei oder gar Rausschmiss aus der Nato
wird man allerdings lange warten, schließlich gibt es handfeste
geopolitische Gründe für die Tolerierung und Zurückhaltung von Seiten der
Nato und EU. Diese liegen nicht zuletzt in der großen strategischen
Bedeutung der Türkei für das westliche Militärbündnis, das sich gerne als
"Wertegemeinschaft" versteht: Das Land ist ein geostrategisch gewichtiger
Bündnispartner an der Südost-Flanke der Nato, zwischen Europa und Asien,
zwischen westlicher Welt und Nahem Osten sowie als Wächter am Schwarzen
Meer. Trotz systematischer Menschen- und Völkerrechtsverletzungen wird die
Türkei schon allein wegen dieser Schlüsselposition auf Biegen und Brechen
in der Nato gehalten - ein Mitgliedsstaat, der nach den USA die zweitgrößte
Truppe stellt. Und diese autokratisch regierte Türkei, deren Präsident sich
während des Ukraine-Kriegs als Konflikt-Vermittler wichtigmacht, wird
militärisch weiter aufgerüstet sowie gehörig mit Finanz- und Kredithilfen
unterstützt. Mit dieser Unterstützung begeben sich USA, EU und "westliche
Wertegemeinschaft" insgesamt in eklatanten Widerspruch zu ihren eigenen
Werten, die sie gegenüber dem Rest der Welt ansonsten unentwegt hochhalten
und oft genug selbst erheblich missachten: so etwa mit ihren sanktionslos
gebliebenen Völkerrechtsverstößen und Kriegsverbrechen in Jugoslawien,
Afghanistan, Irak, Libyen, Guantanamo etc.

Angesichts völkerrechtswidriger Angriffe der Türkei auf Syrien und Irak und
dort lebende Kurden, aber auch angesichts umfangreicher Rüstungsexporte und
des EU-Flüchtlingsdeals kommen Nato, EU und Deutschland eine gesteigerte
Verantwortung zu. Um dieser gerecht zu werden, bedarf es eines radikalen
Wandels der europäischen Türkei- und Kurdenpolitik. Und dazu gehört,
endlich die Terror-Stigmatisierung, Kriminalisierung, Verfolgung und
Ausgrenzung von Kurden, ihren Organisationen und Medien in Europa und
Deutschland zu beenden, die einem offenen Dialog mit der kurdischen Seite
diametral entgegenstehen. Denn: Die immer noch ungelöste kurdische Frage
ist weniger denn je ein Terrorproblem, sondern eine menschenrechtliche und
demokratische Herausforderung der Türkei mit weitreichenden Auswirkungen
auf Europa, die Nato und die Bundesrepublik. Einstweilen ist zu fordern:

• Schutz und Asyl für politisch Verfolgte aus der Türkei: keine
Auslieferungen von Kurd:innen, Oppositionellen und Regimekritikern im Exil
an die Türkei.

• Stopp aller deutschen Rüstungs- und Kriegswaffenexporte an die
Türkei, die
im Krieg gegen die kurdische Bevölkerung sowohl in der Türkei als auch in
Nordsyrien und Nordirak bereits eine verheerende Rolle gespielt haben.

• Sofortige internationale Maßnahmen, um die völkerrechtswidrigen
Angriffe
des Nato-Staats Türkei auf Nordsyrien und Nordirak zu unterbinden,
Kriegsverbrechen gerichtlich aufzuklären und zu ahnden sowie die Türkei für
Kriegsfolgen und Zerstörungen haftbar zu machen.
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Lernen aus Pandemie, Krieg und Krise

von Christoph Butterwegge



Während der Covid-19-Pandemie ist die Armut bis zur Mitte der Gesellschaft
vorgedrungen und die sozioökonomische Ungleichheit auf Rekordniveau
gestiegen. Einerseits war die Zahl der einkommensarmen Personen mit 13,8
Millionen und ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung mit 16,6 Prozent im Jahr
2021 größer als jemals zuvor, andererseits konzentrierte sich das Vermögen
stärker in wenigen Händen als jemals zuvor. Arme wurden eher von einer
Corona-Infektion getroffen und erkrankten schwerer als Wohlhabende, die
aufgrund besserer Lebens- und Arbeitsbedingungen nicht bloß finanz-,
sondern auch immunstärker waren. Auch von der anwachsenden Inflation, die
übrigens nicht erst mit der Ukraine-Invasion und den folgenden westlichen
Sanktionen begann, sind die Einkommensschwachen hier stärker getroffen als
die reichen Oligarchen in Russland.

Hierzulande sind die meisten Reichen zuletzt noch reicher, aber auch - wie
die Armen - zahlreicher geworden. Sehr viele Deutsche haben ihr Vermögen
während der Pandemie vermehrt, die Zahl der Millionäre ist 2021 um rund
100.000 gewachsen, wie die französische Unternehmensberatung Capgemini
feststellte. Vermutlich besitzen die reichsten 45 Familien des Landes
inzwischen sehr viel mehr als die ärmere Hälfte der Bevölkerung - über 40
Millionen Menschen, die laut dem Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht nur
0,5 Prozent des Nettogesamtvermögens ihr Eigen nennen.

Kaum hatte das als SARS-CoV-2 bezeichnete Virus im Frühjahr 2020 die
Bundesrepublik erreicht, ertönten die Rufe nach dem Sozialstaat. Seit der
Jahrtausendwende im Rahmen der "Agenda 2010" und der sogenannten Hartz-
Gesetze mittels neoliberaler Reformen um- bzw. abgebaut, hielt man seine
Leistungen für unverzichtbar, als zahlreiche Menschen durch die Pandemie
und die Infektionsschutzmaßnahmen an den Rand des wirtschaftlichen Ruins
gerieten. Plötzlich sollte der oft beschimpfte Sozialstaat die
Einnahmeausfälle und Gehaltseinbußen möglichst zu 100 Prozent kompensieren,
welche seinen Bürgern durch die Pandemie selbst, durch
Infektionsschutzmaßnahmen wie den Lockdown und durch die davon mit
ausgelöste Wirtschaftskrise entstanden waren. Selbst von einem
"Unternehmerlohn" war plötzlich die Rede, den übrigens auch die FDP
forderte -, vielleicht deshalb, um zu verhindern, dass ihre Klientel beim
Jobcenter um Arbeitslosengeld II nachsuchen musste und mit den vielfach als
"Drückeberger", "Faulpelze" oder "Sozialschmarotzer" diffamierten Hartz-IV-
Beziehern in einen Topf geworfen werden konnte.

In der Coronakrise haben viele Angehörige der Mittelschicht, die bislang
nie armutsgefährdet waren, erstmals Bekanntschaft mit dem System der
sozialen Sicherung gemacht. Obwohl die Koalition von CDU, CSU und SPD den
Zugang zu Hartz-IV-Leistungen für Soloselbstständige, Freiberufler und
Kleinunternehmer erleichterte, wurden diese in den Jobcentern vielleicht
erstmals mit einer wenig großzügigen und voreilig Missbrauch
unterstellenden Sozialbürokratie konfrontiert. Daraus könnten Lerneffekte
resultieren, die Vorurteile gegenüber Transferleistungsbezieher abbauen
helfen.

Die schlimmsten Auswüchse des pandemiebedingten Wirtschaftsrückgangs, etwa
Firmenzusammenbrüche und Massenarbeitslosigkeit, konnte der Staat mittels
seiner Hilfsprogramme und Unterstützungsleistungen verhindern. Gleichwohl
wurde die seit der Jahrtausendwende im Gefolge der neoliberalen Hegemonie
durch Begriffe wie "Eigenverantwortung", "Selbstvorsorge" und
"Privatinitiative" abgelöste Solidarität nie ähnlich häufig beschworen wie
in der pandemischen Ausnahmesituation. Man bezog sie jedoch nicht auf alle
Opfer kapitalistischer Ausbeutung, sondern auf die für kurze Zeit als
"Helden des Alltags" gefeierten Angehörigen "systemrelevanter" Berufe, etwa
Pflegekräfte, Verkäuferinnen und Lkw-Fahrer.

Einrichtungen wie die Lebensmitteltafeln, Kleiderkammern und
Sozialkaufhäuser gerieten schon zu Beginn der Covid-19-Pandemie, erst recht
aber seit Beginn des Ukraine-Krieges und des von einzelnen
Sanktionsmaßnahmen noch verstärkten Preisauftriebs schnell an ihre Grenzen.
Viele mussten umgehend schließen, weil ihre meist älteren Ehrenamtler
aufgrund der Infektionsgefahr nicht mehr zur Verfügung standen oder schon
bald die nötigen Lebensmittelspenden ausblieben. Hier zeigte sich die
Ambivalenz karitativen Engagements: Als die Not der von den Tafeln als
"Kunden" bezeichneten Menschen am größten war, versagten diese
Einrichtungen am meisten.

Nur ein hoch entwickelter, möglichst gut ausgestatteter Wohlfahrtsstaat
kann die Versorgung der Bürger selbst in einer pandemischen Ausnahme- und
Krisensituation gewährleisten. Tafeln, Sozialkaufhäuser und Kleiderkammern
gibt es schließlich nicht immer dort, wo Arme sie benötigen, sondern
häufiger dort, wo sich reiche Mäzene, großzügige Spender und freiwillige
Helfer konzentrieren. Dies zeigt, dass wir nicht aus einem "Volk der
Dichter und Denker" zu einem Volk der Stifter und Schenker werden dürfen.
Almosen sind ein mittelalterlicher Weg der Armutsbekämpfung, mehr nicht.

Angesichts der Coronakrise und der höchsten Inflation seit einem halben
Jahrhundert lautet die Schlüsselfrage: Wer kommt für die enormen Kosten der
Finanzhilfen, "Rettungsschirme" und Entlastungspakete auf und wer trägt die
Schuldenberge der öffentlichen Hand ab? Zu befürchten ist, dass nicht die
Krisen- und Kriegsgewinnler zur Kasse gebeten werden, sondern vielmehr die
sozial Benachteiligten die Zeche zahlen müssen. Statt der von Bundeskanzler
Olaf Scholz am 24. Februar 2022 ausgerufenen "Zeitenwende" in außen-,
rüstungs- und energiepolitischer Hinsicht sollte es eine Zeitenwende in
sozialpolitischer Hinsicht geben.

Nichts ruiniert Umwelt, Natur und Klima mehr als das Militär. Statt den
Rüstungshaushalt weiter aufzublähen, sollte die Bundesregierung ihre
Bemühungen um Frieden, Entspannung und Abrüstung intensivieren. Nötig ist
ein Sondervermögen in Höhe von 100 Milliarden Euro, aber nicht für die
Bundeswehr, sondern für den öffentlichen Wohnungsbau, den Ausbau der
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen, die Alterssicherung von
Geringverdienern sowie die Bekämpfung von Kinderarmut, pandemiebedingt
gestiegener Langzeitarbeitslosigkeit und Obdachlosigkeit. Und für die
Abfederung de rasant steigenden Energiekosten.

Wie die Infektion mit SARS-CoV-2 trifft die Inflation in erster Linie
sozial Benachteiligte, verschärft die Einkommens- ebenso wie die
Vermögensungleichheit und schwächt den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Da
die wirtschaftlichen Verwerfungen der Gegenwart mit steigendem Wohlstand
und vermehrtem Reichtum einhergehen, ja geradezu deren Kehrseite bilden,
der Staat aber durch ihre Kosten finanziell enorm belastet ist, muss die
sozioökonomische Ungleichheit durch konsistente und miteinander kompatible
Maßnahmen einer Umverteilung von oben nach unten zurückgedrängt und für
zusätzliche Steuereinnahmen gesorgt werden, damit sich die öffentlichen
Kassen von Bund, Ländern und Gemeinden wieder füllen.

Will man die Schäden ähnlicher Katastrophen wie der Covid-19-Pandemie durch
präventive Maßnahmen minimieren, führt nichts an der Notwendigkeit vorbei,
bestimmte Steuern zu erhöhen oder wieder zu erheben und - vor allem -
verstärkt kreditfinanzierte Investitionen zu tätigen. Die im Grundgesetz
der Bundesrepublik und auch in mehreren Länderverfassungen enthaltene
"Schuldenbremse", welche als pauschales Kreditaufnahmeverbot für den
Staatshaushalt eine expansive öffentliche Investitionstätigkeit praktisch
blockiert und die Auflage von Konjunkturprogrammen zumindest erschwert,
wenn nicht verhindert, ist durch die Covid-19-Pandemie vollends ad absurdum
geführt worden. Genauso kontraproduktiv ist das finanzpolitische Dogma der
"Schwarzen Null", d. h. eines ausgeglichenen Bundeshaushalts, dem Christian
Lindner als Finanzminister ebenso folgt wie seine Amtsvorgänger Wolfgang
Schäuble und Olaf Scholz.

Prof. Dr. Christoph Butterwegge hat von 1998 bis 2016
Politikwissenschaft
an der Universität zu Köln gelehrt und zuletzt das Buch "Die polarisierende
Pandemie. Deutschland nach Corona" veröffentlicht.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ein glänzendes Geschäft


Kurze Geschichte der Preis-Profit-Inflation

von Ingo Schmidt



Inflation ist in aller Munde. Die Medien liefern den notwendigen
Gesprächsstoff. In unzähligen Beiträgen werden die Inflationstreiber
vorgeführt: Zentralbanker, Gewerkschaften, Russen und Chinesen. Und
gewarnt: Wird denen nicht bald das Handwerk gelegt, wird die Inflation die
Realwirtschaft abwürgen. Wie in den 1970er Jahren käme es zu Stagnation
plus Inflation, kurz: Stagflation. Die historischen Vergleiche sind
schief.

Böse Zentralbanker, Gewerkschafter und fremde Mächte

Zentralbanker stehen ganz oben auf der Liste der angeklagten
Inflationstreiber. Eine Ausweitung des Geldumlaufs über das Wachstum der
Produktionskapazitäten hinaus führe unweigerlich zu Preissteigerungen. Der
amerikanische Zentralbankchef Jerome Powell habe seine Fehler inzwischen
eingesehen und sei mittlerweile auf eine restriktive Geldpolitik
umgeschwenkt. Im Gegensatz zu seiner EZB-Kollegin Christine Lagarde, die
mit Rücksicht auf ausufernde Staatsschulden der Mittelmeeranrainer
angeblich notwendige Zinssteigerungen und das Ende der Anleihekäufe durch
die EZB hinauszögere.

Kein Wort davon, dass die Weltwirtschaftskrise 2008 zu einer Depression
geworden wäre, hätten die Zentralbanken nicht mit einer superlockeren
Geldpolitik gegengesteuert. Auch kein Wort dazu, weshalb der Geldumlauf
über ein Jahrzehnt stark zunehmen konnte, die Preise aber kaum stiegen,
mitunter sogar zurückgingen. Der theoretisch behauptete Zusammenhang von
steigender Geldmenge und Inflation wurde in den Jahren nach 2008 empirisch
widerlegt. Erst seit dem Sommer 2020, nach dem Ende der ersten
Corona-Lockdowns, kommt es zu anhaltenden Preissteigerungen.

Ebenfalls der Inflationstreiberei schuldig: die Gewerkschaften mit
ihren stets überzogenen Lohnforderungen. Sie zwingen Unternehmen zu
Preiserhöhungen. Kein Wort davon, dass die Preise in den letzten
Jahrzehnten auch bei niedrigen Inflationsraten stärker als die Löhne
gestiegen sind. Auch kein Wort dazu, dass die Preise in den letzten zwei
Jahren den Löhnen geradezu davongelaufen sind. Selbst wenn die Forderungen,
mit denen Gewerkschaften gerade in ihre Tarifverhandlungen gehen, zu 100
Prozent erfüllt würden, würden die zuvor erlittenen Reallohnverluste nicht
ausgeglichen. Die Theorie der Lohn-Preis-Spirale wurde jüngst durch die
empirische Realität einer Preis-Profit-Spirale widerlegt.

Die Preis-Profit-Spirale

Und dann sind da noch die fremden Mächte. Unfähig oder unwillig, den
Spielregeln des liberalen Welthandels zu folgen, drehen sie, wie Russland,
den Gashahn zu oder schicken, wie China, bei jedem kleinen Corona-Ausbruch
ganze Städte oder Regionen in den Lockdown. Unterbrochene Lieferketten
verringern die angebotene Menge der jeweils betroffenen Güter und sorgen
für Unsicherheit in Sachen zukünftiger Verfügbarkeit. Eine günstige
Gelegenheit, aktuell verfügbare Mengen zu höheren Preisen zu verkaufen und
auf weitere Preissteigerungen zu spekulieren.

Von diesen Krisengewinnen des Handelskapitals ist in den Medien wenig zu
hören. Auch die Tatsache, dass die Energiepreise bereits vor dem
Ukrainekrieg gestiegen sind und zwischen der Weltwirtschaftskrise 2008 und
der Corona-Rezession 2020 zeitweise deutlich höher waren als nach dem
russischen Angriff auf die Ukraine, bleibt zumeist unerwähnt.

Es wird auch nicht gefragt, weshalb sich westliche Regierungen, die
russische Öl- und Gasimporte stoppen wollen, beschweren, wenn ihnen die
russische Regierung in dieser Hinsicht entgegenkommt. Oder weshalb
Lockdowns in China schlecht sind, nachdem sie eine Zeitlang im Westen als
notwendig galten und auch für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden
können. Oder ob die Lieferketten, die westliche und chinesische Ökonomien
verbinden, vor Corona wirklich reibungslos funktionierten und nicht infolge
von Sanktionen und Zölle bereits brüchig waren.

Die Unternehmen, die an der Inflation kräftig verdienen bzw. diese selbst
antreiben, tauchen in der Gemeinschaft der Guten, der Bürgerinnen und
Bürger der westlichen, sich selbst als liberal identifizierenden Welt
unter, als gäbe es nicht auch in dieser Welt Klassenunterschiede und andere
Formen sozialer Ausgrenzung.

Geschichte wiederholt sich - jedesmal anders

In Sachen Geldpolitik scheinen die Parallelen klar: Nach einer Zeit laxer
Geldpolitik, die Regierungen, Privathaushalte und sogar manche Unternehmen
zu verschwenderischen Ausgaben angeregt hat, übernimmt die amerikanische
Zentralbank die Führung im Kampf gegen die Inflation. Für die USA geht es
schließlich nicht nur um Kaufkraftverluste im eigenen Land, sondern auch um
die Rolle des Dollar als internationale Leitwährung. Andere Zentralbanken
schließen sich dem Kampf gegen die Inflation an. Nicht zuletzt, um die
Wechselkurse ihrer eigenen Währung halbwegs stabil zu halten.

Aber der Charakter der Inflation hat sich dramatisch gewandelt. In den
1970er Jahren waren die Gewerkschaften stark genug, die Reallöhne gegen
steigende Preise zu verteidigen. Mehr oder minder dem Wachstum der
Arbeitsproduktivität folgend, stiegen sie sogar. Gegen das Bestreben von
Unternehmen, ihre Profite mittels steigender Preise zu erhöhen, konnten sie
eine Reallohnbarriere errichten, wie die britische Ökonomin Joan Robinson
sich ausdrückte.

Diese zu überwinden war das erklärte Ziel der monetaristischen Wende. Hohe
Zinsen sollten eine Rezession auslösen, Massenarbeitslosigkeit verursachen
und die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften brechen.

Um zu verhindern, dass steigende Beschäftigung im nächsten Aufschwung die
Gewerkschaften wieder stärken würde, begannen Unternehmen mit einem
grundlegenden Umbau von Produktion und Logistik. Arbeitssparende
Technologien wurden eingeführt, Unternehmensteile ausgegliedert und
Produktionsabschnitte verlagert. Durch die Einfuhr billiger Fertigwaren aus
Ländern des Südens wurde der Angriff auf Löhne und Sozialstaaten im Norden
abgefedert. Dafür stiegen die Kosten für Ausbildung, medizinische
Versorgung und Wohnen. Langsam genug, um sich in den Inflationsraten, die
jährliche Veränderungen ausweisen, nicht niederzuschlagen. Aber stetig
genug, um die Kaufkraft der Löhne trotz importierter Billigwaren erheblich
zu senken und die Profite des international agierenden Kapitals zu
steigern.

Die Börsenkurs-Verschuldungs-Spirale

Ein Teil dieser Profite floss in den Bau von Anlagen, Gebäuden und
Infrastruktur, ein anderer wurde zum Kauf von Wertpapieren verwandt.
Wertpapierinflation war die Folge. Um einen Dollar oder Euro Gewinn zu
machen, mussten immer mehr Dollars oder Euros zum Kauf von Wertpapieren
ausgegeben werden. Solange steigende Preise für diese Papiere als Ausdruck
steigender Vermögen angesehen wurden, konnten weitere Finanzanlagen über
Kredite finanziert werden. Die Börsenkurs-Verschuldungs-Spirale drehte sich
immer schneller. Finanzkrisen in der Peripherie öffneten neue Märkte für
Kapital aus den Zentren.

Die vom amerikanischen Immobilienmarkt und der Wall Street ausgehende Krise
2008 markierte das Ende des neoliberalen Geschäftsmodells. Nur durch den
vollständigen Bruch mit den monetaristischen Prinzipien, die diesem Modell
den Weg gebahnt hatten, konnte sie eingedämmt werden. Die Flutung der
Finanzmärkte mit Gratisgeld von der Zentralbank wurde zur Überlebensfrage
des Kapitalismus.

Aber die Krise machte auch einen Grundwiderspruch des Kapitalismus in
seiner neoliberalen Form deutlich: Ausweitung und Beschleunigung der
Umsätze an den Finanzmärkten standen dem Bedeutungszuwachs von Immobilien,
Infrastruktur, Rohstoffen und Agrarproduktion gegenüber. Der neoliberale
Umbau von Produktion und Logistik hatte die Verwertungsbedingungen des
industriellen Kapitals erheblich verbessert. Doch nun trieben Grundbesitz
und Finanzvermögen mit ihren Grundrenten und Zinsansprüchen das
industrielle Kapital in eine Profitklemme. Ihr konnte es längere Zeit durch
weiteren Druck auf die Löhne entkommen.

Seit der Krise 2008 eröffnen nun brüchig gewordene Lieferketten einen
weiteren Ausweg: die Preis-Profit-Inflation. Schnell nochmal absahnen,
bevor der Kampf gegen die Inflation die nächste Rezession auslöst.
Die Formen, in denen Profit erwirtschaftet wird, haben sich gewandelt - und
längst ihre Grenzen erreicht. Es wird noch Profit gemacht, gerade die
Inflation ist ein glänzendes Geschäft. Aber auch eine Art Schlussverkauf.
Ein überstrapaziertes Geschäftsmodell mit selbstzerstörerischen Tendenzen.
Davon ist in den Medien nicht die Rede. Denn: Schuld sind immer die
anderen.


Ingo Schmidt ist Ökonom und leitet das Labour Studies Program
der Athabasca University in Kanada.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Atomare Kakophonie


Warum AKWs die Energiefrage nicht lösen können

von Klaus Meier



Seit Wochen trommeln Union und FDP, unterstützt von den Medien des
Springer-Konzerns, dafür, dass die drei Atomkraftwerke Emsland,
Neckarwestheim-2 und Isar-2 über den gesetzlichen Abschalttermin Ende 2022
hinaus am Netz bleiben sollen. Besonders laut ist CSU-Chef Söder, der
keinerlei Sicherheitsprobleme sieht. Sein Hauptargument ist ein Gutachten
vom TÜV Süd, das die bayerische Landesregierung selbst eingeholt hatte.

Das Gutachten des TÜV behauptet: "Aus sicherheitstechnischer Sicht"
bestehen "keine Bedenken", das Kraftwerk Isar 2 bei Landshut über den
31.Dezember 2022 weiterlaufen zu lassen. Das Problem dabei: Die
verpflichtende große periodische Sicherheitsüberprüfung, die alle zehn
Jahre nach dem neuesten wissenschaftlichen Kenntnisstand stattfinden muss,
gab es zuletzt 2009. Sie ist überfällig, denn sie hat zuletzt vor 13 Jahren
nach alten Standards stattgefunden. Neuere Erkenntnisse, bspw. aus der
Reaktorkatastrophe von Fukushima, konnten darin noch gar nicht
berücksichtigt werden. In der Zwischenzeit können Schäden am Reaktor, etwa
durch Verschleiß, Korrosion oder Versprödung von Stahlbauteilen eingetreten
sein. Schließlich sind alle Materialien des Reaktors einer erheblichen
thermischen und nuklearen Belastung ausgesetzt.

Alles unwichtig, findet der TÜV in seiner mal gerade sieben DIN-A4-Seiten
dünnen Expertise. Die Sicherheitsüberprüfung könne man im laufenden Betrieb
nachholen. Die Anfangs- und Enddaten des TÜV-Gutachtens zeigen übrigens,
dass es in nur sieben Tagen zusammengeschrieben wurde. Die Hamburger
Kanzlei Günther bewertet die TÜV-Expertise aus rechtlicher Sicht denn auch
als "schlampig argumentierende Auftragsarbeit".

Doch wie glaubwürdig ist eine Expertise des TÜV Süd überhaupt? Gegen den
Konzern läuft immerhin eine millionenschwere Klage von 1200 Opfern eines
Dammbruchs in Südbrasilien, bei dem 270 Menschen ums Leben kamen und eine
ganze Landschaft mit giftigem Bergwerksschlamm verseucht wurde. Der TÜV
hatte vier Monate vor dem Unglück ein Gutachten verfasst, in dem er die
Sicherheit des Rückhaltedamms garantierte. Jetzt verkündet dasselbe
Unternehmen, dass man alte AKWs ohne vorherige Sicherheitsüberprüfung
weiterlaufen lassen könne.

Lindner: In Energiefragen krass inkompetent

Zu den AKW-Freunden gehört auch Finanzminister Lindner. Er erklärte
gegenüber Bild am Sonntag, dass man "die sicheren und klimafreundlichen
Kernkraftwerke" bis 2024 weiter nutzen sollte. Er erklärte weiter: "Es muss
in jedem Fall eine Stromlücke verhindert werden und zugleich darf Gas nicht
mehr für die Energieproduktion eingesetzt" werden. Lindners Äußerungen
zeigten, dass er mit den Fragestellungen einer sicheren Energieversorgung
keinesfalls vertraut ist.

Ein Sprecher des Wirtschaftsministeriums musste dem unwissenden
Finanzminister Nachhilfe geben: Gas sei in Spitzenzeiten nötig, um die
Stromnachfrage zu jeder Zeit decken zu können. Die träge reagierenden
Atomkraftwerke kann man jedoch bestenfalls für die Strom-Grundlast
einsetzen. Um die geht es aber gar nicht, denn die ist für die Versorgung
unkritisch. Problematisch sind dagegen vorübergehende Stromspitzen, z.B.
wenn morgens um 7 Uhr viele Verbraucher gleichzeitig Kaffee kochen. Dafür
braucht man dann schnell reagierende Gaskraftwerke oder Speicher. Im
Gegensatz zu AKWs haben sie sehr kurze Reaktionszeiten. Sie können die
Strommenge im Netz z.B. für eine Stunde schnell hoch und dann wieder runter
fahren.

Was der Bundesfinanzminister mit seinem Vorpreschen fürs Abstellen aller
Gaskraftwerke auch nicht verstanden hat: Viele Gaskraftwerke werden für die
Kraft-Wärme-Kopplung genutzt. Sie produzieren Strom, geben aber
gleichzeitig Wärme in Fernwärmenetze ab. Die Gaskraftwerke haben damit auch
eine systemrelevante Aufgabe und dürfen aus diesem Grund ihren
Versorgungsbetrieb nicht einfach einstellen. Würde man Lindner die
Heizkraftwerke einfach abschalten lassen, dann würden im nächsten Winter
Millionen Menschen vor ihren kalten Heizungen sitzen und frieren.

Alte AKWs wieder anschalten?

CSU-Chef Söder geht noch weiter und fordert, dass zusätzlich auch die drei
2021 abgeschalteten AKWs wieder in Betrieb genommen werden sollten. Der
CSU-Chef beruft sich dabei auf den Präsidenten des TÜV Süd, Bühler. Der
hatte gegenüber der Bild-Zeitung behauptet, die Atomkraftwerke Brokdorf,
Grohnde und Gundremmingen C seien "sicherheitstechnisch dazu in der Lage,
weiter betrieben zu werden". Es müssten dazu lediglich "einige Prüfungen
und Sicherheitschecks" durchgeführt werden.

Bei allen drei AKWs ist aber bereits der Rückbau eingeleitet worden. Die
Reaktorkerne wurden entladen, in Gundremmingen sind bereits die
Stromgeneratoren demontiert. In Grohnde wurde darüber hinaus bereits der
Primärkreislauf dekontaminiert, in Brokdorf wird das vorbereitet. Die
Dekontamination wird mit aggressiven Chemikalien durchgeführt, um
radioaktive Beläge aus den Röhren und Leitungen des Primärkreislaufes zu
entfernen. Diese Chemikalien können aber nach Angaben der Gesellschaft für
Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) eine Gefahr für einen sicheren
Reaktorbetrieb sein.

Generell würde eine Wiederinbetriebnahme bedeuten, dass alle Systeme
wiederhergestellt und geprüft werden müssten, ob sie auch einen
Leistungsbetrieb aushalten. Der Atomexperte Michael Sailer erklärte dazu,
ein solcher Reaktor sei nicht mehr brauchbar. "Außerdem sind die Anlagen
seit Anfang des Jahres stillgelegt und zum Beispiel seither nicht mehr
darauf kontrolliert worden, ob die Sicherheitssysteme in Ordnung sind, die
man nur bei laufendem Betrieb braucht."

Grüne haben Stresstest nicht bestanden

Der Widerstand der Grünen gegen diese rechte Atomkampagne kann nur als
butterweich und kläglich bezeichnet werden. Habeck widerspricht überhaupt
nicht offen, sondern redet nur von einem mehrwöchigen "Stresstest", den man
zur Bewertung der Versorgungssicherheit ergebnisoffen durchführen würde.
Doch zwischenzeitlich stimmte die Grüne Fraktion in Münchens Stadtparlament
gemeinsam mit den Sozialdemokraten dafür, dass das Atomkraftwerk Isar-2 bis
Mitte 2023 weiterlaufen solle. Habecks "Stresstest" wurde gar nicht erst
abgewartet. Die Süddeutsche Zeitung berichtete, die Münchener Abstimmung
sei sogar von führenden Köpfen der Berliner Grünen gemanagt worden.

Die Grünen geben vor, sie wollten nur einen "Streckbetrieb" für Isar-2, bei
dem keine neuen Brennstäbe in den Reaktor eingesetzt würden. Vielmehr
würden die vorhandenen Brennstäbe - bei kontinuierlich sinkender Leistung -
noch bis zu drei Monate über ihre ursprünglich geplante Lebensdauer hinaus
genutzt werden. Die AKW-Betreiber geben aber an, dass ein Streckbetrieb
unpraktikabel sei. Die Vorruhestandsverträge mit den Belegschaften seien
längst abgeschlossen. Die Weichen für den Rückbau seien gestellt, im Januar
würden Spezialisten mit den Arbeiten beginnen. Bei einem Streckbetrieb
gerate der gesamte Zeitplan für den Jahre dauernden Rückbau aus dem Takt.
Im Zweifelsfall setzen die Betreiber lieber gleich auf eine mehrjährige
Verlängerung des Atombetriebs. De facto öffnen die Grünen mit ihren
Zugeständnissen dafür die Tür.

Ein Blick nach Frankreich

Ein Blick über die Grenze auf die Atomkraftwerke in Frankreich wirkt
ernüchternd. Das Land hat zwar reichlich Kernkraftwerke, aber eine
Sicherheit der Energieversorgung ist damit noch lange nicht gegeben. Anfang
August waren von 56 vorhandenen französischen Atommeilern 29, also über die
Hälfte, im Stillstand. Die verfügbare Stromleistung entsprach nicht einmal
einem Drittel des möglichen Wertes. Große und mittelgroße französische
Städte beginnen sogar schon unter Stromausfällen zu leiden.

Was sind die Ursachen für diese Ausfälle? Bei einem Teil des Kraftwerkparks
wurden kritische Schweißnähte und Haarrisse an den Sicherheitskomponenten
entdeckt. Sie sind eine Folge der jahrelangen Belastung der Bauteile durch
hohe Temperaturen und der Bombardierung mit radioaktiven Strahlen. Wegen
dieses Sicherheitsproblems musste eine ganze Reihe von Reaktoren
stillgelegt werden.

Andere französische Atomkraftwerke wurden ein Opfer der extremen
Hitzewellen. Die Anlagen benötigen für ihren Betrieb große Mengen
Kühlwasser, das aus den französischen Flüssen entnommen wird. Wegen der
Dürreperiode ist aber der Wasserstand der Flüsse stark gesunken und die
Flusstemperatur ist bereits überhöht. Würden die Kraftwerke jetzt noch ihr
warmes Abwasser einleiten, würde es zu einem massenhaften Sterben von
Kleinorganismen und des Fischbestands kommen.

Der Linkspolitiker Jean-Luc Mélenchon brachte im Sender France Bleu die
Situation auf den Punkt: "Es stellt sich heraus, dass die Kernkraft nicht
funktioniert, wenn es heiß ist."

Ein wichtiger Grund gegen AKWs auch in Deutschland. Doch Frankreichs
Probleme mit seinen Atomkraftwerken wird hierzulande umgekehrt genutzt, um
längere Laufzeiten zu legitimieren. So erklärt Franziska Brantner, grüne
Staatssekretärin im Wirtschaftsministerium von Habeck, man müsse
"berücksichtigen, in welcher schwierigen Lage Frankreich gerade ist, weil
eben dort sehr, sehr viele Atomkraftwerke nicht laufen". "Das werden wir
bei uns miteinbeziehen, damit wir im Zweifel auch solidarisch sein können."
Unter "Solidarität" versteht Brandler offensichtlich längere Laufzeiten für
Atomkraftwerke.

Der Autor arbeitet mit im Netzwerk Ökosozialismus.
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WILDCAT/040: "The Summer of Semis"

Wildcat 110 - Herbst 2022

"The Summer of Semis" [1]



Weil so viel Neues passiert war, wollten wir das Interview zur
"Chip-Krise" (Wildcat 108 *) fortsetzen und haben uns dazu Mitte
Juli zweimal getroffen. Dann überschlugen sich die Ereignisse! Wir
haben den bereits fertigen Artikel mehrfach upgedated - und auf dem
Stand vom 10.8.22 eingefroren. Es ist eine spannende Geschichte über
die Bedeutung technologischer Entwicklung in einer Schlüsselindustrie
des gegenwärtigen Kapitalismus, ihre Grenzen und ihre verheerenden
Folgen bis hin zum Krieg. Hier die Kurzfassung:

Nach der Krise 2007/8 hatte Apple ein hochprofitables Geschäftsmodell
daraus gemacht, Design aus dem Silicon Valley und Chips aus Taiwan
(TSMC) bei einer taiwanesischen Firma (Foxconn) in China
montieren zu lassen und auf der ganzen Welt zu verkaufen (sogar in
China liegt das iPhone mit 22 Prozent Marktanteil auf Platz 1).
Hochbezahlte Entwickler entwerfen das Produkt, Fabrikarbeiterinnen in
Asien bauen es zusammen. Die industriellen Kosten fallen in Asien an,
die Profite fließen an die Aktionäre, zumeist amerikanische Fonds. Auf
mittlere Sicht fallen aber auch die industriellen Fähigkeiten in Asien
an: TSMC garantierte die "Technologieführerschaft" und ist heute nach
Intel und Samsung der weltweit drittgrößte
Halbleiterhersteller und mit Abstand der größte Auftragsfertiger
(Foundry) für Fabless-Unternehmen wie AMD, Apple,
Qualcomm, Nvidia usw. Die USA haben ihre Führung bei der
industriellen Fertigung von Solarmodulen, Batterien ... und eben auch
Chips nach Asien verloren.

Foxconn und TSMC sind Produkte einer ungeheuer schnellen
Industrialisierung Taiwans. Es ist neben Südkorea das einzige Land,
das nicht in der Middle Income Trap hängen geblieben ist, ein
Drittel der Berufstätigen arbeitet in der Industrie. Die Löhne dort
erreichen inzwischen US-Niveau, die ökologischen Ressourcen der Insel
gehen zur Neige.

China würde nur zu gerne das Entwicklungsmodell kopieren - und
Präsident Biden die industriellen Fähigkeiten. Auch deshalb wird nicht
nur die Chipindustrie, sondern ganz konkret auch Taiwan zum
Schlachtfeld der geopolitischen Auseinandersetzung.[2] Mit
"Friendshoring" wollen die USA die technologische Entwicklung
in China blockieren. Sie erklären die Stärke des bisherigen Modells,
seine weltweiten Produktionsketten und Absatzkanäle, zu seiner
Schwäche ("der Ukrainekrieg hat uns gelehrt, dass wir uns nie wieder
in Abhängigkeit begeben dürfen!"). Sie treiben den Bau von
Chipfabriken "im Westen" voran. Da eine aktuelle Fab mindestens 15
Milliarden Dollar kostet, müssen gewaltige Summen mobilisiert werden.
(Zum Vergleich: eine Autofabrik state of the art für 150.000
bis 200.000 Autos im Jahr kostet etwas über eine Milliarde.)

Derweil rutscht die Chipindustrie in die Krise (starke Rückgänge der
Verkäufe). Das "Apple-Modell" ist ökologisch und von der
Lohnentwicklung her wohl ausgereizt; ein neues ist nicht in Sicht. Die
geostrategische Initiative der USA würde den ökologischen Fußabdruck
der Chipindustrie um ein Vielfaches vergrößern, wenn die geplanten
Fabs tatsächlich die Produktion aufnehmen. Kann dieser Planet
überhaupt so viele Chips ertragen?


Der globale Subventionswettlauf

Auch die EU will ihren Rückstand in der Halbleiterindustrie
aufholen. Der EU Chips Act [3] soll mit 43 Milliarden Euro den
Anteil an der globalen Produktion bis 2030 "auf 20 Prozent
verdoppeln". Das ist nach Stückzahlen gerechnet (eine Billion
Mikrochips werden jährlich weltweit produziert, davon zehn Prozent in
der EU). Nach Preisen beträgt der Umsatz in Europa etwa 40 Milliarden
Euro, weltweit mehr als 600 Milliarden Dollar.

Mitte März wurde bekannt, dass Intel in Magdeburg zwei
Chipfabriken der "Ångström-Ära" bauen will. In unserem letzten
Gespräch (Wildcat 108, Mitte Juni 2021) hattest Du auf die
Frage "Wie realistisch sind neue Chip-Fabriken im niedrigen
Nanometer-Bereich in der BRD?" geantwortet: "Ich glaube nicht, dass
die EU zehn Milliarden in die Hand nimmt - diese Zahl hat Intel
genannt..." Ganz so viel war anscheinend nicht nötig. Die erste der
beiden Fabs soll 17 Milliarden Dollar kosten, etwa 40 Prozent davon
kommen aus staatlichen Töpfen: 2,7 Milliarden Euro waren bereits im
Bundeshaushalt 2022 eingeplant, zusätzliche EU-Subventionen von 4,1
Milliarden Euro sollen 2024 fließen. Welche Rolle wird Magdeburg für
die europäische Halbleiter-Industrie spielen?

Intel hatte Anfang des Jahres angekündigt, 88 Milliarden Dollar
in Europa zu investieren, um die Abhängigkeit von "asiatischen
Chipproduzenten" zu verringern; für die Zukunft werben sie bereits
damit, in den USA und in Europa "alles aus einer Hand" liefern zu
können. Wichtige Entwicklungsabteilungen haben sie schon heute in
Europa: in Irland und auch in München. Somit ist Magdeburg eine
strategische Entscheidung. In Norditalien will Intel ein neues
Werk für Packaging-Prozesse bauen - geplante Investition fünf
Milliarden, Zuschuss vom italienischen Staat 40 Prozent. Niemand
pokert gerade so heftig um Subventionen wie Intel. Daneben
erwartet man vom Staat laxe Genehmigungsverfahren, billigen Strom -
der noch dazu dem green washing dient - und Trinkwasser zum
Spottpreis, wie wir es ja auch bei Tesla in Brandenburg gesehen
haben.

Wenn der EU Chips Act rechtzeitig ratifiziert wird, "hofft"
Intel auf den ersten Spatenstich in Magdeburg 2023. Dann würde
die Volumenproduktion 2027 mit dem "Intel 3"-Prozess (soll 5 Nanometer
entsprechen) starten; die Fab sei bereits für "Intel 20A" vorbereitet.
TSMC liefert 5-Nanometer-Chips seit 2019, die 3-Nanometer-Produktion
startet Anfang 2023, 2 Nanometer sind für 2026 angekündigt - der
Rückstand ist also beträchtlich.

Intel will seine Fertigungskapazitäten auch in USA ausbauen und
plant zwei Fabs in Ohio für 20 Milliarden Dollar. Daraus könnten auch
100 Milliarden für insgesamt acht Fabs werden, wenn genügend
Staatsknete fließt. Am 28. Juli hat der US-Kongress den Chips and
Science Act zur Förderung der Chipproduktion in den USA
verabschiedet. Im Gesamtvolumen von 280 Milliarden Dollar sind 25
Prozent Steuernachlass für Unternehmen bei Neu- oder
Erweiterungsbauten eingerechnet. 52 Milliarden Dollar fließen als
Direktsubventionen; mehr als 20 Prozent davon, nämlich elf Milliarden,
sollen in Forschung und Ausbildung der Arbeitskräfte gehen
("workforce development"). Der Hauptteil geht in den Aufbau von
Fabs und kommt insbesondere Intel zugute. Auch TSMC hat gerade
den Rohbau einer 5-Nanometer-Fab in Arizona fertiggestellt, ab 2024
sollen dort 20.000 Wafer pro Monat hergestellt werden. Und
Samsung baut eine 5-Nanometer-Fab in Texas, die Ende 2024 in
Betrieb gehen soll.

Wie weit liegt Intel technologisch zurück?

Intels Roadmap ist Intel 7 / Intel 4 → Intel 3 → Intel
20A / Intel 18A. Intel 3 wäre dann Magdeburg; aber bis heute
haben sie große Schwierigkeiten mit dem Hochfahren von Intel 4
(soll irgendwas zwischen 7 und 5 Nanometer entsprechen). Wie gesagt
sind bei TSMC und Samsung 3-Nanometer-Prototypen bereits
verfügbar; größere Stückzahlen gibt es 2023.

Chips mit Nodes kleiner als zehn Nanometer machten im ersten Halbjahr
2022 nur zwei Prozent der weltweiten Produktion aus, Chips von 14
Nanometer und darüber 95 Prozent. Wo sind kleinere Nodegrößen
überhaupt notwendig? Und was ist dieses für Magdeburg geplante
Ångström?

Wie in der Wildcat 108 beschrieben, ist "Nanometer" keine
nachmessbare Größe mehr, bereits beim 45-Nanometer-Node entkoppelte
sich die FET-Gate-Length von verkleinerten Strukturen.[4] Was TSMC und
Samsung als 5 bzw. 3 Nanometer vermarkten, gilt aber weiterhin
als Referenzgröße für die jeweiligen Prozessfortschritte. Je größer
die Probleme beim technologischen Fortschritt werden, desto kreativer
die Benennungen, Intel vorne dran: Nach Intel 3 soll die
"A-Familie" kommen: erst Intel 20A, dann Intel 18A. Das
A soll auf die Maßeinheit "Ångström" anspielen (1 Å = 0,1 nm!). Paul
Alcorn von Tom's Hardware ätzte: "If you can't beat them,
change the name."

Chips mit Nodes kleiner als zehn Nanometer werden für Smartphones,
High Performance-Computing (HPc), 6G, Autonomes Fahren,
KI-Beschleuniger, usw. eingesetzt. Nodegrößen von 10-45 Nanometer
machen die Hälfte der Produktion aus; sie sind Standard für MCU
(Mikrocontroller), Standard-MPU (Mikroprozessor), "Consumer Internet-
der-Dinge", Low-Cost-PCs und -Laptops, für Weiße Ware, Autos,
Medizintechnik, SmartHome (Alexa), SmartWatch und Spielekonsolen.
Prozesse größer als 90 Nanometer stellen immer noch 38 Prozent der
gefertigten Chips und werden insbesondere in der Mess- und
Regeltechnik, der Maschinensteuerung und der Robotik eingesetzt.

Gibt es in der Auto- oder Haushaltsgeräteindustrie ähnlichen Druck
wie bei SmartPhones und Serverfarmen hin zu kleineren Nodes?

Für Autos und Industrie sind robuste Prozesse weitaus entscheidender;
technisch gibt es keinen Druck, auf Node-Größen kleiner als 14
Nanometer zu gehen - mit Ausnahme der KI-Beschleuniger in beiden
Bereichen, die brauchen 7 Nanometer und kleiner. Der Schritt zu 7
Nanometern erfordert eine andere Technologie (Fertigung und
physikalischer Aufbau der Transistoren). Aber von 28 auf 14 Nanometer
zu gehen, könnte sich für Autos, Industrie und Medizintechnik durchaus
anbieten.

Du hast jetzt mehrmals "KI-Beschleuniger" erwähnt. Mit "Künstlicher
Intelligenz" wird gerade überall geworben bzw. gedroht. Gemeint ist
damit "maschinelles Lernen" - und das braucht nicht nur viele
Daten (big data), sondern auch viel Energie. Eine oft zitierte
Studie der Universität von Massachusetts aus dem Jahr 2019 (Strubell
et al., 2019) kam zum Ergebnis, dass das Training einer einzelnen
"künstlichen Intelligenz" so viel CO2 ausstößt wie fünf Autos in ihrem
gesamten Lebenszyklus. In den letzten zwei Jahren hat sich der
durchschnittliche Energieverbrauch zum Training eines KI-Modells aber
ver-18000-facht! KI ist somit einer der größten Klimakiller...[5]

Ja, und den aktuellen Hype im Wissenschafts-Feuilleton "KI im Kampf
gegen den Klimawandel" verstehe ich aus Faktensicht überhaupt nicht:
Kampf gegen den Klimawandel heißt drastische und schnelle Reduktion
der Freisetzung von Kohlenstoffdioxid und Methan. Punkt. Die
KI-Modelle helfen höchstens den Versicherungen, mögliche
Katastrophenszenarien durchzurechnen, weil genau diese Reduktion nicht
passiert. Und natürlich beschleunigt aller Energiebedarf, der aus
fossilen Ressourcen gedeckt wird, den Klimawandel.

Wobei es im Fall der "KI" ja nicht nur um den Stromverbrauch der
dafür nötigen Serverfarmen geht. Schon für die Fertigung eines
Chips von zwei Gramm Masse werden mehr als 70 Gramm Chemikalien, 1,5
Kilogramm fossile Brennstoffe und 35 Liter Wasser benötigt... [6]

... der Energiebedarf der neuen Bosch-Fab in Dresden sei mit
dem Bedarf einer Kleinstadt vergleichbar, erklärte der
Drewag-Netz-Chef. Dabei liegt die im unteren Bereich; eine
3-Nanometer-Fab braucht 6,3 Terawattstunden im Jahr (der gesamte
weltweite Strombedarf liegt bei 25.000 Terawattstunden). Das wird auch
finanziell zum Problem, weil es laut McKinsey 30 Prozent der
gesamten Fab-Betriebskosten ausmacht.

Außerdem braucht eine moderne Fab bis zu 45 Millionen Liter Wasser pro
Tag, ein großer Teil davon "ultra pure water", was das
Recycling schwierig macht. Die Recyclingquote liegt heute bei 40 bis
70 Prozent, bei neu zu bauenden Fabs bei 80 Prozent. Technisch möglich
(aber teuer) wären 90 Prozent - was immer noch 4,5 Millionen Liter
Frischwasser pro Tag entsprechen würde.


Die Bedeutung der industriellen Fertigung in der
Geopolitik

Die USA haben die Elektronik-/Halbleiterindustrie als Schlachtfeld
für ihren geostrategischen Kampf mit China gewählt. Das lag
machtpolitisch nahe, denn China ist von bestimmten
Schlüsseltechnologien abhängig, die die USA und deren Verbündete - EU,
Japan und Südkorea - kontrollieren. Aber wie irre ist es, in die wohl
am stärksten global vernetzte Branche durch Sanktionen scharfe
Trennlinien ziehen zu wollen? Kannst Du bitte nochmal kurz den
Produktionsprozess skizzieren?

Zunächst werden die Wafer aufwendig produziert (siehe Wildcat
108); dann zersägt und (manchmal auch zu mehreren) in ein Gehäuse
eingebaut; diesen Prozess nennt man "Packaging". Danach werden mit
diesen Chips Leiterplatten bestückt, die schließlich in das Endgerät
(SmartPhone, Computer, Motorsteuerung, ...) eingebaut werden. Das
Chip-Design erfolgt bei anderen Firmen, von denen viele in den USA
sitzen. Alle Fertigungsschritte (Wafer, Packaging, Bestückung,
Endmontage) sind weltweit verteilt. Und was die Sache noch wesentlich
komplexer macht: in jedem der Schritte werden wiederum Zulieferfirmen
gebraucht.

Zum Beispiel kann zur Zeit nur die holländische Firma ASML
Lithografiemaschinen im "extremen Ultraviolettbereich" (EUV) liefern.
Um eine solche, 150 Millionen Euro teure, Maschine zusammenzusetzen,
ist ASML wiederum auf 5000 Zulieferer angewiesen; darunter Zeiss für
die Optik. Es sind gewaltige Anstrengungen nötig, um diese komplexe
globale Vernetzung in unabhängige Kreise "befreundeter Staaten" zu
zerschneiden!

Am 14. Juni warnte die Wirtschaftswoche vor der paradoxen
Wirkung des Friendshoring. "Sollte sich China auf eine Invasion
Taiwans vorbereiten, würde es damit beginnen, seine Abhängigkeit von
den westlichen Volkswirtschaften zu verringern"; und genau diesen
Prozess treibe "das westliche Friendshoring ungewollt voran".

Auch der Chips and Science Act fordert Friendshoring,
Subventionen gibt es nur für Firmen, die nicht in Ländern produzieren
oder in diese exportieren, welche eine "Bedrohung für die nationale
Sicherheit" der USA darstellen.[7] Das gilt für alles unter 28
Nanometer, und richtet sich direkt gegen TSMC, deren 2018 eröffnete
Fab in Nanjing für 16-Nanometer-Chips angekündigt war... "Bedrohung
für die nationale Sicherheit" lässt sich übrigens leicht auf andere
Länder ausweiten!

Friendshoring hilft sicherlich, um die eigenen Verbündeten zu
dominieren - schadet aber China womöglich nur kurzfristig. Ein gutes
Beispiel dafür ist die Sanktionspolitik gegen Huawei.[8] 2019
setzten die USA die Firma auf die Blacklist und verboten damit TSMC,
ihnen Chips im 7-Nanometer-Bereich zu verkaufen (und ließen 2020 ihre
Finanzchefin wegen Verstoß gegen Iran-Sanktionen in Kanada verhaften).
Damit SMIC, der größte Chiphersteller Chinas, selbst 7-Nanometer-Chips
produzieren kann, bräuchten sie die gerade erwähnten
EUV-Lithografiemaschinen von ASML. (SMIC ist Großkunde von ASML und
hat allein im Jahr 2021 81 Maschinen der Vorgängergeneration DUV
bezogen.) Die EUV-Maschinen verwenden aber Software, die in der
US-Tochtergesellschaft von ASML entwickelt wurde (American
intellectual property content) und fallen unter die US-Sanktionen.
Deshalb ist Huawei als Handyproduzent auf den vierten Platz
abgerutscht - bleibt aber Weltmarktführer bei
Telekommunikationsausrüstung mit einem Anteil von 31 Prozent, doppelt
so viel wie seine nächsten Konkurrenten Nokia und Ericsson.
Inzwischen erwägt die Bundesregierung ein Verbot von
Huawei-Komponenten in der Netzinfrastruktur - gegen den Widerstand
der Netzausrüster sollen eventuell sogar ältere Komponenten wieder
ausgebaut werden.

Mitte Juli 2022 berichtete die South China Morning Post,
dass die US-Regierung ihr Exportverbot gegenüber ASML von EUV- auf
DUV-Maschinen ausdehnen will. Hintergrund sei, dass es China mit
technischen Kniffen gelungen ist, auch mit DUV unter 14 Nanometer zu
gehen. Allerdings sei der American intellectual property content
bei den DUV-Maschinen nicht hoch genug, um das Verlangen der
US-Regierung zu unterfüttern. Der eigentliche Verlierer ist TSMC.

Wie weit ist China derweil mit dem Versuch, eine Chipfertigung
vollständig mit eigenem Equipment aufzubauen? Wie viele Jahre sind sie
zurück?

Die chinesische Regierung investiert massiv in die Unabhängigkeit des
eigenen Chip-Sektors: Entwicklung neuer Prozesse, Aufbau neuer
Fertigungskapazitäten und (Grundlagen-)Forschung. Dazu werden auch
Ressourcen aus anderen Tech-Bereichen wie Social Media und
Online-Handel abgezogen. 2021 kamen 16 Prozent der weltweiten
Chip-Produktion (diese wird als Gesamtfläche der produzierten Wafer
angegeben) aus China; für 2022 werden 19 Prozent prognostiziert.
Allerdings wird ungefähr die Hälfte davon in Fabriken produziert, die
im Besitz und unter Kontrolle nicht-chinesischer Firmen sind.[10]
Führend bei der Chip-Produktion sind nach wie vor Südkorea mit 15
Prozent und Taiwan mit mehr als 60 Prozent des globalen
Foundry-Marktes.

Das ist die quantitative Seite, die qualitative ist schwieriger
einzuschätzen. Die Propaganda der KPCh verkündet Erfolge, die
Konkurrenz außerhalb Chinas verweist auf Fehlschläge. Wie überall, wo
viel Geld fließt, gibt es auch in China immer wieder Berichte über
nicht erfüllte Pläne, unvorhergesehene Pleiten, Korruption und
entsprechende Anklagen gegen geschasste Manager.[11]

Ende Juli berichtete auch die Taipei Times, dass SMIC bereits
seit 2021 7-Nanometer-Chips fertigen kann; das wurde auch gleich bei
Heise zitiert. [12] SMIC nennt diese Prozesse "N+1" und "N+2". "N+1"
wird von SMIC auch als "8nm" oder "early 7nm" bezeichnet. Grobe
Schätzungen aufgrund zugänglicher Informationen zeigen, dass es etwa
in der Mitte zwischen TSMCs 14 und 7 Nanometern anzusiedeln ist. Aber
offensichtlich haben die von TSMC abgeworbenen Leute das Wissen
mitgebracht, wie man ohne EUV unterhalb von 14 Nanometern gehen kann.
"N+2" (7 Nanometer) soll es 2023 geben.

Bei beiden Prozessen kommen einheimische Geräte zum Einsatz, die auf
weiterentwickeltem DUV basieren. Das ist wohl der Hintergrund, warum
die USA nun durchsetzen wollen, auch kein 14nm-Equipment mehr nach
China zu liefern.

Der Fokus Chinas liegt ganz klar auf der Sicherstellung kritischer
Infrastruktur trotz aller US-Sanktionen; im Zentrum steht das
"3-5-2-Programm", mit dem alle importierten Computer (insbesondere in
Rechenzentren) durch Made in China-Geräte ersetzt werden sollen
(30 Prozent in 2020, weitere 50 Prozent in 2021, nochmals 20 Prozent
in 2022 ... daher "3-5-2"). Dabei kopiert China nicht einfach das, was
für das Land nicht mehr verfügbar ist, sondern setzt auf die
Kreativität einer Masse hoch qualifizierter Techniker (viele von ihnen
in den USA, Taiwan oder Südkorea ausgebildet), um schnelle und
praktikable Lösungen zu finden. Insgesamt dürfte China stärker unter
den allgemeinen Krisenentwicklungen in seinem Finanz- und
Immobiliensektor und an den Null-Covid-Lockdowns leiden als an der
US- Sanktionspolitik.

Der US-Handelskrieg sollte verhindern, dass China bei
Spitzentechnologie unabhängig wird und hat letzten Endes die
Entwicklung der chinesischen IT-Industrie sogar gefördert? Die 
Asia Times kommentierte das versuchte Exportverbot für
DUV-Equipment: Einmal mehr versuchten die USA, das Scheunentor zu
schließen, nachdem das Pferd schon draußen ist... [13]

Diese Einschätzung ist stimmig. Zwar hält sich sogar Huawei an
die US-Sanktionen und liefert nicht nach Russland, aber mittelfristig
könnte auch in der Halbleiterei so was wie ein eurasischer Block
entstehen. Hier mischen auch deutsche Firmen wie etwa Merck im
Lithografiebereich mit. Und China hat noch einige Karten im Ärmel wie
Importverbote für Apple und andere, Exportverbote für seltene
Erden, oder Produktionsverbote für US-Tech-Firmen bei Foxconn
China (Intel und Apple). Apple etwa verlagert die
Endmontage seiner Geräte mehr und mehr nach Indien und Vietnam, auch
wenn die Begründung dafür derzeit noch die Covid-Lockdowns sind.[14]

... was ja in die Strategie der USA passt. Kurz vor Pelosis 
"Hazardtrip"  am 3. August nach Taiwan wurde die  "U.S.-Japan
Competitiveness and Resilience (CoRe) Partnership" bekannt, eine
strategische Zusammenarbeit zwischen den USA und Japan bei der
Chipproduktion. Sie war am 29. Juli beim Besuch von Biden in Japan
ratifiziert worden. Kannst du deren Erfolgsaussichten einschätzen?

Laut einem Artikel der Asia Times vom 1. August wollen sie bis
2025 2-Nanometer-Chips "zur Produktionsreife bringen", um die
gemeinsame Abhängigkeit von TSMC zu verringern.[15] Sie setzen
wahrscheinlich auf dem Prozess auf, den IBM im Mai 2021 vorgestellt
hatte, der aber noch nicht reif für die Industrieproduktion ist. Auch
TSMC will 2025 mit der Produktion von 2-Nanometer-Chips beginnen,
plant aber bereits die entsprechende Fabrik.

Die Asia Times kommentierte, die USA und Japan würden "drei
oder mehr Generationen hinter TSMC herhinken".

Im Kern des Unterfangens stehen japanische und US-Firmen wie IBM,
Intel, Canon, Tokyo Electron u.a.; im November 2021 hatte zum
Beispiel die japanische JSR Corporation den Kauf der US-Firma
Inpria abgeschlossen, dem Weltmarktführer bei Fotolacken für
EUV, beides enge Industriepartner von Intel. Der technologische
Abstand (insbesondere zu TSMC) und die Schwierigkeiten Intels,
ihre Fab-Prozesse zu stabilisieren, zwingen die USA zur Ansiedlung von
TSMC- und Samsung-Fabs - nun ist aber öffentlich geworden, dass
man seit Längerem darauf hingearbeitet hat, sich gegen (einen Ausfall
von) TSMC bzw. Taiwan "abzusichern".

 Tatsächlich traf sich Pelosi mit den Chefs von TSMC, "um über
den Chips Act sowie die Unterstützung bei der Ausbildung von
IngenieurInnen in den USA zu sprechen", wie es offiziell hieß. Sie
werden viel zu bereden gehabt haben! Denn historisch hatten ja die USA
dafür gesorgt, dass die "Ein-China-Politik" der KPCh weltweit
akzeptiert wurde, weil man damals China gegen die Sowjetunion
ausspielen wollte. 1971 verlor Taiwan seine Vertretung in der UNO,
damit Nixon sich Anfang 1972 mit Mao treffen konnte. Im Gegenzug
sprach Mao davon, man könne die Wiedervereinigung aufschieben,
womöglich hundert Jahre. 1979 kappten die USA den diplomatischen
Kontakt zu Taiwan, usw. Heute sieht man offensichtlich die Zeit
gekommen, sich mit Russland und China gleichzeitig anzulegen und muss
deshalb Taiwan gegenüber einen Spagat vollführen.[16] Das Unternehmen,
das die USA am meisten brauchen, leidet am meisten unter ihren
Sanktionen; bisher macht TSMC 20 Prozent seines Umsatzes mit China.
Wie viele Jahre braucht "der Westen" noch, um auf Taiwans
Chipindustrie verzichten zu können?

Wenn wir uns den gesamten Prozess - Chipdesign, Wafer, Packaging,
Bestückung, Endmontage - aus Sicht der USA vergegenwärtigen, dann ist
das Design kein großes Problem. Die größte Herausforderung ist die
Produktion der kleineren Nodes im einstelligen Nanometer-Bereich. Hier
sind TSMC und Samsung führend, danach folgt Intel (USA) und nur noch
knapp dahinter China (SMIC). Für diese Produktion wird eine hoch
qualifizierte, junge und motivierte Arbeitskraft gebraucht, die in
Europa und den USA erst ausgebildet werden muss, teurer sein wird und
auch nur schwer für die in Asien üblichen Zwölf-Stunden-Schichten zu
motivieren sein wird. Das erlebt TSMC gerade bei ihrer neuen Fab in
den USA. Laut dem Verband der Halbleiterhersteller (SEMI) fehlen in
den USA in den nächsten Jahren in der Branche bis zu 750.000
Arbeitskräfte; Sanjay Malhotra von SEMI bringt das Problem auf den
Punkt: "You can have a fab, you can fill it with equipment, but if you
don't have the people to run it, what's the point?"

Wie schwierig es ist, bei neuen Prozessen überhaupt etwas Verwendbares
zu produzieren, musste Qualcomm bei 7-Nanometer-Prozessoren
(für Smart-Phones) erfahren: Monatelang lag der Ausschuss bei 100
Prozent, bis endlich erste funktionierende Chips aus der Fabrik kamen.
Auch Samsung hat bei den neuen
4-Nanometer-Snapdragon8-Prozessoren neun Monate nach dem Start
der Produktion eine Ausbeute von gerade mal 35 Prozent, der Rest ist
Ausschuss.

Was anderes sind Fabs für ältere Prozesse in Deutschland und Europa.
Die laufen recht stabil und sind deshalb ausreichend automatisierbar
(z. B. auch die neue Bosch-Fab in Dresden). Die industriellen
Prozesse technologisch vorwärtszutreiben, erfordert hingegen das
ständige Eingreifen von Arbeiterinnen in Fabrikschichten rund um die
Uhr!

Apropos: Wie hat sich denn die Situation bei TSMC in Taiwan weiter
entwickelt?

Die Zahl der Beschäftigten ist von 2019 bis 2021 noch einmal um 25
Prozent auf über 65.000 gestiegen. Nach eher moderaten Lohnerhöhungen
von drei bis fünf Prozent in den letzten fünf Jahren hat TSMC die
Gehälter 2021 um 20 Prozent erhöht - erklärtermaßen um qualifizierte
Arbeiter zu halten und anzuwerben. Sie liegen jetzt zwischen 77.500
und 136.000 Dollar pro Jahr und sind damit gleichauf mit den Löhnen,
die man BewerberInnen für die in Bau befindlichen US-Fabs anbietet
(63.000 bis 155.000 Dollar). Das erklärt im Umkehrschluss auch
teilweise die Probleme, in den USA qualifizierte Arbeitskräfte zu
finden.


Alle verfügbaren Ressourcen in die Chip-Industrie?

Derweil entfaltet sich die Krise der Chip-Industrie: Der
inflationsgetriebene Rückgang der Consumer-Elektronik betrifft alle
Bereiche: Fernseher, PC5, Smartphones, Hausgeräte... Zum ersten Mal
seit 1976 sind die Chip-Verkäufe in einem Juni im
Monat-zu-Monat-Vergleich zurückgegangen...

Im letzten Jahr hat fast jeder fünfte Mensch ein neues SmartPhone
gekauft (2021 wurden weltweit 1,39 Milliarden Stück abgesetzt). Das
erklärt die aktuellen Rekordgewinne - zeigt aber auch, dass diese sich
schwer aufrechterhalten lassen. Die Chipindustrie ist in einer
zyklischen Abwärtsbewegung. Speicherchips gelten als Frühwarnsystem
der Branche, weil sie in allen Bereichen benötigt werden. Und
Speicherchip-Hersteller wie Micron und Hynix verzeichnen
bereits das dritte Quartal hintereinander stark schrumpfende Absätze.
Inzwischen haben alle Chiphersteller mit ausgedehnten
Auftragsstornierungen zu kämpfen, eine stabile Nachfrage kommt nur
noch von Datenzentren und der Autoindustrie. TSMC hat nach dem
Rekordgewinn im zweiten Quartal 2022 die Preise erhöht - und kürzte
gleichzeitig die Investitionen. Ein Grund dafür waren
Lieferverzögerungen von Fabrikanlagen, der Hauptgrund aber ist, dass
die Lager der Kunden voll sind; diese werden weniger bestellen.[17]

Zyklen von zwei bis drei Jahren kennt die Chipindustrie schon immer.
Der aktuelle Abschwung ist aber der stärkste seit mehr als zehn
Jahren. Dazu kommen technische Probleme: Das Hochfahren des
3-Nanometer-Prozesses bei TSMC wurde zeitlich gestreckt, weil
Intel seine übernächste Prozessorgeneration - deren
Grafik-Teil sie bei TSMC fertigen lassen wollen - einfach nicht fertig
kriegt und die für 2023 bestellten Wafer storniert hat. Zum ersten Mal
seit der Formulierung von Moore's Law steigen die Preise für Chips.

Gordon Moore hatte 1965 sein "Gesetz" formuliert, wonach die
Halbleiterei in der Lage sei, alle zwei Jahre die Performance der
Chips bei annähernd gleichen Produktionskosten zu verdoppeln. 1968
gründete er Intel, das lange Jahre Marktführer und Platzhirsch
der Chipindustrie werden sollte. "Moore's Law" war Grundlage der
"digitalen Revolution" und Orientierungsmarke für strategische
Investitionsentscheidungen - solange die Leistungsfähigkeit der Chips
entsprechend wuchs. Heute scheint gerade Intel im Zentrum der
Krise zu stehen, es fehlt an Geld, die technologische Entwicklung
stagniert, Konkurrenten ziehen vorbei...

... 2021 lag Samsung mit über 83 Milliarden US-Dollar Umsatz
zum ersten Mal vor Intel. Als Intel jetzt im Juli einen
Umsatzrückgang von 22 Prozent, einen Verlust von 500 Millionen
US-Dollar im zweiten Quartal und für das Gesamtjahr eine
Umsatz-Erwartung von nur noch 65 bis 68 Milliarden meldete, brachen
die Aktienkurse ein und Intel wurde (ebenfalls zum ersten Mal)
in der Marktkapitalisierung überholt - von AMD, die zudem
hochprofitabel sind! Intel kriselt schon lange, die boomende
Nachfrage während der Pandemie hatte das kaschiert. Nun aber geht's
ans Eingemachte: die Sparte PC/Laptops minus 25 Prozent, "Datenzentren
und KI" minus 16 Prozent; das heißt, das Kerngeschäft bricht weg, und
Ende Juli 2022 hat Intel seine letzte eigene Produktion von
Speicherchips (Optane) aufgegeben. Die Aussichten sind düster:
Die nächste Prozessorgeneration sollte Anfang 2021 kommen, nun sieht
es nach Anfang 2023 aus;[18] die übernächste Generation wurde auf
Anfang 2024 verschoben; die geplanten Investitionen von 27 auf 23
Milliarden Dollar gekürzt - dabei müsste Intel die
Investitionen ausweiten, um nicht völlig abgehängt zu werden!
Kommentare aus der Branche sprechen bereits von "Intels Kodak-Moment".

"Aus Resilienz-Gründen" sollen überall neue Chip-Fabriken gebaut
werden. Bis Ende 2024 will China 31 neue Fabs bauen. Taiwan 19, die
USA 12. Kann das die Chip-Industrie aus der Krise holen? Oder meint
der Verweis auf Kodak das Ende einer Technologie so wie damals
der Analogfilm? 

Wenn ich die Diskussionen auf der Design Automation Conference
Mitte Juli mit einer Präsentation von TSMC Anfang August
zusammennehme, dann meint "Kodak" die Grenzen einer Technologie. Mii,
der Vizepräsident von TSMC, wollte die glänzenden Perspektiven
höchstintegrierter Schaltkreise vorstellen. Mit 6G (6G ist
Kommunikationsinfrastruktur plus Rechenzentren) käme ein "digital data
boom für HPC", denn ein Internet-User produziert 1,5 GB Daten täglich,
ein selbstfahrendes Auto aber vier Terabyte, und eine "smarte Fabrik"
sogar ein Petabyte! Die DAC ihrerseits diskutierte den explodierenden
Energieverbrauch, der mit dieser Entwicklung auf uns zukommt. So ist
der Stromverbrauch zum Training der "Künstlichen Intelligenzen"
exponentiell gewachsen, und bei 6G fallen 70 bis 80 Prozent des
Gesamtenergiebedarfs am edge, also am Endgerät, an. Die
Milliarden an Geräten, die das "Internet der Dinge" ausmachen, werden
schon bald mehr Energie verbrauchen, als wir produzieren können, sagte
eine Teilnehmerin der Konferenz. Sollten wirklich 100 Millionen Autos
mit KI unterwegs sein, würden die Netze auseinanderfliegen (ein
anderer Teilnehmer). Einige Firmen in der KI-Branche versprechen,
ihren Energiebedarf in den nächsten fünf Jahren auf ein Hundertstel
(!!) zu reduzieren - Resümee der DAC: "Das reicht nicht einmal
annähernd aus!" Wir sind in eine "Ära der Ineffizienz eingetreten",
sagte ein weiterer Teilnehmer.

Wenn dann Mii ganz stolz erklärt, dass der Übergang von
7-Nanometer-Nodes auf 5 Nanometer eine Steigerung der Logik-Gatter pro
Flächeneinheit um den Faktor 1,83 gebracht hat, und der Übergang von 5
Nanometer auf 3 noch einmal 1,6 bringe, dann zeigen seine eigenen
Zahlen, dass selbst TSMC "Moore's Law" nicht mehr folgen kann - bei
fallender Tendenz. Gleichzeitig steigen Fertigungskosten und die
Erstellungskosten der Fabriken von Prozessschritt zu Prozessschritt
signifikant an!

Moore hatte sein "Gesetz" 1965 formuliert, um zweifelnde Investoren
seiner damaligen Firma bei der Stange zu halten. Intel
scheitert schon seit 15 Jahren daran, es zu erfüllen - und hat
große Probleme mit seinen Investoren: Sogar im roten Quartal haben
diese durchgesetzt, dass die ausgeschütteten Dividenden weiter
anstiegen, auf 1,5 Milliarden Dollar. Intel-Chef Gelsinger, mit
179 Millionen Jahresgehalt der bestbezahlte Manager der Welt, ist
wesentlich damit beschäftigt, Geld von Investoren zu bekommen. Seine
Erzählung ist aber nicht mehr der "Fortschritt", sondern die
"strategische Resilienz", weil damit die meiste Staatsknete locker
gemacht werden kann. Sehen wir gerade, wie Geopolitik und
Überakkumulation, Verwertung und Ökologie aufeinanderknallen?

2021 stieg die Zahl der 300-mm-Waferfabriken um 14 auf 153. Dieses
Jahr sollen zehn Fabs eröffnet werden, 2023: 13, 2024 zehn. 2025/26
nochmals 17. 2026 wären dann mehr als 200 solcher Fertigungslinien in
Betrieb.[20] Der Aufbau von doppelten Lieferketten in den USA und
Europa führt zu einer Überinvestition in den langfristigen Abschwung
hinein.

Laut Bloomberg wird die Halbleiterindustrie 2030 20 Prozent des
globalen Energiebedarfs verbrauchen. Dazu kommt der enorme
Trinkwasserverbrauch! Der Ressourcenhunger der Chipindustrie ist
ökologisch gesehen nochmal eine ganz andere Hausnummer als die
Autoindustrie. In ihr Wachstum müsste man fast alle verfügbaren
Ressourcen - Energie, Wasser, Arbeitskräfte - werfen. Aber niemand
kann mir erklären, warum in jeder Haushaltslampe ein Computer mit
vielen Chips und evtl. sogar Internetanbindung stecken muss! Weder
Chips noch Datenströme sind kostenlos!

Die Frage ist weniger, ob dieser kapitalistische Zyklus zu Ende geht,
sondern ob er an seiner Überakkumulation erstickt, bevor er die Erde
zugrunde richtet.


* Der erste Teil des Interviews aus der


Anmerkungen:

[1] "Sommer der Halbleiter" nannte Jacob Carpenter die dramatische
Entwicklung rund um die Chip-Industrie im Juli und August 2022 auf
seinem blog "Manufacturing".

[2] Am 10.8.2022 berichtete das Redaktionsnetzwerk Deutschland über
Modellrechnungen von US-Militär-Think-Tanks, wie stark Taiwan bei
einem militärischen Konflikt mit China zerstört würde.
www.rnd.de

Die FAZ fragte: "Ist der Krieg noch zu vermeiden?"

[3] Siehe Europäisches Chip-Gesetz auf: https://ec.europa.eu

[4] Siehe Wikipedia, Stichwort Technologieknoten

[5] Klimahelfer oder Klimasünder, ZEIT-online, 13.7.22.

Al Power Consumption Exploding, 15.8.2022 auf:

https://semiengineering.com

[6] The Semiconductor Sustainability Challenge - Accenture Weighs In,
19.5.22 auf: https://www.semi.org

[7] "recipients of Federal incentive funds are prohibited from
expanding or building new manufacturing capacity for 'certain advanced
semiconductors in specific countries that present a national security
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Die Zahl der 300-mm-Wafer-Fabs steigt bis 2026 um 25 Prozent.

 * 
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STANDPUNKT/089: Wie der Friedensjournalismus entstand (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Wie der Friedensjournalismus entstand

von Natalia Bonilla - Rédaction France, 19.09.2022
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Sagt die Wahrheit! - Klimaprotest in London, April 2019

Foto: Joël de Vriend / Unsplash (https://unsplash.com/@joeldevriend?utm_source=unsplash&utm_medium=referral&utm_content=creditCopyText)



Journalismus besteht nicht einfach darin, das Geschehen
wiederzugeben. Es geht darum, über das Was und Wie hinter dem Geschehen zu
berichten, was sowohl das Treffen einer Auswahl als auch das Übernehmen von
Verantwortung bedeutet.

Gegenwärtig sind gewaltzentrierte Berichte in den Medien normal und wir
stellen sie auch nicht in Frage, weil die Chefredakteur:innen und
Verantwortlichen der Medien uns sagen, dass es das ist, was "sich
verkauft".

Als man uns beibrachte, was "sich verkauft", zweifelten wir selten daran
und verzichteten darauf, ein anderes Bild, einen anderen Ausschnitt der
Wirklichkeit zu präsentieren, weil es "wahrscheinlich" nicht rentabel wäre.

Jedoch ist im Laufe der Jahrzehnte offensichtlich geworden, dass Medien
kultureller Gewalt Vorschub leisten können. Sie können zu
Propagandainstrumenten werden, die Botschaften des Hasses und der
Intoleranz verbreiten, Stereotype und Vorurteile schüren und im Rahmen
ihrer Berichterstattung sogar explizite Aufrufe zur Gewalt tätigen.

Der Bosnien-Krieg, der Völkermord in Ruanda und der Irak-Krieg zeigen als
sinnbildliche und extreme Fälle die Überzeugungskraft und Wirkung der
nationalen wie der internationalen Presse.

Dennoch sind mit Gewalt ausgetragene soziale Konflikte genauso wie die
erwähnten Kriege mehr als nur die direkte Gewalt einer Militäraktion:
Strukturelle und kulturelle Gewalt gehören genauso dazu.

Der Blickwinkel des Krieges ist geprägt von einer Dichotomie: Die Guten
gegen die Bösen, wobei die Glorifizierung der Eigenen mit der
Entmenschlichung und Dämonisierung der Anderen einhergeht. Um dieses
Paradigma zu überwinden, brachte der norwegische Universitätsdozent Johan
Galtung 1960 einen neuen Blickwinkel ins Spiel.

Galtung schlug vor, einen Friedensjournalismus, der auch konfliktsensibler
Journalismus genannt wird, zu etablieren, der die Parteien, Organisationen
und Individuen sichtbar macht, die sich für friedliche Lösungen von
Konflikten einsetzen sowie die Wandlung des Konflikts dokumentiert.

Gemeinsam mit seinem Kollegen Jake Lynch entwickelte er dieses umfassende
Leitbild, nachdem sie zum Schluss gekommen waren, dass es für die Medien
wichtig sei, sich der verschiedenen Formen von Gewalt - direkt, kulturell
und strukturell - bewusst zu machen, um alle Dimensionen eines Konflikts zu
beleuchten.

Dank dieser mehrdimensionalen Herangehensweise ist Friedensjournalismus
imstande einen umfassenderen Blickwinkel auf Krieg einzunehmen, der über
militärische Kampagnen hinausgeht, damit die Gewalt des Konflikts begriffen
und überwunden werden kann.

Friedensjournalismus weist vier Merkmale auf:


	Er beachtet die Umstände, die zur Herausbildung des Konflikts zwischen allen beteiligten Parteien beigetragen haben, anstatt sich auf die üblicherweise in den Medien dargestellten Lager zu fokussieren.

	Er lässt auf allen Ebenen die gegnerische Seite ebenso zu Wort kommen.

	Er schlägt kreative Ideen zur Lösung oder Entwicklung der Konflikte vor, die den Frieden stärken und aufrechterhalten, Lügen aufdecken, die Sichtweisen aller Parteien berücksichtigen und die Verbrechen aufzeigen, die genauso durch wie gegen Menschen aller Seiten verübt werden.

	Er berichtet auch über Friedenszeiten und Entwicklungen nach einem Krieg.



Friedensjournalismus unterscheidet sich von Kriegsberichterstattung, die
sich auf die Darstellung direkter Gewalt, Propaganda, Eliteninteressen und
die Frage des Sieges beschränkt.

Dagegen berichtet Friedensjournalismus über Konflikte, Wahrheit, Frieden
und Lösungen.

Laut der Zeitschrift Peace Science Digest zeigen Menschen, die
Friedensjournalismus verfolgen:


	eine höhere Sensibilität gegenüber Konflikten

	eine verringerte Wahrscheinlichkeit Konflikte als polarisierte Phänomene im Sinne von Gut gegen Böse oder Schwarz gegen Weiß wahrzunehmen

	ein gesteigertes Maß an Hoffnung und Mitgefühl

	und ein geringes Maß an Ärger, Wut oder Angst



Uns, die Zuschauer:innen und Leser:innen, erinnert der Friedensjournalismus
daran, dass an jedem Konflikt Menschen beteiligt sind, indem er die
Konfliktparteien als solche präsentiert und nicht entmenschlicht.
Zusammenfassend besteht seine Herangehensweise darin, gewalttätige
Konflikte nicht einzig als eine Frage der Strategie oder militärischer
Interessen darzustellen.

Wo ist Friedensjournalismus bisher zum Einsatz gekommen? Sowohl das Ende
der Apartheid in Südafrika als auch die Friedensprozesse in Liberia und
Kolumbien sind Fälle, die - trotz aller Unvollkommenheiten - die mögliche
Wirkung einer solchen Form des Journalismus belegen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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GYNÄKOLOGIE/660: Schwangerschaftsabbruch im zweiten und dritten Trimenon - KAST-Studie liefert erste Ergebnisse zur Versorgungslage (pro familia magazin)

pro familia Magazin 03/2022

"Klinische Angebote zum Schwangerschaftsabbruch im zweiten und dritten Trimenon" (KAST)



Ein Schwangerschaftsabbruch nach Ablauf der zwölften Woche nach
Empfängnis ist in Deutschland möglich und rechtmäßig, wenn eine
medizinische Indikation ausgestellt wird. In pro familia
Beratungsstellen berichten ratsuchende Frauen und Paare immer wieder
über große Schwierigkeiten, die sie im Kontext der Indikationsstellung
sowie der Arztsuche und dem Ablauf beim Schwangerschaftsabbruch
erleben. Die Entscheidungsfindung für den Abbruch einer gewünschten
Schwangerschaft ist oft eine Lebenssituation im Grenzbereich des
menschlich Erträglichen für das Paar, zudem muss es zahlreiche
institutionelle Barrieren überwinden und sieht sich einem sehr
beschränkten Angebot an Kliniken konfrontiert, die den Eingriff
vornehmen.

Bislang gab es keine Forschung oder Befragung zu Angebotsstrukturen in
Deutschland. Mit der vom pro familia Bundesverband in Auftrag
gegebenen und vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend geförderten Studie der Hochschule Merseburg liegen nun erste
Ergebnisse zur Versorgungslage vor. Sie dürften vor allem für
Fachkräfte in Schwangerschaftsberatungsstellen eine wertvolle
Ressource sein.

Für die Studie wurde medizinisches und psychosoziales Fachpersonal
nach der aktuellen medizinischen Versorgungslage für
Schwangerschaftsabbrüche nach der 14. SSW in Deutschland und nach dem
Handlungsbedarf hinsichtlich einer guten Versorgung befragt.

Die Studienergebnisse zeigen, dass es bisher sehr unterschiedliche und
wenig transparente Regelungen zur medizinischen Versorgung bei
Schwangerschaftsabbrüchen im zweiten und dritten Trimenon gibt. Mit
zunehmender Schwangerschaftsdauer reduzieren sich Versorgungsangebote
und die regionale Versorgung ist sehr uneinheitlich. Zudem gibt es
keine Leitlinien zur medizinischen Versorgung beim
Schwangerschaftsabbruch nach dem ersten Trimenon in Deutschland. Die
Ergebnisse der Kast-Studie bestätigen die Erfahrung aus
Beratungsstellen, dass Indikationen für Schwangerschaftsabbrüche wegen
physischer Gefährdung der Mutter nur sehr schwer zu erhalten sind. Es
gibt keine juristisch und medizinisch näher definierten
Krankheitsbilder, die eine medizinische Indikation darstellen.
Indikationen bei positiven pränatal diagnostischen Befunden werden
zwar leichter ausgestellt, aber für einen Schwangerschaftsabbruch
nicht immer anerkannt.

Die Studie zeigt viele Problemfelder auf und macht deutlich, dass
vertiefende Forschung notwendig ist. Eine bundesweite Liste mit
Anbieter*innen, wie sie sich viele Beratungsstellen wünschen würden,
liegt zwar nicht vor, aber immerhin sind Kontaktdaten von zehn
Kliniken verfügbar und können beim Bundesverband erfragt werden.

Die Studienergebnisse sind in der Reihe "pro familia Hintergrund"
erschienen und können über den folgenden Link heruntergeladen werden:

www.profamilia.de/publikationen

 * 

Quelle:

pro familia Magazin 03/2022, 50. Jahrgang, Seite 5

Herausgeber und Redaktion:
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NACHSORGE/090: "Die Seele wieder unter dem Schrank hervorholen" - Gynäkologische Reha in Schleswig-Holstein (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

"Die Seele wieder unter dem Schrank hervorholen"

von Astrid Schock



REHA. Gynäkologische Reha hilft Patientinnen auf dem Weg zurück in den
Alltag. Wichtig ist dabei, die Angst vor der Krebserkrankung und ihren
Folgen zu verarbeiten. Wie das gelingen kann, zeigt das Beispiel der
Reha im Ratzeburger Ameos Reha Klinikum.


Diagnose Krebs: Die Welt scheint stillzustehen, der erste
Gedanke ist häufig Angst - vor dem Ungewissen, vor Schmerzen, vor dem
Tod. Der Satz "Alles wird gut" wird in dieser Situation wenigen in den
Sinn kommen. Doch genau mit diesen Worten verabschiedet sich Patientin
Heike Timme von den Teilnehmenden eines Pressegespräches im Ameos Reha
Klinikum Ratzeburg. Timme erhielt die Diagnose Ovarialkarzinom und
befindet sich in der Anschlussheilbehandlung (AHB), auf die jeder
Krebserkrankte innerhalb der ersten sechs Wochen nach Abschluss der
Behandlung Anspruch hat.

"Während der akuten Behandlung hat die Seele oft keinen Platz, die
Devise lautet bei vielen Frauen Durchhalten. Während der AHB und/oder
einer Reha haben die Frauen die Chance, die Seele wieder unter dem
Schrank hervorzuholen", berichtet Angelika von Aufseß, Leitende
Psychologin in der Ratzeburger Klinik. Die Krankheit anzunehmen, neuen
Lebensmut zu finden und positiv in die Zukunft zu blicken, hat Timme
hier gelernt. Es ist der Austausch mit anderen Betroffenen und das
Gefühl, nicht allein zu sein, die vielen Patienten während der AHB
helfen, das Erlebte zu verarbeiten. "Hier musst du niemandem erklären,
wie das Gefühl ist, über der Kloschüssel zu hängen oder die Haare zu
verlieren", so Timme.

Die Angebote der gynäkologischen Reha sind vielfältig und unterstützen
die Patientinnen physisch und psychisch. In Ratzeburg ist es ein
multiprofessionelles Team aus den Fachbereichen Medizin, Psychologie,
Sozialberatung, Physiotherapie, Ergotherapie und Diätetik, das die
Patientinnen während der drei Wochen der AHB begleitet. In
psychologischen Einzel- oder Gruppengesprächen, beim therapeutischen
Schreiben, der progressiven Muskelentspannung, dem autogenen Training
u. v. m. setzen sich die Patientinnen mit ihrer Krankheit, ihren
Gefühlen und Empfindungen auseinander und erlernen den Umgang mit
ihrer Erkrankung in ihrem Alltag. "Unser Ziel ist es, dass unsere
Rehabilitandinnen langsam den Weg zurück in ihr Leben finden und die
Angst vor der Krebserkrankung hinter sich lassen", sagt Dr. Kerstin
Knauth, Chefärztin für Gynäkologie im Ameos Reha Klinikum Ratzeburg
und im Endometriosezentrum.

Nach einer Krebsbehandlung hat aber nicht nur die Seele gelitten, auch
der Körper ist stark belastet und benötigt Unterstützung. Zwar wird
jedes Rehaprogramm individuell auf die Patientin zugeschnitten, ein
sportlicher Anteil von 150 Minuten in der Woche ist jedoch bei jedem
Therapieplan enthalten. "Bei Ankunft einer Patientin wird die
körperliche Belastbarkeit von den behandelnden Ärzten eingestuft:
einfach, mittel, stark. Wir Physiotherapeuten erarbeiten dann
gemeinsam mit der Patientin ein passendes Sportprogramm", so Stephan
Froh, Physiotherapeut in der Ratzeburger Klinik. Yoga, Tai-Chi,
Beckenbodengymnastik, Lymphdrainage, Kraft-Ausdauer-Training sind
Beispiele aus dem Angebot. "Unser Ziel ist es, dass die Patientinnen
Spaß an Bewegung entwickeln und diese Begeisterung auch in ihren
Alltag mit nach Hause nehmen", sagt Froh.

Thematisiert wird in der AHB auch der Wiedereinstieg in den Beruf.
Wann ist ein Wiedereinstieg sinnvoll und in welchem Umfang? Ist ein
Arbeitsplatzwechsel denkbar? "Vielen Arbeitgebern fällt der Umgang mit
erkrankten Mitarbeitern schwer. Für sie gibt es oft nur zwei Stadien:
die Mitarbeiterin ist krank oder zu 100 % wieder einsatzfähig. So
leicht ist es aber meistens nicht.", sagt von Aufseß. Tina Manicki,
nach Erkrankung mit einem Mammakarzinom zur Reha in Ratzeburg,
bestätigt diese Aussage. Ihre Behandlung und AHB liegen ein Jahr
zurück, Manicki ist im Anschluss zeitnah an den Arbeitsplatz
zurückgekehrt. "Ich habe schnell gemerkt, dass ich noch nicht wieder
zu 100 % belastbar bin und Unterstützung brauche, um wieder mobil zu
werden", so Manicki. Der Besuch einer Reha ist nach Abschluss einer
AHB grundsätzlich möglich und wird von der Deutschen
Rentenversicherung übernommen. Manicki spricht eine klare Empfehlung
aus und ist dankbar für die Möglichkeit, sich in der Therapie ein Jahr
nach der Erkrankung noch einmal neu finden zu können und Wege zu
erlernen, sich selbst zu entspannen.

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

75. Jahrgang, Seite 25

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein
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PERSONALIEN/071: Mechthild Klingenburg-Vogel, friedensbewegte Ärztin im Einsatz gegen Atomwaffen (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

Friedensbewegte Ärztin im Einsatz gegen Atomwaffen

von Martin Geist



PORTRAIT. Ihr Arbeitszimmer sieht nach Aktivität aus. Broschüren und
Bücher nicht nur in den Regalen, sondern fast überall, wo sich etwas
ablegen lässt. Zettel mit Notizen, ein Rechner natürlich, ein
Telefon - und so gut wie jeder Zentimeter Wand voll mit Bildern, die
sie selbst gemalt hat. Die Kieler Ärztin Dr. Mechthild
Klingenburg-Vogel ist auf vielen Feldern aktiv. Und das, obwohl sie es
mit ihren 73 Jahren weiß Gott ruhiger angehen könnte.




[image: Dr. Mechthild Klingenburg-Vogel in ihrem Arbeitszimmer - Foto: © by Martin Geist]

Dr. Mechthild Klingenburg-Vogel
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Im Juni weilte die Ärztin in Wien als Beobachterin bei der
ersten UN-Staatenkonferenz zum Atomwaffenverbotsvertrag. Dieser
Vertrag ist nach der Ratifizierung durch inzwischen 65 Staaten seit
dem 21. Januar 2021 Teil des Humanitären Völkerrechts der UNO und in
den Augen von Mechthild Klingenburg-Vogel "ein Meilenstein der
Hoffnung auf dem Weg zu einer Welt ohne Nuklearwaffen".

Genau dieses Thema bewegt sie seit Jahrzehnten. 1949 in Stuttgart
geboren und später in Stuttgart-Hohenheim, Freiburg und München
Medizin studierend, blickte sie früh über den Tellerrand oder besser
gesagt das eigentliche Krankenbett hinaus. "Ich war schon damals
sozialpolitisch und auch kulturell aktiv", berichtet die drahtig
wirkende Frau, die in mancherlei Hinsicht stets eine Grenzgängerin war
und ist.

Vor fast 50 Jahren zog sie in ihrer Münchener Zeit die eine oder
andere Strippe im Marionettentheater "Kleines Spiel", einem 1947
gegründeten Miniatur-Schauspielhaus, in dem einst der große
Schriftsteller und Dramatiker Tankred Dorst erste Gehversuche mit
gesellschaftskritischen Stücken unternommen hatte. "Das war wirklich
ein extrem kreativer Haufen", erinnert sich Klingenburg-Vogel, die
diese Zeit als "sehr lebendig und sehr prägend" in Erinnerung hat.

"Da ging es um Dinge, die man sich heute gar nicht mehr vorstellen kann."

Mechthild Klingenburg-Vogel

Ärztliches und gesellschaftliches Wirken sind für sie dabei keine
getrennten Spielfelder, sondern Dinge, die immer wieder ineinander
greifen. Auch das war ein Grund, weshalb sie sich fürs Fachgebiet
Psychosomatische Medizin entschied und 1977 als Assistentin an die
Universitätsklinik Ulm ging. Der 2004 verstorbene Arzt und Professor
Thure von Uexküll - als Pionier dieser Fachrichtung zunächst in
konservativen Kreisen der Medizin eher skeptisch beäugt und heute
weithin anerkannt - eröffnete in der schwäbischen Hochschulstadt eine
internistisch-psychosomatische Klinik, deren Verantwortliche einen
breiten Blick auf Gesundheit, Krankheit und Wechselwirkungen mit
psychischen oder sozialen Faktoren richteten. "Da ging es um Dinge,
die man sich heute gar nicht mehr vorstellen kann", erzählt die Ärztin
und nennt als Beispiel das Sterben in den Krankenhäusern: "Oftmals
wurden die Menschen in ihren letzten Stunden ins Badezimmer geschoben,
wer Glück hatte, kam in ein sogenanntes Sterbezimmer." Solche Zustände
zu ändern, auch das war ein Anliegen der reformorientierten Medizin,
die bald ein weiteres Betätigungsgebiet jenseits von Behandlungsräumen
und Praxisräumen finden sollte.

Nachdem 1980 der "Krefelder Appell" mit einem Manifest gegen die
damals Nachrüstung genannte atomare Aufrüstung einen Meilenstein der
aufkeimenden Friedensbewegung markiert hatte, regte sich auch im
ärztlichen Berufsstand etwas. Es entstand die weltweit aktive
Organisation "Ärzte gegen den Atomkrieg", die heute IPPNW
(International Physicians for the Prevention of Nuclear War) heißt und
deren deutsche Sektion "IPPNW Deutschland - Internationale Ärzt*innen
für die Verhütung des Atomkrieges und in sozialer Verantwortung e.V."
hierzulande immer noch als größte berufsbezogene Friedensorganisation
gilt.

Klingenburg-Vogel stieß zu dieser Organisation, weil sie nach eigenen
Worten einen "fast unaushaltbaren Widerspruch" wahrnahm: "In meiner
internistischen und psychoanalytischen Tätigkeit bemühte ich mich
intensivst um einzelne Schicksale, und gleichzeitig waren wir mit der
drohenden Massenvernichtung konfrontiert. Die Befürchtung war ja sehr
verbreitet, dass es bald zum endgültigen atomaren Knall kommen
könnte", ruft die Medizinerin das damalige Klima in Erinnerung.

"Unser Eid auf das Leben verpflichtet uns zum Widerstand", lautete
einer der Slogans der Protestierenden im weißen Kittel. Unter anderem
im schwäbischen Mutlangen, wo die atomaren Pershing-II-Raketen hätten
stationiert werden sollen, ging sie zusammen mit vielen anderen auf
die Straße, wo sie von Einheimischen teils heftig angefeindet wurden.

Als "Angst, die sich in Wut ausdrückt", interpretiert das die Frau,
die zusammen mit ihrem aus Norddeutschland stammenden Mann 1988 nach
Kiel zog und eine eigene Praxis als Fachärztin für
Psychotherapeutische Medizin und Psychoanalyse eröffnete. Auf ganz
kleiner Flamme praktiziert sie nach wie vor, mehr noch macht sie
Supervision fürs Kieler John-Rittmeister-Institut, das sie im Jahr
1989 mit gründete und für die Aus- und Weiterbildung in Psychotherapie
zuständig ist.

An ihrem Einsatz gegen Atomwaffen hält Klingenburg-Vogel beherzt fest.
Als im Juni dieses Jahres in Wien die erste Überprüfungskonferenz zum
Atomwaffenverbotsvertrag durch die Vertragsstaaten stattfand, waren
explizit auch Nichtregierungsorganisationen sowie das Internationale
Rote Kreuz eingeladen. Mit dabei war die Kieler Antikriegsveteranin,
die auch an einer zweitägigen Vorkonferenz in der Wiener Akademie der
Wissenschaften mitwirkte. "600 Teilnehmende aus 60 Nationen befassten
sich in eindrucksvollen Vorträgen, Workshops und Diskussionen mit
verschiedenen Aspekten der atomaren Bedrohung", resümiert sie und
betont: "Für mich, die ich seit 40 Jahren in der ärztlichen
Friedensbewegung aktiv bin, war besonders erfreulich, wie viele sehr
kompetente junge Frauen und Männer sich engagieren und wie stark die
Länder des globalen Südens vertreten waren."

Zu Wort kamen in Wien auch Atombombenopfer, die japanischen Hibakusha,
und ebenso die Leidtragenden von Atomtests. Außerdem wurden neue
Untersuchungen etwa über das Gender-Bias der Krebsraten vorgestellt.
Waren die Opfer als unter fünfjährige Mädchen der radioaktiven
Strahlung ausgesetzt, so erkrankten sie später doppelt so häufig an
Krebs wie Jungen, die dasselbe Schicksal erlitten hatten. Bei als
jungen Erwachsenen Verstrahlten ist nach diesen Studien das Verhältnis
immer noch um 50 % höher. Die Ärztin berichtet weiter: "Erschütternd
waren immer wieder die Leidensgeschichten der Atombombenüberlebenden,
die oft wegen schwerster Brandverletzungen zahllose Operationen zu
überstehen hatten und wegen des Risikos für Fehlgeburten oder
Missbildungen über mehrere Generationen gesellschaftlich gemieden
wurden."

In Hiroshima und Nagasaki waren durch die hohe Druckwelle und Brände
etwa 100.000 Menschen sofort tot, darunter 90 % der Krankenschwestern
und -pfleger sowie 80 % des ärztlichen Personals. In den folgenden
Wochen starben weitere rund 130.000 Menschen an der akuten
Strahlenkrankheit und an schwersten Verletzungen und Brandwunden.

Sei es durch neue Strategien, die auf einen alles entscheidenden
Erstschlag setzen, sei es durch ein mögliches Hochschaukeln etwa im
Ukraine-Krieg, sei es aus purem Versehen: Die Gefahr einer neuerlichen
atomaren Auseinandersetzung ist aus Sicht der Medizinerin heute
mindestens so groß wie im Kalten Krieg. Angesichts dessen empfindet
die Ärztin nach all den Jahren immer wieder auch Verzweiflung über
das, "was wider besseres Wissen an Zerstörerischem stattfindet". Und
auch "Trauer über das unwiederbringlich Zerstörte in der Natur". Halt
gibt ihr dann wiederum die aktuell 30 Mitglieder zählende Kieler
IPPNW-Gruppe. Auch die Freunde, die Familie, das Wandern,
Kulturerlebnisse und nicht zuletzt das Malen sind feste Säulen in
ihrem Leben.

Was motiviert sie auch noch nach Jahrzehnten, warum macht sie immer
noch weiter? "Bei den Ärzten ohne Grenzen und anderswo gibt es noch
viel engagiertere Kolleginnen und Kollegen als mich", relativiert sie
und verrät, warum sie sich hauptsächlich für eine menschlichere Welt
einsetzt: "Unsere Generation fragte die eigenen Eltern, wie sie
Hitlers Verbrechensregime zulassen konnten, und wir müssen
Verantwortung übernehmen, dass so etwas in Bezug auf Krieg oder Klima
nicht noch einmal geschieht. Krieg darf keine Lösung sein - und
Atomkrieg erst recht nicht."
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AUSLAND/2624: Französisch-Guayana - Zoonosen bedrohen illegal arbeitende Bergleute (poonal)
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Französisch-Guayana 

Zoonosen bedrohen illegal arbeitende Bergleute

Von Renata Fontanetto
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(Cayenne, 30. August 2022, servindi) - Ein erhöhtes Risiko, an
Zoonosen wie Leptospirose zu erkranken, besteht besonders für illegal
tätige Minenarbeiter*innen. In ihrem Alltag sind sie verschiedenen
Risikofaktoren ausgesetzt und leben außerhalb der medizinischen
Versorgungsstrukturen. Die Leptospirose ist eine bakterielle
Infektionskrankheit, die in vielen Ländern Südamerikas vorkommt und an
lebenswichtigen Organen wie Leber, Gehirn, Lunge oder Herz tödliche
Schäden hervorrufen kann.


Hohe Infektionsraten

Die Studie Zoonoses and Gold mining wurde im August 2022 im
Fachmagazin Plos Neglected Tropical Diseases veröffentlicht.
Entlang des Grenzflusses Maroni, der Französisch-Guayana und Surinam
voneinander trennt, ergab die Untersuchung von 380 illegalen
Minenarbeiter*innen für Leptospirose eine Seroprävalenz von 31 Prozent
(2015) bzw. 28,1 Prozent (2019). Die Seroprävalenz gibt die Häufigkeit
spezifischer Antikörper an und verweist auf eine bestehende oder
überstandene Infektion. Zudem wurden eine Prävalenz von 2,9 Prozent
für das Q-Fieber und 2,4 Prozent für eine aktive Hautläsion durch
Leishmaniose festgestellt. Leishmaniose ist eine parasitäre
Erkrankung, die durch infizierte Mücken übertragen wird. Das Q-Fieber
wird durch Bakterien verursacht, die bei Schafen und Ziegen zu finden
sind. Im Fall von Gelbfieber, der vierten getesteten Krankheit, gaben
93,6 % der Bergleute an, geimpft zu sein. Die Labortests bestätigten,
dass 97,9 Prozent neutralisierende Antikörper hatten. Dadurch werde
das Risiko einer Gelbfieber-Epidemie verringert, so die
Forscher*innen. 95,5 Prozent der Testpersonen waren brasilianische
Arbeiter*innen, in der Mehrheit zwischen 30 und 44 Jahren, männlichen
Geschlechts und mit geringer Schulbildung. Wie die Verfasserin des
Berichts, Maylis Douine, erklärt, gelangen Leptospirose-Erreger durch
Hautläsionen in den Körper, beispielsweise durch kontaminiertes
Wasser, das mit Urin von infizierten Ratten und anderen Säugetieren
verunreinigt ist. Die Symptome der Leptospirose sind vielfältig und
reichen von Gelenkschmerzen über rote Augen, Übelkeit und Durchfall
bis hin zu hohem Fieber. "Die Symptome der Leptospirose ähneln denen
von Malaria, daher werden die Leute oft falsch behandelt. Die Hälfte
der Arbeiter*innen stammte aus dem Bundesstaat Maranhão in
Brasilien. Wir wissen, dass die Arbeiter*innen in Kontakt mit
Mikroorganismen gekommen sind, können jedoch nicht rückschließen, wo
sie sich angesteckt haben", führte Douine, die mit dem klinischen
Forschungszentrum Antillen-Guayana zusammenarbeitet, weiter aus.


Zusammentreffen verschiedener Risikofaktoren

Wie die Studie zeigt, führen viele infektiöse Mikroorganismen zu einer
sogenannten Zoonose. Der Begriff bezeichnet Krankheiten, die von Tier
zu Mensch übertragen werden und ihren Ursprung in der Wildnis haben.
Die Empfehlung der Untersuchung lautet, "besonderes Augenmerk auf
gefährdete Bevölkerungsgruppen zu richten, die in direktem Kontakt mit
dem tropischen Ökosystem stehen, weit vom Versorgungssystem entfernt
sind und daher nicht unter dem Radar des üblichen Überwachungssystems
liegen." Verschiedene Faktoren, die die Erkrankung an einer der neu
auftretenden Infektionen begünstigen, gehen mit illegalem Bergbau
einher, so beispielsweise Abholzung (die das Entstehen von Brutstätten
von Vektoren wie Moskitos erleichtert), enger Kontakt mit der Natur
und schlechte hygienische Bedingungen. Die Studie schätzt, dass in
Französisch-Guayana 12.000 Personen in der illegalen Goldsuche
beschäftigt sind, darunter viele Brasilianer*innen, die durch das
Guayanaschild ziehen. Die Region umfasst die Guayanas, Surinam sowie
Teile Brasiliens, Venezuelas und Kolumbiens. Hier konzentrieren sich
viele illegale Bergbauaktivitäten, was erheblichen Auswirkungen auf
die Gesundheit dieser Bevölkerungsgruppen hat. Dazu Roben Menezes,
Forscher an der Bundesuniversität von Amapá: "Viele suchen nach einem
besseren Leben und fangen im Bergbau an, ohne irgendeine medizinische
Versorgung. Durch ihre Tätigkeit sind sie Quecksilberkontaminationen,
Arbeitsunfällen, Zoonosen und dem Kontakt mit giftigen Tieren
ausgesetzt und erkranken leicht an Infektionen, die durch
Geschlechtsverkehr übertragen werden". In einer Studie mit 253
Personen hatte Menezes bei mehr als 63 Prozent der Teilnehmenden eine
Malariaerkrankung nachgewiesen. Viele arbeiteten im illegalen Bergbau
und kamen aus einer brasilianischen Gemeinde an der Grenze zu
Französisch-Guayana. "Diese Arbeiter*innen sind weit von medizinischer
Versorgung entfernt und zögern, medizinische Hilfe in Anspruch zu
nehmen, was die Wahrscheinlichkeit für eine Übertragung erhöht", so
Menezes. Außerdem führe die fehlende Versorgung im
französisch-guayanischen Gebiet dazu, dass die Betroffenen zuerst nach
Brasilien müssten, um sich behandeln zu lassen.

Mach Ansicht von Martha Suárez-Mutis, Co-Autorin der beiden Artikel
und Forscherin der Oswaldo-Cruz-Stiftung, könnten sich auch andere
Krankheiten zu einem ernsten Gesundheitsrisiko entwickeln, weshalb
weitere Forschungen notwendig seien. Die Leishmaniose nennt sie als
eine der am häufigsten auftretenden Erkrankungen im Umfeld der illegal
arbeitenden Bergleute in der Region. Laut der Studie aus dem Jahr 2022
ist die gemeldete Inzidenz zwar gering, aber es gibt immer wieder
Berichte über Bergleute, die in der Vergangenheit erkrankt sind und
sich auf illegalen Märkten Zugang zu Medikamenten beschafft haben.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/zoonosen-bedrohen-illegal-arbeitende-bergleute/
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POLITIK/2098: Kerstin von der Decken, neue Justiz- und Gesundheitsministerin von Schleswig-Holstein, im Gespräch (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

"Ziel muss sein, die Arbeitsbedingungen zu verbessern."

Dirk Schnack sprach mit der Rechtswissenschaftlerin Prof. Kerstin von
der Decken



INTERVIEW. Rechtswissenschaftlerin Prof. Kerstin von der Decken war
die große Überraschung im Kabinett von Schleswig-Holsteins
Ministerpräsident Daniel Günther (beide CDU). Von der Decken erhielt
nicht nur das Justizressort, sondern übernahm auch die aus dem
Sozialministerium herausgelösten Gesundheitsabteilungen, was
landesweit für Erstaunen, bei der Opposition für Kritik sorgte. Im
Interview mit dem Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt erläutert die
Ministerin, welche Herausforderungen in der Gesundheitsversorgung für
sie Priorität haben. Das Interview führte Dirk Schnack.


Frau von der Decken, alle waren überrascht, als Sie im Sommer
nicht nur neue Justiz- sondern auch Gesundheitsministerin von
Schleswig-Holstein wurden. Politisch waren Sie kaum in Erscheinung
getreten, in der Gesundheitsszene waren Sie bis vor sechs Wochen
unbekannt. Wie überrascht waren Sie selbst?

Prof. Kerstin von der Decken: Das kam auch für mich
überraschend. Nach kurzer Bedenkzeit habe ich das Amt aber gerne
übernommen. Erste Berührungspunkte hatte ich als Mitglied der
Expertenrunde im interdisziplinären Beratungsgremium der
Landesregierung zur Bewältigung der Pandemie. Damit habe ich natürlich
nur einen kleinen Ausschnitt des Gesundheitsbereichs kennengelernt. Im
Jurastudium lernt man aber, dass man sich in alles einarbeiten kann
und muss - und das tue ich seitdem. Zum Glück kann ich mich dabei auf
zwei wunderbare Gesundheitsabteilungen verlassen, die top aufgestellt
und mit Experten besetzt sind.


Gesundheit und Soziales haben viele Berührungspunkte, deshalb
arbeiten diese beiden Bereiche in aller Regel in einem Ministerium
zusammen. Nun wurden die Gesundheitsabteilungen dem Justizministerium
zugeschlagen. Wie soll die Zusammenarbeit gelingen?

Von der Decken:  Das klingt zunächst schwierig, aber man kann
es auch positiv sehen. Es stehen jetzt zwei Staatssekretäre zur
Verfügung, von denen einer (Anm. der Redaktion: Dr. Oliver Grundei)
ausschließlich für Gesundheit verantwortlich ist. Im Sozialministerium
gab es vorher nur einen Staatssekretär für alle Bereiche. Das ist also
eine strukturelle Stärkung der Gesundheit. Auf Arbeitsebene gibt es
ohnehin enge Verbindungen zwischen den Abteilungen, die weiter
bestehen. Es wird eng kooperiert.


Aber allein räumlich mutet die Trennung seltsam an. Sie
sitzen mit einem Stab im Justizministerium, ihre Gesundheitsfachleute
in den Abteilungen bleiben im entfernten Sozialministerium. Wie
schaffen Sie die Verbindung?

Von der Decken: Der Staatssekretär ist zwei Tage die Woche bei
den Abteilungen, drei Tage hier. Wir glauben, dass wir so eine enge
Abstimmung hinbekommen. Das überprüfen wir kontinuierlich und werden
das bei Bedarf anpassen. Außerdem kennen und schätzen Sozialministerin
Aminata Touré von den Grünen und ich uns. Wir tauschen uns regelmäßig
aus, das läuft hervorragend.


Erste Termine im Gesundheitswesen haben Sie schnell nach
ihrem Amtsantritt absolviert. Was stand ganz oben auf Ihrer
Agenda?

Von der Decken: Ich war gleich am zweiten Tag schon im
Städtischen Krankenhaus Kiel, um mich zu informieren. Wir hatten im
Juni nach der Kieler Woche kurzfristig ansteigende Corona-Zahlen und
ich wollte von Pflegekräften und Ärztinnen und Ärzten hören, wie sie
das im Arbeitsalltag bewältigen. Es ist mir wichtig, dies von den
Akteuren selbst zu hören. Ich hatte den Eindruck, auf hochmotivierte
und engagierte Menschen zu treffen, die für ihre Arbeit im positiven
Sinne brennen. Dieser Eindruck hat sich dann bei weiteren Besuchen
verfestigt, auch nach Gesprächen mit Vertretern von Institutionen wie
KV, Ärztekammer, Krankenhausgesellschaft und weiteren. Man merkt den
im Gesundheitswesen tätigen Menschen schnell an, dass sie nicht nur
irgendeinen Job machen, sondern eine für die Mitmenschen und die
Gesellschaft wichtige und sinnvolle Aufgabe erfüllen. Man merkt aber
auch schnell, wie groß diese Herausforderung ist und welche
Belastungen dort herrschen.


Wie können Sie als Landesministerin bei dieser Belastung helfen?

Von der Decken:  Zunächst, indem ich in die Rolle der
Zuhörenden schlüpfe und ernsthaft aufnehme, wo der Schuh drückt. Ein
großes Problem ist der Spagat zwischen dem Anspruch an
flächendeckender und zugleich hochwertiger Versorgung. Das treibt auch
die Akteure um.


Worauf setzen Sie konkret bei diesem Spagat, der sich ja zum
Beispiel am Klinikstandort Eckernförde gerade zeigt. Wird es dort
künftig so viele stationäre Leistungen geben, wie es sich eine dortige
Bürgerinitiative erhofft oder nur noch so viele, wie der Träger dies
plant?

Von der Decken: Über den Antrag des Trägers wird ergebnisoffen
entschieden, das macht der Landeskrankenhaus-Planungsausschuss, nicht
die Gesundheitsministerin.


Bleiben wir noch im stationären Sektor. Wir haben eine
vielfältige Kliniklandschaft im Land und die nimmt zunehmend wahr,
dass Politiker sich immer ganz schnell auf das UKSH beziehen. Nun wird
im Koalitionsvertrag das UKSH auch noch explizit erwähnt und
hervorgehoben. Warum diese einseitige Betrachtung?

Von der Decken: Ich kenne diese Kritik und habe deshalb auch
bewusst als erstes Ziel das Städtische Krankenhaus ausgesucht. Das
darf man als Signal verstehen, dass wir natürlich um die Bedeutung
aller Krankenhäuser im Land wissen. Der Maximalversorger UKSH ist
unverzichtbar, genauso aber alle in der Fläche versorgenden Häuser.
Wir können auf das eine so wenig verzichten wie auf das andere. Die
Herausforderung liegt darin, das Leistungsangebot abzustimmen.


Permanenter Kritikpunkt ist die Ausstattung der
Klinikstandorte mit Investitionsmitteln. Die sind in den vergangenen
Jahren zwar gestiegen, reichen nach Angaben der Krankenhäuser aber
nicht aus. Wird es da Verbesserungen geben?

Von der Decken: Zusagen kann ich das nicht, noch befinden wir
uns am Beginn der Haushaltsberatungen für 2023. Aber das Thema steht
bei mir ganz oben auf der Agenda und ich hoffe, möglichst viel für die
Krankenhäuser herausholen zu können. Das ist das, was wir auf
Landesebene tun können. Für die laufende Finanzierung und für die
Abfederung der Corona-bedingten Zusatzbelastungen versuchen wir, mit
den anderen Ländern gemeinsam auf Bundesebene zu erreichen, dass die
Krankenhäuser besser unterstützt werden.


Im ambulanten Sektor sind die Herausforderungen nicht
geringer als im stationären. Welche sind schon an Sie herangetragen
worden?

Von der Decken: Natürlich das Problem, dass die haus- und
fachärztlichen Praxisinhaber zunehmend Probleme haben, Nachfolger zu
finden. Ein Drittel der rund 1.900 Hausärzte in Schleswig-Holstein
sind älter als 60 Jahre und wir stehen vor der Frage, wer ihre Arbeit
fortsetzt. Denn zugleich steigt ja die Nachfrage nach medizinischen
Leistungen, damit kommen wir in eine Schieflage. Wir müssen
Bedingungen schaffen, die junge Ärztinnen und Ärzte so ansprechen,
dass sie im ambulanten Bereich arbeiten wollen. Ein Instrument dafür
können Regionale Gesundheitszentren sein, die Teilzeitmodelle und eine
Angestelltentätigkeit leichter ermöglichen. Da gibt es bereits gute
Lösungen z. B. mit Kommunen als Betreiber, vereinzelt auch mit
gemeinnützigen Trägern.


Oder mit privaten Investoren, die Fremdkapital mitbringen und
Rendite erwarten. Hilft uns das?

Von der Decken: Private Träger können eine Ergänzung sein.
Private Investitionen in den Gesundheitsbereich sind möglich und
willkommen. Problematisch wird es, wenn die finanziellen Interessen
von Investoren medizinische Entscheidungen beeinflussen. Diese Sorge
haben Ärzte schon vor meinem Amtsantritt berichtet und ich nehme das
sehr ernst. Es darf nicht sein, dass Ärzte sich aus finanziellen
Erwägungen der Investoren zu Entscheidungen gedrängt fühlen, die sie
aus ärztlicher Sicht nicht treffen würden.


Im ambulanten Bereich geht es auch um die Medizinischen
Fachangestellten. Die MFA selbst und ihre Praxisinhaber vermissen
Wertschätzung. Dass sie beim Corona-Bonus unberücksichtigt blieben,
hat in den Praxen für viel Frust gesorgt. Wie kann man verhindern,
dass MFA ihrem Beruf den Rücken ehren?

Von der Decken:  Ich kann gut verstehen, dass die MFA aus den
genannten Gründen ein Gefühl der Zurückstufung haben. Ich sehe derzeit
aber nicht, dass sich beim Thema Corona-Bonus noch etwas tun wird.
Unser Ziel muss sein, die Arbeitsbedingungen zu verbessern.
Wertschätzung drückt sich ja nicht allein in Prämien aus. Wir müssen
die Rahmenbedingungen für Praxisinhaber so gestalten, dass sie in die
Lage versetzt werden, die MFA besser bezahlen zu können. Wir müssen
außerdem gute Bedingungen für die Ausbildung schaffen und dazu
beitragen, dass ein gutes Arbeitsklima in den Praxen herrschen kann.


Vielen Dank für das Gespräch

 * 
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POLITIK/2097: Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs (pro familia magazin)

pro familia Magazin 03/2022

• Bundestag beschließt Streichung des §219a StGB

• Bundesländer wollen Schwangerschaftsabbruch neu regeln



Bundestag beschließt Streichung des §219a StGB

Am 24. Juni 2022 hat der Deutsche Bundestag die Streichung des
§219a StGB aus dem Strafgesetzbuch beschlossen. Endlich ist der
Strafrechtsparagraph Geschichte, der die Informationsrechte von
Ratsuchenden und Ärzt*innen so lange verletzt hat. Nun können
Ärzt*innen niedrigschwellig im Netz darüber informieren, dass sie
Schwangerschaftsabbrüche durchführen, mit welcher Methode sie das tun,
und sie können zusätzliche Informationen zur Verfügung stellen, die
sie für die Patient*innen als wichtig erachten. pro familia ist davon
überzeugt, dass viele Praxen und Kliniken ihr Angebot künftig online
sichtbar machen werden, um ihren Patient*innen einen Zugang zu allen
wichtigen Informationen rund um den medizinischen Eingriff
Schwangerschaftsabbruch zu ermöglichen. Der pro familia Bundesverband
hat die wichtigsten Fragen und Anliegen ungewollt Schwangerer aus der
Beratungserfahrung heraus zusammengestellt, um eine Hilfestellung
geben, mit welchen Informationen, Textbausteinen und Links Praxen und
Kliniken die Informationen auf ihrer Homepage erweitern können.
Interessierte Ärzt*innen können sich an die nächste pro familia
Beratungsstelle wenden oder das Infoblatt beim pro familia
Bundesverband anfordern.

 * 

Bundesländer wollen Schwangerschaftsabbruch neu regeln

Die 32. Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz der Länder (GFMK)
plädiert dafür, den Schwangerschaftsabbruch zeitgemäß neu zu regeln.
Die Konferenz betonte in ihrem Beschluss vom 1. Juli 2022 den hohen
Stellenwert des legalen und sicheren Zugangs zu
Schwangerschaftsabbrüchen für die reproduktive Gesundheit als
unveräußerliches Menschenrecht von Frauen. Die Aufhebung des
§219a StGB sei ein erster wichtiger Schritt gewesen. In einem
zweiten Schritt müsse die Bundesregierung die im Koalitionsvertrag
vorgesehene Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung und
Fortpflanzungsmedizin nun zügig einsetzen. Dabei solle die Neuregelung
des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb des Strafgesetzbuches prioritär
behandelt werden. Grundlage solle der bestehende gesellschaftliche
Kompromiss für eine autonome Entscheidung der betroffenen Frauen über
die Fortsetzung einer Schwangerschaft innerhalb der Fristenlösung
sein. In die Kommission sollten neben Expert*innen aus der
Wissenschaft auch Vertreter*innen der Praxis einbezogen werden.

Die Konferenz hat außerdem den Bund aufgefordert, eine
interministerielle Arbeitsgruppe einzurichten, die die gegenwärtigen
Rahmenbedingungen für die Sicherstellung einer ausreichenden
medizinischen Versorgung beim Schwangerschaftsabbruch überprüft. Dies
sei nötig, um angesichts des bereits begonnenen Generationenwechsels
sowie der allgemeinen Veränderungen in der medizinischen
Versorgungslandschaft eine angemessene medizinische Versorgung im
Schwangerschaftskonflikt auch für die Zukunft sicherzustellen. Es
müssten geeignete Instrumente geschaffen werden, damit der
Sicherstellungsauftrags durch die Länder erfüllt werde, so die GFMK.
Außerdem müsse eine sachgerechte und rechtssichere Grundlage für die
Vornahme medikamentöser Schwangerschaftsabbrüche - auch im Rahmen
telemedizinischer Angebote erarbeitet werden.

https://t1p.de/p7lxx
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Kompaktwissen Elektroschock

Indikationen, Wirkungsweise, Risiken, Alternativen

von Peter Lehmann - 19. August 2022



International verabreichen Psychiaterinnen und Psychiater zunehmend
Elektroschocks: in psychiatrischen Kliniken, insbesondere in
Universitätskliniken, gelegentlich auch ambulant in psychiatrischen Praxen.
Niedergelassene oder im Krankenhaus tätige "Zuweiser" kümmern sich darum,
dass Patientinnen und Patienten in Einrichtungen mit einsatzbereiten
Elektroschockapparaten überwiesen werden. Dabei ist der Elektroschock als
psychiatrische Behandlungsmaßnahme hoch umstritten. Betroffene, Angehörige,
medizinisches Fachpersonal, Journalistinnen und Journalisten, Juristinnen
und Juristen, sie alle wollen wissen:

• Wie wirken Elektroschocks?

• Wann und wer wird elektrogeschockt?

• Welche Risiken und Schäden gestehen Hersteller ein?

• Wie kam der Elektroschock in die Welt?

• Wie verabreicht man den Elektroschock heute?

• Ist der Elektroschock alternativlos?

• Wie informiert man Betroffene, Angehörige und medizinisches Personal
über Behandlungsrisiken?

• Welche Verantwortung für mögliche Schäden übernimmt der Hersteller?

Der Autor gibt knappe Antworten auf kurze Fragen.


Wie wirken Elektroschocks?

Der Elektroschock besteht aus der Auslösung eines epileptischen Anfalls
durch einen Stromstoß, der in der Regel zwischen 0,5 und 8 Sekunden,
manchmal auch bis zu 30 Sekunden lang durch den Kopf gejagt wird. Die
Stromspannung beträgt ca. 450 Volt, die Stromstärke ca. 0,9 Ampere. (Zum
Vergleich: Bei der elektrischen Defibrillation des Herzens zum Beispiel
nach einem Herzstillstand dauert der Stromstoß 4 Millisekunden.) Stellt
sich der ausgebreitete epileptische Anfall nicht wie gewünscht ein, erfolgt
in einem Zeitabstand von 60 Sekunden ein erneuter Stromstoß mit einer bis
zu 50%-igen Steigerung der Stromdosis.

Der Strom breitet sich auf zwei Wegen aus: zum einen durch das Gehirn, zum
anderen entlang dem Gefäßbaum, der mit einem elektrischen Leitungsnetz
verglichen werden kann. Die Blutgefäße werden von Krämpfen befallen, die
Blut-Hirn-Schranke bricht zusammen, es treten über das gesamte Gehirn
verteilte Blutungen auf, Hirnzellen können irreversibel zerstört werden.
Das ausgelöste hirnorganische Psychosyndrom geht mit Verwirrtheit,
Desorientierung, Verlust der Entscheidungsfähigkeit und von
Gedächtnispotenzialen einher, die behandelte Person steht ihren
ursprünglichen Problemen gleichgültiger gegenüber, die "Therapie" gilt als
erfolgreich. Tritt dieser Behandlungseffekt nicht sofort und dauerhaft ein,
verabreicht man Elektroschocks in Serien, auch wiederholt oder regelmäßig;
der ärztlich verordnete Hirnschaden verfestigt sich. Für viele
Psychiaterinnen und Psychiater, unter anderem Klaus Dörner, sind diese
hirnorganischen Schäden beabsichtigt.

"Wir verwandeln den seelisch leidenden vorübergehend in einen
 hirnorganisch kranken Menschen, bei der EKT nur globaler, dafür kürzer als
 bei der Pharmakotherapie." (Dörner & Plog, 1984, S. 537)  


Andere, beispielsweise der US-Amerikaner Peter Breggin, kritisieren die
Schädigung:

"Was wir machen ist Folgendes: Wir fügen Menschen in seelischen Krisen
 eine innere Kopfverletzung zu - eine innere Kopfverletzung. (...) Bereits
 die Frage 'Verursachen Elektroschocks Hirnschädigungen?' ist eine unlautere
 Frage, denn wir wissen, dass Elektroschocks eine Hirnschädigung
 verursachen, dass jeder einzelne Patient, jede einzelne Patientin nach
 einer Elektroschockserie ein hirnorganisches Psychosyndrom aufweist, mit
 Verwirrtheit, Desorientierung, Stimmungsschwankungen, Verlust der
 Entscheidungsfähigkeit." (Breggin, 1993, S. 160f.)  


Üblich sind acht bis zwölf Elektroschocks in einem Abstand von meist zwei
bis drei Tagen. Möglich sind auch 30 Elektroschocks oder mehr.

1947 verlangte der Psychiater Anton von Braunmühl, im Faschismus Oberarzt
der bayerischen T4-Zwischenanstalt Eglfing-Haar, nicht mehr vom "Schock"
oder "Krampfschock" zu sprechen, sondern vom "Heilkrampf" (von Braunmühl,
1947, S. 185). Folgerichtig benutzen Anhängerinnen und Anhänger des
Elektroschocks heutzutage wohltuender klingende Begriffe wie
"Elektrokrampftherapie (EKT)", "Elektrokonvulsionstherapie", "elektrische
Durchflutungstherapie", "elektrische Stimulation" oder "Schlaftherapie".
Das Wirkprinzip - Auslösung eines ausgebreiteten epileptischen Anfalls -
blieb unverändert. Herstellerfirmen und Handelsunternehmen benutzen nach
wie vor auch den eingeführten Begriff "Elektroschock".


Wann und wer wird elektrogeschockt?

Elektroschocks können bei einer Vielzahl psychiatrischer, neurologischer
und internistischer Indikationen angewandt werden (Lehmann, 2017,
S. 133-139). Die häufigsten Indikationen sind Depression, Schizophrenie,
drogeninduzierte Psychose, Wochenbettpsychose, Katatonie
("Spannungsirresein", einhergehend mit Störung der Motorik, die
gelegentlich von extremer Erregung zu extremer Passivität wechselt), Manie,
Zwangsstörung, perniziöse Katatonie (auch "akute tödliche Katatonie",
"febrile Katatonie" oder "maligne Katatonie" genannt - mit Fieber,
Verstummen und Bewegungsarmut bis hin zur Erstarrung einhergehendes
lebensbedrohliches Krankheitsbild) und malignes neuroleptisches Syndrom
(lebensbedrohlicher Symptomenkomplex aus Fieber, Muskelsteifheit und
Bewusstseinstrübung).

Von zunehmender Bedeutung für Psychiaterinnen und Psychiater sind
unbefriedigende Wirkungen und Behandlungsresistenzen gegenüber
Antidepressiva und Neuroleptika, "Versagen einer Behandlung mit atypischen
Neuroleptika", "Nichtansprechen" auf Clozapin (Neuroleptikum
["Antipsychotikum"], im Handel auch als Clopin, Lanolept und Leponex) oder
dessen Ablehnung sowie Augmentation (Wirkungsverstärkung) von
Psychopharmaka.

Absolute Kontraindikationen gibt es für Anhängerinnen und Anhänger des
Elektroschocks nicht.

Der Anteil elektrogeschockter Frauen liegt bei 70%. Auch Menschen über 50
Jahre verabreicht man bevorzugt Elektroschocks.


Welche Risiken und Schäden gestehen Hersteller ein?

Die Firma Somatics, LLC benennt in der Produktbeschreibung ihres Apparates
Thymatron® System IV Schäden, die ihre Apparate verursachen können,
unter anderem: "verheerende kognitive Folgen" (Somatics, undatiert -
Hervorhebung P.L.). Mit "kognitiv" bezeichnet man "... Funktionen des
Menschen, die mit Wahrnehmung, Lernen, Erinnern, Denken und Wissen in
Zusammenhang stehen. Zu den kognitiven Fähigkeiten zählen unter anderem
Aufmerksamkeit, Erinnerung, Lernen, Kreativität, Planen, Orientierung,
Vorstellungskraft oder Wille." (BMSGPK*, undatiert)

[* BMSGPK ist die Abkürzung für das österreichische Bundesministerium für
Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz - Anmerkung der
Schattenblick-Redaktion]

Außerdem zählt Somatics eine ganze Reihe weiterer bekannt gewordener
Schäden auf, mit denen nach Elektroschocks gerechnet werden müsse, unter
anderem Gedächtnisstörungen und Hirnschäden, Herzrhythmusstörungen und
Herzinfarkt, Blutdruckstörungen, Zahntraumata, allgemeine motorische
Funktionsstörungen, manische Symptome (z. B. behandlungsbedingte Manie,
posttraumatisches Delirium oder Erregung), neurologische Symptome (z. B.
Parästhesien [unangenehme, manchmal schmerzhafte Körperempfindungen mit
Kribbeln, Taubheit, Einschlafen der Glieder, Kälte- und
Wärmewahrnehmungsstörungen], Dyskinesien [Störungen des physiologischen
Bewegungsablaufs einer Körperregion oder eines Körperteils], Stürze,
spontane Anfälle mit zeitlichem Abstand, anhaltende Anfälle,
nicht-konvulsiver Status epilepticus [Abfolge von epileptischen Anfällen,
zwischen denen die Betroffenen nicht zum Vorzustand zurückkehren und die
ohne eindeutige tonische-klonische, das heißt zwischen Steifheit und
krampfartigen Zuckungen wechselnde Entäußerungen einhergehen]),
Komplikationen in der Lunge (z. B. Ansaugung von Mageninhalt,
Lungenentzündung, Mangelversorgung mit Sauerstoff, Atemwegsverschlüsse wie
Laryngospasmus [krampf- und reflexartige Kontraktionen der
Kehlkopfmuskulatur], Lungenembolie, längerer Atemstillstand), Koma,
Sehstörungen, Hörkomplikationen, Verschlechterung psychiatrischer
Symptome, Tötungsdelikte und Begünstigung suizidalen Verhaltens.


Wie kam der Elektroschock in die Welt?

Die frühesten Elektroschocks sind aus dem Ägypten des 16. Jahrhunderts
bekannt; mit Zitteraalen, deren Körper mit Muskeln versehen sind, die hohe
elektrische Spannungen freisetzen können, wollte man Teufel austreiben. Im
industriellen Zeitalter wurden Zitteraale durch Apparate ersetzt - erstmals
1917, als deutsche Psychiater sogenannte Kriegszitterer mit elektrischen
Stromschlägen zur Räson bringen und wieder kriegstauglich machen wollten.
Nach einer Reihe von Todesfällen stoppte das Berliner Kriegsministerium
diese Behandlungsmethode noch im selben Jahr. Sie lebte aber 1936 wieder
auf, als im faschistischen Italien der Psychiater und Mussolini-Anhänger
Ugo Cerletti die "heilsame Wirkung" von Elektroschocks erkannte: in
Hundeversuchen und nach Beobachtungen in einem römischen Schlachthaus, wo
man Schweine mittels Stromschlägen außer Gefecht setzte, um sie ruhiger
schlachten zu können. Ab 1938 wandte man diese Behandlungsmethode in der
Psychiatrie an. Man begründete dies mit dem Glauben, Menschen mit Epilepsie
würden weniger oft 'schizophren'. Mit seinen Vorerfahrungen der
Verabreichung von Stromschlägen an Kriegszitterer im 1. Weltkrieg nahm der
deutsche Psychiater Lothar Kalinowsky, der 1936 in Rom den Aktionen
Cerlettis beigewohnt hatte, bei seiner Emigration in die USA sein Know-how
mit, wo es auf fruchtbaren Boden fiel. Dort war man mit dem Gebrauch von
Stromapparaten ("elektrischer Stuhl") bestens vertraut (Hedrich, 2014).

Zur aktuellen Wiederkehr faschistischen Gedankenguts (Antisemitismus,
Homophobie, Rassismus, Fremdenhass etc.) passt der Hype um den während der
Zeit des Faschismus aufgekommenen Elektroschock. Mit zunehmendem zeitlichen
Abstand zu den psychiatrischen Massenmorden während des deutschen
Faschismus und der fortschreitenden Verrohung der Gesellschaft lösen sich
bei psychiatrisch Tätigen und insbesondere schulpsychiatrisch orientierten
Ärztinnen und Ärzten Zivilcourage und Festhalten am Hippokratischen Eid
("Primum nil nocere" - "Zuerst einmal nicht schaden") immer mehr in nichts
auf. Zudem stellt die
Depressions-chronifizierende Wirkung von Antidepressiva, die
Psychosen-chronifizierende Wirkung von Neuroleptika und Behandlungsresistenzen bei
Antidepressiva und Neuroleptika, das heißt, deren mit der Zeit immer
geringer werdende "therapeutische" Wirkung, psychiatrisch Tätige vor ein
Dilemma, das sie anders als mit Elektroschocks nicht mehr lösen zu können
glauben.

2012 rief die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie,
Psychosomatik und Nervenheilkunde e.V. (DGPPN) psychiatrische Einrichtungen
in Deutschland, Italien, Österreich und der Schweiz dazu auf,
flächendeckend Elektroschockapparate anzuschaffen und konsequent,
vorbeugend und kontinuierlich elektrozuschocken (DGPPN, 2012). Zeitgleich
wurde vom deutschen Bundesministerium für Gesundheit ein Entgeltsystem für
psychiatrische Einrichtungen initiiert, mit dem Krankenhäuser mit
Elektroschocks und deren krankenhausindividuellen Abrechnung als
Zusatzleistung lukrative Mehreinnahmen erwirtschaften können. Seit Januar
2018 erhält eine psychiatrische Klinik in Deutschland für jeden Tag eines
stationären Aufenthalts 300 €, für den ersten Elektroschock kommen 297
€ hinzu und für jeden weiteren 220 €. Sollte eine durchgehende
1:1-Betreuung nötig werden, können noch einmal 1000 € pro Tag in
Rechnung gestellt werden. Da der organisatorische und personelle Aufwand
für die Verabreichung von Elektroschocks hoch ist, lohnt sich diese Maßnahme
speziell für Einrichtungen, die zentriert - gleichsam am Fließband und
in Serien - Elektroschocks verabreichen.

Im Falle einer Verweigerung der Zustimmung zu Elektroschocks droht
Betroffenen die zwangsweise Verabreichung, eventuell sogar gegen den
Wortlaut von Patientenverfügungen. Als ernstzunehmendes Problem sehen die
Anhängerinnen und Anhänger des Elektroschocks nur die Nichtverabreichung
von Elektroschocks:

"Als ernstliche Gesundheitsschädigung wird angesehen, wenn durch die
 verspätete Ausführung bzw. Nichtvornahme der EKT eine schwere
 Körperverletzung droht..." (Olzen & Nickl-Jockschat, 2013, S. 218)  


Hier zeigt sich die Notwendigkeit, sich per Psychosozialer
Patientenverfügung präzise zu äußern, ob man im Fall des Falles
Elektroschocks egal welcher Variante verabreicht bekommen möchte oder ob
man dies für all seine Varianten untersagt (Lehmann, 2015).
Vorausverfügungen sind insbesondere dann wichtig, sollten sich in Ihrer
Wohnortnähe psychiatrische Kliniken mit einsatzbereiten
Elektroschockapparaten (siehe unten) oder mit Psychiaterinnen und
Psychiatern befinden, die ihre Patientinnen und Patienten an Einrichtungen
mit einsatzbereiten Elektroschockapparaten überstellen.


Wie verabreicht man den Elektroschock heute?

Seit ihrer Anwendung in den 1930er-Jahren modifiziert man
Elektroschockapparate, Pulssequenzen, Stärke und Spannung des verwendeten
Stroms ständig. Die beiden Elektroden werden mal "bilateral" (= bitemporal)
an beiden Schläfen platziert, mal
"links-anterior-rechts-temporal" (= "unilateral", LART), das heißt links
frontal und an der rechten Schläfe; neuerdings auch "bifrontal", das heißt
beidseits an der Stirn. Um Knochenbrüche zu verhindern, die bei
Krampfanfällen auftreten können, werden die Behandelten vorher in der Regel
anästhesiert; die Entäußerung des Krampfanfalls wird mit Muskelrelaxanzien
unterdrückt, der Krampfanfall - das Wirkprinzip des Elektroschocks - findet
"nur noch" im Gehirn und in bewusstlosem Zustand statt. So unterbleibt auch
die erfahrungsgemäß auftretende "Wehr und Gegenwehr" (von Braunmühl, 1942,
S. 605). Mittel zur Lähmung des Zentralnervensystems, Betäubungsmittel und
Muskelrelaxanzien geben dem Elektroschock indirekt eine noch größere
Wirkung, da die Erhöhung der Krampfschwelle wiederum eine höhere Dosis an
elektrischem Strom zur Auslösung des Krampfanfalls nötig macht.

Bei unilateral verabreichten Elektroschocks werden die Elektroden an der
für die Sprachproduktion nichtdominanten (in der Regel) rechten Hirnseite
angesetzt. Anhänger des Elektroschocks bezeichnen dieses Verfahren als
"Goldstandard für eine möglichst nebenwirkungsarme und effiziente
Behandlung" und den betroffenen Hirnbereich als "stumme Zone", in der keine
Funktionen des Gedächtnisses beheimatet seien. Demzufolge sei mit ernsteren
Gedächtnisstörungen nicht zu rechnen. Der Schweizer Arzt und
Psychotherapeut Marc Rufer kritisierte diese Haltung mit den Worten:

"Es ist unverantwortlich, von stummer Zone zu sprechen, die geschockt
 wird bei dieser unilateralen, einseitigen Anwendung. Es sind dort räumliche
 Wahrnehmungsfunktionen, visuelle Funktionen, emotionale Funktionen.
 Akustisches, musikalisches Verständnis und die ganzheitliche Wahrnehmung
 von Zusammenhängen finden dort statt. Es ist ein Gebiet des Gehirns, das
 sehr wichtig ist für das Menschsein als Ganzes. Und es ist entsetzlich,
 dass das einfach hinuntergespielt wird." (Rufer, 1992)  



Ist der Elektroschock alternativlos?

In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg galten lange Zeit die fulminant
auftretende und lebensbedrohliche maligne (perniziöse, febrile) Katatonie
(Krankheitsbild mit
motorisch-muskulärer bzw. mentaler Anspannung) als wichtigste Indikation
des Elektroschocks. Aufgrund der bekannt gewordenen Verbrechen deutscher
Psychiater in der Zeit während des Faschismus standen hierzulande
Anästhesistinnen und Anästhesisten Psychiaterinnen und Psychiatern
skeptisch gegenüber, wenn diese elektroschocken wollten. Insofern wurde im
deutschsprachigen Raum im internationalen Vergleich lange Zeit recht
zurückhaltend elektrogeschockt. Zudem kamen Patientinnen und Patienten mit
maligner Katatonie in die internistische Medizin, wo man sie meist mit
Benzodiazepinen oder anderen krampflösenden Medikamenten risikoarm
behandelte. Intern gestehen Psychiater ein, dass Elektroschocks auch bei
schweren Depressionen mitnichten eine Ultima ratio darstellen, das heißt
das letzte Mittel bei Lebensgefahr. Es bestünden immer Alternativen, zum
Beispiel die Intensivierung psychotherapeutischer Maßnahmen (Lehmann, 2017,
S. 154f.).


Wie informiert man Betroffene, Angehörige und medizinisches
Personal über Behandlungsrisiken?

Anhängerinnen und Anhänger des Elektroschocks erklären den Elektroschock -
und insbesondere seine jeweils modernste Variante - für "sicherer als
Aspirin", er sei "im Regelfall ausgesprochen gut verträglich".
Gedächtnisprobleme kämen, wenn überhaupt, nur vorübergehend vor oder seien
Teil der behandelten psychischen "Krankheit" und sowieso nicht objektiv
messbar. So argumentieren auch sich kritisch gebende Reformpsychiaterinnen
und -psychiater. Anhängerinnen und Anhänger des Elektroschocks erwähnen die
weltweit von Betroffenen (u.a. Frank, 1996; Kempker, 2000; Andre, 2009;
Lehmann & Schlimme, 2018) und von Sozial- und Medizinwissenschaftlerinnen
und -schaftlern (u.a. Friedberg, 1977; Breggin, 1980; Rufer, 1992a, 2007;
Lehmann, 2017, 2020; Newnes, 2018; Robertson & Pryor, 2018; Zinkler et al.,
2018) beklagten bleibenden Hirn- und Gedächtnisschäden nicht. Auch nicht
die intern speziell in US-amerikanischen Bedienungsanleitungen der
Herstellerfirma Somatics eingestandenen traumatisierenden Langzeitwirkungen
und in Suizidalität endenden Verzweiflungszustände nach Elektroschocks.
Auch nicht die hohe Zahl von Früh- und Totgeburten elektrogeschockter
Schwangerer. Auch nicht die feingeweblichen, massive Hirnzellverluste
aufweisenden Befunde an Gehirnen zu Versuchszwecken elektrogeschockter
Katzen. Und schon gar nicht die Tatsache, dass man - im Gegensatz zur
Psychiatrie - in der Neurologie in der Regel alles unternimmt, um
epileptischen Anfällen vorzubeugen. Anhängerinnen und Anhänger des
Elektroschocks erklären den Elektroschock für sicher.

In einem Zeitungsinterview brachte Annette Brühl, stellvertretende
Chefärztin an der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich, einer den
Apparat Thymatron® System IV der Herstellerfirma Somatics einsetzenden
Elektroschockhochburg in der Schweiz, die Argumentationsweise der
Anhängerschaft des Elektroschocks auf den Punkt. Eine 'sehr geringe
Strommenge' löse einen generalisierten, das heißt großen epileptischen
Anfall aus, wodurch das Gehirn 'in Schwung gebracht' werde:

"Wir kitzeln das Hirn" (zitiert nach: Badische Zeitung, 2021),


erklärte sie der Leserschaft. Dadurch würden sehr viele Neurotransmitter
ausgeschüttet, Wachstumsprozesse im Gehirn angestoßen, mit Depressionen
verbundene Hirnschrumpfungen und eine gewisse 'Starrheit' im Gehirn
rückgängig und dieses flexibler für neue Prozesse gemacht. Nach einer Serie
von zwölf Elektroschocks gingen mögliche, zwei bis drei Wochen anhaltende
Gedächtnisprobleme innerhalb von zwei bis sechs Wochen wieder komplett weg.

In der "Patientenaufklärung" der Thieme Compliance GmbH teilt der
Elektroschockfreund Here Folkerts den Behandlungskandidatinnen und -kandidaten
mit, bei (sogenannten) psychischen Erkrankungen verändere sich
das Nervengewebe in bestimmten Teilen des Gehirns. Bei den
elektroschockbedingten Hirnveränderungen würde es sich vermutlich um eine
Regeneration des Gehirns handeln - der Elektroschock wirke gleichsam als
Jungbrunnen, und bei einer Ablehnung von Elektroschocks würden sich die
ursprünglichen Probleme verschlimmern. Manche psychiatrische Kliniken
schreiben von günstiger Beeinflussung von Hormonen und Botenstoffen durch
Elektroschocks, Kontaktstellen der Nervenzellen würden dadurch vermehrt
(Folkerts, 2018).

Einer der weltweit größten Befürworter des modernen Elektroschocks ist
Harold Sackeim, ehemaliger Leiter der Abteilung für biologische Psychiatrie
am New York State Psychiatric Institute. In seinem Artikel "Modern
electroconvulsive therapy: Vastly improved yet greatly underused" ("Moderne
Elektrokonvulsionstherapie: erheblich verbessert, aber viel zu wenig
eingesetzt") sieht er im Elektroschock einen universellen Jungbrunnen:

"Mehrere Langzeitnachfolgestudien legen nahe, dass Patienten, die EKT
 erhalten, im Vergleich zu Kontrollpatienten ohne EKT eine verringerte
 Sterblichkeit jedweder Ursache haben." (Sackeim, 2017, S. 779)  


Sackeims Kenntnisse kommen nicht von ungefähr. Er erhielt Honorare von den
Firmen LivaNova (Vagusnervenstimulation), MECTA Corporation
(Elektrokrampftherapie) und Neuronetics (transkranielle Magnetstimulation)
für seine Beratertätigkeit. In der Vergangenheit beriet er auch die
einschlägigen Unternehmen Brainsway, Cyberonics, Cervel Neurotech/NeoStim,
Magstim, NeoSync und NeuroPace sowie die Pharmaunternehmen Cambridge
Neuroscience, Eli Lilly & Co., Forest Laboratories, Hoffmann-La Roche,
Interneuron Pharmaceuticals, Novartis International, Pfizer, Warner-Lambert
und Wyeth-Ayerst oder erhielt Forschungsunterstützung von ihnen.

Gewarnt werden allerdings die Anwenderinnen und Anwender von
Elektroschocks, sich durch Berühren der geschockten Person ebenfalls einem
Stromschlag auszusetzen. FBI Medizintechnik - Fred Berninger Importe OHG
aus Taufkirchen, Generalvertretung von Somatics, LLC für Deutschland,
Italien, Österreich, Schweiz, Benelux und Osteuropa - warnt entsprechend in
seiner Bedienungsanleitung des marktführenden Elektroschockapparats
Thymatron® System IV:

"Während der Defibrillation dürfen der Patient, das Gerät und das Bett
 nicht berührt werden." (FBI Medizintechnik, 2005, S. 6)  



Welche Verantwortung für mögliche Schäden übernimmt der
Hersteller?

Die Herstellerfirma Somatics, LLC des Standard-Elektroschockapparats stellt
in ihrer Produktbeschreibung klar, welche Verantwortung sie für den Einsatz
ihres Thymatron® System IV übernimmt:

"Somatics, LLC lehnt jede Verantwortung für medizinische Komplikationen
 ab, die direkt oder indirekt aus der Verwendung dieses Produkts
 resultieren." (Somatics, undatiert)  



Anmerkungen

Übersetzung der englischsprachigen Zitate: Peter Lehmann. Alle Internetzugriffe
erfolgten am 12. August 2022.


Erklärung des Autors zu möglichen Interessenkonflikten

Peter Lehmann hat keinerlei Verbindung zur pharmazeutischen Industrie und
zu Herstellerfirmen von Elektroschockapparaten sowie zu Organisationen, die
von ihnen gesponsert werden, auch nicht zu Scientology oder anderen Sekten
jeglicher Couleur.


Über den Autor

Dr. phil. h.c. Peter Lehmann, Dipl.-Pädagoge, arbeitet als Autor, Verleger
und Fortbildner in Berlin. Bis 2010 langjähriges Vorstandsmitglied im
Europäischen Netzwerk von Psychiatriebetroffenen. 2010 Verleihung der
Ehrendoktorwürde in Anerkennung des "außerordentlichen wissenschaftlichen
und humanitären Beitrags für die Durchsetzung der Rechte
Psychiatriebetroffener" durch die Aristoteles-Universität Thessaloniki.
2011 Verleihung des Bundesverdienstkreuzes durch den deutschen
Bundespräsidenten.

Mehr unter http://www.peter-lehmann.de.

© by Peter Lehmann 2022. Alle Rechte vorbehalten.
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Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

Arztberuf bleibt für Sinti tabu

von Dirk Schnack



DIALOG. Rund 5.000 Sinti und Roma leben in Schleswig-Holstein und
damit bezogen auf die Bevölkerungszahl deutlich mehr als in den
meisten Bundesländern. Unser Bundesland gewährt ihnen seit 2012 per
Landesverfassung Schutz und Förderung und stellt sie damit den Dänen
und den Friesen als Minderheiten gleich. Gibt es dennoch Sorgen und
Nöte, wo sind mögliche Schnittmengen zur ärztlichen Arbeit? Darüber
sprachen Vertreter des Landesverbandes der Sinti und Roma aus Kiel in
Bad Segeberg mit der Vizepräsidentin der Ärztekammer, Dr. Gisa
Andresen.


Über wenige Bevölkerungsgruppen gibt es wohl so viele Vorurteile
und zugleich so viel Unwissenheit wie über Sinti und Roma. Sie seien
"umherziehendes Volk", schnell mit dem Messer und wo sie auftauchen,
da bringe man besser sein Hab und Gut in Sicherheit - diese und
weitere Vorurteile existieren über Sinti und Roma. Matthäus Weiß ist
einer von ihnen. Als Vorsitzender des Landesverbandes der Sinti und
Roma kennt er die Vorurteile, immer wieder begegnen sie ihm im
Alltag - seit seiner Geburt vor 73 Jahren. Matthäus Weiß ist in Kiel
geboren und lebt seither auch ausschließlich dort. "Umherziehend" ist
er also schon mal nicht und sein Interesse an Messern und am Eigentum
anderer Menschen ist gering.

Stattdessen erweisen er und seine Frau Anna sich als interessante
Gesprächspartner für Dr. Gisa Andresen, die einiges über Sinti und
Roma erfährt und bestätigt bekommt, dass Geschichte zwar Vergangenheit
ist - aber zum Teil bis heute nachwirkt. Verbrechen der
Nationalsozialisten zeigen bis heute die Folgen bei Sinti und Roma.
Ein Beispiel ist der Schulbesuch des 1949 geborenen Matthäus Weiß. Den
untersagte ihm nämlich seine Mutter, weil sie selbst als Kind aus der
Schule heraus ins Konzentrationslager deportiert wurde. Sie überlebte
zwar die fünf Jahre, das Trauma aber blieb - und die Angst, dass dem
eigenen Kind Ähnliches widerfahren könnte. Der nach dem Krieg geborene
Matthäus Weiß wuchs deshalb als Analphabet auf.

Eine andere Nachwirkung: Sinti ist es ausdrücklich untersagt, den
Arztberuf zu ergreifen. "Das ist ein Tabu für uns Sinti", berichtet
Weiß in Bad Segeberg. Er verweist auf die Beteiligung von Ärzten an
den Menschenversuchen und weiteren Gräueltaten der Nazi-Zeit an seiner
Bevölkerungsgruppe. Weiß kann sich nur schwer vorstellen, dass Sinti
diese traumatisierenden Erfahrungen so verdrängen könnten, dass sie
den Medizinerberuf anstreben: "Das wird sich nicht ändern."

"Fast jeder von uns ist mit der Arbeit der Ärzte zufrieden. Das
gilt auch für das Gesundheitswesen insgesamt."  

Matthäus Weiss

Vertrauen zu Ärztinnen und Ärzten von heute dagegen besteht durchaus.
Regelmäßige ärztliche Versorgung ist für Sinti und Roma
selbstverständlich, sie sind gesetzlich krankenversichert und mit der
Versorgung in Deutschland mehr als zufrieden, wie Weiß versichert.
Bekannt ist ihm auch nicht, dass Sinti oder Roma in Krankenhäusern
oder Arztpraxen mit Vorurteilen konfrontiert werden. "Gemecker gibt es
überall, aber fast jeder von uns ist mit der Arbeit der Ärzte
zufrieden. Das gilt auch für das deutsche Gesundheitswesen insgesamt",
versichert er.

Seine Frau, als Geschäftsführerin des Landesverbandes aktiv, wäre es
wahrscheinlich bekannt, wenn es Anlass zu Kritik gäbe. Fast alle Sinti
und Roma in Schleswig-Holstein kennen den Verband und suchen das Büro
des Landesverbandes auf, wenn sie Probleme oder Schwierigkeiten haben,
um sich auszutauschen, sich beraten zu lassen und nach Lösungen zu
suchen. Diesen Zusammenhalt pflegen sie noch stärker innerhalb der
engeren Familie. Dies zeigt sich zum Beispiel, wenn einer von ihnen in
die Klinik muss. "Bei einem Krankenhausbesuch wird niemand von uns
allein gelassen. Wir lassen ein zweites Bett aufstellen, damit immer
jemand zur Seite stehen kann", berichtet die vor über 55 Jahren aus
Sardinien nach Deutschland gekommene Italienerin.

Dr. Gisa Andresen kann den Familienzusammenhalt aus ihrer
Krankenhaustätigkeit bestätigen. Sie hält diese Begleitung für die
Betroffenen für wichtig, auch wenn sie für die Klinikorganisation
nicht immer einfach ist. "Das kennen wir auch aus anderen Kulturen,
das lässt sich regeln. Manche haben allerdings auch übertriebene
Vorstellungen von Begleitung. Kein Krankenhaus kann ganze Clans als
Besucher bewältigen, weil ein Mitglied stationär versorgt werden
muss", sagt sie.

Das trifft bei Ehepaar Weiß auf Verständnis. Wichtig ist ihnen, dass
niemand allein bleiben muss. Unvorstellbar für Sinti ist es, ein
Mitglied der Familie in die Obhut einer stationären Pflegeeinrichtung
zu geben. Diese Pflege leisten die Familien selbst bis zum Tod - wie
es in unserer Gesellschaft insgesamt bis vor einigen Jahrzehnten noch
gängige Praxis war. Sinti unterscheiden bei der Pflege nach
Geschlechtern: Frauen pflegen überwiegend Frauen, Männer überwiegend
die Männer. Professionelle Unterstützung, etwa durch ambulante
Pflegedienste, nehmen sie in Anspruch. Diese Haltung imponierte
Andresen: "Ich wünsche mir mehr von diesem Miteinander. Das ist in
unserer Gesellschaft leider etwas abhanden gekommen."

 * 


INFO

Die seit Jahrhunderten in Europa ansässigen Sinti und Roma sprechen
unterschiedliche Sprachen. Angehörige der Sinti leben vorwiegend in
West- und Mitteleuropa, Roma zumeist in ost- und südosteuropäischen
Ländern. Die Mehrzahl der Sinti ist christlichen Glaubens. Sie
sprechen neben Deutsch als zweite Muttersprache das mit dem
altindischen Sanskrit verwandte Romani - wie insgesamt rund sechs
Millionen Menschen weltweit. Eine zunehmende Ausgrenzung erfuhr im
Dritten Reich eine neue Dimension. Im Jahr 1938 gründeten
Nationalsozialisten ein "Reichskriminalamt zur Bekämpfung des
Zigeunerunwesens", das mit systematischer Erfassung der Roma und Sinti
begann. Der Arzt Dr. Robert Ritter leitete eine sogenannte
"rassenhygienische Forschungsstelle". Ritter betrachtete Sinti und
Roma "als kriminelle und asoziale Rasse." Von Unterstützung aus der
Bevölkerung gegen die Verfolgung ist wenig bekannt. Im sogenannten
"Zigeunerfamilienlager" Auschwitz-Birkenau wurden mehr als 20.000
Menschen umgebracht.

Quellen: 

www.geschichte-bewusst-sein.de

www.heimatkunde.boell.de

www.sinti-roma-sh.de

 * 
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pro familia Magazin 03/2022 - pia - pro familia in action

Digitales Angebot Queermed Deutschland

Ein Verzeichnis für queerfreundliche und sensibilisierte Ärzt*innen und Therapeut*innen

von Pia Spannagel

Aktivistin bei pia Hannover und Mitglied im Vorstand von pro familia Niedersachsen



Im letzten pro familia magazin mit dem Titel "Gender/Queer" ging es
bereits um Themen und Anliegen der LSBTIQ*-Community, also lesbischer,
schwuler, bisexueller, trans-, intergeschlechtlicher und queerer
Personen. Wir möchten das Thema des letzten Magazins mit dem Thema
dieses Magazins, also digitale Angebote, verknüpfen und in diesem
Beitrag ein relativ neues und digitales Angebot vorstellen: Queermed
Deutschland. "Wie geht's euch? - Psychosoziale Gesundheit und
Wohlbefinden von LSBTIQ*" lautet der Titel einer Studie, die bereits
im letzten Magazin vorgestellt wurde (Timmermanns, Stefan/Graf,
Niels/Merz, Simon/Stöver, Heino 2022). Ein Ergebnis dieser Studie war
unter anderem, dass ungefähr jede fünfte LSBTIQ*-Person von
Diskriminierung im Gesundheitswesen berichtet. Generell spricht mehr
als die Hälfte der Befragten von Diskriminierungserfahrungen.
Versorgungsstrukturen im Gesundheitssystem sollten also sensibel und
adäquat mit bereits erfolgten Diskriminierungserfahrungen umgehen
können und auf keinen Fall Ort weiterer oder erneut erlebter
Diskriminierung sein.




[image: Das Queermed-Logo in Regenbogenfarben. Text: Queermed Deutschland - Ein deutschlandweites Verzeichnis für queerfreundliche und sensibilisierte Ärzt*innen, Therapeut*innen und Praxen - Foto: © @queermed_deutschland]

Das Angebot ist auf Instagram unter @queermed_deutschland zu finden.

Foto: © @queermed_deutschland



Was braucht es also? Es braucht behandelnde Ärzt*innen,
Psycholog*innen und psychologische Psychotherapeut*innen, die
sensibilisiert sind für Anliegen außerhalb der Heteronormativität, die
offen sind für die Anliegen der queeren Community und die auf erlebte
(Mehrfach-)Diskriminierungen angemessen eingehen können. Wenn es
dieses Fachpersonal in Deutschland bereits gibt, bleibt die Frage
offen: Wo finde ich es?

Diese Frage wird seit Mai 2021 durch das Verzeichnis Queermed
Deutschland beantwortet. Es handelt sich hierbei um ein
Online-Verzeichnis, welches unter https://queermed-deutschland.de/ zu
finden ist. Queermed Deutschland wird als ein Verzeichnis für
queerfreundliche und sensibilisierte Ärzt*innen und Therapeut*innen
betitelt. Hierbei wird jedoch im Sinne des intersektionalen Ansatzes
auch auf weitere Diskriminierungsformen eingegangen. So ist
beispielsweise auch Fachpersonal angegeben, welches zusätzlich für/von
People of Colour, Muslim*innen oder Personen mit positivem HIV-Status
empfohlen wird.

Das Ganze funktioniert so: Eine Person kann online eine Empfehlung
abgeben. Hierfür gibt es eine Art Fragebogen, in dem beispielsweise
Kosten, Sprache, Barrierefreiheit und weitere Kriterien abgefragt
werden. Auf Grundlage der abgegebenen Empfehlungen entsteht dann das
Verzeichnis und wächst ständig weiter. So kann eine Person ganz
gezielt, entsprechend der eigenen Suchkriterien, nach einer geeigneten
Fachperson im Verzeichnis suchen. Aktuell sind hier 410 Empfehlungen
zu finden (Stand 9. Juni 2022). Hierbei handelt es sich um
Fachpersonal deutschlandweit, aus Bereichen wie Psychotherapie,
Allgemeinmedizin, Gynäkologie und Logopädie. Wichtig: Das Verzeichnis
funktioniert nicht mit Selbstempfehlungen. Das bedeutet, nur
Patient*innen, die also in der Rolle der aufsuchenden Person eine
Fachperson besucht haben, können eine Empfehlung abgeben.

"Idealerweise bräuchte es dieses Projekt nicht, weswegen dieses
Projekt zwei Teilbereiche thematisiert: Zum einen hilft das
Verzeichnis den Menschen, Safer Spaces im Gesundheitswesen zu finden.
Zum anderen zeigt es die Problematik auf, dass es sehr viele Menschen
in Deutschland gibt, die nicht einmal diskriminierungsfrei
medizinische Hilfe in Anspruch nehmen können, selbst wenn sie es gerne
wollten", schreibt Sara Grzybek, die hinter der Gründung von Queermed
Deutschland steckt. Und: "Vor allem dieses Machtgefälle zwischen
behandelnder Person und Patient*in; die Tatsache, dass wir auf die
fachliche Expertise und Wohlwollen der anderen Person in der Praxis
angewiesen sind, zeigt die Notwendigkeit, solche Orte finden zu
können."

Diese Orte sollen durch das Verzeichnis Queermed Deutschland nun
aufgezeigt und auffindbar gemacht werden. Neben dem Verzeichnis bietet
Queermed Deutschland auf der Website außerdem eine Übersicht über
Beratungsstellen, es gibt die Möglichkeit, kostenlos Sticker für
Werbezwecke zu bestellen, und Queermed Deutschland ist auch auf
Instagram zu finden (@queermed_deutschland). Dort hat die Seite
aktuell 4.923 Follower*innen (Stand 9. Juni 2022) - und wächst ständig
weiter.

Da es Queermed Deutschland noch nicht allzu lange gibt, lebt das
Projekt natürlich davon, dass möglichst viele Personen davon erfahren.
Wir denken deshalb: Spread the news!

https://queermed-deutschland.de

 * 
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STATISTIK/366: AOK-Umfrage - Wie zufrieden sind die Schleswig-Holsteiner mit den Leistungen der Gesundheitseinrichtungen? (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 9, September 2022

Umfrage der AOK



Wie zufrieden sind die Schleswig-Holsteiner mit den Leistungen der
Gesundheitseinrichtungen? Diese und weitere Fragen zur
Gesundheitsversorgung stellte die AOK Nordwest.


Im Vergleich zur Befragung in 2020 sind die Schleswig-Holsteiner
weniger zufrieden mit der im Gesundheitswesen geleisteten Arbeit. Mit
der von Hausärzten zeigten sich 78 % und damit 4 % weniger als vor
zwei Jahren zufrieden. Krankenhäuser erreichen unverändert einen
Zufriedenheitsgrad von 72 %, Fachärzte nur noch 51 % (59 % in 2020).
Ambulante Pflegedienste (51 statt 58 %) und stationäre Pflegeangebote
(45 statt 50 %) weisen ebenfalls schwächere Werte als vor zwei Jahren
auf. "Hier machen sich offenbar verstärkt die Erfahrungen aus der
zweiten bis vierten Corona-Wellen bemerkbar", lautete die
Interpretation des Vorstandsvorsitzenden der AOK Nordwest, Tom
Ackermann.

Als größte Probleme der Corona-Zeit nannten die Befragten verschobene
Klinikbehandlungen, überforderte Gesundheitsämter, Mehrbelastung für
pflegende Angehörige und das Wegbrechen von Hilfestrukturen und
Dienstleistungen. Ackermann mahnte, stärker auf die Belange von
vulnerablen Gruppen zu achten. Welches Potenzial es noch zu heben
gilt, zeigt auch dieses Ergebnis: Nur 41 % der Befragten finden, dass
die Abstimmung zwischen den Akteuren in Schleswig-Holstein während
einer Therapie gut oder sehr gut funktioniert hat.

Andere Antworten zeigen, wie bedeutsam die Menschen im Norden gute
Gesundheitsversorgung einschätzen. Von allen
Infrastruktureinrichtungen stufen sie die Bedeutung der Hausärzte am
höchsten ein (93 %), gefolgt von der Internetversorgung, Schulen und
Bildungseinrichtungen (jeweils 87 %) und Krankenhäusern (85 %).

Zu den aktuell wichtigen Themen, um die sich aus Sicht der Bürger die
Bundesregierung kümmern sollte, zählt laut Befragung die "Stärkung des
Gesundheitssystems". Mit 79 % Zustimmung liegt dieser Punkt hinter
"Investitionen in Schule, Bildung und Kinderbetreuung" auf Platz zwei.
Als größtes Problem für das Gesundheitswesen nehmen die Menschen den
Fachkräftemangel (89 %) vor der mangelnden Kooperation der Akteure (59
%) wahr. "Das sollten alle Akteure als Auftrag verstehen."

 * 
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LATEINAMERIKA/2064: Brasilien - Lula hofft auf Wahlsieg in der ersten Runde (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien - Lula hofft auf Wahlsieg in der ersten Runde

Lula hofft auf Wahlsieg in der ersten Runde



Nach bisherigen Meinungsumfragen sollte es klappen: Aller Voraussicht
nach wird Lula 45 Prozent der Stimmen erhalten, Präsident Bolsonaro nur
35.

(Brasilia, 24. September 2022, Prensa Latina/poonal) - Bei einer seiner
letzten Wahlkampfveranstaltungen am Wochenende gab sich
Präsidentschaftkandidat Luiz Inácio Lula da Silva siegessicher. Nun gelte
es nur noch, die Öffnung der Wahllokale abzuwarten und den Sieg zu feiern,
prophezeite der Gründer der Arbeiterpartei (PT) und
Präsidentschaftskandidat der Koalition Brasil da Esperança am Wochenende in
Grajau im Osten São Paulos. "Nächste Woche ist es soweit, es fehlen
noch acht Tage."

Wieder Falschnachrichten im Umlauf

Bezogen auf seinen rechtsextremen Präsidenten Jair Bolsonaro, der als
Kandidat der Liberalen Partei die Wiederwahl anstrebt, erklärte er, die
grün-gelbe Nationalflagge gehöre zur Geschichte Brasiliens und des Volkes,
und wenn der ehemalige Militäroffizier eine Flagge für sich haben wolle,
dann "soll er eben eine politische Partei gründen, so wie ich die PT
gegründet habe". Außerdem warnte er vor Falschnachrichten, die verstärkt
aus dem südlichen Bundesstaat Paraná verschickt würden, um die Menschen mit
falschen Informationen zu beeinflussen wie schon im Jahr 2018. Damals wurde
in massenhaften Whatsapp-Nachrichten behauptet, die PT strebe die
Errichtung einer kommunistischen Diktatur an. Über den ehemaligen
Präsidentschaftskandidaten Fernando Haddad wurde seinerzeit das Gerücht
verbreitet, er wolle nach seiner Wahl die Kirchen abschaffen und befürworte
Pädophilie. "Ich werde ihre Spielchen nicht mitspielen und nicht auf ihre
Provokationen einsteigen. Wir werden nicht auf ihre Lügen reinfallen",
betonte Lula.

"Das Volk hat verstanden, dass es sich mit einer PT-Regierung besser
lebt"

Weiter erklärte der PT-Mitbegründer, die Brasilianer*innen hätten ein Recht
auf ein Leben in Würde. Deshalb setze er sich dafür ein, das Leben der
Bevölkerung zu verbessern. Die Schaffung neuer Arbeitsplätze, die Anhebung
des Mindestlohns und eine allgemeine Politik der gesellschaftlichen
Integration, insbesondere die Verbesserung der Gesundheitsversorgung und
der Bildung seien Teil seines Wahlprogramms. "Wir wollen nur das Recht, in
Würde zu leben. Kein Mensch soll von der Gnade des Staates abhängig sein.
Die Menschen wollen arbeiten - für einen fairen Lohn. Sie wollen ihr Geld
und genug zu essen". Auf der Plaza Brasil erklärte Ex-Präsident Lula, das
brasilianische Volk habe inzwischen verstanden, dass es sich mit einer
PT-Regierung besser lebe. "Unser Volk verdient es nicht, durch die von der
Regierung Bolsonaro auferlegte Zerstörung zu ersticken. Ich bin Präsident
der Republik geworden, weil ich mich kümmern wollte, nicht, um zu regieren.
Jedes Kind soll das Recht haben, in den Supermarkt zu gehen und sich etwas
zu essen auszusuchen", betonte er. Der Staat habe die Verantwortung, den
Menschen ein besseres Leben zu ermöglichen und ihnen Chancen zu eröffnen.
Alle bisher veröffentlichten Meinungsumfragen gehen davon aus, dass Lula
etwa 45 Prozent der Stimmen bekommen wird, Bolsonaro hingegen nur 30
Prozent.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/lula-hofft-auf-wahlsieg-in-der-ersten-runde/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LATEINAMERIKA/2063: Sieg des "Rechazo" in Chile - Verpasste Chance, Pinochets Erbe abzuschütteln (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Sieg des "Rechazo" - Verpasste Chance, Pinochets Erbe abzuschütteln

Von Ute Löhning
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Es war die große Chance, das autoritäre und neoliberale Erbe der
Diktatur abzuschütteln. Doch es kam anders als viele progressive
Kräfte erwarteten.

(Santiago de Chile, 13. September 2022, LN/poonal) - Eine satte
Mehrheit der chilenischen Bevölkerung stimmte am 4. September gegen
die Annahme einer neuen Verfassung. Damit lehnten sie den Text ab, der
die Rechte indigener Gemeinschaften, ökologische Prinzipien und
Geschlechtergerechtigkeit festschrieb und der Chile zu einem sozialen
und demokratischen Rechtsstaat erklären sollte. Die Suche nach den
Ursachen dieser Niederlage eines fortschrittlichen Projekts und nach
Perspektiven für die Zukunft hat begonnen. Indes wird auch der
Handlungsspielraum für die linke Regierung unter Gabriel Boric und
ihre Projekte sozialer Umgestaltung enger.

Es war die große Chance, das autoritäre und neoliberale Erbe der
Diktatur (1973-1990) abzuschütteln: Nach der breiten Protestbewegung,
die Chile ab Oktober 2019 erfasst hatte, stimmten bei einem Referendum
im Oktober 2020 78% für die Ausarbeitung einer neuen Verfassung [1].
Diese sollte die aktuelle, 1980 verfasste und nicht demokratisch
legitimierte Verfassung ablösen. Denn darin zählt das Privateigentum
mehr als die Menschenrechte, das unter Diktator Augusto Pinochet
eingeführte neoliberale Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell ist darin
festgeschrieben. "Der Neoliberalismus ist in Chile geboren und er wird
in Chile sterben", lautete eine der häufig verwendeten Parolen, die
die Linke von radikaleren Sektoren der Revolte bis zu Präsident
Gabriel Boric verband.


Sieg des Rechazo in allen Regionen

Doch es kam anders, als linke Kräfte erwartet hatten. 62 Prozent
stimmten für das "Rechazo" ("Ich lehne ab") und damit gegen die
Annahme des Verfassungsentwurfs, nur 38 Prozent für das "Apruebo"
("Ich stimme zu"). In allen 16 Regionen Chiles ergibt sich ein
einheitliches Bild, lediglich in acht Kommunen gewann das Apruebo.
"Das ist tatsächlich eine Niederlage", sagt Fabiola Campillai, die in
der Zeit der Protestbewegung beide Augen verlor, als ein Polizist eine
Tränengasgranate auf sie abfeuerte, und die später in den Senat, das
chilenische Oberhaus, gewählt wurde, noch am Wahlabend.

Denn auch diejenigen, auf die sich die Verfassungsbefürworter*innen
gestützt hatten, und die im Dezember 2021 bei der Stichwahl um die
Präsidentschaft entscheidend waren für den Sieg Gabriel Borics gegen
den extrem rechten José Antonio Kast, stimmten nun überwiegend gegen
die neue Verfassung: die unter 33-Jährigen, die Frauen. Bei der
Aufschlüsselung nach sozio-ökonomischem Status wird deutlich, dass die
schwächsten Sektoren am stärksten für das Rechazo stimmten, mit bis zu
75 Prozent. Die Linke müsse nicht nur auf der Straße präsent sein,
erklärt Senatorin Fabiola Campillai, sondern vor allem auch in den
eigenen - meist sozio-ökonomisch schwachen - Wohnvierteln. "Da wo
viele Menschen leben, die sehr wenig informiert sind, da müssen wir
noch präsenter sein und versuchen, alle Menschen noch besser zu
erreichen, zu informieren und mitzunehmen".

Bei dem Referendum herrschte Wahlpflicht. Die Wahlbeteiligung lag bei
86 Prozent, im Gegensatz zu 40 bis maximal 57 Prozent bei den Wahlen
2020 und 2021. Das Wahlverhalten derjenigen, die nie zuvor gewählt
hatten, war schwer kalkulierbar. "Wir haben es nicht geschafft, die
ärmsten Sektoren der Gesellschaft zu erreichen", sagt Manuela Royo,
Sprecherin der Umweltschutzorganisation MODATIMA. "Dabei hätten sie
von den sozialen Rechten profitiert. Das hat mit der Manipulation
durch die Medien zu tun".

Im Vorfeld des Referendums hatten Umfragen und Prognosen bereits einen
Vorsprung des Rechazo vorhergesagt, am deutlichsten wenn die
Wahlbeteiligung auf über 70 Prozent ansteigen sollte. Im öffentlichen
Straßenbild in Chiles Hauptstadt Santiago waren wenige Plakate,
Graffities und aus den Fenstern hängende Tücher zu sehen, die für das
"Apruebo", also für die Zustimmung zur neuen Verfassung, warben.
Einige davon waren abgerissen oder übermalt. Mitunter gab es auch
"Rechazo"-Graffitis, also gegen die neue Verfassung.
Jedoch legte das Apruebo-Lager im Wahlkampf einige große Kundgebungen
hin, zuletzt kamen am 1. September rund 500.000 Menschen zur
Kundgebung auf der Alameda, der zentralen Promenade Santiagos,
zusammen. Zu zwei Wahlkampfveranstaltungen des Rechazo kamen derweil
nur jeweils einige Hundert Personen.


Medienkampagne mit Fake News und ökonomischer Überlegenheit


"Der Verfassungskonvent stand weiter links als der Querschnitt der
Bevölkerung", sagt Karina Nohales von der feministischen
Dachorganisation 8M. Die Rechte habe sich in dem Gremium nicht
durchsetzen können. Sie habe die Kampagne gegen den Verfassungsentwurf
schon zu Beginn der Arbeit des Konvents gestartet. Währenddessen waren
die linken und unabhängigen Kräfte noch mit der Ausarbeitung der
Artikel beschäftigt.

Die mediale Übermacht der Werbekampagne [2] gegen die neue Verfassung
war in Printmedien, im Rundfunk und im Internet erdrückend. Dabei
traten die führenden Köpfe der rechten Parteien kaum in Erscheinung.
Stattdessen warben politisch nicht vorbelastete Personen mit
Schlagworten wie Inklusion und Liebe für das Rechazo, Zum Repertoire
der Kampagne gehörte aber auch der massive Einsatz von Drohungen gegen
meist weibliche Konventsmitglieder und von Fake News. "Fast alle
Falschmeldungen über Mitglieder des Verfassungskonvents und über
Artikel des Verfassungsentwurfs, die wir gesammelt haben, sind der
Rechazo-Kampagne zuzuordnen", sagt der Kommunikationswissenschaftler
Marcelo Santos von der Universidad Diego Portales in Santiago.
Zentrale Momente darin waren die Mobilisierung nationalistischer
Bilder und die Delegitimierung von Ideen einer solidarischen
Umgestaltung der Systeme allgemeiner Daseinsvorsorge, die während der
Diktatur weitgehend privatisiert wurden. "Das Ziel ist es, negative
Emotionen hervorzurufen, Verwirrung und Angst zu schaffen", so Santos.
Niemand solle mehr eine eigene Wohnung oder ein eigenes Haus besitzen
dürfen, war einer der mächtigsten Mythen des Rechazo. Obwohl Artikel
78 des Verfassungsentwurfs das Recht auf Privateigentum garantierte
und Verfassungsbefürworter*innen solchen Falschaussagen
entgegentraten, war die Verunsicherung der Bevölkerung nicht mehr
einzufangen und die linken Kräfte waren mit Abwehrkämpfen beschäftigt.
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Bei einer Kundgebung des 'Rechazo', 2022, Santiago: 'Lass nicht zu,
dass deine Ersparnisse enteignet werden. Widerstehe! Lehne [die neue
Verfassung] ab!' 
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"Damit die Werbung für das Rechazo in das Bewusstsein der Bevölkerung
eindringen konnte, reichte es, den Fernseher einzuschalten oder Social
Media Kanälen zu folgen", erklärt Alondra Carrillo am Wahlabend. Sie
hat als Vertreterin der feministischen Dachorganisation 8M im
Verfassungskonvent an der Ausarbeitung des Entwurfs mitgearbeitet.
"Aber um den Inhalt des Verfassungsvorschlags zu kennen, brauchte es
eine Genossin oder einen Aktivisten, einen Freund oder eine
informierte Nachbarin, die die Lügen widerlegen und die konzertierte
Kommunikationsstrategie neutralisieren konnten, die von der
politischen Rechten, aus Wirtschaftskreisen und von den Sektoren
finanziert und organisiert wurde", so die Feministin.

Radio- und Fernsehkanäle sind privat finanziert, erklärt der
Journalist Leonel Yañez: "Die chilenische Presse hängt im Wesentlichen
an vier großen Unternehmen". 75 Prozent der Wahlwerbung stammte aus
dem Rechazo-Lager, allen voran von Angehörigen der reichsten Familien
Chiles. Im Netz kursierten unzählige gut gemachte Videos von rechten
Organisationen und Thinktanks. Darunter finden sich auch die von der
CSU-nahen Hanns Seidel-Stiftung geförderten Instituto Res Publica und
Fundación IdeaPaís und die von der FDP-nahen
Friedrich-Naumann-Stiftung unterstützte Fundación para el Progreso,
die Thinktanks Horizontal und Libertad y Desarrollo.


Nationalismus versus Plurinationalität

Starke Ablehnung rief bei vielen Menschen auch das im
Verfassungsentwurf festgeschriebene Konzept der Plurinationalität
hervor. Dieses sollte Chile als einheitlichen, unteilbaren Staat
definieren, der aber die Rechte der zehn indigenen Gemeinschaften
Chiles auf Land, Sprache und Selbstbestimmung garantierte. Auch hierzu
gab es ein Set von Falschaussagen, z.B. dass die nationalen Symbole
wie Flagge, Wappen und Hymne verboten werden sollten, und dass Chile
in mehrere Einzelstaaten zerfallen würde. Die Rechazo-Kampagne
verstärkte nationalistische Gefühle, indem Indigene als Gefahr für die
nationale Identität dargestellt wurden, erklärt auch
Kommunikationswissenschaftler Santos. Diese mischen sich mit
anti-kommunistischen oder allgemein anti-linken Positionen.

So sagt Felipe Nuñez, Teilnehmer einer Pro-Rechazo-Kundgebung am
1. September: "Chile kann nicht nach verschiedenen Ethnien geteilt
werden. Das Projekt der neuen Verfassung bedroht die Lebensweise aller
Chilenen. Sie zwingt uns ein System auf, das vom Foro Sao Paulo und
Grupo Puebla entwickelt wurde, aber nicht zu unserem Land passt".
Diesen lateinamerikanischen Linksbündnissen wird vorgeworfen, hinter
linken Protestbewegungen zu stehen.

Bei einer Umfrage des Investigativmediums CIPER [3] unter 120
Bewohner*innen sozio-ökonomisch schwacher Sektoren Santiagos sowie
eine Studie des Instituts "feedback" zeigen, dass viele
Rechazo-Wähler*innen vor allem Angst hatten, sie würden durch die
Annahme der neuen Verfassung ihre Wohnung oder in die privaten
Rentenfonds eingezahlte Gelder verlieren, oder Chile als Staat würde
geteilt werden.


Kritik am Verfassungskonvent

Doch auch die mangelnde Kommunikation des Verfassungskonvents wird
kritisiert. Dieses paritätisch mit Männern und Frauen besetzte
Gremium, in dem indigene Gruppen reservierte Sitze hatten und in das
soziale Bewegungen über partei-unabhängige Listen Einzug hielten,
arbeitete den Entwurf für die neue Verfassung zwischen Juli 2021 und
Juli 2022 aus. Die Sitzungen wurden zwar im Internet übertragen, doch
es war schwer, den abstrakten Debatten zu folgen. Eine "Übersetzung"
der komplizierten Diskussionen auf allgemein verständliches Niveau kam
zu kurz.
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Kundgebung der Rechazo Kampagne am 1.9.2022 in Santiago de Chile. 
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Die Konventsmitglieder seien zu wenig nach außen gegangen, sagt der
Journalist Leonel Yañez Uribe [4]. "Sie haben eine sehr technische
Sprache verwendet, wie sie sonst auch von Politikern verwendet wird
und sie haben sich auch institutionalisiert". Die Identifikation mit
den in Chile mit großer Skepsis betrachteten politischen Parteien und
der Regierung Boric war ein weiterer Faktor für die Ablehnung der
Arbeit des Verfassungskonvents. Der von Anfang an festgelegte Wechsel
der Präsidentschaft nach einem halben Jahr von den eloquenten und
integrativen Elisa Loncón (Präsidentin) und Jaime Bassa
(Vizepräsident) an die weniger erfahrenen und jüngeren María Elisa
Quinteros und Gaspar Domínguez in einer holprigen Wahl mit sieben
Wahlgängen Anfang 2022 habe der Vermittlung nicht gut getan, erklärt
Yañez. Zur Delegitimierung des Gremiums trugen auch Skandale bei, wie
die Wahl des Konventsmitglieds Rodrigo Rojas Vade, der zur
spendenbasierten Finanzierung seines Wahlkampfs eine Krebserkrankung
vortäuschte und später sein Amt niederlegen musste.

Neben der politischen Rechten bezog auch die Gruppierung "Los
Amarillos" ("Die Gelben") Position gegen den aktuellen
Verfassungsentwurf. Sie speiste sich aus Teilen der Christdemokratie
und aus anderen im Zentrum zu verortenden Parteien. Sie lehnen eine
neue Verfassung nicht grundsätzlich ab und warben mit dem Slogan "Esa
no" ("Diese nicht").


Keine Niederlage eines in die Zukunft gerichteten
Projekts

Nach der Ablehnung des aktuellen Verfassungsentwurfs will die
Regierung Boric einen neuen verfassungsgebenden Prozess anstoßen und
beruft sich auf das überwältigende Votum jener 78 Prozent, die beim
Referendum vor zwei Jahren dafür gestimmt hatten, eine neue Verfassung
zu schreiben. Voraussichtlich wird ein neuer Verfassungskonvent aus
den Reihen der Abgeordneten gebildet, diesmal ohne die Beteiligung von
partei-unabhängigen Personen aus den sozialen Bewegungen.

Derweil steht die Regierung nach dem deutlichen Votum gegen den
Verfassungsentwurf selbst unter Druck. Denn sie hatte den
verfassungsgebenden Prozess unterstützt. Am 6. September kam es zu
einer lange erwarteten Umbildung der Regierung, mit der diese sich
durch weitere Kompromisse mit dem Mitte-Links-Spektrum der ehemaligen
Concertación stabilisieren will. Wichtigster Punkt: Carolina Toha,
früher Ministerin unter Präsidentin Michelle Bachelet, löst Izkia
Siches als Innenministerin ab. Giorgio Jackson, bisher Leiter des
Präsidialamtes, wird Sozialminister. Seinen früheren Posten übernimmt
eine enge Vertraute Bachelets: Ana Lya Uriarte.

Währenddessen protestieren Schüler*innen in der Woche nach dem
Referendum täglich im Zentrum Santiagos: für gute und kostenlose
Bildung und für die Freilassung der politischen Gefangenen der
Revolte. Die Polizei geht mit Tränengas gegen sie vor und verhaftete
bereits mehrere Personen, darunter auch Minderjährige. Inzwischen
rufen auch die Studierendenvereinigungen zu Demos auf. Das Bündnis
sozialer Bewegungen für die neue Verfassung erklärte schon am Abend
nach dem verlorenen Referendum, es gehe dabei um eine Wahlniederlage,
aber nicht um die Niederlage eines in die Zukunft gerichteten
Projekts: "Bald werden wir wieder aufstehen. Denn kein Bedürfnis,
keine Notwendigkeit, kein soziales Problem, das zu diesem politischen
Prozess geführt haben, wurde mit der heutigen Entscheidung gelöst".


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/adios-general-vom-ende-der-glaubwuerdigkeit-des-neoliberalen-modells/

[2] https://taz.de/Chile-vor-dem-Referendum/!5874774/

[3] https://www.ciperchile.cl/2022/09/07/120-residentes-de-12-comunas-populares-de-la-region-metropolitana-explican-por-que-votaron-rechazo/

[4] https://www.nd-aktuell.de/artikel/1166821.chile-ein-tabu-ueber-politik-zu-sprechen.html


Link zur Erstveröffentlichung in den Lateinamerika Nachrichten (NL):

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/es-geht-von-vorne-los/

URL des Artikels bei poonal:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/sieg-des-rechazo-verpasste-chance-pinochets-erbe-abzuschuetteln/
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LATEINAMERIKA/2062: In Chile wurde der Vorschlag für eine neue Verfassung abgelehnt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

In Chile wurde der Vorschlag für eine neue Verfassung abgelehnt

von Pía Figueroa - Santiago de Chile, 6. September 2022



Der Entwurf einer neuen Verfassung für Chile wurde bei der obligatorischen
Volksabstimmung am 4. September abgelehnt, während alle bisherigen
Abstimmungen freiwillig gewesen waren.

Zwar hatten 78,27 Prozent der Wählerinnen und Wähler im vergangenen Oktober
der Ausarbeitung eines Vorschlags für eine neue Verfassung durch einen
Verfassungskonvent zugestimmt, aber der vorgelegte Entwurf wurde mit
überwältigender Mehrheit abgelehnt. Nach Auszählung von 98,44% der
Wahllokale zeigte das Ergebnis 7.768.020 Nein-Stimmen, das entspricht
61,90%, und 4.780.706 Ja-Stimmen, was 38,10% entspricht. Mehr als 75% der
Chilenen und Chileninnen sind im In- und Ausland zur Wahl gegangen und
haben mehr als 12 Millionen Stimmen abgegeben.

War der Verfassungsvorschlag zu fortschrittlich für die Zeit? War er zu
avantgardistisch, indem er die Gleichstellung der Geschlechter, die Rechte
der Natur und der empfindungsfähigen Wesen vertrat, mit denen wir die
Territorien, die Meere, teilen? Liegt es daran, dass die Plurinationalität
und die Anerkennung der Rechte unserer einheimischen Völker auf
unüberwindbaren Widerstand stößt? Ist es unumwundener Rassismus? Und auch
Machismo? Wurde die kostenlose Bildung, für die so viel gekämpft wurde, die
kostenlose Gesundheitsversorgung und die angemessenen Renten vom Volk
abgelehnt? Sind wir nicht mehr an sozialen Rechten interessiert?

Oder ist das Wahlergebnis eine Strafe für die politische Klasse, die sich
zu sehr in diesen Prozess eingemischt hat? Die die aufkommenden Kräfte
schon beim sozialen Erwachen institutionell kanalisieren wollte und dann
ankündigte, sie werde den Text nach eigenem Gutdünken reformieren? Ist es
ein Strafvotum für die Mitglieder des Konvents selbst und ihre Fehltritte
in diesem Prozess? Oder liegt es etwa daran, dass die Regierung, deren
Zustimmungsquote im Sinken begriffen ist, mit der Option in Verbindung
gebracht wurde, die die wenigsten Stimmen erhielt?

Könnte es sein, dass diejenigen, die nie wählen gehen, jetzt der
Wahlbeteiligungspflicht rundweg eine Absage erteilt und damit ihr völliges
Desinteresse an der Politik zum Ausdruck gebracht haben?

Oder haben die konservativen Kräfte, die den Veränderungsprozess immer
bremsen, ihre Masken abgelegt? Es sind diejenigen, die ihre eigenen
Interessen verteidigen oder, wenn sie keine haben, nach solchen streben.

Könnte es also diese Mischung aus Individualismus, Neoliberalismus und
Wettbewerb sein, die in unserer Gesellschaft so weit verbreitet ist - oder
war es Unwissenheit, Ignoranz und Angst?

Tatsache ist, dass der Prozess einer interessanteren Entwicklung verzögert
wurde, und mit diesem Ergebnis sitzen wir hier in Chile in der Falle und
verschieben die sozialen Veränderungen, die wir so dringend brauchen,
vielleicht um mehrere Jahre.

Wir müssen in Ruhe nachdenken, um von Grund auf zu verstehen, was passiert
ist. Ohne voreilige Schlüsse zu ziehen, müssen wir uns die Beweggründe
derjenigen genau ansehen, die diesen innovativen Verfassungsvorschlag
abgelehnt haben und damit den Prozess der Umgestaltung auf Eis gelegt
haben.


Pía Figueroa ist Co-Direktorin von Pressenza, langjährige
Humanistin und Autorin etlicher Monografien und Bücher.

Übersetzung aus dem Spanischen von Domenica Ott vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 
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FRAGEN/063: Sind Bauern rechts? Der Agrarwissenschaftler Onno Poppinga (DER RABE RALF)

DER RABE RALF

Nr. 229 - August / September 2022

Die Berliner Umweltzeitung

Sind Bauern rechts?

Der Agrarwissenschaftler Onno Poppinga über die Irrtümer von
Marxisten, Wirtschaftsforschern und Bauernvertretern

Interview von Johann Thun



Die große Mehrheit der deutschen Bauern wirtschaftet konventionell,
was im Wesentlichen 'klima- und umweltschädlich' bedeutet. Die
Verbraucher wissen das und halten mit ihrem Konsumverhalten die
Maschine trotzdem am Laufen. Gleiches gilt für die Subventionspraxis
der EU. Auch mächtige Lobbyverbände wie der Deutsche Bauernverband
wollen den Status quo erhalten. Derweil geht die Natur zugrunde und
das Höfesterben weiter. Die Landwirte werden zu Sündenböcken gemacht
und protestieren, wie momentan in den Niederlanden. Der Protest
richtet sich dabei meist gegen Umweltschutzauflagen - selten wird ein
System in Frage gestellt, das die Natur und das Überleben des eigenen
Berufstandes bedroht.

Wie kommt das? Ist es gerechtfertigt, der Mehrheit der Landwirte
konservative oder gar rechte Tendenzen zu unterstellen? Der Rabe Ralf
sprach mit dem linken Agrarwissenschaftler Onno Poppinga, der bis zu
seiner Emeritierung am Fachbereich Ökologische Agrarwissenschaften der
Universität Kassel lehrte.

Der Rabe Ralf: 
Herr Poppinga, von linker Seite scheint es ein traditionelles
Desinteresse am Schicksal der Bauern zu geben. Das geht bis zu Karl
Marx zurück, der sogar mit Verachtung über die 'Idiotie des
Landlebens' sprach. Warum war Marx ein Bauernhasser?

Onno Poppinga: 
Karl Marx und Friedrich Engels haben wichtige Texte zur Landwirtschaft
geschrieben. Wer beispielsweise verstehen will, warum unter
Überschussbedingungen die Auszahlungspreise für Landwirte immer im
Keller sein müssen, lese im dritten Band von 'Das Kapital', den
Abschnitt zur Ausgleichung der Profitraten. Wer verstehen will, was
die Vergütung für den Grundstückserwerb zum Bau von Windrädern mit den
Strompreisen zu tun hat, lese dort die Kapitel über die 'absolute
Grundrente'.

Die bäuerliche Landwirtschaft als Produktions- und Lebensweise blieb
Marx und Engels dagegen fremd. Nach ihrer Theorie ist die historische
Mission des Kapitalismus die allseitige und umfassende Entwicklung der
Produktivkräfte. Dieses Prinzip werde und müsse sich auch in der
Landwirtschaft durchsetzen - gegenüber kapitalistischen
Agrarunternehmen seien bäuerliche Betriebe ohne Chance und ohne
Perspektive. In geradezu klassischer Weise hat Engels diese Sichtweise
beschrieben: "Es ist die Pflicht unserer Partei, den Bauern immer und
immer wieder die absolute Rettungslosigkeit ihrer Lage, solange der
Kapitalismus herrscht, klarzumachen, die absolute Unmöglichkeit, ihnen
ihr Parzelleneigentum als solches zu erhalten, die absolute
Gewissheit, dass die kapitalistische Großproduktion über ihren
machtlosen veralteten Kleinbetrieb hinweggehen wird wie ein
Eisenbahnzug über eine Schubkarre."

Auch heute noch werden Bauern als konservativ wahrgenommen und
politisch rechts verortet. Auch Sie haben in Ihren historischen
Studien gezeigt, dass sich große Teile der Bauernschaft von der
nationalsozialistischen Propaganda vereinnahmen ließen oder gar zu
überzeugten Anhängern der Blut-und-Boden-Ideologie wurden. In der
Bundesrepublik waren dann die Unionsparteien und der mit ihnen eng
verbandelte Bauernverband lange die politische Heimat der meisten
Landwirte. Heute scheint die AfD in ländlichen Gebieten an Rückhalt zu
gewinnen. Gibt es dafür historische Gründe?

Wie sollten die Bauern, die gerade mit den großen Agrarreformen im 19.
Jahrhundert zum ersten Mal selbständige Eigentümer ihres Landes und
ihres Hofes geworden waren, einer Einschätzung wie der von Engels
etwas Positives abgewinnen können?

Vor allem aber: Statt die Erfahrung von 'machtlosen und veralteten
Kleinbetrieben' zu machen, erlebten die Bauernhöfe ab Mitte des 19.
Jahrhunderts trotz einiger gesamtwirtschaftlicher Krisenjahre einen
starken Aufschwung. Sie entfesselten eine 'biologische Revolution':
Fruchtfolgesysteme wurden entwickelt und führten zu einer Verdoppelung
der Flächenerträge. Durch vermehrten Luzerne-, Klee- und Lupinenanbau
verbesserten sie die Futtergrundlage für ihre Tiere. Durch Gründung
von Zuchtverbänden verbesserten sie die Leistungsfähigkeit der
Nutztiere. Sie entwickelten auch eine systematische Leistungsprüfung.
Die Produktivität der Bauernhöfe nahm so stark zu, dass sie sich am
internationalen Agrarhandel beteiligten. Bauern im Rheinland fütterten
ihr Vieh mit importierter Gerste aus Russland, um ihren eigenen
Brotweizen teurer verkaufen zu können. Großbauern in der Wesermarsch
gründeten damals eine - allerdings erfolglose -
Schifffahrtsgesellschaft für den Transport von Ochsen und Schafen nach
Großbritannien.

Diese Erfolgsgeschichte mag auf die kapitalstarken Großbetriebe
zutreffen, doch was war mit den bedrohten mittleren und kleinen Höfen?
Hätten die nicht Engels? düsterer Zukunftsprognose eigentlich
zustimmen müssen?

In der Tat gab es bei den eher kleinbäuerlichen Betrieben in den
Mittelgebirgen und auf Moorstandorten einen deutlichen Unterschied zur
Blüte der großbäuerlichen Betriebe auf Marsch- und Lößstandorten. Die
Einkommens- und Lebensverhältnisse blieben bei dort viel bescheidener -
 aber einen deutlichen Aufschwung gab es auch hier. So emanzipierten
sich die ehemals armen norddeutschen Regionen Vechta und Cloppenburg,
Borken und Coesfeld von der Dominanz der großbäuerlichen Höfe, indem
die Kleinbauern und Heuerlinge mit Importfuttermitteln - Gerste aus
Russland und Dorschmehl aus Norwegen - eine sehr produktive
'Veredelungswirtschaft' entfalteten.

Anders als Marx und Engels es sich vorgestellt hatten, nahm die Zahl
der bäuerlichen Betriebe damals sogar deutlich zu. Im Gegensatz zu den
Bauernhöfen gerieten dagegen zahlreiche landwirtschaftliche
Großbetriebe in erhebliche Turbulenzen. Obwohl sie ihr Eigentum an
Nutzfläche durch die Agrarreformen des 19. Jahrhunderts auf Kosten der
Bauernhöfe deutlich vergrößern konnten - das geschah vor allem in
Preußen -, fiel ihnen die Umstellung auf eine Marktproduktion oft sehr
schwer. Wer nicht schnell lernte, sich an die neuen Bedingungen
anzupassen, wer seine Güter weiter als bloße Grundlage für eine adlige
oder großbürgerliche Lebensführung ansah, der fand sich schnell im
Ruin wieder. Sehr viele Güter wechselten die Eigentümer, es kam zu
einer regelrechten 'Güterschlächterei', wie dies August Bernhardt 1872
beschrieb. Die Großbetriebe, die die Umstellung auf Marktproduktion
überlebten, investierten zum Beispiel erfolgreich in
Schnapsbrennereien und Zuckerrübenfabriken.

Aber heute herrscht doch allenthalben das sozialdarwinistische
'Wachse oder weiche'-Prinzip. Das Höfesterben scheint sich nun sogar
noch zu beschleunigen. Haben Marx und Engels am Ende nicht doch Recht
behalten?

Die Entfaltung des kapitalistischen Systems führte in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts nicht zum Untergang der 'machtlosen,
veralteten Kleinbetriebe', sondern es kam zu dem, was der
Agrarsoziologe Burkart Lutz später "die jahrzehntelange Symbiose von
kapitalistischer Industrie und bäuerlich-handwerklicher Gesellschaft"
nannte. Dazu heißt es bei ihm: "Entgegen dem, was die zeitgenössische
Diskussion mit ihren Klagen über den Niedergang der herkömmlichen
bäuerlich-handwerklichen Produktions- und Lebensweise, über
massenhafte Landflucht und über die Zerstörung tradierter Gewerbe
suggeriert und was auch die meisten Theorien von Modernisierung und
Industrialisierung mehr oder weniger selbstverständlich unterstellen,
brachte industriewirtschaftliches Wachstum der großen Mehrheit der
Bauern und Handwerkern und ihren Familien substanzielle Vorteile."

Das Nebeneinander der Wirtschaftsstrukturen endete dann abrupt in den
1950er Jahren. Erst dann begann auch in der Landwirtschaft die
Industrialisierung: in der Arbeitserledigung, in der Tierhaltung, im
Ackerbau. Das führte nicht nur zur Abwanderung von immer mehr
Menschen, sondern auch zur Auflösung von vielen Millionen Betrieben.
War um 1950 noch fast ein Viertel aller Erwerbstätigen in der
Landwirtschaft tätig, ist es heute weniger als ein Prozent.

Zwar könnte das so verstanden werden, als wenn der 'machtlose,
veraltete Kleinbetrieb' nun eben 100 Jahre später als von Marx und
Engels vorhergesagt im Untergehen sei, aber auch die verbleibenden
sehr wenigen Betriebe sind häufig immer noch durch typisch bäuerliche
Merkmale gekennzeichnet. Nach wie vor weisen nur wenige Betriebe
eindeutige Merkmale kapitalistischer Unternehmen auf: Trennung des
Eigentums vom Bewirtschafter, durchgängig Lohnarbeit, Ausrichtung an
Gewinnmaximierung statt an Einkommen.

Abseits von Marx haben anarchistische Denker und libertäre
Bewegungen eine ganz eigene Sicht auf die Entwicklung der
Landwirtschaft vertreten. Hier wurde viel positiver über die
bäuerliche Welt gedacht. Ihr Untergang sollte verhindert werden. Das
trifft weniger auf Deutschland zu, man denkt hier vor allem an
Spanien. Wie kam es zu diesen nationalen Unterschieden?

Ganz andere gesellschaftliche Verhältnisse herrschten in den Ländern,
in denen der Großgrundbesitz feudale Strukturen in den Kapitalismus
hinüberretten konnte, wo die Bauern den 'Kampf um Wald und Weide'
verloren hatten, wie dies der österreichische Sozialist Otto Bauer
1925 in seiner gleichnamigen Schrift beschrieb - so in Spanien und
Portugal, im Süden Italiens, in Ungarn und Russland. Dort blieben die
Bauernhöfe 'machtlos und veraltet', dort ging es um die Entmachtung
des Großgrundbesitzes. In diesen Ländern waren es dann vor allem
anarcho-syndikalistisch ausgerichtete Bauern und ihre
Widerstandsformen, die Einfluss gewinnen konnten. Oft führte deren
Politik - wie in der Spanischen Republik und dem folgenden Bürgerkrieg
- zu heftigen Auseinandersetzungen mit marxistisch ausgerichteten
Bewegungen und Parteien. Deren Leitsatz war nicht "Der Boden dem, der
ihn bebaut" - eine in vielen Teilen der Welt nach wie vor aktuelle
Forderung -, stattdessen strebten sie die Verstaatlichung des Bodens
oder staatlich kontrollierte Genossenschaften an.

Wie beurteilen Sie den russischen Agrarwissenschaftler Alexander
Tschajanow (*), den wir in der vorletzten Ausgabe vorgestellt haben?
Auch er entstammt einer eher libertären Tradition.

Tschajanow ist sehr wichtig. Er hat eine bis auf den heutigen Tag
gültige und sehr eigenständige Einschätzung zum Verhältnis von
selbständigen Bauernhöfen und einem sich sozialistisch verstehenden
Staat vertreten. Tschajanow war zu seiner Zeit ein international
bekannter Agrarökonom an der landwirtschaftlichen Hochschule in
Moskau. Er kam zum Ergebnis, dass die bäuerliche Wirtschaft ein
eigenständiges Wirtschaftssystem ist und dass sie kapitalistisch
organisierten Betrieben überlegen sei. Die Selbständigkeit der
bäuerlichen Betriebe lasse sie Krisen besser überstehen. Sie könnten
den Arbeitskräfteeinsatz an wechselnde Anforderungen anpassen und
seien auch zu kurzfristigen Verschiebungen zwischen Subsistenz- und
Marktproduktion in der Lage.

Um die Produktivität der russischen Bauernhöfe zu verbessern und sie
stärker in die Volkswirtschaft und die Wirtschaftsplanung zu
integrieren, schlug Tschajanow ein Beratungs- und
Genossenschaftssystem für Handel und Weiterverarbeitung vor. Dessen
Aufgabe sollte die Unterstützung der selbständigen bäuerlichen
Familienwirtschaft sein. Es dürfte gerade die Idee der
Eigenständigkeit gewesen sein, die dazu beitrug, dass Tschajanow 1930
verhaftet und Opfer eines Schauprozesses wurde: Die Anklage lautete,
er habe eine oppositionelle Bauernpartei angeführt. Er wurde nach Haft
und Arbeitslager erschossen, seine Rehabilitierung erfolgte erst 1987.

Die kommunistische Partei entschied sich für die zwangsweise
Kollektivierung der Bauern. Von Stalin wurde ihnen - mit Ziel der
Industrialisierung der Sowjetunion - ein 'Tribut' auferlegt. Seine
Begründung dafür war: Andere Völker wie die Briten nutzen zum Aufbau
ihrer Wirtschaft ihre Kolonien, wir müssen uns an unsere Bauern
halten. Millionen Tote waren die Folge.

Den sowjetischen Kommunisten fiel zur Bauernfrage nicht viel mehr
als Zwangskollektivierung ein. Das galt ebenso für die zum 'Arbeiter-
und Bauernstaat' erklärte Zweigstelle auf deutschem Boden. Aber warum
hat die undogmatische Linke im Westen keine überzeugende Antwort auf
die Bauernfrage gefunden?

Ein Zusammenhang zwischen der Verhaftung von Tschajanow und dem Beginn
der Zwangskollektivierung in der UdSSR ist naheliegend. Allerdings ist
seine Vorstellung von der bäuerlichen Wirtschaft als eigenständigem
Wirtschaftssystemmit selbständigen Betrieben nicht nur für die KPdSU,
sondern für alle politischen Gruppierungen, bei deren Gründung die
marxistische Theorie eine wichtige Rolle spielte, als Zumutung, als
'Sakrileg' verstanden worden, das es als 'revisionistisch' zu
bekämpfen gelte. Das galt für Sozialdemokraten und Sozialisten genauso
wie für Gewerkschaften: Sie alle gingen - wie auch immer formuliert -
von der 'führenden Rolle der Arbeiterklasse' aus, konnten sich eine
Kooperation, gar eine Teilung der politischen Macht mit Bauern nicht
einmal vorstellen.

Es ist deshalb keine Überraschung, dass in allen Ländern, in denen
kommunistische Parteien dauerhaft an die Macht kamen, durch
Kollektivierung die selbständigen Bauernwirtschaften verschwinden
sollten. Dabei ging es nie nur um die 'Entfaltung der Produktivkräfte
in der Landwirtschaft', sondern immer um die Durchsetzung des
unbedingten Machtmonopols. Nur in Polen, wo die Kollektivierung 1956
am Widerstand der Bauern scheiterte, musste die Partei Konzessionen
machen und lernen, mit den Bauern auszukommen.

Tatsächlich mussten dann in allen europäischen Ländern die
sozialistischen Parteien und die Gewerkschaften, nachdem sie sich
schließlich politischen Einfluss erkämpft hatten, zumindest ein
'Arbeitsverhältnis' zu den selbständigen Bauern und ihren
Vereinigungen finden. Basis dafür war die Überzeugung, dass auch die
Landwirtschaft industrialisiert werden müsse. Damit der technische und
wissenschaftliche Fortschritt jetzt wirklich auf die Bauernhöfe käme,
müsse auch der Staat sich beteiligen: durch Ausbildung, durch
Beratung, durch Sozialpolitik, aber auch durch direkte Förderung.

Ein geradezu klassisches Beispiel für diesen Ansatz stellt das
'Sozialdemokratische Agrarprogramm' von 1927 dar. Die detailliert
beschriebenen Vorschläge zur Steigerung der landwirtschaftlichen
Erträge lesen sich wie ein universeller Leitfaden für die
Modernisierung der Landwirtschaft, so wie sie 30 Jahre später in allen
Staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (und weit darüber
hinaus) umgesetzt wurden: "Die soziale Lage der kleinen und mittleren
Bauern, die in vielen Teilen Deutschlands eine sehr gedrückte ist und
keineswegs ihrer unermüdlichen Arbeitskraft entspricht, kann nicht
durch das Emportreiben der Lebensmittelpreise auf Kosten der
Konsumenten, sondern nur durch Steigerung der Produktion im
gemeinsamen Interesse von Konsumenten und Produzenten gebessert
werden."

Ein Dogma, das heute noch überall zu gelten scheint. Die
desaströsen Folgen sind bekannt. Warum hält sich der
Produktivitäts-Mythos so hartnäckig?

Diese Auffassung wurde ab Mitte der 1950er Jahre zur Leitlinie aller
politischen Parteien. Sie wurde transportiert von den Medien, über
Lehrinhalte in landwirtschaftlichen Fachschulen und Universitäten fest
in die Köpfe 'eingebaut'. Sie gewann aber auch in der Landwirtschaft
selbst viele Fürsprecher. Fortschritt durch Technik und Chemie - das
waren die Zauberworte. Technisch auf der Höhe der Zeit zu sein, selbst
auf einem PS-starken Traktor zu sitzen und die Arbeit ungleich
schneller zu erledigen als zuvor mit dem Pferde- oder Kuhgespann - vor
allem bei der Jugend auf dem Land weckte das Begeisterung. Um das zu
nutzen, erzwang der Staat mit der Einführung einer 'selbständigen
Altersrente' die frühe Übergabe der Betriebe an die Nachfolger: Die
Rente gab es nur, wenn der Bauer mit 65 den Hof übergab.
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Gegen Umweltauflagen: Protest konventioneller Bauern in den
Niederlanden, Den Haag am 1. Oktober 2019
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Bei den Konsumenten, aber auch in Teilen der Bauernschaft kamen
aber dann doch Zweifel an dieser Ideologie auf. Schließlich waren die
negativen Auswirkungen des Wachstumszwangs unübersehbar.

Ja, aber es dauerte noch knapp zwei Jahrzehnte, bis ein Teil der
Landwirte ins Nachdenken kam. Zwar stiegen die Erträge im Stall und
auf dem Acker in bis dahin unbekannte Höhen - das war aber auch mit
Problemen verbunden, was die Art der Landbewirtschaftung und die
Perspektiven für die Bauern anging. Die Kritik am Einsatz von
mineralischen Stickstoffdüngern und Pestiziden, das Unbehagen über die
hohen Investitionen und die steigende Abhängigkeit von Banken und
Verarbeitungsbetrieben bei gleichbleibend niedrigem Einkommen - all
dies wurde zum Antrieb für den Aufbau ökologisch wirtschaftender
Betriebe.

Das Unbehagen an der chemisch-technischen Landwirtschaft hatte sich
zudem auch bei den Konsumenten entwickelt. Dieses 'Bündnis' zwischen
Bauern und Konsumenten wurde zur Grundlage einer eigenen Form der
Landwirtschaft. Sie ist eine eigenständige kulturelle Leistung, weil
sie sich durchsetzen musste gegen große Teile der Öffentlichkeit,
gegen die Agrarindustrieinteressen, die Agrarpolitik und gegen den
Spott der meisten Agrarwissenschaftler. Parallel dazu wurde immer
deutlicher, dass die Hoffnung, mit der Industrialisierung auch eine
wirtschaftliche Perspektive zu gewinnen, also ein 'erfolgreiches
landwirtschaftliches Unternehmen' zu werden, sich für immer mehr
Betriebe als Illusion erwies. Der technische Fortschritt und die neuen
Methoden in der Tierzucht steigerten die Produktivität nämlich viel
schneller als die Nachfrage. Als Folge der Produktionsüberschüsse -
Stichwort 'Butterberge' - fielen die Preise und das Einkommen sank.
Daraufhin investierte der eine Teil der Bauern in den nächsten
Wachstumsschritt, der andere gab auf.

Immerhin bildete sich ab den 60er Jahren dann doch eine
wirkungsvolle Agraropposition - auch dank Ihrer Arbeit. Die Zahl der
Biobauern wuchs, es gab erste Bündnisse zwischen Landwirten und
Umweltbewegung. Bis heute ist diese Tradition lebendig. Kein Grund zum
Optimismus?

Im Zusammenhang mit den mehrheitlich linksgerichteten sozialen und
politischen Bewegungen baute sich damals europaweit eine eigenständige
Agraropposition auf - man denke an Pioniere wie den Franzosen Bernard
Lambert. Gegen den perspektivlosen Prozess des 'Wachse oder weiche'
entwickelte sie eigene Ansätze, im theoretischen Verständnis, aber
auch in der Praxis der Betriebe. Ein zentraler Ansatz war und ist,
sich nicht mehr von den fallenden Kosten in weitere Investitionen
treiben zu lassen, sondern Forderungen nach fairen Preisen zu
entwickeln und durchzusetzen. Im Selbstverständnis der Agraropposition
haben Forderungen der Umweltbewegung von Anfang an eine bedeutende
Rolle gespielt - etwa die Kritik an der Flurbereinigung. Aber nicht
immer waren die Ziele dieselben.

Die Landwirte sind heute in ein vollständig globalisiertes und
kapitalisiertes Lieferkettensystem eingebunden. Kann es daraus
überhaupt einen Ausweg geben?

Für die Betriebe, die solche Auswege suchten, erwies sich die -
historisch verständliche - Orientierung an ihrem Einzelbetrieb als
viel zu eng, fast als Fessel. Zur Industrialisierung gehört, dass die
landwirtschaftlichen Betriebe nicht mehr für den Eigenbedarf und auch
nicht mehr für lokale und regionale Märkte produzieren, sondern an
hoch konzentrierte Unternehmen liefern: Schlachthöfe, Molkereien,
Zuckerfabriken, Winzer- und Obstbaugenossenschaften,
Getreidehandelsgesellschaften. Dabei verkaufen die Landwirte ihre
Erzeugnisse nicht - wie nach marktwirtschaftlichen Theorien zu
erwarten wäre -, sondern sie dürfen nur abliefern. Wenn man von
Getreide und Raps absieht, wo die Landwirte wegen der Lagerbarkeit
einen gewissen unternehmerischen Spielraum haben, sind sie überall
sonst bloße 'Ablieferer' - über den Preis und die Anforderungen an das
Produkt entscheidet allein das industrielle Unternehmen. Der
Europäische Rechnungshof hat diese ökonomisch macht- und hoffnungslose
Lage der Landwirte zutreffend als die von 'Preisnehmern' beschrieben.
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Für eine nachhaltige und gerechte bäuerliche Landwirtschaft: 'Wir
haben es satt'-Demonstration 2022 in Berlin.

Foto: Leonhard Lenz (CC0, via Wikimedia Commons)



Was also tun? Was könnten Leitlinien einer gerechten und
ökologischen Politik sein, die von den Bauern, den Verbrauchern und
den Umweltschützern als Akteuren ausgeht?

Als erstes müssen die Grundsätze des Systems unterlaufen werden.
Manche Milch-, Schweine und Getreidebauern haben verstanden, dass die
geforderten ständigen Ertragssteigerungen und Betriebsvergrößerungen
ihnen wirtschaftliche Nachteile bringen. Deshalb stellen sie ihre
Produktion auf eine extensive und damit effiziente Produktion um.
Diese Bauern verlassen also das System nicht, sie unterlaufen es. Bei
Milchviehbetrieben sieht das dann zum Beispiel so aus: keine
Hochleistung mehr, den Tieren mehr Platz in den Ställen und viel
Weidegang gewähren, geringe Kosten für zugekauftes Kraftfutter, für
Medikamente und so weiter, bei allen Investitionen die Kosten genau im
Auge behalten, sich nicht beteiligen am Hochtreiben der Preise bei der
Landpacht. Mit solchen Strategien lassen sich erstaunliche Ergebnisse
erzielen. Allerdings konfrontieren diese Landwirte auch ihre
Berufskollegen mit ihrer Wirtschaftsweise und somit gelebten
gesellschaftlichen Kritik. Das 'Unterlaufen des Systems' erfordert
deshalb Bauern und Bäuerinnen, die sehr selbständige Persönlichkeiten
sind, die die Kritik ihrer Berufskollegen, der Berater und der
Agrarprofessoren aushalten können.

Zweitens muss ein Bündnis mit den Bürgern als Verbraucher gesucht
werden. Hier haben die ökologischen Betriebe wichtige Vorarbeit
geleistet. Ohne Verbraucher, die sich bewusst für Erzeugnisse aus dem
Ökolandbau entscheiden, hätte der sich gar nicht entwickeln können.
Neben Wochenmärkten, Hofläden und Ökokisten gibt es inzwischen sehr
unterschiedliche Formen dieser Zusammenarbeit. Sie reichen von
'Genussscheinen', mit denen Bürger Investitionsmittel für
landwirtschaftliche Betriebe bereitstellen, über 'solidarische
Landwirtschaft', bei der sich Konsumenten für Mitarbeit und
dauerhaften Bezug von Lebensmitteln von 'ihrem' Hof entscheiden, bis
zur 'Regionalwert AG', bei der finanzielle Verantwortung und
Beteiligung im regionalen Zusammenhang über einen Verbund von Höfen
entwickelt werden.

Drittens sollten die Bauern die Rolle als einflusslose 'Preisnehmer'
nicht mehr akzeptieren. Hier waren die in mehreren EU-Ländern ab 2008
durchgeführten 'Milch-Ablieferstreiks' wichtige Aktionen. Diese und
ähnliche Aktivitäten wurden vom Willen getragen, sich nicht mehr nur
etwas von Marktwirtschaft erzählen zu lassen, sondern - durch
'Bündelung' der Interessen - selbst ein aktiver und auf Augenhöhe
verhandelnder Partner am Markt zu werden - oder überhaupt erst wieder
einen Markt zu schaffen. Die Anstrengungen, hier so etwas wie
gewerkschaftliches Handeln zu erlernen und durchzusetzen, sind riesig
und bewundernswert; der Widerstand der Ernährungsindustrie dagegen ist
groß und gut organisiert. Vor allem in Frankreich und Spanien fordern
oppositionelle Bauernorganisationen außerdem die Parlamente auf, für
die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse Mindestpreise
einzuführen, um das Einkommen der Landwirte nach unten abzusichern.

Die Rolle des einflusslosen Preisnehmers nicht mehr zu akzeptieren ist
selbstverständlich auch auf die Verbraucher übertragbar. Wirkungsvoll
ist zudem der öffentliche Schulterschluss zwischen Bauern,
Verbrauchern und Umweltschützern, etwa auf der jährlichen 'Wir haben
es satt'-Demo in Berlin. Diese und weitere Aktionen können die Bauern
und Bäuerinnen, die ihre Selbständigkeit behalten und
verantwortungsbewusst wirtschaften wollen, sehr unterstützen.


Weitere Informationen: 

www.meine-landwirtschaft.de

Zur Ausgaben-Übersicht 

https://www.grueneliga-berlin.de/publikationen/der-rabe-ralf/archiv/jahrgang-2022/


(*) Anmerkung der SB-Redaktion:

im Schattenblick siehe unter

Infopool / Geisteswissenschaften → Geschichte

PORTRAIT/021: Der russische Agrarwissenschaftler und Sozialrevolutionär
Alexander Tschajanow (DER RABE RALF)

www.schattenblick.de/infopool/geist/history/ggpor021.html
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INTERNATIONAL/217: Peru - Über 50 Prozent der Bevölkerung von Ernährungsunsicherheit betroffen (poonal)
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Peru 

Über 50 Prozent von Ernährungsunsicherheit betroffen



Mehr als die Hälfte der peruanischen Bevölkerung ist seit der
Pandemie von Ernährungsunsicherheit betroffen. Die FAO zeigt sich
besorgt.

(Lima, 31. August 2022, Servindi) - Einem aktuellen Bericht der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) zufolge ist Peru das Land mit der größten Ernährungsunsicherheit
in Südamerika. 16,6 Millionen, also mehr als 50 Prozent der
Bevölkerung, sind von Ernährungsunsicherheit betroffen. Vor der
Pandemie waren es über acht Millionen. Ein so rapider Anstieg hat in
diesem Land bisher noch nie stattgefunden. Indikatoren für
Ernährungsunsicherheit sind Anämie, Untergewicht, Übergewicht und
Fettleibigkeit. Auf einer Konferenz wies die FAO darauf hin, dass 2,7
Millionen Menschen an Unterernährung und 1,8 Millionen Frauen im Alter
zwischen 15 und 49 Jahren an Anämie erkrankt sind. Ursache sei die
Ernährungsunsicherheit, die wiederum auf die steigende Armut
zurückzuführen sei: Das Minimum zur Sicherung einer ausreichenden,
ausgewogenen und gesunden Ernährung liege in Peru bei 3,28 US-Dollar
pro Person und Tag.


Beschleunigte Zunahme der Armut

Nach Angaben des Staatlichen Statistischen Instituts INEI lebten 2019
20,2 Prozent der Bevölkerung in Armut; im Laufe des Jahres 2020 stieg
der Anteil auf 30,1 Prozent und ging im folgenden Jahr auf 25,9
Prozent zurück. Durch die Pandemie sind die Zahlen nun enorm
gestiegen. In dieser Situation bleibt den Menschen keine andere Wahl
als der Verzehr von ultra-verarbeiteten Lebensmitteln mit einem hohen
Anteil an Zucker, Salz und gesättigten Fetten, die der Gesundheit
schaden. Die derzeitige weltweite Krise verschlimmert die Situation
durch die übermäßige Inflation und die steigenden Lebensmittel- und
Kraftstoffpreise. Die FAO zeigt sich angesichts der Situation sehr
besorgt und ruft zu dringenden und nachhaltigen Maßnahmen seitens der
Regierung, der Zivilgesellschaft, des Privatsektors, der Medien und
der Wissenschaft auf. Die Ernsthaftigkeit der aktuellen Lage erfordere
eine internationale Zusammenarbeit, so die FAO.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/arbeit-gesundheit/ueber-50-prozent-von-ernaehrungsunsicherheit-betroffen/
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HEGEMONIE/1841: Russland-Ukraine-Krieg und andere ... (SB)



Die Stimmen derjenigen, die sich gegen Waffenlieferungen in die
Ukraine positioniert haben, sind zumindest in der Sphäre medialer
Vermittlung sehr viel leiser geworden. Nach der "Zeitenwende", die
die Normalität des deutschen Imperialismus wiederherstellt, sind eher
Stimmen wie die des Friedensforschers Tilman Brück zu vernehmen, die
dem Pazifismus die letzten Zähne ziehen, indem Waffenlieferungen zur
Durchsetzung einer normativen Ordnung prinzipiell gutgeheißen und
pazifistisch legitimiert werden [1]. Selbst wer kriegerische
Gewaltanwendung nicht prinzipiell verwirft, weil sie bei der
Verteidigung revolutionärer Errungenschaften unabdinglich sein mag,
kann so etwas nur als Verhöhnung eines Ethos verstehen, für den
Menschen ihr Leben geopfert haben.

Die derzeit lautstark vorgetragene Forderung, die Ukraine mit
schweren Waffen zu unterstützen, erfreut sich angesichts einiger
militärischer Erfolge ihrer Streitkräfte zunehmender Resonanz. Ein
Sieg des von Russland angegriffenen Landes scheint in Reichweite zu
liegen. Wenn die Träume der NATO-StrategInnen von einer umfassenden
Schwächung des geopolitischen Kontrahenten Wirklichkeit würden, wäre
der Machtzuwachs des westlichen Militärbündnisses so groß, dass die
Konfrontation mit China und damit der wichtigsten Herausforderung der
globalhegemonialen Dominanz Westeuropas, Nordamerikas und Japans
nicht länger auf sich warten lassen müsste.

Diese Optionen als Folge einer äußeren Einflussnahme darstellen zu
können, für die die NATO-Staaten keinerlei Verantwortung tragen, ist
die zentrale Voraussetzung für die Legitimation einer Kriegführung,
die keine sein will und dennoch entscheidend für den weiteren Verlauf
der russischen Invasion in die Ukraine ist. Die im Kreml
offensichtlich gehegte Erwartung, mit einem schnellen Feldzug über das
behauptete Ziel, einen Genozid in den separatistischen Gebieten
Donezk und Lugansk zu verhindern, hinaus dauerhaft Gebietsgewinne in
der Ostukraine machen zu können, ist nach 7 Monaten Krieg mehr denn
je in Frage gestellt. Zu vermuten, in der Ukraine leichtes Spiel zu
haben, obwohl deren Streitkräfte als Expansionsgebiet der NATO
intensiv auf einen solchen Angriff insbesondere von den USA
vorbereitet wurden, hat sich schlicht als Fehleinschätzung erwiesen.
Wer eine Absicht dahinter vermuten wollte, könnte behaupten, Russland
sei in eine Falle gelaufen, aus der es sich nur mit hohen Kosten
befreien kann.

Auf der Seite der NATO hingegen könnte es nicht besser laufen, wie
geradezu euphorische Stellungnahmen aus ihren militärakademischen
Institutionen belegen. Nicht nur, dass die russischen Streitkräfte in
einem klassischen Abnützungskrieg stecken und ihre politische Führung
zumindest in den NATO-Staaten viele Sympathien verloren hat, mit dem
Beitritt von Finnland und Schweden sowie der allgemein bekundeten
Absicht, mehr Mittel für Kriegszwecke zur Verfügung zu stellen, wird
dem Militärbündnis eine Zustimmung ihrer Bevölkerungen zuteil, wie
es seit der Blockkonfrontation nicht mehr der Fall war.

Das belegt auch die zwar auf Opposition stoßende, aber doch von
vielen BürgerInnen mitgetragene Mangeldoktrin. Um einen Aggressor wie
Russland zu bezwingen, sind sie bereit, Abstriche an Konsum und
Lebensqualität zu machen, deren Durchsetzung etwa mit dem Argument
einer Bekämpfung der Klimakrise auf weit mehr Widerstand gestoßen
wäre. Die Mobilisierung der Bevölkerung für den Staatenkrieg ist
zumindest für die Bundesrepublik eine große Errungenschaft, wie die
breite Akzeptanz der proklamierten "Zeitenwende" belegt. Dass in
diesem Rahmen Maßnahmen herrschaftsichernder Sozialkontrolle aller
Art durchgesetzt werden können, ist nicht nur ein Nebeneffekt,
sondern wesentlicher Bestandteil einer Politik, die das Land
kriegsfähig machen will.

Um den Eindruck zu vertiefen, dass es sich dabei um eine gute und
gerechte Sache handelt, wird auf eine Werteordnung verwiesen, gegen
die Russland und vor allem sein Präsident Putin ganz gezielt
verstoßen will. Freiheit und Demokratie machen Front gegen Autokratie
und Repression, beides wird auf moralisch polarisierende Art und
Weise in Opposition zueinander gestellt, als stünden die NATO-Staaten
und Russland in einem Weltanschauungskrieg. Das fällt ersteren
insofern leicht, als die Verhältnisse in Russland deutlich
autoritärer und rigider sind als in Westeuropa, zudem hat sich seine
Führung in sozialen und kulturellen Fragen, etwa bei
Geschlechterfragen und der Betonung ethnonationalistischer
Souveränitätsansprüche, als Exponentin der globalen Rechten
positioniert.

Die direkten Kontrahenten in diesem Krieg scheuen keine
Verbalinjurie, um glauben zu machen, dass das fleischgewordene Böse
auf der anderen Seite der Front zu verorten ist. Russland will in der
Ukraine Nazis jagen, deren Führung wiederum bezichtigt den Gegner des
Faschismus, während auf beiden Seiten kein Mangel an Belegen für
rechtsradikale Ideologie und Organisationsformen besteht. Vom
Schlagen des Schaums des Gesinnungsverdachts profitiert am Ende die
NATO, die leichtes Spiel damit hat, durch die Zementierung
feindseliger Positionen einen frühzeitigen Verhandlungsfrieden zu
verhindern. Erst der Siegfrieden, also die Niederlage Russlands,
genügt ihrer Hegemonialstrategie, dafür wird ein vielleicht Jahre
andauerndes Sterben in der Ukrainie und das Risiko atomarer
Eskalation billigend in Kauf genommen.

Diese letztlich auf Gut und Böse orientierende Polarisierung nimmt
seitens der NATO-Staaten einen Werteuniversalismus in Anspruch, der
an keiner Stelle hält, was er verspricht. Ein ethischer Normenkatalog
macht sich nicht nur selbst überflüssig, sondern verwandelt sich in
eine potente Waffe im Krieg der Gesinnungen, wenn das daran
Selbstverständliche nicht selbstverständlich ist und um so mehr auf
gegenteilige Weise instrumentalisiert werden kann. Wo die Moral so
selektiv ist, dass die Aggressionskriege insbesondere der USA kaum
Erwähnung finden und die von Verbündeten wie Saudi-Arabien, der
Türkei und Aserbaidschan gleichzeitig geführten Feldzüge keinesfalls
der gleichen "wertebasierten" Maßgabe unterworfen werden, zeigt sich,
dass ihre SachwalterInnen die Kommandohöhe inquisitorischer
Interventionsdoktrin und eurozentrischer Deutungsmacht nie verlassen haben.

Der ideologische Rollback in den eigenen Reihen - grassierender
Antifeminismus insbesondere in den USA, aber auch vielen EU-Staaten,
rassistischer Nationalchauvinismus, der sich als neoliberales
Freiheitsstreben tarnt, und eine Weiße Identitätspolitik, die fein
säuberlich darüber entscheidet, dass UkrainerInnen leben dürfen,
afrikanische Klima- und arabische Kriegsflüchtende aber nicht - lässt
sich mit den Zielsetzungen imperialistischer Politik bestens
vereinbaren. Wird der Begriff des Imperialismus, seit Jahrzehnten als
vermeintlicher Auswuchs linksradikaler Ideologie verworfen, von
keinem Geringeren als dem Bundeskanzler auf Russland angewendet,
dann könnte seine materialistische Fundierung nur stören, richtete
sich der analytische Blick doch schnell auf den Urheber selbst.


Höchster Einsatz für den Sieg

Wo wieder gesiegt werden soll, schrumpft die ultimative Bedrohung des
Atomkrieges auf ein vernachlässigbares Risiko, das in Kauf zu nehmen
den Funktionseliten in Politik und Wissenschaften fast jeder Preis
wert zu sein scheint. Wollen wir uns erpressen lassen? fragt Claudia
Major von der Stiftung Wissenschaft und Politik in einer
Diskussionssendung des Deutschlandfunkes [2], deren Gäste sich einen
Wettstreit darin liefern, wer die besten Argumente für die
vorbehaltlose Lieferung von Offensivwaffen an die Ukraine hat. Wer
will sich schon erpressen lassen, sprich übermächtiger Gewalt beugen,
doch wurde diese Frage auf entsprechende Weise gestellt, als die
US-Regierung mit großer Insistenz  die Eröffnung der Pipeline North
Stream 2 verhinderte? Für politischen Druck und ökonomische Gewalt
gibt es verschiedene Vokabeln, die das gleiche meinen, deren
jeweilige Nutzung doch einen Unterschied ums Ganze macht.

Durch die russische Eskalationsdrohung soll Angst in der Bevölkerung
erzeugt und dadurch die militärische Unterstützung der Ukraine
verhindert werden, weiß die SWP-Expertin und erweckt den Eindruck,
als seien psychologische Drohgebärde und reale Gewaltanwendung zwei
ganz verschiedene Dinge. Dies untermauert sie mit Argumenten, die
glauben machen sollen, dass der Kreml mehr bellt als beißt, um den
Kriegsverlauf in seinem Sinne zu beeinflussen.

Der Preis für die Anwendung von Atomwaffen, so Christian Mölling von
der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) [3], sei für
Putin persönlich wie politisch allemal zu hoch, daher sei auch das
Wort von der russischen Eskalationsdominanz eine extreme
Einzelmeinung, die nur sehr wenige ExpertInnen verträten. Diese und
andere Beschwichtigungen werden in trauter Einmütigkeit auf ein
Publikum losgelassen, das unter Verdacht steht, die für übertrieben
erklärte Sorge um eine atomare Eskalation dennoch höher zu gewichten
als die Emphase für die Opfer russischer Aggression.

Wie begründet dieser Verdacht ist, zeigt die argumentative
Inkonsistenz, dem Primat angeblich alternativloser universaler Moral
keine Gültigkeit zu verschaffen, wenn es um die Kriege von
NATO-Staaten oder ihrer Verbündeten geht. Das damit auf die
Mühlenräder des Widersinns geleitete Wasser kommt vor allem Gruppen
zugute, die ihre Kritik an diesem Staat, nicht jeder Staatlichkeit so
emotional artikulieren, dass dem moralischen Impetus seines Kommandos
allemal entsprochen wird. Die Geste der Empörung, mit der derzeit für
die Lieferung von Kampfpanzern an die Ukraine getrommelt wird, als
sei eine solche Politik nicht potentiell dazu geeignet, Deutschland
zur offenen Kriegspartei zu machen und das Blutvergießen ganz anders,
als von der ukrainischen Führung behauptet, in die Länge zu ziehen,
wurzelt in der Sprachlosigkeit, mit der das eigene Gewalthandeln
unsichtbar gemacht wird.

Dieses beschränkt sich keineswegs auf Rüstungsexporte, sondern
beeinflusst über Kapitalexporte die Verwertungsbedingungen vieler
Länder meist nicht im Sinne ihrer Bevölkerungen, befeuert im Grünen
Kapitalismus den Extraktivismus von Rohstoffen und Arbeitskraft
insbesondere außerhalb Deutschlands, tritt in Handlungseinheit bei
kriegerischen Aggressionen der USA hervor und zeichnet verantwortlich
für den alltäglichen Rassismus, mit dem etwa pakistanische Flüchtende in
die Hochwassergebiete des Landes abgeschoben werden. Die trotz
Klimakrise, die in anderen Teilen der Welt längst über Leben und Tod
entscheidet, beibehaltene Emission klimaschädlicher Gase erfüllt alle
Kriterien einer zivilen Form von ökonomischer Expansion, die Tod und
Vertreibung produziert.


Am deutschen Staat soll auch das linke Wesen genesen

Es macht mithin Sinn, nicht nur im Falle der gegen Russland
gerichteten Sanktionspolitik von einem "Wirtschaftskrieg" zu
sprechen, wie es die Linkenpolitikerin Sahra Wagenknecht zur großen
Aufregung ihrer KritikerInnen getan hat. Der demgegenüber gepriesene
Frieden gedeihlicher Wirtschaftsbeziehungen mit Russland ist auch
nichts anderes als der in der Umfriedung staatlicher Ordnung
eingehegte Krieg gegen das Leben. Die jahrelang hochwillkommene
Subventionierung der deutschen Industrie mit billigem Erdgas aus
Russland war zwar nicht so CO2-emissionsintensiv wie die
Kohleverstromung, hat aber starke Bremswirkung auf den
energietechnischen Strukturwandel in Richtung Erneuerbare erzeugt.

Soll das Versäumte nun mit allen Mitteln eingeholt werden, um
ökonomischen Druck auf Russland auszuüben, dann ist jeder Beitrag
auch fossiler Art hochwillkommen. Das hegemoniale Interesse der NATO
macht möglich, was die Sorge um Milliarden Menschen im Trikont, denen
die Häuser wegschwimmen oder der Ackerboden verdorrt, niemals
vermocht haben. Mitgefühl mit den unter dem Eroberungskrieg Russlands
leidenden UkrainerInnen ist allemal erforderlich, nicht jedoch als
Waffe zur Steigerung des ihnen bereits angetanen Schmerzes, sondern
zur Linderung der Schmerzen auch aller anderen Lebewesen, die unter
ökologischer und kriegerischer Zerstörung leiden.

So argumentiert Wagenknecht strikt im Geviert eines
Nationalinteresses, für das es kaum von Belang ist, was mit den
Bevölkerungen jenseits deutscher Grenzen geschieht. Indem sie die
lohnarbeitende Bevölkerung ebenso umwirbt wie kleine und mittlere
Unternehmen, vertritt sie jenen sozialdemokratischen Leistungsprimat,
der die tägliche Mahlzeit an die Pflichterfüllung in Fabrik und Büro
knüpft, anstatt die Warenform der Arbeit als kapitalistisches
Herrschaftsinstrument in Frage zu stellen. MigrantInnen fungieren bei
ihr potentiell als Konkurrenz zur deutschen Lohnabhängigenklasse, und
von den destruktiven Folgen der Klimakatastrophe oder den Problemen,
die die meist Frauen kostenlos abverlangte soziale Reproduktion
bereiten, mag die ehemalige Kommunistin ebenfalls kaum sprechen.

Zudem sind ihr Minderheitsinteressen aller Art Ablenkungsmanöver von
den Problemen erwerbsabhängiger Menschen, denen jeder Gedanke daran
ausgetrieben werden soll, dass die Diskriminierung von Flüchtenden,
Behinderten oder LGBTIQ-Menschen etwas mit der eigenen desolaten
Situation zu tun haben könnte. So sitzen ihre ParteigängerInnen einer
jahrzehntealten Haupt- und Nebenwiderspruchlogik auf, der das
revolutionäre Anliegen, die ArbeiterInnenklasse zu befreien, längst
abhanden gekommen ist. Die an ihre Stelle getretene Forderung nach
einer "echten Leistungsgesellschaft" [4] kündet vom ein halbes
Jahrhundert zeitversetzten Sieg Ludwig Erhards über die aufbegehrende
Jugend, die sich in einer von neoliberalen SozialdemokratInnen
formierten Gesellschaft an den ihr zugedachten Platz zu begeben hat.
Mit Sahra Wagenknecht hat die parlamentarische Linke das Maximum an
Radikalität erreicht, mit der sich ein Platz unter dem Dach des
deutschen Imperialismus beanspruchen lässt.

Die im Bundestag gegen das Sanktionsregime der Regierungsparteien und
Union opponierenden Parteien Die Linke und AfD sind im Grundsatz
Teilhaber an einem nationalen Erfolg, der auf diesem oder jenem Wege
zu Lasten von Millionen Menschen geht, die nicht über das Privileg
dieser Staatsangehörigkeit verfügen. Ihre Exponentinnen sind aus
ähnlichen, das Wohl der Nation betreffenden Gründen gegen die über
Russland verhängten Wirtschaftssanktionen, wie die Kriegsparteien
behaupten, es stünde im nationalen Interesse, Russland an der Seite
der USA zu demontieren. Was immer dort mit den Menschen geschieht,
die in allererster Linie von dem schärfsten Sanktionsregime, das
jemals gegen einen großen Akteur der kapitalistischen Moderne
verhängt wurde, betroffen sind, bleibt erst recht unerwähnt.

Dass Die Linke nicht wie die AfD für Aufrüstung votiert, heißt nicht,
dass sich in ihren Reihen nicht zahlreiche PolitikerInnen befänden,
die Anschluss an den Kriegskurs der Grünen und SPD suchten. So gesehen
gelangt im Deutschen Bundestag ein Staatstheater zur Aufführung, dem
die Erregung, die es insbesondere in sozialen Netzwerken auslöst,
komplementär zu einem Nationalinteresse ist, das nicht anders als in
Russland und der Ukraine Kitt gesellschaftlicher Teilhabe und
identitäre Beschwichtigung herrschender Klassenordnung ist. So wie
die Negation der Eigenstaatlichkeit der Ukraine durch Russlands
Präsident Putin der vermutlich wichtigste Beitrag zur Homogenisierung
einer ukrainische Nationaldoktrin war, so eint dieser Krieg zweier
Nationalismen nicht etwa die Internationale der ArbeiterInnen und
überflüssig gemachten Menschen, sondern manövriert sie noch mehr als
bisher in erbitterte Überlebenskonkurrenz.

Seltene Ausnahmen davon wie die Permanent Assembly Against the War
[5] bestätigen in ihrer kaum wahrgenommenen Marginalität, dass auch
diejenigen Teile der Linken, die nicht auf die Panzer für die Ukraine
aufgesprungen sind oder meinen, im russischen Angriff auf das Land
einen antifaschistischen Abwehrkampf zu erkennen, weit entfernt davon
sind, gegen Krieg und Kapitalismus, gegen Patriarchat und
Naturzerstörung aufzustehen. Der soziale Krieg, der im Interesse
kapitalistischer Wertproduktion ununterbrochen tobt, ist längst
dabei, die Lebensgrundlagen selbst zu kannibalisieren. Sich diesem
Problem zuzuwenden ist um vieles unattraktiver und mühsamer, als am
Spielfeldrand auf den Sieg dieser oder jener Partei zu wetten. Es
gibt offensichtlich kein besseres Gegenmittel gegen den entschiedenen
Versuch, die Zerstörungsgewalt des fossilen Brandes bei der Wurzel
des Eigentumsvorbehalts zu packen, als das Schüren des Feuers neuer
Staatenkriege und ihrer nationalistischen Triebkräfte.

Fußnoten:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/waffenlieferungen-sind-pazifistisch-interview-mit-tilman-brueck-oekonom-dlf-894516e6-100.html

[2] https://www.deutschlandfunk.de/momentum-in-der-ukraine-neue-strategie-in-deutschland-dlf-ce2e46f2-100.html

[3] a.a.O.

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1910.html

[5] https://www.transnational-strike.info/articles/permanent-assembly-against-the-war/
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KRIEG/1802: Triebkraft der Aufrüstung ... (SB)



"[D]as Vorhalten modern ausgerüsteter Streitkräfte [ist]
unumgänglich [...], um als politischer Akteur auf der internationalen
Bühne ernst genommen zu werden. [...] Aber braucht es dazu unbedingt
eine nationale Rüstungsindustrie? Der eigene sicherheitspolitische
Handlungsspielraum ist ohne eine nationale Rüstungsindustrie mit
Kernkompetenzen und nationalen Schlüsseltechnologien stark eingeengt.
[...] In letzter Konsequenz würde man als internationaler
sicherheitspolitischer Akteur nicht ernst genommen."

Erich Vad (Brigadegeneral a.D., Sekretär des Bundessicherheitsrates
bis 2013, Berater von Kanzlerin Merkel) [1]



Für die deutsche Rüstungsindustrie brechen goldene Zeiten an. Den
Krieg in der Ukraine befeuert und als Katalysator in Dienst genommen,
entfesselt der grüne Kapitalismus einen Schub innovativer
Verfügungsgewalt, zu dessen Durchsetzung die Menschen auf Kriegskurs
getrimmt und Milliarden in den massiven Ausbau des Waffenarsenals
investiert werden. Die Produzenten militärischer Güter müssen ihr
Geschäft nicht länger unter dem Radar öffentlicher Aufmerksamkeit
betreiben oder gar beim Export Kontrollmechanismen unterlaufen. Die
Forderung seitens der säbelrasselnden Regierungspolitik und ihrer
medialen Kriegstrommler, es gelte nun, weitaus mehr Waffen in
wesentlich kürzerer Zeit bereitzustellen, wofür mit vollen Händen
Haushaltsgelder ausgeschüttet werden, ist Wasser auf die Mühlen
hiesiger Rüstungsschmieden und ihrer diversen Zulieferer.

Der eingangs zitierte Erich Vad trifft, wenngleich recht euphemistisch
verbrämt, so doch den Nagel auf den Kopf. Kein aufstrebender
Nationalstaat mit dem Anspruch auf einen Platz am Tisch der führenden
Mächte kommt ohne eine seinen Ambitionen angemessene militärische
Unterfütterung diesbezüglicher Ansprüche aus. Und dazu gehört
zwangsläufig auch eine heimische Rüstungsindustrie auf dem Gipfel
entfalteter Produktivkräfte und fortgeschrittener technologischer
Entwicklung. Raubgetriebene Überlebensentwürfe, die auf der
Ausplünderung der Natur und der Ausbeutung des Menschen gründen,
bedürfen einer unablässig fortgeschriebenen Bestandssicherung der
Herrschaft nach innen und außen, wofür die vorgehaltene Waffengewalt
bürgt. Es geht im Zusammenhang deutscher Produktion und Auslieferung
von Waffen aller Art also nicht nur um die Profite der betreffenden
Branchen und Unternehmen oder die Frage von Krieg und Frieden, sondern
um das gesamte Ensemble gesellschaftlicher Verhältnisse.

Das auf den ersten Blick einleuchtende Motto der Friedensbewegung
"Schwerter zu Pflugscharen" unterstellt eine Dichotomie
gegensätzlicher Pole, die mit einer vorgeblich naheliegenden Lösung
hausiert, welche viel zu kurz greift. Wer davon spricht, dem Krieg
eine Absage zu erteilen, sollte von der inhärenten Gewalt produktiver
Vorherrschaft mit als friedlich ausgewiesenen Mitteln nicht schweigen.
Das Elend des größten Niedriglohnsektors Europas trug maßgeblich dazu
bei, Deutschland in den Rang der ökonomischen Führungsmacht auf dem
Kontinent zu befördern, die den peripheren EU-Mitgliedern an die
Gurgel geht. Als zeitweiliger Exportweltmeister sorgte die
Bundesrepublik im Kontext ihrer Handelsbeziehungen dafür, andere
Volkswirtschaften derart niederzukonkurrieren, dass ihre Unterwerfung
in Permanenz festgeschmiedet wird. Und wo die hoch industrialisierte
und subventionierte Landwirtschaft der EU andere Länder mit ihren
Billigprodukten überschwemmt und deren einheimische Wirtschaft
ruiniert, bleibt einem das Lob der Pflugscharen im Halse stecken.
Kurzum, auch das empathische Lächeln friedlicher Beziehungen entblößt
zugleich die Fangzähne stoffwechselgetriebener Not und gewaltsamer
Vorteilsnahme.

Die weltweit vorangetriebene Implementierung ziviler Gewaltakte im
Dienste der Wachstum erzwingenden und profitgetriebenen
Wirtschaftsweise lässt das Millionenheer verdurstender und
verhungernder, Krankheiten erliegender und zur Flucht gezwungener, in
Elend vegetierender und versklavter Opfer unablässig anschwellen. Der
seit jeher dominierenden Ratio der Unterwerfung und des Blutflusses
entgegenzutreten bedarf folglich grundsätzlicherer Erwägungen und
Handlungskonsequenzen, als den waffengestützten Krieg zu verdammen,
aber die Ketten der Friedensordnung zu umarmen.

Blockaden zertrümmern, Verfügung perfektionieren

Da nun Krise um Krise kulminiert, über das drohende ökonomische
Desaster auch noch die Pandemie hereingebrochen ist, während die
Schläge der Klimakatastrophe eskalieren, so dass bereits davon die
Rede ist, die kapitalistische Wirtschaftsweise sei endgültig an die
Wand gefahren, greifen deren Protagonisten abermals zum ultimativen
Mittel des offenen Krieges. Sind die multiplen Stränge des
Verhängnisses derart zu einem kaum noch lösbaren Gordischen Knoten
verstrickt und verschlungen, soll ein beherzter Schwertstreich ihn
kurzerhand teilen und den Vormarsch in eine vielversprechende Zukunft
freilegen. Wie seinerzeit die rot-grüne Bundesregierung mit ihrer
Agendapolitik, Gesundheitsreform und Kriegsbeteiligung auf dem Balkan,
springen dieselben parteipolitischen Fraktionen nun abermals innovativ
in die Bresche - nicht um die sich auftürmenden Probleme zu lösen,
sondern die Blockaden zu zertrümmern und die nächsthöhere Stufe des
gesellschaftlichen Kontroll- und Verwertungsregimes durchzusetzen.

Da niemand auf seinen Lebensstandard verzichten will und viele einen
weiteren sozialen Absturz fürchten, der Klimawandel als drängende
Herausforderung wahrgenommen und Frieden wertgeschätzt wird, bedarf es
nun einer mit Baumwolle umwickelten eisernen Faust, um der deutschen
Bevölkerung den ihr aufgenötigten Schub möglichst widerstandsarm
einzubleuen. Was von langer Hand vorbereitet war, hat der russische
Angriff auf die Ukraine enorm beflügelt und beschleunigt. Der Feind
gilt als enttarnt und muss mit Trommelfeuer unter Beschuss genommen
werden, während aus voller Brust die Hymne unseres guten Krieges
angestimmt wird. Stellt alle kleinlichen Sorgen zurück, schnallt den
Gürtel für das große Werk enger und macht den Zaudernden mit dem
Schlachtruf Beine: "Schwere Waffen für die Ukraine!" Fragt nicht
danach, wie viele Menschen in diesem Krieg noch abgeschlachtet, wie
viele weitere Städte in Schutt und Asche gelegt werden sollen, und
fragt am allerwenigsten danach, wer auch hierzulande die monströse
Zeche zahlen soll!

Die in den Rang einer Glaubensdoktrin erhobene Forderung nach
deutschen Waffenlieferungen, die allein Erlösung in Aussicht stellen,
verleihen der Aufrüstung eine Triebkraft, die sie gleichsam zum
Schlüsselelement ideologischer Konversion qualifiziert. Längst
sprießen die selbsternannten Waffenexperten und Schreibtischstrategen
wie Pilze aus dem Boden, haben die aktuellen Frontberichte den
Fußballergebnissen den Rang abgelaufen. Und wo sich Kriegsmüdigkeit
einstellt, schüren neue Offensiven eine euphorische Siegesgewissheit,
die in verzückter Ekstase jegliches Ansinnen von sich weist, das
Geschehen ausnahmsweise einmal vom Ende her zu bedenken. Da freilich
niemand mit Sicherheit sagen kann, ob die Bevölkerung in ihrer
Mehrheit tatsächlich dasselbe denkt und empfindet wie die politische
Sturmtruppe und deren journalistischer Tross, oder im Gegenteil mit
Argwohn und wachsendem Groll dem harten Winter entgegenbangt, muss
täglich nachgelegt werden.

Sturmgeschütz "Nationale Sicherheitsstrategie"

Derzeit wird federführend im Auswärtigen Amt unter der grünen
Ministerin Annalena Baerbock eine Nationale Sicherheitsstrategie
erarbeitet, die Kriegsfähigkeit und -bereitschaft auf höchstem Niveau
festschreiben soll. Damit dieses Sturmgeschütz langgehegter
bellizistischer Ambitionen nichts zu wünschen übrig lässt, gab
Bundesverteidigungsministerin Christine Lambrecht schon vorab
sozialdemokratische Rückendeckung. Mit ihrer Grundsatzrede am 12.
September steuerte sie die Steilvorlage bei, das in Deutschland
erstmals auszuformulierende "oberste sicherheitspolitische
Dachdokument" solle einen militärischen Führungsanspruch begründen,
die deutschen Rüstungskontrollen auf den kleinsten gemeinsamen
europäischen Nenner absenken und der Bevölkerung dauerhaft Opfer zu
Gunsten der Aufrüstung abverlangen.

Dabei ist die vielzitierte Zeitenwende gar nicht so neu, geht sie doch
nicht unwesentlich auf den sogenannten "Münchner Konsens" des Jahres
2014 zurück. Flankiert durch Ursula von der Leyen und Frank-Walter
Steinmeier forderte der damalige Bundespräsident Joachim Gauck,
Deutschland müsse selbstbewusst eine weltpolitische Führungsrolle
anstreben, wofür es auch und gerade militärisch mehr "Verantwortung"
in der Welt zu übernehmen gelte. Wenngleich der Rüstungshaushalt in
den Folgejahren beträchtlich aufgestockt wurde, reichte er doch nicht
aus, um die angestrebte Bandbreite der Maßnahmen zu finanzieren. Mit
dem Sondervermögen von 100 Milliarden ist nun der Durchbruch gelungen.

Der deutschen Geschichte geschuldete historische Unwuchten räumt die
Verteidigungsministerin zwar ein, glaubt die Vorbehalte in der
Bevölkerung aber mit einem fadenscheinigen Hütchenspiel ad acta legen
zu können. Dass Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zu Recht eine
"größtmögliche Zurückhaltung" an den Tag legte, habe damals in die
Zeit gepasst. Aber der Staat, der die damaligen Verbrechen begangen
habe, existiere seit 80 Jahren nicht mehr. Wir lebten heute in einem
anderen Land, das ein anderes Selbstvertrauen habe und deshalb ein
neues Rollenverständnis benötige: "Kurz gesagt, was oft als
Führungsmacht bezeichnet wird." "Gerade aufgrund unserer Geschichte
haben wir einen nüchternen Blick auf die Macht und auf das
Militärische", weshalb Deutschland geradezu prädestiniert sei, eine
militärische Führungsrolle zu übernehmen. Es gehe dabei ja gewiss
nicht "um nationales Prestige oder nationale Größe", sondern darum,
einer "Friedensordnung Kraft zu geben, die Freiheit, Demokratie,
Wohlstand und Stabilität garantiert". Nachdem das einmal klargestellt
war, vergaß die Ministerin nicht anzumerken, dass es schon auch darum
gehe, "unsere eigenen Interessen zu schützen". Jedenfalls müsse
Deutschland künftig "einer der größten Bereitsteller von Kräften
sein". [2]

Diese ideologische Volte, ausgerechnet aus der fatalen deutschen
Geschichte einen erneuten militärischen Führungsanspruch abzuleiten,
ist zwar schon recht altbacken, nimmt aber unter dem Banner grüner
Regierungsbeteiligung abermals gewaltig Fahrt auf. Die "wertebasierte
Außenpolitik" soll den Damm widerspenstiger Beharrungskräfte endgültig
brechen und den Sprung in ein Regime beispielloser Zumutungen gangbar
machen.

Zuallererst aber müssten deutsche Kampf- und Schützenpanzer geliefert
werden, skandiert ein fulminanter Chor kriegsmuskelspielender Falken.
"Dadurch, dass die Ukraine derart kampfwillig ist, um ihr Land zu
verteidigen, muss [sie] jetzt unterstützt werden, um die Erfolge zu
untermauern", predigt die Vorsitzende des Verteidigungsausschusses
Strack-Zimmermann, und mit dieser Forderung steht sie in der FDP nicht
allein. "Westliche Waffensysteme könnten in dem Abwehrkrieg der
Ukraine gegen Russland einen Unterschied machen", spricht sich auch
die Co-Vorsitzende der Grünen Ricarda Lang eindeutig für weitere
Waffenlieferungen aus. Die Verabredung, dass kein Land Schützen- oder
Kampfpanzer liefere, sei "nicht in Stein gemeißelt", befindet der
SPD-Außenpolitiker Michael Roth, Vorsitzender des Auswärtigen
Ausschusses im Bundestag. Entsprechende Gespräche könnten "ganz
schnell gehen". [3]

Deutsche Rüstungsexporte entfesseln

Als zweiten Streich fordert Lambrecht, die ihres Erachtens
restriktiven deutschen Regeln für Rüstungsexporte zu lockern.
Deutschland sei mit Blick auf europäische Kooperation bei
Rüstungsprojekten "in einer Bringschuld" und mache eine solche
Zusammenarbeit durch das Beharren auf Sonderregeln beim Export von
Rüstungsgütern unzumutbar kompliziert. Die Bundesrepublik stelle sich
mit ihrem Wertevorbehalt über die europäischen Partner, als reiche
deren Moral nicht aus. Hier nehme der europäische Gedanke, den
Deutschland aus gutem Grund gerne bemühe, die Bundesregierung ganz
unmittelbar in die Pflicht: "Wir müssen also an die deutschen
Export-Regeln ran, um der Kooperation bei wehrtechnischen Gütern einen
mächtigen europapolitischen Schub zu verleihen!"

Wen kümmert schon das Geschwätz von gestern! Im Koalitionsvertrag
hatten die Ampelparteien noch vereinbart, die Genehmigungspraxis bei
Rüstungsexporten restriktiver zu gestalten. Nur "im begründeten
Einzelfall, der öffentlich nachvollziehbar dokumentiert werden muss",
sollten demnach Lieferungen von Rüstungsgütern an sogenannte
Drittstaaten möglich sein, die weder Mitglied der NATO noch der
Europäischen Union sind. Das Wirtschaftsministerium unter Leitung des
Grünen Robert Habeck sollte dazu ein Rüstungsexportkontrollgesetz
erarbeiten, in der EU wollte die Bundesregierung ebenfalls auf
strengere Regeln hinwirken. [4]

Zurückhaltung sei völlig fehl am Platz, verkündet Lambrecht heute: Die
Ukraine existiere nur deswegen, weil sie sich militärisch wehren
könne. "Wir selbst brauchen starke, kampfbereite Streitkräfte, damit
wir uns und unser Bündnis zur Not verteidigen können." Mit moralischem
Anspruch lässt sich trefflich jonglieren, wo es gilt, gleichermaßen
moralisch argumentierende Einwände im Kampf um die Deutungsmacht aus
dem Feld zu schlagen.

Bundeswehr als zentrale Instanz der Daseinsvorsorge?

Da sich schwerlich leugnen lässt, auf wen die exorbitanten Kosten der
Aufrüstung umgelastet werden sollen, bedient sich Lambrecht eines
weiteren verbalakrobatischen Taschenspielertricks, indem sie den
folgenschweren Angriff auf die soziale Lage kurzerhand umdeklariert.
Deutschland müsse die Bundeswehr "wieder als zentrale Instanz für
unsere Daseinsvorsorge betrachten", so die Verteidigungsministerin.
Langfristig das NATO-Ziel von zwei Prozent der Wirtschaftsleistung für
Aufrüstung zu erfüllen, bedeute für den Haushalt, "intern umschichten
zu müssen". [5] Was aus dem Munde der sozialdemokratischen Politikerin
wie ein Federstrich in der Buchhaltung klingt, läuft für beträchtliche
Teile der deutschen Bevölkerung auf eine gravierende Verschlechterung
ihrer Lebensverhältnisse hinaus, die dauerhaft verankert werden soll.

Um vorzugaukeln, dass die Aufrüstung der Bundeswehr ohne Einschnitte
bei anderen Haushalten vorangetrieben werden kann, wird sie zunächst
mittels eines "Sondervermögens", also in Form zusätzlicher Schulden,
finanziert. Was da aus dem Hut gezaubert wird, soll den Eindruck
erwecken, die gewaltige Summe werde gleichsam aus dem Nichts
geschöpft. Das ist jedoch Rosstäuscherei, da der Schuldendienst
refinanziert werden muss. Vor allem aber gilt es zu bedenken, dass das
Sondervermögen auf fünf Jahre begrenzt und dann aufgebraucht ist.
"Wenn die Zeitenwende nachhaltig sein soll, wenn die Zukunftsaufgabe
Sicherheit gelingen soll, dann werden wir auch noch mehr für
Verteidigung ausgeben müssen", bringt Lambrecht bereits eine
Nachfolgeregelung ins Spiel. Eindeutige Richtschnur sei ein
Militärhaushalt, der dauerhaft mindestens zwei Prozent des
Bruttoinlandsproduktes umfasse. Sollen die Anstrengungen der 100
Milliarden nicht vergeblich sein, brauche man dieses Geld "ohne Wenn
und Aber und vor allen Dingen [...] langfristig".

In konkreten Zahlen ausgedrückt, wird sich der offizielle
Militärhaushalt nach gegenwärtiger Beschlusslage im Jahr 2026 auf 50,1
Mrd. Euro belaufen. Zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes dürften
jedoch zwischen 75 und 80 Mrd. Euro betragen, die sich dann zum
letzten Mal über Entnahmen aus den Sonderschulden erreichen ließen.
Folglich ist also spätestens 2027 eine Erhöhung des offiziellen
Militärhaushaltes um rund 25 bis 30 Milliarden Euro angestrebt, was
unter Beachtung der Schuldenbremse nur durch massive Kürzungen in
anderen Bereichen möglich wäre. Das dürfte die Größenordnung des
sozialen Kahlschlags umreißen, den die Bundesregierung mittels ihrer
Rüstungsoffensive unwiderruflich festzurren will.

Antimilitarismus in Zeiten des Krieges

Wie seinerzeit bei den fatalen Hartz-Gesetzen geht es wiederum um
einen Bruch sozialen Widerstands, den durchzusetzen es einer
aufstrebenden und machthungrigen politischen Strömung bedarf, die
ideologische Luftschlösser aufzublasen versteht und den Einsatz
brachialer Mittel bis hin zum offenen Krieg nicht scheut. Beides ist
unverzichtbar, um gemäß der Ratio "kreativer Zerstörung" die Menschen
rabiat durchzurütteln und in berauschenden Furor des Hauens und
Stechens zu versetzen, der keinen Gedanken an morgen kennt und von den
Konsequenzen nichts wissen will, bis es zu spät ist, das Ruder
herumzureißen. Die Front gesellschaftlicher Widerspruchslagen zu
befrieden, indem eine Kriegsfront eröffnet wird, so dass die
Staatenkonkurrenz einen nationalen Schulterschluss erzwingt, bedient
imperialistische Interessen wie fundamentales Selbstbehauptungsstreben
gleichermaßen. Herrschaft bemisst sich insbesondere an ihrer
Zerstörungsgewalt, was wiederum eine verhängnisvolle Teilhaberschaft
beflügelt, die in Vernichtung des proklamierten Feindes ihr Heil zu
erkennen glaubt. Das Credo deutscher Außenpolitik, es gelte mit allen
Mitteln dafür zu sorgen, dass sich die Russen ihr eigenes Grab
schaufeln, findet seine Entsprechung in einer Gefolgschaft, die den in
Aussicht gestellten Endsieg auf dem ukrainischen Schlachtfeld mit der
eigenen Rettung verwechselt.

Die Generalstabspläne deutschen Vormachtstrebens wurden auf lange
Sicht entworfen und sollen nun im Windschatten des Ukrainekriegs unter
Hochdruck umgesetzt werden. "Krieg beginnt hier", halten Bündnisse
widerständigen Protests entgegen, wenn wie jüngst in der Rüstungsstadt
Kassel ein antimilitaristisches Camp die ortsansässigen
Waffenschmieden von Krauss-Maffei Wegmann und Rheinmetall aufs Korn
genommen hat. Sie zählen zu den unmittelbaren Profiteuren der
Konflikte, und nicht von ungefähr sind die Aktienkurse auch der
deutschen Rüstungskonzerne seit Ende Februar 2022 massiv gestiegen.
Gleiches gilt für die Waffenproduzenten in anderen Ländern, und so
richtet sich die Parole der Antikriegsbewegung "Der Feind steht im
eigenen Land" in einem internationalistischen Sinn gegen den weltweit
agierenden militärisch-industriellen Komplex. So wurden in Belarus,
Russland und der Ukraine Sabotageaktionen gegen die Logistik von
Rüstungsgütern und Soldaten durchgeführt. Aufseiten der NATO-Staaten
streikten im März und April in Griechenland und Italien linke
Basisgewerkschaften gegen Waffentransporte in die Ukraine.

Die kurzzeitige Blockade der Kasseler Rüstungsschmiede hat auch
hierzulande die Frage auf die Agenda gesetzt, wie gegen Aufrüstung und
Militarismus gekämpft werden kann. Was mit symbolischen Gesten
kundgetanen Protestes beginnt und sich überraschender Aktionen des
zivilen Ungehorsams bedient betritt einen Weg, der mit jedem weiteren
Schritt steiniger und einsamer zu werden droht. An Fragen wie diesen,
ob es Waffenlieferungen für die Ukraine zu blockieren, die Bundeswehr
abzuschaffen und die NATO aufzulösen gilt, scheiden sich rasch und
nachhaltig die Geister. Denn wer einem Staatenkrieg zustimmt, unter
welchen wertebasierten und menschenrechtlich drapierten Vorwänden auch
immer, hat Frieden mit dem Staat und seiner Gewalt gemacht.
Antimilitarismus in Zeiten des Krieges, so scheint es, steht vor der
unablässig auszulotenden und weiterzuentwickelnden Herausforderung,
sich des "Landesverrats" schuldig zu machen, während der massenhafte
Marschtritt widerhallt.


Fußnoten:

[1] Handbuch Rüstung. Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.
www.imi-online.de

[2] www.heise.de/tp/features/Deutschland-ein-anderes-Land-Die-militaerische-Fuehrungsmacht-7261532.html

[3] www.tagesschau.de/inland/rheinmetall-marder-101.html

[4] www.sueddeutsche.de/politik/lambrecht-ruestungsexporte-lockerung-1.5655490

[5] www.jungewelt.de/artikel/434541.ukraine-krieg-keine-zurückhaltung-mehr.html
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FRAGEN/020: Brasilien - Interview mit MST-Funktionär João Paulo Rodrigues zur bevorstehenden Wahl (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Interview mit MST-Funktionär João Paulo Rodrigues



Wird Lula die Wahl gewinnen? João Paulo Rodrigues zeigt
sich optimistisch und erklärt, was für die Landlosenbewegung auf dem
Spiel steht.

(São Paulo, 6. September 2022, Brasil de Fato) - João
Paulo Rodrigues ist Mitglied der landesweiten Organisationsstruktur
und vertritt den MST (Movimento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra
- Bewegung der Landarbeiter ohne Boden) bei der Koordination der Kampagne
von Luiz Inácio Lula da Silva, der bei den Präsidentschaftswahlen für die
Arbeiter*innenpartei PT antreten wird. Im Interview mit Brasil de Fato
spricht er über die Besonderheiten der diesjährigen Wahl. Die Rolle
des Internets sei dieses Jahr weit weniger entscheidend als 2018,
meint Rodrigues, dafür werde es bei dieser Wahl noch mehr als sonst um
Geld gehen: Es sind die ersten Wahlen seit der Einführung der
"geheimen Budgets". Außerdem ging es um die Fragen, wie es mit
Bolsonaros Rückhalt in der Bevölkerung aussieht, was die Wahl
international bedeutet und welche Rolle Lula in Lateinamerika spielen
könnte.

 * 

Brasil de Fato: Was meinen Sie: Wie ist die Linke aufgestellt, und
wie stehen die Chancen für Lula?

João Paulo Rodrigues: Ich bin sehr optimistisch. Und zwar vor
allem wegen der Wirtschaft. Bündnisse und allgemeine Krisen sind da
meiner Meinung nach gar nicht so wichtig. Aber Bolsonaro hat auf ein
Wirtschaftssystem gesetzt, das die Arbeitslosenzahlen in die Höhe
treibt und die Menschen ärmer gemacht hat. Viele Leute sind pleite,
und das zählt mehr als jedes andere Argument. Punkt. Den Leuten ist es
egal, ob dieser Mann an Gott glaubt und in die Kirche geht. Sie wollen
nur sicher sein können, dass sie ihr Geld bekommen, dass sie genug zu
essen haben und dass sie ihren Job behalten. Es sind noch drei Monate
bis Weihnachten, etliche Menschen leben von der Stütze. Insgesamt 50
Millionen Menschen sind von Ernährungsunsicherheit betroffen. Viele
wissen heute nicht, ob sie morgen überhaupt etwas zu essen haben
werden. Sagen wir, diejenigen, die wirklich Hunger leiden, und die,
die sich schlecht ernähren, machen zusammen 100 Millionen aus. Und
selbst wenn es nur die Hälfte wäre: 50 Millionen sind eine Menge
Leute. Ein Viertel der Bevölkerung hat nichts Vernünftiges zu essen.
Das ist beschämend für die Mittelschicht und sorgt bei vielen Menschen
für Empörung.

Viele Kandidat*innen des rechten Flügels sind Unternehmer*innen
oder haben mit der Agrarindustrie zu tun, es gibt auch viele militante
Polizist*innen, die sind vor allem in Bolsonaros Partei organisiert.
Wie stellen Sie sich das Profil derjenigen vor, die von den Rechten
gewählt werden?

Damit habe ich mich so im Detail noch nicht befasst. Das würde mehr
Zeit in Anspruch nehmen. Es gibt einiges an Spekulationen. Die
Kampagne 2018 hatte ziemlich auf das Internet und auf digitale
Influencer gesetzt. Die öffentlichkeitswirksamen Personen wurden im
Vorfeld ausgewählt und so weiter ... Für mich haben die aktuellen
Wahlen sehr viel mit Geld zu tun. Die sogenannten "geheimen Budgets"
(ein System zum Kauf von Stimmen der Parlamentarier*innen) bringen nun
natürlich ganz andere Sektoren ins Spiel, nämlich diejenigen, die von
dem System profitiert haben, und natürlich die, die von der
evangelikalen Kirche unterstützt werden. Viele Parlamentarier*innen
bestimmen ihre Position danach, wer am besten zahlt, und wer das
meiste Geld hat, gewinnt. Die Agenda und die digitalen Influencer sind
heute nicht mehr so entscheidend. Ich denke, dass auch die
Polizist*innen mit ihrer Kandidatur baden gehen werden. Sie haben
einfach nicht mehr die Schlagkraft, die sie 2018 hatten. Das, wofür
man damals Polizist*innen gewählt hat, hat sich nicht erfüllt. Und
auch die Kandidat*innen der Rechten können nicht wirklich etwas
vorweisen, das für sie spricht. Was hat die Polizei mit Unterstützung
des Militärs denn schon erreicht? Wenn sich jemand durchgesetzt hat,
dann die Offiziere des Heeres, der Marine und der Luftwaffe sowie
einige Bereiche der Militärpolizei. Die große Mehrheit der Polizei und
der Streitkräfte ist heute ärmer als früher. Die stellen also kein
Problem dar, würde ich sagen. Bei den Geschäftsleuten sieht es anders
aus. Sicher werden viele Kandidaten aus diesem Bereich gewählt, weil
sie nämlich Geld haben, und Geld ist momentan nun mal der wichtigste
Motor.

Glauben Sie, dass das brasilianische Wahlszenario durch äußere
Faktoren beeinflusst werden könnte?

Naja, man sollte immer die USA im Blick haben und schauen, wie
Bolsonaro sich in der Welt bewegt. Irgendein Risiko besteht immer. Die
US-amerikanische Präsenz in Lateinamerika war immer zweifelhaft, auch
wenn mit der aktuellen Regierung alles recht ruhig verläuft. Kolumbien
ist ein Beispiel dafür. Bei Bolivien und Venezuela haben sie sich
geirrt, da haben sie schlecht verloren. Wahrscheinlich haben sie
einfach erkannt, dass jetzt kein guter Zeitpunkt für einen rechten
Umsturz in Lateinamerika ist. Der Dauerclinch der USA mit China und
Russland ist natürlich immer ein Problem, das unsere Wirtschaft
beeinflussen kann, die Preise für Benzin und Lebensmittel könnten in
die Höhe gehen. Und natürlich könnte auch irgendwo ein neuer Konflikt
ausbrechen, der alles durcheinander bringen kann. Und die ersten, für
die sich sowas als Gegenwind auswirkt, wären wir.

Und dann gibt es noch die Situation hier in Lateinamerika. Ich würde
sagen, das ist etwas ganz Neues: ein Verbund mehrerer Staaten, die
sich der progressiven Bewegung angeschlossen haben, von Mexiko bis
Argentinien. Das wird die Lage in Brasilien sicher beeinflussen.
Breite Unterstützung anderer lateinamerikanischer Länder! Das ist
natürlich toll. Brasilien hat eine große Verantwortung in
Lateinamerika, aufgrund seiner Größe und seiner wirtschaftlichen und
politischen Bedeutung. Und die würde unter der Regierung Lula sicher
noch wachsen. Es fehlt uns an internationalen
Führungspersönlichkeiten, die überzeugen können, die dialogfähig sind
und über moralische Autorität verfügen. Lula ist eine großartige
Persönlichkeit, er hat diese Macht. Das hat auch seine Europareise
gezeigt, die Art und Weise, wie er in Frankreich, Deutschland und
Spanien empfangen wurde, zeigt seine Größe. Für mich ist Lula einer
der wenigen Menschen auf der Welt, die die Fähigkeit haben, die Leute
zusammenzubringen und ungute Entwicklungen zu stoppen, die in der Welt
passieren. Bolsonaro kennt man nicht einmal. Mal sehen, wie sich Lula
in internationalen Fragen positioniert und wie andere Länder
reagieren. Wir sollten bei dieser Wahl sehr aufmerksam sein. Es werden
viele internationale Beobachter*innen erwartet. Sicher auch
Vertreter*innen aus der UNO.

Welche Rolle sollte der MST in einer künftigen Lula-Regierung
spielen?

Unsere wichtigste Aufgabe wäre weiterhin die Organisation der Basis
der Landlosen. Wir dürfen unseren Fokus nicht verlieren. Die
Organisation der Landlosen in dieser nächsten Periode besteht darin,
die Familien zu koordinieren, die für Land und eine Agrarreform
kämpfen, und dann die, die ihr Land bereits haben, um mit der
ökologischen Landwirtschaft und der gesunden Nahrungsmittelproduktion
weiter zu kommen. Das sind für uns zentrale Punkte, denn es geht um
die Gestaltung der öffentlichen Politik, die Auseinandersetzung mit
dem Agrarsektor, eine neue Agenda. Es geht um Kredite,
Marketingpolitik, technische Unterstützung ... lauter wichtige Dinge.
Genauso essentiell sind auch die Fragen, die mit dem ländlichen Raum,
aber nicht unbedingt mit der Agrarreform zusammenhängen. Elektrizität
zum Beispiel ist nicht Gegenstand einer Agrarreform, und trotzdem:
Ohne Energie kann eine Bodenreform nicht funktionieren. Und Wifi
brauchen wir natürlich auch. Denn niemand will mehr auf dem Land
wohnen, wenn es kein Internet gibt. Nicht nur die Jugendlichen
brauchen Internet, sondern man braucht es einfach, um Produkte zu
verkaufen, egal, was.

Wie könnte eine künftige Lula-Regierung aussehen?

Ich denke, eine Regierung Lula würde die Gesellschaft repräsentieren.
Sie wird einige Bündnisse schließen und damit vor dem Nationalkongress
regierungsfähig sein. Und bevor Lula die ersten Schritte nach vorn
machen kann, wird er sich erst noch eine Mehrheit in der Gesellschaft
erarbeiten müssen. Lula geht von einer vierjährigen Regierungszeit
aus, das heißt, wir dürfen keine Zeit verlieren, sondern müssen schon
in den ersten hundert Tagen in die Vollen gehen, deutlich machen,
worauf es uns ankommt. Die Symbolik der Agenda - Agrarreform als
Priorität ja oder nein - mit der institutionellen Umsetzung verbinden.
Wir haben zum Beispiel die Agrarreformbehörde INCRA. Wird sie wieder
unabhängig? Momentan untersteht sie ja dem Landwirtschaftsministerium.
Wird die Produktion künftig von einem Ministerium für Agrarreform
organisiert? Wird der nächste Landwirtschaftsminister zum
Agrarbusiness auf Distanz gehen und mehr mit uns zusammenarbeiten? Ich
denke, für Vorschläge zur institutionellen Ausgestaltung ist es jetzt
noch zu früh. Es muss sich erst zeigen, wie die ersten zwei Wahlrunden
laufen und welche Unterstützung Lula haben wird, um Veränderungen
anzukurbeln.

Und welchen Raum könnten die verschiedenen Volksvertretungen in
einer möglichen Lula-Regierung einnehmen?

Wir als MST bemühen uns, zusammen mit dem PT und der übrigen Linken
ein Programm zu entwickeln. Der Regierung muss klar sein, dass wir für
eine Bodenreform mit der Agrarindustrie kooperieren müssen. Wir
möchten versuchen, mit diesem Sektor eine taktische Allianz
einzugehen. Mit einem ganz einfachen Ziel: Lebensmittel für die
brasilianische Bevölkerung zu produzieren. Wo wir keine
Kompromisslösung sehen, sondern einfach kämpfen müssen, ist das
Agrarbusiness. Das ist nicht dasselbe wie die Agrarindustrie. Das
Agrarbusiness exportiert Rohstoffe, zum Beispiel Getreide. Es hat
keine Geduld für Verwertungsprozesse, anders als die Agrarindustrie,
die von Produktions- und Industrialisierungsprozessen lebt. Das
Agrarbusiness ist nicht auf den Staat angewiesen; es hat die
Unternehmen und die gesamte Infrastruktur, um sich zu schützen. Das
Kandir-Gesetz sieht die Befreiung von Exportsteuern vor und fügt
unserem Land damit erheblichen Schaden zu. Betroffen sind unsere
Eisenvorkommen, Getreide, Eukalyptus, ein Teil des Fleischexports und
der größten Teil der Sojaausfuhr. Da bestehen schon mal erhebliche
Divergenzen. Die zweite wesentliche inhaltliche Abweichung betrifft
die nicht produktiv genutzten Latifundien. Hier haben wir ein
richtiges Problem, und das werden wir auch in Zukunft haben. Es geht
um riesige Flächen, die durch Landraub und Abholzung noch weiter
vergrößert wurden, und dank Bolsonaros Waffengesetz sind ihre
Besitzer*innen nun auch noch mit Schusswaffen ausgestattet. Deshalb
müssen wir uns mit den bäuerlichen Familienbetrieben, den landlosen
Lohnarbeiter*innen und mit der Agrarindustrie verbünden. Mit wem
genau? Mit den Grundbesitzer*innen, die weniger als 500 Hektar haben,
den Gartenbaubetrieben, die die brasilianische Bevölkerung mit
Lebensmitteln versorgen. Sie tragen etwa 70 % der brasilianischen
Agrarproduktion. Das Hauptproblem ist allerdings, dass diese Leute
sich ideologisch mit dem Agrarbusiness identifizieren. Nehmen wir mal
an, in Santa Catarina hat jemand hat fünf Hektar Land, er produziert
Schweinefleisch und nimmt dafür den staatlichen Kredit in Anspruch,
sagen wir, bis zu einer Million pro Jahr. Und damit versteht er sich
als Teil des Agrarbusiness. Alter, du exportierst doch überhaupt
nichts! Du bist einer von uns, du bist Teil der industrialisierten
brasilianischen Landwirtschaft. Leute wie dich brauchen wir, um
Allianzen zu schaffen, um Brücken zu bauen. Die Regierung muss ihre
Ansätze in diese Richtung erweitern. Ob das klappen wird? Es wird
schwierig, aber wir denken, dass die Regierung mit den unproduktiven
Latifundien auf gar keinen Fall Allianzen entwickeln kann. Dass es
sowas überhaupt noch gibt, ist eine Tragödie, der Inbegriff von
Rückständigkeit. Das ganze Agrarbusiness ist eine Tragödie. Für die
Umwelt, für den Arbeitsmarkt und und für den Staatshaushalt.

Welche Herausforderungen haben Bolsonaro und der bolsonarismo
dem populären Lager auferlegt?

Dem bolsonarismo ist etwas gelungen, das wir nicht geschafft
haben. Sie haben aus ihren Aktionen eine politische Kultur gemacht.
Nehmen wir das Thema Waffen. Den Volksentscheid zum Waffenbesitz haben
wir verloren. Das war ein wichtiger Kampf. Heute ist die Lage anders,
Bolsonaro hat die Waffen zu einem Bestandteil unserer Kultur gemacht.
Jetzt würde man quasi sagen: Die Brasilianer*innen rauchen, sie tanzen
Forró, trinken Cachaça, und sie lieben Waffen. So einfach. Waffen sind
heute Teil der Kultur unseres Volkes. Wie kann man das Recht, eine
Waffe zu besitzen, überhaupt noch in Frage stellen? Da ist etwas
Grundlegendes passiert, auch in unseren Hochburgen. Menschen auf dem
Land fordern ihr Recht auf den Kauf einer Waffe. Es geht ihnen nicht
um Waffenpolitik, sondern um das Recht, eine Waffe zu besitzen oder
sowas in der Art. Und das hat der bolsonarismo erreicht. Das
zweite Problem: Dass der bolsonarismo sich in unseren Bereichen
breitgemacht hat, bei Leuten, die zu uns gehören, deren Diskurs sich
aber in Teilen nicht so stark von dem der Rechten unterscheidet. Zum
Beispiel die evangelischen Kirchen. Selbst diejenigen, die uns
unterstützen, sympathisieren mit einigen der Positionen des
bolsonarismo. Wie kann man an die Kirchen herantreten? Auch
dort gibt es welche von uns, arme Leute, die mit uns gekämpft haben,
die aber nun die Seite wechseln. Das ist ein Problem. Der dritte
schwierige Punkt ist, dass die Leute es anscheinend gar nicht weiter
schlimm finden, keine sozialen Rechte mehr zu haben, wie z. B.
Arbeitsgesetze, und sich ihren Arbeitsplatz selbst schaffen. Wie geht
man mit dem "Phänomen Uber" um? Die Leute finden es super, dass sie
keinem Chef mehr gehorchen müssen und dass sie jetzt die Macht haben
zu wählen. Das hat sich zu einer politischen Kultur entwickelt, und es
wird nicht einfach sein, diese Stimmen zurückzubekommen. Um es auf den
Punkt zu bringen: Unser Problem mit dem bolsonarismo ist, dass
er die Diskurse so sehr geprägt hat: den Diskurs über Arbeit, den
Diskurs der Kultur, den Diskurs darüber, wie man zu leben hat. Und er
hat die Religiösen auf seine Seite gezogen, die in diesem Land
traditionell zu den Armen und Ausgegrenzten gehörten und dies auch
heute noch tun, aber nun sympathisieren sie mit den Ideen der Rechten
und des bolsonarismo.

Wie beurteilen Sie die aktuelle politische Situation in Ihrem
Land?

Ich glaube, alle Organisationen sind im Moment ein Stückweit in der
Krise. Das gilt für die Gewerkschaftsbewegung, die Parteien, für alle.
Und ich vermute, dass der MST eine der Organisationen ist, die es
immer am besten verstanden hat, Krisen zu bewältigen. Was uns von
anderen Organisationen unterscheidet: Wir haben Land, wir haben
Schulen, Ausbildungszentren, Siedlungen und wir haben etwas sehr
Wesentliches: biologische Lebensmittel. Bei anderen Bewegungen hat
diese Krise eine Schwächung ihrer Beziehungen zur Gesellschaft zur
Folge. Der MST profitiert somit in gewisser Hinsicht von der Krise.
Bei uns gab es keine inneren Brüche. Wir wurden nicht so von Bolsonaro
unterdrückt, wie wir befürchtet hatten. Im Gegenteil, wir konnten
während der Pandemie mehr als 6.000 Tonnen Lebensmittel liefern. Die
Sterberaten während der Pandemie lagen bei den Landlosen weit unter
dem Durchschnitt. Bolsonaro hat uns nicht vernichtet, so wie er es
sich vorgestellt hat. Im Gegenteil. Mit seinen fast 40 Jahren hat der
MST eine Reife erlangt, die es uns ermöglicht, unsere Aktionen in Ruhe
auszuführen und überall im Land große Ländereien zu besetzen, der
Macht des Staates entgegenzutreten, wie in Bahia, ohne
zurückzuweichen. Außerdem haben wir den Film über den brasilianischen
Revolutionär Marighella
herausgebracht, der von unseren Leuten mit vielen Künstler*innen von
TV Globo gedreht wurde. Und das Förderprogramm "Finapop" mit namhaften
Geschäftsleuten der Avenida Faria Lima haben wir auch gestartet. Das
ist also auch irgendwie was Neues. Wir veranstalten Fußballspiele, an
denen Hunderte von Persönlichkeiten teilnehmen, wie Lula und Chico
Buarque. Der MST ist also in mehreren Bereichen aktiv, wie es heute
von einer Volksbewegung erwartet wird. Und unser Markenzeichen ist
unsere MST-Kappe. Wir haben in diesem Jahr mehr davon verkauft als in
den letzten zehn Jahren. Das steht für Solidarität und eine gemeinsame
politische Position mit den übrigen linken Verbänden. Deshalb denke
ich, dass unsere Bewegung genau jetzt auf dem Höhepunkt der letzten
zehn Jahre ist. Das Wichtigste ist, dass wir jetzt keine Niederlage
erleiden. Sollte Lula es nicht schaffen, würde das alles zunichte
gemacht. Wenn Lula gewinnt, würde das unseren Elan verdoppeln und
unsere Hoffnung stärken, dass wir mit unseren künftigen Kämpfen für
ein besseres Leben Erfolg haben.
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STANDPUNKT/1009: Der globale Süden und der Krieg in Europa - Ein unmöglicher Dialog? (FUE Rundbrief)

Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2022

Der globale Süden und der Krieg in Europa

Ein unmöglicher Dialog?

von Roberto Bissio



Die meisten Länder des Globalen Südens (GS) weigern sich, Russland
für seine Invasion der Ukraine zu verurteilen oder zu sanktionieren,
und Europa versteht nicht, warum. Der GS wiederum versteht nicht,
warum Europa Solidarität erwartet, wenn es sich bei nahezu jeder
internationalen Entscheidungsfindung aktiv gegen grundlegende
Forderungen des GS stellt und sich stattdessen den von den Neocons
oder den Interessen großer Unternehmen inspirierten US-Strategien
anschließt.

Die EuropäerInnen sind schockiert über die mangelnde Bereitschaft
vieler Länder des GS, den russischen Krieg in der Ukraine zu
verurteilen (24 Länder stimmten in der UN-Generalversammlung gegen die
Suspendierung Russlands vom Menschenrechtsrat, 58 enthielten sich).
Noch mehr Länder weigern sich, Sanktionen gegen Russland zu verhängen,
so dass nur die NATO-Mitglieder und einige enge Verbündete an der
Wirtschaftsblockade beteiligt sind.

Die Öffentlichkeit im GS ist wiederum schockiert über das, was sie als
europäische Doppelmoral wahrnimmt: Hunderttausende Geflüchtete aus der
Ukraine werden an der Ostgrenze Europas mit offenen Armen empfangen.
Währenddessen wurden, um nur ein Beispiel zu nennen, Dutzende, die
ebenfalls vor Krieg und Hunger fliehen, am 24. Juni 2022 in Melilla
getötet, als sie versuchten, an der EU-Außengrenze zu Marokko
europäisches Hoheitsgebiet zu erreichen.

Zu Beginn der Europäischen Entwicklungstage am 20. Juni 2022 erinnerte
die Europäische Kommission die Entwicklungsländer daran, dass die EU
und ihre Mitgliedstaaten mit circa 70 Milliarden Euro der weltweit
größte Geber öffentlicher Entwicklungshilfe sind. Doch wie der
ehemalige stellvertretende UN-Generalsekretär Stephen Cutts in der
Financial Times schrieb, "kann man diesen Zahlen leider nicht
trauen"[1]. In den letzten Jahren haben die Geberländer die
Buchhaltungsverfahren geändert, indem sie ihren tatsächlichen
Beiträgen überhöhte Schätzungen des 'Subventionsäquivalents' ihrer
Darlehen (die die Entwicklungsländer zurückzahlen) sowie
Kreditgarantien, die nie ausgezahlt wurden, hinzufügten. Außerdem
wurden ausländische Investitionen als Entwicklungshilfe angerechnet,
die daraus resultierenden Erträge aber nicht abgezogen. Auch wurde die
Spende von Corona-Impfstoffen, die kurz vor dem Verfallsdatum standen,
als Entwicklungshilfe verbucht, und zwar zu einem Preis pro Impfstoff,
der im Durchschnitt doppelt so hoch ist wie der, den die europäischen
Länder dafür bezahlten, als sie viel mehr kauften als benötigt.

Rassismus zum Schutz von Unternehmensgewinnen?

Europa hat beim Treffen der Welthandelsorganisation (WTO) den Profiten
der großen Pharmaunternehmen Vorrang vor dem indisch-südafrikanischen
Vorschlag eingeräumt, auf geistige Eigentumsrechte an Impfstoffen,
Arzneimitteln und Behandlungen gegen Covid-19 zu verzichten - eine
Initiative, die es beispielsweise Afrika ermöglichen sollte, durch die
Herstellung eigener Impfstoffe Leben zu retten.

Der UN-Ausschuss für die Beseitigung der Rassendiskriminierung stellte
im April 2022 fest, "dass die unverhältnismäßigen Auswirkungen der
Pandemie in Form von höheren Morbiditäts- und Mortalitätsraten zu
einem erheblichen Teil auf die Folgen der historischen
Rassenungerechtigkeit der Sklaverei und des Kolonialismus
zurückzuführen sind". In der Resolution dieses UN-Gremiums werden
Deutschland, die Schweiz, das Vereinigte Königreich und die USA
ausdrücklich als Länder genannt, die es versäumt haben,
Technologietransfers durch national ansässige Pharmaunternehmen
sicherzustellen.

Schlimmer noch: Als südafrikanische WissenschaftlerInnen die
genetischen Informationen der Omicron-Variante identifizierten,
sequenzierten und ihre Informationen weitergaben - und damit ihren
vertraglichen Verpflichtungen zur Pandemieprävention nachkamen -,
wurde ihr Land sofort mit ungerechtfertigten Reiseblockaden und
massiven Einbußen im Tourismus bestraft. Derweil erzielen die
Pharmakonzerne, die auf Grundlage dieser Informationen Impfstoffe
entwickeln, Milliardengewinne und sind nicht verpflichtet, ihre
Rezepte weiterzugeben. Sie sind durch das Recht am geistigen Eigentum
geschützt, welches die EU um jeden Preis verteidigt.

In ähnlicher Weise blockieren Industrieländer bei den derzeitigen
Klimaverhandlungen alle Vorschläge zur weiteren Untersuchung von
Verlusten und Schäden, die Länder des GS durch den Klimawandel
erlitten haben. Die knappen Hilfen, die ihnen im Kampf gegen den
Klimawandel bereitgestellt werden, sind auf die Eindämmung des
Klimawandels (bspw. durch Verringerung oder Begrenzung der bereits
niedrigen Emissionen der Entwicklungsländer) und nicht auf die
Anpassung an den Klimawandel ausgelegt - was viele Länder des GS aber
dringender benötigen würden.

Weniger CO2, aber nur innerhalb der Festung EU

Die Europäische Union ist dabei, im Alleingang einen
CO2-Grenzausgleichsmechanismus (Carbon Border Adjustment Mechanism,
CBAM) einzuführen - eine Steuer auf importierte Waren, die auf den
EU-Märkten verkauft werden, auf der Grundlage ihres
Kohlenstoffgehalts. Eine solche Maßnahme könnte dazu beitragen,
Emissionen zu verringern und die Wettbewerbsbedingungen für in der EU
ansässige Unternehmen zu verbessern. Der damit verbundene
Handelsprotektionismus könnte Entwicklungsländern aber schaden. Diese
werden zur Kompensation mehr produzieren müssen und dabei mehr
Kohlenstoff verbrennen. Darüber hinaus hat die Gender and Trade
Coalition (GTC), ein Zusammenschluss von FeministInnen aus dem GS,
beobachtet, dass die europäischen VerhandlungsführerInnen auf der
jüngsten WTO-MinisterInnenkonferenz in Genf die Subventionen für
einkommensschwache, ressourcenarme FischerInnen in Entwicklungsländern
stark einschränkten, während Industrieländer industrielle
Fischereiaktivitäten bis auf Weiteres mit unvermindert hohen
Subventionen unterstützen dürfen. Die GTC stellte fest, dass "die
Pandemie und die derzeitige Nahrungsmittelkrise von der EU und anderen
genutzt werden, um auf eine weitere Öffnung der Agrarmärkte im GS zu
drängen und gleichzeitig die Interessen der in ihren Ländern
ansässigen Agrarindustrie zu schützen"[2].


Die fünf ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats (die USA,
 Russland, China, Frankreich und das Vereinigte Königreich) sind zwar
 ebenfalls dem Völkerrecht verpflichtet, genießen aber dank ihres
 Vetorechts eine ständige Straffreiheit.



Unberechtigte Invasion(en)

Keiner der oben genannten Missstände entbindet Russland von seiner
Verantwortung. Sie rechtfertigen nicht das, was der ehemalige
US-Präsident George W. Bush als "die Entscheidung eines einzelnen
Mannes, eine völlig ungerechtfertigte und brutale Invasion in den Irak
zu starten" bezeichnete. Bush korrigierte sich schnell und sagte: "Ich
meine in die Ukraine", kicherte und murmelte "auch den Irak", während
das Publikum lachte. Dieser bereits denkwürdige Fauxpas (oder
Freudsche Versprecher) vom 18. Mai 2021 unterstreicht nur eine
Tatsache in der Weltordnungspolitik: Die fünf ständigen Mitglieder des
Sicherheitsrats (die USA, Russland, China, Frankreich und das
Vereinigte Königreich) sind zwar ebenfalls dem Völkerrecht
verpflichtet, genießen aber dank ihres Vetorechts eine ständige
Straffreiheit.

Während des Kalten Krieges versuchte der GS, der erzwungenen
Dichotomie zu entkommen, sich selbst zu schützen und zum Weltfrieden
beizutragen, indem er mit der Bewegung der Blockfreien Staaten einen
dritten Raum schuf. Das Ende des Kalten Krieges weckte Hoffnungen auf
eine 'Friedensdividende' in einer multipolaren Welt mit China und
Europa als neuen Hauptakteuren, die dem GS Raum böten, um in einer
ungerechten Weltordnung ein besseres Geschäft zu machen.

Quo vadis, Europa?

Doch aus welchen Gründen auch immer hat sich Europa den
ungerechtfertigten Blockaden der Trump-Administration gegen den Iran
oder Venezuela angeschlossen oder konnte sich ihnen nicht widersetzen.
Im Januar dieses Jahres schrieben elf ehemalige PräsidentInnen aus
Lateinamerika und Spanien einen gemeinsamen Brief, in dem sie
forderten, "dass der Internationale Währungsfonds die Verantwortung
dafür übernimmt, dass er der [argentinischen] Regierung von Mauricio
Macri ein Rekorddarlehen gewährt hat, das nicht eingehalten werden
kann, nur um ihn bei den nationalen Wahlen zu begünstigen". Europa hat
es versäumt, diesen eklatanten Verstoß gegen die Statuten des IWF zu
unterbinden, um einen Freund und Geschäftspartner von Donald Trump zu
begünstigen. Die damalige Geschäftsführerin des IWF Christine Lagarde
wurde mit der Berufung an die Spitze der Europäischen Zentralbank
belohnt.

All diese Symptome eines neuen Kalten Kriegs - diesmal zwischen China
und den USA mit Europa als Juniorpartner - waren bereits
offensichtlich, bevor der Krieg in der Ukraine sie noch verschärfte.
Die Auswirkungen des Kriegs auf den GS sind nun aber so groß, dass
selbst diejenigen, die die Invasion verurteilen, eine US-Strategie
wittern, den Krieg künstlich zu verlängern und Russland in eine
demütigende Niederlage zu treiben. Bipolarität ist kein ideales
Szenario für die Länder in der Peripherie, aber zwei um die Vormacht
konkurrierende Staaten sind immer noch besser als eine unipolare Welt
ohne Gegengewicht zu derjenigen Macht, die am Ende alles dominiert.

Roberto Bissio ist ein uruguayischer Journalist und Aktivist. Er
koordiniert Social Watch, ein globales Netzwerk
zivilgesellschaftlicher Organisationen, das die Regierungen zur
Einhaltung ihrer internationalen Verpflichtungen in den Bereichen
Armutsbekämpfung und Gleichstellung der Geschlechter zur Rechenschaft
zieht.

Aus dem Englischen von Eileen Roth






Anmerkungen:

[1] "Overseas aid statistics are not credible" in der Financial Times
vom 15. Juni: 

https://www.ft.com/content/dc55dbfa-9b43-4469-adfe-733072769c38

[2] Open Letter from the Gender and Trade Coalition to the
Director-General and Honorable Delegates of the World Trade
Organisation (WTO) ahead of MC12: 

https://www.wto.org/english/thewto_e/minist_e/mc12_e/gtc_open_letter.pdf
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Breaking Borders to Build Bridges - 20 Jahre Women in Exile

Von Antje Vieth
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Seit zwanzig Jahren kämpft Women in Exile für die Rechte
geflüchteter Frauen, gegen Abschiebungen und für menschenwürdige
Unterkünfte für Geflüchtete.

(Berlin, 29. August 2022, poonal) - Selbstorganisierung geflüchteter
Frauen: Sie flohen alleine oder mit ihren Kindern vor Krieg,
Zerstörung durch Kolonialismus, Klimakatastrophen, Bedrohung oder
Hunger, um dann hier in deutschen Lagern entwürdigt und bedroht zu
werden. Bedroht von Rassismus, Abschiebung, Misshandlungen in einem
System, das vor allem darauf ausgelegt ist, die Frauen zu isolieren
und dazu zu bringen, freiwillig wieder zu gehen. Dagegen wehren sich
die Frauen und organisieren sich selbst. Angefangen mit dem Engagement
einzelner Frauen wie Elizabeth Ngari oder Florence Sissako entstand
die Initiative Women in Exile. Ihr Protest wurde von Jahr zu
Jahr größer und lauter. Nun wird die Brandenburger Initiative in
diesem Jahr 20 Jahre alt. Zu diesem Geburtstag kamen Frauen aus
Afrika, Lateinamerika und den USA. Mit einer Pressekonferenz eröffnen
die Frauen die internationale Konferenz mit dem Titel Breaking
Borders to Build Bridges.


Ein Frauenraum für persönliche Erfahrungen und politische
Forderungen

Seit zwanzig Jahren kämpft Women in Exile für die Rechte
geflüchteter Frauen, organisiert sich gegen Abschiebungen und die
Situation in den Flüchtlingsunterkünften. Mit großen Bustouren oder
einer spektakulären Floßtour 2014 durch ganz Deutschland machen die
Frauen auf ihre Situation aufmerksam. Seit Jahren ist eine von vielen
wichtigen Forderungen die Anerkennung frauenspezifischer Fluchtgründe:
"Nach 20 Jahren gibt es noch viel zu tun für uns Aktivist*innen, die
dafür kämpfen, dass wir kommen können, dass wir gehen können, dass wir
bleiben können, global gesehen. Wir kämpfen für die Anerkennung dieser
diversen Fluchtgründe", erzählt Janette, Aktivistin der Initiative.
Mitbegründerin Florence Sissako lebt inzwischen seit über zehn Jahren
in den USA, jetzt ist sie zu Besuch, um an der Konferenz teilzunehmen:
"Ich bin vor vielen Jahren als Asylsuchende nach Deutschland gekommen.
Wie alle Asylbewerberinnen in Deutschland habe ich in einem Heim
gelebt mit Residenzpflicht, Arbeitsverbot, den Abschiebungen vom Lager
und Gutscheinen. Also haben wir damals beschlossen, dass wir als
Menschen so nicht leben wollen. Wir haben begonnen, die Grenzen zu
brechen und die Gesetze zu brechen, und wir wollten von unseren
Gefühlen und unseren persönlichen Erfahrungen hin zum Politischen
kommen. So haben wir vor 20 Jahren einen Frauenraum geschaffen für
geflüchtete Frauen, die bis heute das Thema der Konferenz voranbringen
- nämlich die Grenzen zu brechen, das System zu bekämpfen und Brücken
zu bauen. Das Ziel der Konferenz ist es, uns global zu vernetzen, denn
die Probleme sind global, die Klimazerstörung, Migration, die
Verarmung unserer Gemeinschaften. Und das trifft Frauen stärker,
unsere Migrationsgeschichten sind ähnlich, die Zielländer verhindern
unser Ankommen mit allen Mitteln, es gibt das Verdursten in der Wüste
an der Grenze Mexiko-USA, hier ertrinken die Menschen im Mittelmeer,
dann gibt es die Lager, das Zugangs-Verbot zu Arbeit und die
Ausgrenzung. Wir sind stolz, dass wir uns trotzdem alle hier als
Aktivist*innen versammeln, und wir haben viele internationale Gäste."


Solidarische Kämpfe und spirituelle Stärkung

Neben Florence und Jeanette von Women in Exile sitzen auf dem
Podium: Carolina Lopez vom LGBTI Projekt Casa de la Mariposa in
Arizona/USA, Elizabeth Nassy vom kenianischen Frauenprojekt IMPACT,
die vor allem gegen die Folgen des Klimawandels kämpfen, Chahim A'jam
Vásquez, die als Heilerin in einem Gesundheitsprojekt in Guatemala
arbeitet, Moderatorin Llanquiray Painemal sowie eine ganze Reihe von
Übersetzer*innen, da die Veranstaltung in sechs Sprachen übersetzt
wird. Carolina Lopez ist Transfrau und flüchtete damals über die
mexikanische Grenze in die USA, wo sie drei Jahre unter schwersten
Bedingungen inhaftiert blieb. Danach beschloss sie, sich zu
organisieren um anderen Trans- und LGBTI-Geflüchteten zu helfen. Die
Gruppe Mariposas sin fronteras arbeitet in Arizona/USA und
unterstützt Trans-Gemeinschaften innerhalb und außerhalb der
geschlossenen Lager. "Für mich als Frau, die drei Jahre in einem
geschlossenen Lager überlebt hat, ist es wichtig, meine Stimme zu
erheben", sagt Carolina Lopez.

Chahim A'jam Vásquez kommt aus Guatemala. Sie ist indigene Heilerin
und möchte vor allem einen Raum der Heilung schaffen für Frauen, die
wegen politischer Gewalt fliehen mussten und erschöpft sind. "Über die
Realität zu sprechen bedeutet mehr als über ein Thema zu reden oder
eine politische Analyse zu machen, denn wenn wir so reden, entsteht
eine Leere, um über die Realität der Frauen zu sprechen. Es geht
darum, wie wir fühlen in unserer Mobilität, wie wir fühlen als Frauen,
die im Exil leben, wie fühlt sich das Exil an? Als Heilerin heile ich
gerade jetzt in diesem Moment an diesem Ort, wo ich mich gerade jetzt
befinde", sagt Chahim A'jam Vásquez.

Elizabeth Nasy Silakan sieht sich als Partner*in von Women in
Exile, ihre Organisation IMPACT macht vor allem Bildungsarbeit,
Schüler*innenaustausch, Klimaschutzintervention in marginalisierten
Gemeinschaften im Norden Kenias. Ein wichtiges Ziel ist es,
Fluchtgründe zu minimieren, sagt sie: "Unsere Vision ist eine gerechte
Gesellschaft für alle, dies teilen wir mit Women in Exile, und
wir teilen auch manche Kämpfe. Vielleicht sind unsere auch ähnlich
schwer oder sogar schwerer, die Klimakrise trifft die Frauen, die in
den marginalisierten Gemeinschaften leben, zweimal so stark. Wir
wollen sie da empowern in dieser Situation." IMPACT arbeitet vor allem
mit nomadischen Hirtinnen, und die brauchen natürlich viel Regen für
ihre Herden. Sie leben in patriarchalen und postkolonialen Realitäten,
die reproduktive Gerechtigkeit und Bildung für sie verhindert. IMPACT
sieht vor allem die Kraft in der Bildung und darin, ein Netzwerk zu
bauen, das sich für globale Gerechtigkeit stark macht.


Gemeinsam vor dem Humboldt-Forum Berlin

Das Netzwerk sollte auch in dem dreitägigen Workshop-Programm
entstehen. Zum Abschluss der Konferenz am 7. August 2022 versammelten
sich die Teilnehmer*innen vor dem Berliner Humboldt-Forum. Denn:
Einige der hier ausgestellten Kulturgüter wurden in der Kolonialzeit
entwendet und werden heute von lokalen Gemeinschaften zurückgefordert.
Diese Forderung unterstützen nicht nur Women in Exile. In Berlin
werden die Stimmen dazu lauter. Bunt, lautstark, mit Gesang,
Sprechchören, und Forderungen, die an die Wand des Humboldt-Forum
geheftet und verlesen wurde, schlossen die Aktivist*innen die
Konferenz ab und wurden auf den Straßen Berlins sichtbar.

Europe and America have taken and stolen our land, murdered our
people und supressed our cultures, and we are not standing by it
anymore. We are protesting to have lives with dignity and lives with
selfdetermination without the opression of white supremacy.

Wollte ihr mehr über die Kämpfe von Women in Exile [1]
erfahren? Anlässlich des Jubiläums erschien das Buch mit dem Titel:
Breaking Borders to Build Bridges [2], das die Initiative selber
herausgegeben hat. Erschienen im Buchverlag edition assemblage.


Audio-Beitrag:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/internationale-konferenz-breaking-borders-to-build-bridges/


Anmerkungen:

[1] https://www.women-in-exile.net/

[2] https://www.edition-assemblage.de/buecher/breaking-borders-to-build-bridges/
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Chile

Opfer von Menschenrechtsverletzungen erhalten Versehrtenrente



Personen, die bei den öffentlichen Protesten
Menschenrechtsverletzungen erlitten haben, sollen künftig eine vom
Innenministerium bewilligte Rente erhalten.

(Santiago de Chile, 26. September 2022, pressenza/poonal) - Wie der
Staatssekretär des Innenministeriums Manuel Monsalve heute bekanntgab,
sollen alle Chileninnen und Chilenen, die im Zuge des Estallido Social
Menschenrechtsverletzungen erlitten haben, künftig eine Versehrtenrente
erhalten. Der Anspruch wird zuvor vom Menschenrechtsinstitut INDH
(Instituto de Derechos Humanos) geprüft. Seit Juni 2022 hat das
Innenministerium die Rente bisher in 296 Fällen bewilligt. Das
Antragsverfahren ist jedoch langwierig und wird zentral in Santiago
durchgeführt. Monsalve versicherte heute, dass alle Menschen, die eine
Anspruchsberechtigung nachweisen können, die Renten erhalten werden.
Entsprechend der Schwere der Beeinträchtigung liegt die
Unterstützungsleistung zwischen 250.000 und 500.000 chilenischen Pesos
(etwa 270 bis 530 Euro).

Die Pensión de Gracia

Die Pensión de Gracia ist eine Leistung, die die Lebensqualität von
Menschen verbessern soll, die in einer sozial schwachen Situation leben.
Sie kann je nach Fall für einen bestimmten Zeitraum oder auf Lebenszeit
gewährt werden und wird an Personen gezahlt, die die folgenden
Voraussetzungen erfüllen:

- Sie haben sich über ihre persönlichen Pflichten hinaus um das Wohl des
Landes verdient gemacht.

- Sie hatten einen Unfall oder sind durch außergewöhnliche Umstände von
einer Katastrophe betroffen, die die Gewährung einer Rente rechtfertigen.

- Sie sind aufgrund von Krankheit, Invalidität, Alter o.ä. nicht in der
Lage, Lohnarbeit in ausreichendem Umfang zu verrichten, um ihren
Lebensunterhalt zu bestreiten.

- Sie sind von anderen besonderen und ordnungsgemäß begründeten Situationen
betroffen, die die Gewährung dieser Leistung rechtfertigen.
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Chile

Die von der Diktatur geraubten Kinder



Bis zu 20.000 Kinder und Babys wurden während der
Pinochet-Diktatur irregulär von europäischen und nordamerikanischen
Familien adoptiert. Heute suchen die Adoptierten nach
Antworten.

(Berlin, 25. Juli 2022, El Salto/Interferencia/npla) - Zwischen 8.000
und 20.000 chilenische Kinder und Babys aus armen, jungen Familien
wurden während der Pinochet-Diktatur in den 1970er und 1980er Jahren
irregulär von europäischen und nordamerikanischen Familien adoptiert,
etwa 2.100 allein in Schweden. Mehr als 260 von ihnen haben sich,
inzwischen erwachsen, auf die Suche nach ihrer Herkunft gemacht, ihre
biologischen Familien und ihre Identität wiedergefunden. Mehrere
Organisationen in Chile und Schweden machen Druck auf ihre
Regierungen, damit diese die Suche begleiten und Verantwortliche
finden. Doch bisher treffen sie nur auf Ablehnung.

Bei Adoptionen dieser Art kamen in Chile - so wie auch in Spanien
während des Franco-Regimes - vor allem drei Strategien zum Einsatz:
Zum einen wurden viele Mütter getäuscht. Ihnen wurde gesagt, ihre
Kinder seien tot geboren worden, wobei sie weder die Leiche sehen
durften noch eine Sterbeurkunde erhielten. Zum andere wurden Frauen -
von denen viele weder lesen noch schreiben konnten - gezwungen, eine
Einwilligung zur Übergabe ihres Kindes zu unterzeichnen. Weitere
Frauen wurden schlicht für unfähig erklärt, ihre Kinder aufzuziehen.


Vor allem Kinder
aus armen Familien und Mapuche-Gemeinschaften adoptiert

Die Opfer waren arm, viele gehörten der indigenen Gemeinschaft der
Mapuche an. So auch im Fall von María Diemar, die am 3. Juli 1975 im
Süden Chiles geboren wurde und im Alter von zehn Monaten nach Schweden
kam. Als María am Flughafen ankam, hatte sie einen chilenischen
Reisepass, einen Personalausweis, das Urteil des Jugendgerichts von
Temuco [red. Anm.: Stadt in Südchile] und ihre Geburtsurkunde dabei.
"In diesen Dokumenten war der Name meiner chilenischen Mutter
eingetragen. Einige Dokumente wurden bei der schwedischen
Adoptionsagentur hinterlegt, andere haben meine Eltern aufbewahrt",
sagt María.

"Als ich drei Jahre alt war und mein Bruder nach Schweden kam,
erklärten meine Eltern mir, dass ich auch mit dem Flugzeug gekommen
war und dass unsere Familien in Chile nicht für uns sorgen konnten,
weil sie arm und jung waren. Für mich war Chile etwas Abstraktes. Aber
als ich zehn Jahre alt war, zeigten sie mir eine Übersetzung des
Urteils [vom Jugendgericht]. Als ich das selbst lesen konnte,
veränderte das mein Leben. Von da an wusste ich, dass meine Mutter in
Chile lebte, und ich beschloss, sie zu suchen, Spanisch zu lernen und
nach Informationen über Chile zu suchen", erzählt María.

Nach Angaben der Historikerin Karen Alfaro von der chilenischen
Universidad Austral weisen die ersten Berichte der chilenischen
Kriminalpolizei die Verantwortung für die irregulären Adoptionen der
schwedischen Adoptionsbehörde zu, deren Mitarbeiter*innen - meist
Sozialarbeiter*innen - Kinder aus hauptsächlich armen Familien
entführten. Allerdings waren auch öffentliche Krankenhäuser,
Ärzt*innen, Kinderheime und Kindergärten an dem Handel mit Kindern
beteiligt.


Kindesraub im Laufe der Zeit

Die internationalen Kindesadoptionen begannen bereits vor der
Machtübernahme Pinochets (1973), wurden aber bis 1978 zu einem
wichtigen Bestandteil einer Strategie der Militärdiktatur, mit der
diese die Kinderarmut reduzieren wollte, indem sie die bedürftigsten
Kinder außer Landes schickte. So setzte der Staat die Mütter unter
Druck, ihre Kinder abzugeben. Die von der Diktatur verbreitete Angst
verhinderte, dass es zu größerem Widerstand kam.

Die Historiker*innen Karen Alfaro und Luis Morales sind die
Autor*innen einer wissenschaftlichen Untersuchung [1] über
chilenische Kinder, die von schwedischen Familien zwischen 1973 und
1990 adoptiert wurden. Verschiedene internationale Medien wie The
Guardian und die schwedische Zeitung Dagens Nyheter [2]
berichteten darüber und erregten weltweites Aufsehen. Alfaro meint:
"Wer sagt, dass es nicht nur um die Diktatur geht, versucht, das Thema
zu entpolitisieren. Von 1965 bis 1988 war die Legalisierung von
Adoptionen durch ein Gesetz geregelt, demzufolge bei einer Adoption
die Namen der Herkunftsfamilie aus den Dokumenten gestrichen wurden.
Viele Adoptionen erfolgten innerhalb dieses rechtlichen Rahmens, aber
man muss zwischen nationalen und internationalen Adoptionen
unterscheiden. Während der Diktatur kam es zu den meisten
internationalen Adoptionen auf Grundlage dieses Gesetzes, aber auch
aufgrund einer Politik, mit der die Diktatur international für sich
warb".


Bündnisse der Diktatur mit konservativen bis rechtsextremen
Sektoren in Schweden

Anfang der 1970er Jahre waren bereits erste Berichte aufgetaucht, nach
denen Frauen unter Druck gesetzt wurden, ihre Kinder abzugeben.
Dennoch gelang es erst 2017 mit einer Dokumentarserie von Alejandro
Vega auf dem TV-Kanal Chilevisión, das Thema auf die
öffentliche Tagesordnung zu setzen. "Ich konnte herausfinden, dass die
Diktatur die Adoption in die Länder gefördert hat, die viele
chilenische Exilierte aufgenommen hatten, um damit der Kampagne gegen
die Diktatur entgegenzuwirken und Bündnisse mit konservativen Sektoren
zu schließen", erklärt Alfaro.

"Im Fall Schwedens wurde eine Verbindung zur Schwedisch-Chilenischen
Gesellschaft (Sociedad Suecia-Chile) aufgebaut, die zum extrem rechten
Spektrum gehört, das eine pro-chilenische Kampagne zur Entwicklung von
Geschäftsbeziehungen und diplomatischen Beziehungen fördert. In diesem
Rahmen wurde auch eine Verbindung zur schwedischen Adoptionsbehörde
etabliert, die während der Diktatur über öffentliche Einrichtungen wie
die [Kinderschutzeinrichtung] Casa Nacional del Niño in Chile tätig
war und der es auch gelang, Netzwerke mit hochrangigen Beamten
aufzubauen. So erklärte Alfaro gegenüber Interferencia,
führende Mitglieder der Schwedisch-Chilenischen Gesellschaft seien in
extrem rechten Parteien bis hin zu faschistischen Bewegungen wie
Neues Schweden aktiv gewesen. Einer der Anführer der
Schwedisch-Chilenischen Gesellschaft war nach Alfaros Angaben Ulf
Hamacher, eine schwedischer Faschist, der auf Fotos offen den Arm zum
Hitlergruß hebt.

Hinter den Adoptionen stand demnach ein wichtiges Motiv: Die
internationalen Beziehungen des Landes, die nach dem Militärputsch
gegen die Regierung von Salvador Allende 1973 abgebrochen worden
waren, wiederaufzubauen. Das galt besonders für Länder und
Regierungen, die nicht nur chilenische Exilierte aufgenommen hatten,
sondern darüber hinaus auch Menschenrechtsverletzungen kritisch
gegenüberstanden, darunter auch Schweden.


Der Fall María Diemar

Die Schwedin Anna Maria Elmgren kam 1965 nach Chile und organisierte
als Vertreterin der schwedischen Adoptionsbehörde die Verschickung von
Kindern. Obwohl das chilenische Adoptionsrecht eine zweijährige Phase
der Pflegeelternschaft in Chile vorschreibt, bevor eine Adoption ins
Ausland eingeleitet werden kann, erteilte der für den Fall zuständige
Richter Anna Maria Elmgren die Erlaubnis, María Diemar im Alter von
nur zwei Monaten außer Landes zu bringen. Ebenso wie in diesem Fall
taucht Elmgrens Name in offiziellen Dokumenten immer wieder als
Vormund bei schnellen Adoptionen nach Schweden auf.

Dank eines DNA-Tests fand María schließlich heraus, dass sie zu fast
98 Prozent von Mapuche abstammt. "Ich dachte, es wäre einfach, meine
Mutter zu finden, wenn ich ihren Namen wüsste, aber so war es nicht",
sagt sie. Ihren Adoptiveltern erzählte sie nichts über ihre
Mapuche-Herkunft und die Papiere in ihrer Heimatstadt Temuco deuten
darauf hin, dass der Adoptionsprozess nie abgeschlossen wurde. "Ich
begann die Suche 1995, als ich 20 Jahre alt war. Aber weder von der
schwedischen Adoptionsagentur noch an den Orten, die ich in Chile
aufsuchte, erhielt ich irgendwelche Informationen. Nur auf dem
Standesamt in Santiago sagte mir eine Frau, dass meine Mutter am Leben
sei, dass sie verheiratet sei und immer noch im Süden lebe, aber dass
sie mir ihre Kontaktdaten nicht geben dürfe".


Keine Einzelfälle, sondern ein organisierter Plan

1998 wandte sich die Adoptionsagentur an María, um ihr den Kontakt zu
einer Chilenin zu vermitteln, die sich in Santiago um sie gekümmert
hatte, bevor sie das Land verließ. "Ich rief sie an und ging zu ihr.
Sie wohnte in einem Stadtviertel, in dem zehn weitere Frauen lebten,
die in den 1970er oder 1980er Jahren Kinder im Auftrag der Agentur
betreut hatten. Tita, die Frau, die sich um mich gekümmert hatte,
erzählte mir, dass sie 300 bis 400 Kinder betreut hat. Ihre Schwester
Teresa berichtet in Alejandro Vegas Dokumentarfilmen, dass sie für
diese Arbeit bezahlt wurde. Das war ein Schock für mich", erinnert
sich María. So begann sie zu verstehen, dass hinter all diesen
Adoptionen ein organisierter Plan stand.

María Diemar kehrte nach Schweden zurück und bat die schwedische
Adoptionsagentur um Unterstützung bei der Suche, allerdings ohne
Erfolg. Erst im Jahr 2003 halfen ihr eine chilenische
Journalistikstudentin und deren Onkel, ihre Mutter zu finden. Sie
bestätigten, dass Marías Mutter am Leben war, und auch, dass sie ihre
Tochter nicht zur Adoption freigeben wollte. María konnte ihre
leibliche Mutter nicht persönlich kennenlernen, da diese verheiratet
ist und Angst vor der Reaktion ihres Mannes hat. Doch sie konnte mit
einigen ihrer Geschwister Kontakt aufnehmen, Fotos und Briefe von
ihnen erhalten und einige Male mit ihrer leiblichen Mutter
telefonieren.


US-amerikanische Adoptiveltern zahlten zwischen 6.500 und
150.000 Dollar pro Kind

In den vergangenen zehn Jahren haben Journalist*innen und
Wissenschaftler*innen zahlreiche Beweise für irreguläre Adoptionen wie
diese gefunden. Die Historikerin Alfaro fand heraus, dass europäische
und US-amerikanische Adoptivfamilien internationalen Agenturen
zwischen 6.500 und 150.000 Dollar pro Kind zahlten. Ein Teil dieses
Geldes ging an chilenische "Fachkräfte", die bereit waren, "geeignete"
Kinder zu identifizieren und sie von ihren biologischen Familien zu
trennen.

In einem von The Guardian veröffentlichten Artikel heißt es:
"Im Juni 2017 durchsuchten Ermittler*innen der Polizei das Haus von
Telma Uribe Ortega, einer pensionierten Sozialarbeiterin und
ehemaligen Mitarbeiterin Elmgrens, in Santiago. Dabei entdeckten sie
die Akten von 579 ins Ausland geschickten Kindern". Die Akten
enthielten demnach Informationen über die adoptierten Kinder, die
schlechten Lebensbedingungen ihrer Mütter, eine Liste von 29
Sozialarbeiter*innen, die als "Entführer*innen" bezeichnet wurden, und
Einzelheiten über das Geld, das in diesem Rahmen geflossen ist. Uribe
lebt, weigert sich aber, sich dazu zu äußern.


Ermittlungen und Untersuchungskommission in Chile
eingesetzt

Unter dem Druck verschiedener Organisationen, die die Suche nach der
geraubten Identität dieser Kinder unterstützen, setzte der chilenische
Kongress im September 2018 eine Untersuchungskommission ein, die
Zeugenaussagen von Kindern, Müttern und verschiedenen institutionellen
Akteuren anhörte. Im Juli 2019 veröffentlichte die Kommission einen
144-seitigen Bericht, in dem eine "Mafia" von Gesundheitsfachleuten
beschrieben wird, die durch ein "lukratives Geschäft" eine
fortwährende Versorgung mit Babys sicherstellten - eine Praxis, die im
Laufe der Zeit ganz im Stile der Franco-Diktatur immer ausgefeilter
wurde. Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass es sich um Verbrechen
gegen die Menschlichkeit handelt.

Da laut chilenischem Adoptionsgesetz Einträge bei öffentlichen
Behörden vernichtet werden konnten, existierten oft keine Dokumente
über die schnellen Adoptionen unter Mitwirkung schwedischer Behörden.
Deshalb schlug die chilenische Untersuchungskommission des Einrichtung
einer weiteren Kommission mit Ermittlungsbefugnis auf nationaler und
internationale Ebene vor sowie die Einrichtung einer DNA-Bank, die
erleichtern sollte, dass Familien sich wiederfinden.

Angesichts der Ergebnisse des Berichts und des durch
Presseveröffentlichungen über verschiedene Untersuchungen aufgebauten
Drucks sahen sich die chilenische und auch die schwedische Regierung
im Januar 2022 gezwungen, öffentliche Erklärungen abzugeben. Hernán
Larraín, der bis zum Regierungswechsel im März 2022 chilenischer
Justizminister war, kündigte einen Pilotplan an, um die Suche nach den
Familien von 700 Opfern illegaler Adoptionen zu begleiten.


Auch schwedische Behörden sind verantwortlich, helfen aber
kaum bei der Aufklärung

"Schweden verfolgte vor allem unter der Ägide von Olof Palme [ab 1969
Premierminister] eine andere Politik, vollzog jedoch 1978 eine
Kehrtwende und ging von einer sehr entschiedenen Verurteilung der
Diktatur zur Wiederaufnahme von Handelsbeziehungen mit der Diktatur in
den 1980er Jahren über", so die Historikerin Alfaro. Mit ihren
Recherchen konnte sie nachweisen, dass die Kinder Chile nicht als
Adoptierte verlassen hatten, sondern unter der Vormundschaft einer
dritten Person, bei der es sich um Elmgren, Vertreter*innen von
Stiftungen oder sogar Flugbegleiter*innen handeln konnte. Das heißt,
der Adoptionsprozess fand zum überwiegenden Teil im Ausland statt.
"Das belegt auch die Verantwortung der Aufnahmestaaten", erklärt die
Alfaro und ergänzt: "Einige schwedische Richter*innen erkundigten sich
nach der Vorgeschichte dieser Kinder und danach, warum so viele
chilenische Kinder ankamen, sie nahmen also gewisse Unregelmäßigkeiten
wahr, ergriffen aber nicht die notwendigen Maßnahmen, forschten nicht
nach, was da vor sich ging".

Am 15. März 2022 verkündete die Organisation Hijos y Madres del
Silencio ("Kinder und Mütter der Stille") - eine Gruppe, die die Suche
nach Opfern illegaler Adoptionen und von Kindesraub in Chile
unterstützt - die 263. Zusammenführung von Familien. In Schweden haben
die inzwischen erwachsenen Kinder eine Recherchegruppe zu illegalen
Adoptionen gegründet, Chileadoptions [3]. Deren Sprecherin ist María
Diemar: "Es ist auffällig, dass man sich in Schweden immer darauf
verlassen kann, dass der Staat einem hilft, wenn einem etwas zustößt,
aber bei dem Thema der illegalen Adoptionen hilft er uns überhaupt
nicht", sagt Diemar. "Es ist merkwürdig, dass schwedische
Regierungsvertreter*innen sich bei unseren Treffen nicht einmal
Notizen machten".


Untersuchung einer schwedischen Kommission soll 2023
Ergebnisse liefern

Die Nachrichten, die in verschiedenen Ländern über mögliche
Unregelmäßigkeiten bei Adoptionen kursierten, zwangen auch die
schwedische Regierung zur Einrichtung einer Kommission, die die über
60.000 internationalen Adoptionen untersuchen soll, die seit 1950 vor
allem aus Ländern wie Chile, Kolumbien, Südkorea, China und Sri Lanka
durchgeführt wurden. Die schwedische Sozialministerin Lena Hallengren
betont, dass die Untersuchung, die 2023 Ergebnisse vorlegen soll,
einen besonderen Schwerpunkt auf China und Chile legen wird: "Der
Ermittler wird untersuchen, ob Unregelmäßigkeiten in den Ländern
aufgetreten sind, in denen die meisten Adoptionen stattfanden, sowie
in Ländern, in denen ein starker Verdacht auf Unregelmäßigkeiten
besteht".

Gegenüber dem Guardian erklärte Kerstin Gedung, die derzeitige
Leiterin der Adoptionsbehörde, die Gesetze seien heute besser, die
Institution habe zur Entwicklung von Richtlinien und ethischen
Standards für internationale Adoptionen beigetragen. "Wir haben uns an
den rechtlichen Rahmen gehalten, der in den 1970er und 1980er Jahren
in Chile galt. Die Adoptionen waren juristisch korrekt und wurden von
den Gerichten in Chile und Schweden bestätigt", so Gedung.


Das Recht auf Identität

Im chilenischen Verfassungskonvent wurde im Februar 2022 eine
Initiative für eine Verfassungsnorm vorgelegt, die das Recht auf
Identität der Herkunft in der neuen Verfassung verankern sollte. Diese
wurde jedoch mit knapp der Hälfte der Stimmen abgelehnt. Alfaro hofft,
dass sich eine solche Regelung dennoch aus anderen Verfassungsnormen
über Menschenrechte ableiten lässt, die bereits beschlossen wurden und
Teil des neuen Verfassungsentwurfs [4] sind. Die Historikerin setzt
dabei auch große Hoffnungen in die Regierung von Gabriel Boric, die
das Thema der Menschenrechte zu einer prioritären Aufgabe erklärt hat.
"In der Regierung von [Ex-Präsident] Piñera gab es nie den politischen
Willen zu ermitteln", ergänzt sie.

Tausende von Familien haben sich derweil auf der Suche nach ihrer
Herkunft an die Hijos y Madres del Silencio [5] gewandt. Die Gruppe
hatte an der Initiative für eine Verfassungsnorm mitgewirkt. Alfaro
hält die Initiative für äußerst bedeutsam, da sie den Weg dafür ebnet,
dass verschiedene Einrichtungen - z.B. Standesämter und deren Archive,
Kinderheime, Krankenhäuser und auch Militärkliniken - an der
Informationsübergabe mitwirken. Denn das sei die zentrale
Herausforderung bei der Suche und werde den Staat dazu zwingen, solch
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen anzuerkennen.

Sowohl Schweden als auch Chile hätten versucht, den Anschein zu
erwecken, dass es sich um eine Angelegenheit zwischen Privatpersonen
handele und die Staaten keine Verantwortung trügen, kritisiert die
Historikerin Alfaro und betont: "Aber da es sich um eine dauerhafte
Entführung von Menschen, von Kindern handelt - die noch nicht mit
ihren biologischen Familien zusammengeführt wurden und daher weiterhin
entführt sind - verjähren diese Verbrechen nicht. Es geht um die
gleiche Behandlung, die im Fall der gestohlenen Babys in Spanien
angewandt wurde. Es handelt sich also um eine Art eugenische Adoption,
die nicht nur aus politischen Gründen erfolgte, sondern auch, weil
arme Menschen zum Feind erklärt wurden".


Dieser Text basiert auf einer Recherche des Mediums El Salto
[6] von Cecilia Valdez [7], Ergänzungen stammen aus einem Artikel von
Diego Ortiz [8], der im chilenischen Onlinemedium Interferencia
erschienen ist.

Übersetzung und Bearbeitung: Ute Löhning und Susanne Brust
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Drei Gründe, warum Russland den westlichen Sanktionen standhält

von Alex Männer - EuroBRICS, 2. September 2022



Nur wenige Tage nach dem Beginn der russischen Militärintervention in
der Ukraine am 24. Februar haben die USA, Großbritannien, Kanada, die
Mitglieder der Europäischen Union und andere Staaten schwerwiegende
Sanktionen gegen Russland eingeführt, die die Wirtschaft dieses Landes
isolieren und folglich in den Abgrund stürzen sollten. Zahlreiche
Politiker, Wirtschaftswissenschaftler und andere Experten sagten angesichts
der beispiellosen Sanktionspolitik des "kollektiven Westens" einen
schnellen wirtschaftlichen Niedergang Russlands voraus.

Die Analysten der US-Investmentbank JPMorgan etwa prognostizierten [1] im
März einen Rückgang des russischen Bruttoinlandsprodukts im zweiten Quartal
um 35 Prozent [2] gegenüber dem ersten Quartal des Jahres. Zugleich hatte
man bei JPMorgan einen Bankrott Russlands nicht ausgeschlosen [3]. Im
gleichen Monat hatte eine andere große US-Bank, Morgan Stanley, ebenfalls
verlautet, dass sie einen Zahlungsausfall Moskaus "als wahrscheinlichstes
Szenario" betrachte [4]. Auch die Ratingagentur Fitch befand [5], dass das
Risiko "unmittelbar" bevorstehe, dass Russland nicht in der Lage sein
werde, seine Staatsschulden zurückzuzahlen. Bei dem Handelblatt [6] ging
man zu dem Zeitpunkt sogar davon aus, dass die russische Wirtschaft vor dem
schlimmsten Einbruch seit dem Zerfall der Sowjetunion stünde.

Die Experten lagen mit solchen Prognosen allerdings weit daneben - der
erwartete Kollaps blieb aus, Russlands Wirtschaft hielt dem Sanktionsdruck
stand. In den Monaten April bis Juni ging die Wirtschaftsleistung laut
offiziellen Angaben nur um vier Prozent [7] im Vergleich zum Vorjahr
zurück.

Die russische Zentralbank indes geht laut Angaben der Zeitung "Vedomosti"
[8] davon aus, dass die Wirtschaft des Landes 2022 um vier bis sechs
Prozent und 2023 um maximal vier Prozent schrumpfen werde, in den Jahren
2024 und 2025 jedoch um 1,5 bis 2,5 Prozent wachsen werde. Die Inflation,
die in diesem Jahr zwischen 12 und 15 Prozent liegen werde, werde im
kommenden Jahr zurückgehen und 2024 etwa vier Prozent betragen, heißt es.

Russland trotzt den Sanktionen

Damit ist die Lage für die Russen zwar sehr ernst, aber von einem
wirtschaftlichen Niedergang ist Russland dennoch weit entfernt. Tatsächlich
geht es der russischen Wirtschaft sogar viel besser, als die
optimistischsten Prognosen vorhergesagt hatten, weshalb die meisten
Experten, die dem Land einen baldigen Finanzkollaps voraussagten, ihre
Einschätzung inzwischen revidiert haben [9].

Es stellt sich die Frage, wie Moskau angesichts des beispiellosen
Sanktionsdrucks des Westens es geschafft hat, das Überleben der eigenen
Wirtschaft zu sichern und nicht in einem finanziellen Chaos zu versinken.

Eine Antwort darauf liefert die britische Zeitung "The Economist" mit ihrem
Artikel "Why the Russian economy keeps beating expectations" [10] vom 24.
August. Darin werden drei Faktoren erläutert, die die Widerstandsfähigkeit
der russischen Wirtschaft angesichts der Sanktionen bislang gewährleistet
haben sollen.

Als den ersten Faktor bezeichnet "The Economist" die kompetenten Maßnahmen
der russischen Führung, die sehr schnell entsprechende Schritte unternommen
hätte, um einen wirtschaftlichen Zusammenbruch zu verhindern. Die Rede ist
von Zinserhöhungen, die im Zusammenwirken mit Kapitalkontrollen den
russischen Rubel gestärkt haben und dazu beitrugen, die Inflation zu
senken. Die russische Zentralbank versuche zudem alles dafür zu tun, um den
Anstieg der Verbraucherpreise zu bremsen.

Der zweite Faktor hängt mit den zahlreichen Wirtschaftskrisen in der
jüngsten Vergangenheit Russlands und der daraus resultierenden Erfahrung
der russischen Bevölkerung zusammen. Die aktuelle problematische Situation,
die aufgrund der Sanktionspolitik der westlichen Staaten entstanden ist,
ist bereits die fünfte Wirtschaftskrise, mit der die Russen in den
vergangenen 25 Jahren konfrontiert sind. Inzwischen haben die Menschen es
offenbar gelernt, sich an die wirtschaftlichen Herausforderungen und
Schwierigkeiten anzupassen, nicht in Panik zu geraten und auch nicht zu
rebellieren.

Zudem seien diverse Bereiche der russischen Wirtschaft schon seit geraumer
Zeit vom Westen isoliert, so der Artikel. Dies hat unter anderem zur Folge,
dass die russische Wirtschaft effektiver auf die jüngsten Sanktionen
reagieren konnte.

Als der dritte Faktor gilt der russische Rohstoff-Export. Seit Beginn des
Ukraine-Krieges hat Russland fossile Energieträger im Wert von 85
Milliarden US-Dollar in die EU verkauft. Ein aktueller Bericht der
Internationalen Energieagentur weise zudem darauf hin, dass die Sanktionen
wenig Einfluss auf die russische Ölproduktion gehabt hätten.

Fazit

Der Export von Energieträgern hat in der Tat enorm dazu beigetragen, dass
Russland den westlichen Sanktionen trotzen und sich inmitten der aktuellen
Wirtschaftskrise relativ gut zurechtfinden konnte. Insbesondere die
Höchststände bei den Öl- und Gaspreisen haben dem Land Rekordeinnahmen
beschert und dafür gesorgt, dass der Handelsüberschuss in diesem Jahr -
trotz Sanktionen - sogar noch weiter steigen wird.

Das Wirtschaftswachstum wird unter anderem davon abhängen, ob es Russland
gelingt, den Technologieimport weiter aufrechtzuerhalten. Denn die Russen
sind in hohem Maße auf die ausländische Ausrüstung und Know-how angewiesen
und deshalb brauchen sie neue Handelspartner, die den unterbrochnen Import
aus dem Westen ersetzen könnten. Andernfalls besteht die Gefahr, dass das
Land mittel- bis langfristig in eine wirtschaftliche Isolation gerät und
sich früher oder später in einer schwerwiegenden Rezession wiederfindet.


Anmerkungen:
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REZENSION/019: Karsten Müller - Bobby Fischer, 60 beste Partien (SB)

Karsten Müller



Bobby Fischer

60 beste Partien



 
Die Welt kennt Robert James Fischer, eher geläufig unter dem Namen
Bobby Fischer, als einen Titanen der Schachwelt, der zu einer Zeit
auf die Bühne trat, als die Sowjets mit dem Ruch quasi der
Unbesiegbarkeit den Thron fest in ihren Händen hielten und es nicht
abzusehen war, dass sich daran etwas ändern sollte, ein Mensch, der
bereits zu Lebzeiten zu einer Legende wurde, weil er es allen
Unkenrufen zum Trotz im Alleingang fertigbrachte, das Dogma der
unantastbaren Dominanz der sowjetischen Meister aus den Angeln zu
heben.

Der Junge aus Brooklyn, der in ärmlichen Verhältnissen aufwuchs und
der sich schon früh mit allem, was er hatte, was er dachte und
fühlte, dem Schachspiel verschrieb, veränderte den Lauf der modernen
Schachgeschichte nicht allein durch seine Taten und Erfolge. Das wäre
im Verständnis zu kurz gegriffen und ließe sich auf viele Welt- und
Großmeister anwenden. Vielmehr tat er etwas, was vorher niemand
gewagt und für möglich gehalten hätte: Er legte sich mit der ganzen
Welt der Autoritäten, Verbände und Konventionen an, und sein
Schlachtfeld war das Schachbrett.

In diesem Sinne war Fischer tatsächlich unbelehrbar; vielleicht trieb
ihn auch sein Gerechtigkeitssinn an, der nur die Wahrheit des Sieges
auf dem Brett anerkannte, nicht durch Zufall und Glück errungen,
sondern durch die Untadeligkeit des eigenen Spiels. Die Klarheit des
Gedankens ging ihm über alles; sich Regeln zu unterwerfen war er nie
bereit. Sein Eigensinn hätte Steine spalten können.

Gerade einmal 13jährig entzündete Fischer ein Feuer, das bald schon
über den Globus brennen sollte. In New York 1956 beim traditionellen
und stark besetzten Rosenwald-Turnier gelang Fischer ein brillanter
Kombinationssieg über den renommierten amerikanischen Meister Donald
Byrne. Hans Kmoch nannte es später "das Spiel des Jahrhunderts". Dass
er mit 4,5 Punkten aus 11 Partien den achten Platz belegte, war für
einen jungen, bis dahin nahezu unbekannten Spieler aller Ehren wert,
aber sein fulminanter Sieg über Byrne und mehr noch die Art, wie er
dessen frühen Eröffnungsfehler bestrafte, ließen die Welt aufhorchen.
16 Jahre später sollte Fischer im "Match des Jahrhunderts" in
Reykjavik den Russen Boris Spassky auf nicht weniger sagenhafte Weise
entthronen.

Über Bobby Fischer gibt es eine wahre Flut von Büchern, solche, die
sich mit seiner Persönlichkeit beschäftigen, um ihn zuletzt als
gestört, krank und exzentrisch auszuweisen, und andere, die seinen
Stil und seine taktische Genialität untersuchen. Doch wie nähert man
sich einer Legende, über die schon so viel gesagt wurde, von einer
Mythenbildung zur anderen, wo nicht selten Gerüchte und blanke
Mutmaßungen den klaren Blick auf den elften Weltmeister in der
Schachgeschichte trüben.

Der Hamburger Großmeister Karsten Müller hat in seinem neuen Buch
"Bobby Fischer - 60 beste Partien" eine plausible Antwort darauf
gefunden. So verlegt er sich mit Bedacht darauf, ausschließlich
Fischers Leistungen und Siege auf dem Brett für sich selbst sprechen
zu lassen. Hauptanliegen Müllers war jedoch, die von ihm ausgewählten
sechzig instruktivsten Partien Fischers mit verschiedenen neueren
Engines auf ihre Korrektheit hin zu überprüfen. Erstaunlicherweise
fand Müller zwar zahlreiche Fehler in den alten Analysen, aber
"selbst der strenge Blick von Spitzen-Programmen stößt nur selten auf
Fehler" (S. 9) in den Kombinationen Fischers, so dass der Leser Müller
zufolge diese Partien verwenden kann, "um seine eigene Spielstärke
erfolgsorientiert zu verbessern" (S. 9).

Die Zahl 60 kommt nicht von ungefähr. So hatte Fischer 1969 in
eigener Arbeit und Analyse seine schönsten Siege, aber auch
betrüblichsten Niederlagen in Buchform unter dem Titel "My Sixty
Memorable Games" verfasst. Fischers Werk fand seinen Abschluß mit der
Partie gegen Leonid Stein aus dem Interzonenturnier in Sousse 1967.
Sechzehn Partien aus dieser Sammlung verwendete Müller für sein neues
Fischer-Buch. Die übrigen Partien stammen aus der Folgezeit von
Fischers Karriere, darunter aus dem Interzonenturnier 1970 und den
folgenden Kandidatenwettkämpfen, wo er seine Gegner Mark Taimanow,
Bent Larsen und Tigran Petrosjan auf dem Brett förmlich vernichtete,
aus dem WM-Kampf in Reykjavik gegen Boris Spassky und dem Rematch
1992 auf Sveti Stefan und in Belgrad bzw. sind aus Fischers früher
Laufbahn, die dieser nicht unter seine denkwürdigsten Partien
eingeordnet hatte.

Müller verzichtet bei der Analyse der Partien auf ellenlange
Kommentare und hinderliche Querverweise, die vom Gang des Geschehens
eher ablenken würden. Durch die bewusste Konzentration auf den
eigentlichen Partieverlauf gelingt es ihm, die wichtigsten Angaben
der Rechner pointiert einzubauen, ohne dass der Fluß gehemmt wird.
Gleichwohl nimmt Müller an einigen Stellen eine gründliche Vertiefung
der Analyse vor, beispielsweise, wenn er andere Partien Fischers zum
selben Eröffnungsthema einstreut, um Fischers prinzipielle Behandlung
eines strategischen Sachverhalts zu verdeutlichen. Die streng
chronologische Abfolge der Partien als auch die eingebrachten Zitate
vermitteln dem Leser einen lebendigen Eindruck von den Stufen, die
Fischer nehmen musste, um die Vorherrschaft der sowjetischen Spieler
auf den Turnieren zu brechen und schließlich den Thron zu besteigen.

Begleitet wird diese Zeitreise von knapp fünfzig Bildern von Fischer
aus den verschiedenen Phasen seiner Schaffenszeit sowie Fotographien
fast aller seiner Gegner. Bedauerlicherweise hat es Müller,
vielleicht aus Zeit- oder anderen Gründen, verpasst, Kurzbiographien
zu Fischers jeweiligen Kontrahenten einzubringen, was den jüngeren
Lesern, die nicht mit allen Namen vertraut sind, mehr Einblick ins
historische Geschehen und Fischers Kämpfe im In- und Ausland
verschafft hätte. Gerade die Auseinandersetzungen Fischers mit
seinen amerikanischen Rivalen Williams James Lombardy und Samuel
Herman Reshevsky hätten ein paar Worte verdient. Leider bricht die
letzte Partie im Buch gegen Boris Spassky beim Zug 48.c7 überraschend
ab. Dankenswerterweise ist jede Partie mit einem QR-Code versehen, so
dass Abhilfe besteht.

Erwähnenswert ist auf alle Fälle das Vorwort von Altmeister Robert
Hübner, wo er Müllers Mühe und Arbeit lobt und "dem Werk eine gute
Aufnahme und dem Leser ein anregendes Studium" (S. 10) wünscht und die
Idee eines Verzichts auf allzu pedantische biographische Einschübe
begrüßt, denn diese "erzählen mehr über den Schreiber als über den
Beschriebenen" (S. 10).

Fischer von der praktischen Seite kennenzulernen und die Tiefe seiner
kombinatorischen Einfälle einmal überprüft und als treffsicher und
korrekt befunden zu sehen, lässt seine Partien umso heller
aufstrahlen, vor allem, wenn man bedenkt, dass er keine Engines zu
Rate ziehen konnte. Fischer bleibt ein Mysterium; um seine
Meisterschaft aufzudecken, müssen wohl noch einige Bücher mit
präziseren Fragestellungen zu seiner Person geschrieben werden. Mit
vielem muss noch aufgeräumt werden, aber Müllers Buch hat dank seiner
Sachlichkeit einen wertvollen Beitrag dazu geleistet.
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REZENSION/018: Justus Bargsten - Italienische Eröffnung für Weiß (SB)

Justus Bargsten



Italienische Eröffnung für Weiß

Planfindung und strategisches Verständnis



 
Kurz gesagt: Die Italienische Eröffnung ist eines der ältesten
Spielsysteme in der Schachgeschichte und trägt auf ihrem Buckel
mindestens fünf Jahrhunderte. Trotz dieser langen Zeitspanne und den
vielen Wandlungen in der Turnierlandschaft hat sie ihren Reiz bis auf
den heutigen Tag in Literatur und Praxis nicht verloren. Ihre
Abspiele und Varianten mit aller gebotenen Akribie zu erforschen,
stellte für die Herren Theoretiker eine echte Herausforderung dar,
und dies galt nicht weniger für die Schwarzspieler in den
Turnierhallen, die verständlicherweise bemüht waren, das wilde
Temperament im Italiener zu bändigen. In der Hand eines Taktikers war
sie immer schon ein gefährlicher Degen gewesen. Wer mit Weiß
italienisch spielte, wollte den Gegner quasi überfallartig
überrennen. Oft opfert Weiß frühzeitig einen Bauern, um die
Figurenmobilisierung zu beschleunigen mit dem Ziel, die notwendigen
Angriffsstraßen zum schwarzen König so schnell als möglich
freizumachen.

So hat die Italienische Partie auf taktischem Gebiet eine Fülle
kombinatorischer Motive und Möglichkeiten aufgedeckt, denen das
Schachspiel mit Blick auf das dynamisch-kreative Element viele
wertvolle Impulse und Innovationen zu verdanken hat. Doch wie die
meisten Systeme mit ungezügeltem Gambitcharakter von der Analyse
irgendwann entzaubert wurden, verlor auch das Italienische allmählich
seine Überzeugungskraft auf dem Brett. Ein waghalsiger Angriff ist
immer nur so stark und gefährlich, wie die Gegenseite die Widerlegung
nicht findet. Ist der Code einmal geknackt, fällt die Abenteuerlust
auf Weiß zurück. Und so musste das Italienische seinen prominenten
Platz auf den Turnieren an die allzumal solide, von der Anlage her
risikoärmere Spanische Partie abtreten, deren strategische Konzepte
besser zum modernen Positionsspiel passten. Spanisch verbürgt Weiß
eine zwar geringe, dafür aber nachhaltige Initiative.

Bedenkt man das dichte Gezweig an Varianten und Abspielen, müsste
jedes fundierte Werk über die Italienische Eröffnung, will es denn
mehr sein als ein schmales Kompendium, einen enzyklopädischen Umfang
aufweisen. Das Erstlingswerk von Justus Bargsten geizt jedoch in
dieser Hinsicht mit der Seitenzahl. Italienisch auf 73 Seiten? Das
ist ganz und gar unmöglich!

Das Privileg der Höflichkeit ist es, die berufsmäßigen Stürme der
Kritik gerade dann in achtsame Worte zu kleiden, wenn für den
Harnisch kein Vorwand zum Krieg besteht und die investierte Mühe die
kleinen Fehler am Rande überwiegt. Dass Anlass und Anspruch nicht mit
dem zu erwartenden Ergebnis zusammenfallen, lässt sich unterdessen
leicht erklären. Justus Bargsten, ein junger Klubspieler aus
Niedersachsen, der seiner Leidenschaft fürs Königliche Spiel folgte,
als er zur Tinte griff und die Recherchen seiner Arbeit und Analyse
in Buchform brachte, hatte, anders als der Buchtitel es vermuten
lässt, gar nicht die Absicht, ein Gesamtwerk über die Italienische
Eröffnung zu schreiben. Ihm ging es in erster Linie darum, zwei in
der modernen Schach- und Turnierwelt in letzter Zeit prosperierende
Varianten aus dem italienischen Komplex des Giuoco pianissimo für
Leser mit einer Spielstärke von 1800-2000 DWZ in systematischer
und verständlicher Form aufzubereiten.

Das Italienische ist zwar berühmt für sein abenteuerliches
Vorpreschen und frühes Spiel aufs Matt, es verwahrt in seiner
Schatztruhe jedoch auch ruhige Abspiele, die einem positionellen
Leitfaden folgen, um den Gegner mit planvollem Spiel und
strategischen Manövern schließlich in die Zange zu nehmen. Dieses
Merkmal eines besonnenen Vorgehens war in der Italienischen Partie
immer schon vorhanden gewesen, wurde jedoch vom Trommelwirbel der
wilden Varianten lange Zeit überschattet. In den 1970er und 1980er
Jahren erlebte das "sehr ruhige Spiel", wie sich der italienische
Ausdruck Giuoco pianissimo übersetzen lässt, eine gewisse Konjunktur,
als der englische Großmeister John Nunn und verschiedene junge
sowjetische Spieler es mit einer Reihe neuer strategischer Grundideen
aufluden und zu einer Turnierwaffe für Weiß schmiedeten.

Beim Weltmeisterschaftskampf 2021 setzte der russische Herausforderer
Jan Nepomnjaschtschi zur Überraschung der Fachwelt das ruhige
italienische Abspiel in der letzten Wettkampfpartie gegen den
norwegischen Titelverteidiger Magnus Carlsen ein, nachdem er zuvor im
Anzug mit der Spanischen Partie immer wieder auf Granit gestoßen war.
Der Russe verlor die Partie zwar, aber das Italienische hatte wieder
auf höchstem Niveau Anwendung gefunden. Zuvor spielten die Meister
das ruhige Spiel gerne im Blitz oder Bullet, um den Gegner zu
überraschen, der mit den Feinheiten dieses Aufbaus vielleicht weniger
vertraut war.

Als wichtiger Impulsgeber zur Popularisierung gilt der
niederländische Starspieler Anish Giri, der mit Italienisch viele
Erfolge feierte und dazu beigetragen hat, dieses bis dahin eher auf
Vereinsebene praktizierte System auch auf den großen internationalen
Turnieren salonfähig zu machen. In der Folge griffen Top-Großmeister
wie Sergey Karjakin, Wesley So und Fabiano Caruana auf dieses nur
scheinbar harmlose Eröffnungssystem zurück, einerseits, um die
ausgetretenen Pfade der Spanischen Partie zu vermeiden, und
andererseits, weil die strenge Logik im Aufbau ihrem eigenen
positionellen Grundverständnis entsprach.

Strenggenommen ist die moderne Italienische Partie ein Resultat der
Engines. Vor allem die jüngeren Elitespieler, die mit
Schachprogrammen geradezu aufgewachsen sind, vertrauen in der
Vorbereitung auf ein Turnier der Rechenkraft ihrer Denkmaschinen. So
streben sie in der Regel Stellungen an, die nahezu ausgeglichen sind,
taktische Überraschungen auf ein Minimum reduzieren und wo jeder
Fortschritt auf dem Brett mit der Kenntnis der positionellen
Feinheiten korreliert, die in der Heimanalyse vor dem Computer bis
weit ins Mittelspiel ausgetüftelt werden. Ein Remis ist bequem zu
erreichen, was im vorherrschenden Turnierbetrieb eine hohe Bedeutung
hat, aber da sie praktisch in ihren eigenen Stellungen spielen, können
sie ihre Gegner gezielt zermartern und immer wieder vor neue
Herausforderungen stellen, um etwaige Ungenauigkeiten zu provozieren
und so vielleicht doch noch einen Sieg herauszuarbeiten.
Großmeisterschach ist in den modernen Zeiten oft computergeneriert.

Justus Bargsten hat sich in seinem Buch auf zwei Varianten aus diesem
Komplex kapriziert, die in der Turnierwelt häufig vorkommen. Die von
ihm erstellte Systematik soll es Klubspielern und Amateuren leicht
machen, gegen die von Schwarz gewählte Zugfolge die speziellen
strategischen Pläne und Manöver anzuwenden, die Weiß auf lange Sicht
Initiative und Vorteil versprechen. Das positionelle Primärziel
besteht darin, das schwarze Gegenspiel frühzeitig einzudämmen oder
weitgehend zu eliminieren, bevor Weiß seine eigenen Trümpfe
ausspielt. Dabei ist es laut Autor ungemein wichtig, ob Schwarz einen
Aufbau mit a7-a6 oder a7-a5 wählt. Je nachdem verlegt Weiß sein Spiel
entweder auf den Damenflügel, wo er Raumgewinn und Bauerndurchbrüche
anstrebt, oder ins Zentrum und auf den Königsflügel, um nachhaltige
Drohungen gegen den schwarzen König zu initiieren.

Bargstens Systematik bedient sich vorzugsweise signifikanter
Beispielpartien aus der Großmeisterpraxis. Diese Partien werden auf
ihren strategischen Inhalt überprüft und vom Autor zu einem Kanon von
Regeln zusammengefasst, auf die zu achten ist. Das wirkt auf den
ersten Blick ziemlich schematisch und formalisierend, bietet darüber
jedoch die Chance, wie es im Untertitel heißt, Planfindung und
strategisches Verständnis bei engagierten Hobby- und Klubspielern auf
ein höheres Niveau zu heben. Der Leser versteht, wann und warum ein
prophylaktischer Zug wie h2-h3 oder a2-a4 zu erfolgen hat, welche
Manöver am erfolgversprechendsten sind und wie einem schwarzen
Gegenspiel am sinnvollsten vorgebeugt werden kann. Bargsten will dem
Leser, wie er selbst einräumt, kein vollständiges Repertoire bieten,
seine Arbeit dient vielmehr dazu, "die Ideen der entstehenden
Mittelspielstellungen zu erläutern" (S. 6).

Auf die Feinheiten und die exakte Reihenfolge der Züge und Motive
kommt es in jeder Eröffnung an. Das ist hier nicht anders als beim
Spanier oder Sizilianer, und so hat die Systematik im Buch durchaus
ihren Wert beim Aufdecken der Pläne hinter den einzelnen Zügen, die
nie für sich allein stehen und stets eingebunden sind in eine
langfristige Strategie. Bargstens Erstlingswerk ist in diesem Sinne
ein hilfreicher und unerlässlicher Ratgeber, wenn man tiefer in die
Geheimnisse moderner Eröffnungen und das strategische Denken der
Großmeister vordringen will.

Dass die ausgewählten Partien mit der Ausnahme eines einzelnen Remis
mit Weißsiegen enden, ließe sich als kleiner Schönheitsfehler in
einem sonst gelungenen Werk anmerken. Angesichts der Kompaktheit der
Motive und Manöver, mit denen Weiß dieser ruhigen Variante im
Italiener neues Leben einhaucht, erscheint dieser Kritikpunkt jedoch
unerheblich und gering. Nur sollte der Leser wissen, dass die
Großmeisterpraxis immer einen dynamischen Prozess darstellt, wo jeder
Hieb seine Parade findet und die Stöße der Erkenntnis stets vorwärts
drängen.
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SCHACH-SPHINX/07350: Begriffliche Dauerschleife (SB)

Wieviel Wahrheit passt zwischen Wahnsinn und Genie? Das ist schwer zu
sagen, denn zunächst müßte man klären, was mit Wahnsinn eigentlich
gemeint ist. Eine Wahrnehmungsstörung oder eine Verhaltensanomalie?
Und was will Genie bedeuten? Die Ausformung eines Verstandes ohne
jeden Makel und Irrtum? Und was hat in diesem Bunde die Wahrheit zu
suchen? Trotz all dieser ungeklärten Begriffe machen es sich
Historiker und Journalisten leicht, wenn sie behaupten, dieser und
jener Groß- und Weltmeister in der Schachgeschichte sei vom Wahnsinn
umfangen gewesen. Wenn jemand mit einem Baum spricht, scheint dies
verdächtig zu sein, aber ein anderer, der mit seinem Hund redet,
erregt keinen Verdacht, als ob sein Hündchen tatsächlich die
menschlichen Worte verstehen könnte. Die Kommunikation mit sich
selber und anderen steht auf wackligen Füßen, und so scheint auch das
Spannungsverhältnis zwischen Wahnsinn und Genie eine
gesellschaftliche Fehlkonstruktion zu sein. Im heutigen Rätsel der
Sphinx aus der 18. Schacholympiade in Lugano quälte sich Bilek 127
Züge ab, bis er ein seiner Meinung nach gewonnenes Endspiel mit zwei
Damen und Königen auf dem Brett erreicht hatte, nur dass Bilek als
Faustpfand zum Sieg noch über Bauern verfügte. Und so machte er
seinen Zug 128.c3-c4?? mit einem Lächeln auf dem Gesicht, das ihm
jedoch schnell verging, als sein Kontrahent Heidelfeld mit seinem
nächsten Zug ins Remis entkam, Wanderer.
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Bilek - Heidenfeld

Lugano 1968


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Max Euwe war seinerzeit noch jung, als ihm der sorglose Fehlzug
10...Sf6xd5? widerfuhr, den sein Kontrahent Réti taktisch brillant
auszunutzen wußte: 11.Sc3xd5!! Db2xb1+ 12.Ke1-f2 Db1xh1 13.Lg5xe7
d7-d6 14.Le7xd6 Sb8-c6 15.Ld3-b5! Lc8-d7 16.Lb5xc6 b7xc6 17.Dd2-e2+
und Euwe gab auf, weil er dem Matt nicht entkommt: 17...Ke8-d8
18.Ld6-c7+ Kd8-c8 19.De2-a6# oder 17...Ke8-f7 18.Sf3-g5+ Kf7-g8
19.Sd5-e7+ Kg8-f8 20.Se7xg6+ Kf8-g8 21.De2-c4+ nebst Matt.
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SCHACH-SPHINX/07349: Mit der Wucht einer Keule (SB)

Es kommt gar nicht einmal selten vor, dass ein Spieler am Brett die
Partie aufgibt, weil er felsenfest davon überzeugt ist, dass keine
Rettung mehr möglich sei. Die Gründe für seine Annahme können
vielfältig sein, nur trifft es ihn wie mit einer Keule, wenn er am
Ende erfährt, dass für seine Kapitulation kein Anlass bestand. Als Sam
Shankland im Turnier zu Wijk aan Zee 2019 seinen König umlegte, war
Anish Giri auf der anderen Seite des Brettes mehr als verblüfft.
Hatte er sich etwa verhört? Nein, die Worte hallten noch in seinen
Ohren nach. Lag ein Irrtum vor? Wie sollte das möglich sein, denn
sein Brettgegner war niemand anderes als der damals amtierende
US-Champion. Also machte Giri den Amerikaner etwas verlegen darauf
aufmerksam, dass es sich bei der Stellung, die er soeben aufgegeben
hatte, um eine theoretische Remisposition handelte. Binnen einer
Sekunde dämmerte es Shankland mit schamhaftem Erröten, dass dies der
demütigendste Moment seines Lebens gewesen war. Im heutigen Rätsel
der Sphinx durchfuhr Euwe ein Gefühl der Scham, als er mit
10...Sf6xd5? in einen Fehlzug hineinstolperte, der nicht
wiedergutzumachen war, Wanderer.
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Réti - Euwe

Rotterdam 1920


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Fesselung 1...Lf8-c5? war nicht so zwingend, wie Miszto geglaubt
hatte, und sein Kontrahent Miszto ließ sich nicht täuschen und fand
mit dem Damenopfer 2.Dd3-h7+!! das Widerlegungsmatt: 2...Kh8xh7
3.Tg3xg7+ Kh7-h8 4.Tg7-g8+ Kh8-h7 5.Tg1-g7+ Kh7-h6 6.Tg7-g6+ Kh6-h7
7.Tg8-g7+ Kh7-h8 8.Tg6-h6#
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07348: Ausflüchte der modernen Zeit (SB)

Schachcafés gehören einer verlorenen Vergangenheit an. Man erinnert
sich noch an sie in zahlreichen Anekdoten, aber mit der heutigen
Wirklichkeit haben sie nichts mehr gemein. Und dies, obwohl heute
mehr gespielt wird als je zuvor, nur geschieht dies auf kalten
Schachplattformen. Die Distanz zum anderen Menschen ist ungleich
größer geworden. Die Geselligkeit wird durch einen Mausklick ersetzt.
Es ist eine Farce und billige Lüge zu behaupten, die Plattformen
hätten die Cafés sogar zurückgebracht, dass darüber neben flüchtigen
Begegnungen auch tiefe Freundschaften entstünden. Die Werbeformel
lautet: Niemand bleibt im Internet allein, stets findet sich ein
Partner zum Spiel. Als wäre dies etwas anderes als die entufernde
Verfügbarkeit, die den Menschen auf ein Symbol reduziert. Lachhaft
wird die Behauptung, dass Chatforen eine egalitäre Teilhabe am
gesellschaftlichen Diskurs ermöglichen würden, ganz wie es den
Idealen der Aufklärung entspräche. Die Entfernungen wachsen und sind
mit den klassischen Konzepten der Nähe nicht mehr zu kompensieren. Im
heutigen Rätsel der Sphinx waren die Irrtümer noch menschlich
greifbar, als Kloza mit seinem letzten Zug 1...Lf8-c5? darauf hoffte,
den weißen Läufer auf d4 in Fesseln zu setzen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07348: Ausflüchte der modernen Zeit (SB)]



Miszto - Kloza

Polen 1955


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Tschajenkow fand den Zug 1.Tb3-a3!!, wohl wissend, dass der schwarze
Springer den Turm wegen 1...Sc4xa3 2.Te1-f1! nicht schlagen durfte.
Die Drohungen gegen den schwarzen König wären dann nicht mehr zu
parieren. Also zog Schwarz 1...Da2-b1, aber die Hoffnung währte nur
kurz, als er durch 2.Ta3xa7! ein zweites Mal überrascht wurde, denn
nun war 2...Ta8xa7?? wegen 3.Te1-e8# nicht spielbar. Doch auf die
Antwort 2...Ta8-f8 folgte der dritte Schreck mit 3.Ta7-f7! Tf8-d8
4.Te1-f1! Schwarz spielte noch 4...Lh6-f4 5.Df5xf4 h7-h6 6.Df4-c7
Db1xc2 7.Tf7xg7+!, ehe er seinen König umlegte.
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/293: Modus der Eliten ... (SB)



"Im internationalen Spitzensport setzte ein Wettrüsten um sportlichen Erfolg und Medaillen ein. Dieses Rattenrennen erhöht nicht nur den Erfolgsdruck, sondern verschärft auch die Legitimationsproblematik öffentlich geförderter Spitzensportentwicklung." [1] 

(Analyse von "Athleten Deutschland e.V." Warum ist es uns das wert?)



"Athleten Deutschland e.V." möchte den "Elefanten im Raum auf die 
sportpolitische Agenda heben" und hat zu diesem Zweck der 
Öffentlichkeit eine 80seitige Analyse mit dem Titel "Warum ist es uns 
das wert? - Zur Gretchenfrage der staatlich geförderten 
Spitzensportentwicklung in Deutschland" vorgestellt. Doch hat sich der 
elitäre Lobbyverein damit nicht gründlich verhoben?

"Die grundständige Frage nach Sinn und Zweck - und damit auch nach 
den gesellschaftlich wünschenswerten Funktionen der staatlichen 
Spitzensportförderung - bleibt seit Jahrzehnten unzureichend 
beantwortet", bemängeln die Autoren Maximilian Klein 
(Beauftragter für Internationale Sportpolitik) und Johannes Herber 
(Geschäftsführer), ohne im mindesten die Frage zu berühren, ob 
demokratische Gesellschaften nicht auch ganz gut ohne den 
Hochleistungssport der Kinder und Erwachsenen auskommen könnten und 
welche Gesellschaftsveränderungen das voraussetzen würde. "Athleten 
Deutschland" (AD) fordert zwar eine "ehrliche Grundsatzdebatte und 
eine neue gesellschaftliche Verständigung zu den Zielen der staatlich 
geförderten Spitzensportentwicklung", was in einen neuen 
"Gesellschaftsvertrag" oder gar in ein "Sportfördergesetz" münden 
könnte, geht aber mit keinem Wort auf die Möglichkeit ein, dass es 
innerhalb der Bevölkerung auch eine immer breitere Ablehnung des 
staatlich geförderten Spitzensports geben könnte. Die sieben 
gescheiterten deutschen Olympiabewerbungen in Folge - für München 2022 
(Winter) und Hamburg 2024 (Sommer) gab es zuletzt sogar Befragungen 
von Bürgern, die sich mehrheitlich gegen die Kollateralschäden der 
olympischen Eventindustrie entschieden - sprechen zwar nicht unbedingt 
gegen den Hochleistungssport, wohl aber gegen die (damit untrennbar 
verknüpften) Rahmenbedingungen und Schattenseiten, von denen AD 
einige schlagwortartig aufzählt: "Skandale, Misswirtschaft, Missbrauch 
und Korruption." 

Um der auch unter Sportwissenschaftlern beklagten "Legitimationskrise 
des Spitzensports" etwas entgegenhalten zu können, müssen sich die 
Eliteathleten natürlich auf Kritik einlassen, zumal wenn sie nicht 
mit den Funktionären des Profi- und Spitzensports in einen Topf 
geworfen werden wollen, für die Werte und Marketing praktisch 
austauschbare Instrumente sind, um soziale, politische 
und ökonomische Legitimation zu erwirtschaften. Die Kritik darf aber 
nur so weit gehen, dass die Adressaten wie "Zuschauer*innen, 
Sporttreibende, Fans, Steuerzahler*innen" nicht auf die Idee kommen, 
die Gretchenfrage schlicht umzukehren und zu fragen beginnen: "Warum 
ist es uns das NICHT wert?". Und natürlich darf der vom 
Innenministerium gesponserte Lobbyverein auch nicht die Interessen 
seiner persönlichen Mitglieder sowie der politischen und 
gesellschaftlichen Stakeholder und Profiteure verprellen. Deshalb 
werden in der Analyse zwar viele Fußnoten verteilt, die auf 
wissenschaftliche Expertenaussagen zu nationalen und internationalen 
Spitzensportentwicklungen verweisen, auch der unangenehmen Art, doch 
weder wird einer kritischen Selbstrepräsentanz der Zuschlag gegeben 
noch wird auf die Argumente eingegangen, die gegen den vergleichsweise 
verbrauchsintensiven und verschleißträchtigen Spitzensport sprechen 
und welche Alternativen es zum kapitalistischen Mediensport moderner 
Prägung gäbe. Zumal wissenschaftliche Untersuchungen abseits der 
Sonntagsreden von Politik und Sportindustrie zeigen, dass die hehren 
Zuschreibungen, wie positiv der Spitzensport auf das Allgemeinwohl 
wirke, höchst zweifelhaft sind. Die Studienqualität zur Bestimmung von 
positiven und negativen Effekten sowie den Wirkungszusammenhängen des 
Spitzensports, so räumen auch die Autoren ein, scheint insgesamt 
"ausbaufähig" zu sein, "empirische Befunde für positive Effekte 
bleiben bisweilen lückenhaft, sind ambivalent oder nur begrenzt 
vorhanden". 

Warum der Aspekt "Gesundheit" im Positionspapier von AD so gut wie 
keine Rolle spielt, obwohl doch das allgemeine Narrativ besagt, 
dass die Leistungen der SpitzensportlerInnen die Bevölkerung zum 
gesunden Sporttreiben motivieren würden, lässt sich schnell 
beantworten: Damit ist schon längst keine Legitimation mehr 
herzustellen, nur noch die Kolportage hält den Eindruck aufrecht. 
Aufgrund der internationalen Konkurrenzsituation und der sich am 
Anschlag befindlichen Ausreizung aller Mittel und Methoden der 
Leistungsproduktion sind die körperlichen Belastungen durch Training 
und Wettkämpfe so immens geworden, dass sich die meisten 
SpitzensportlerInnen aufgrund des gestiegenen Verletzungsrisikos 
praktisch in permanenter Behandlung durch Physios, Sport- und 
Rehaärzte befinden. Kaum eine Profi- und Spitzensportkarriere verläuft 
ohne schwerste Verletzungen, verbunden meistens auch mit 
gesundheitlichen Langzeitschäden bis hin zur Invalidität. Kleinere 
Blessuren und Schmerzen, die mit unterschiedlichsten Mitteln 
behandelt, unterdrückt oder ignoriert werden, gehören ohnehin zum 
Alltag von SpitzensportlerInnen. Sie gelten als gesund, wenn sie in 
der Lage sind, zu trainieren und an Wettkämpfen teilzunehmen. 

Genaugenommen sind SpitzensportlerInnen also Vorbilder für einen 
geradezu destruktiven Umgang mit dem eigenen Körper: Auf der einen 
Seite ein Waren- und Wegwerfartikel, der unter hohem Aufwand erzeugt 
und marktgerecht konsumiert wird, auf der anderen Seite ein 
menschlich-maschinelles Etwas, das in den Talenteschmieden und 
Leistungszentren so lange optimiert wird, bis alle 
Verbrauchspotenziale ausgeschöpft sind. Viele der nicht so gut 
bemittelten SpitzensportlerInnen zehren fast ausschließlich vom 
sozialen Benefit, den Glücksgefühlen, Euphorieschüben und 
Medaillenträumen, während sie gleichzeitig körperlich und 
psychisch ausgezehrt werden. Tatsächlich sind SpitzensportlerInnen 
vor allem Vorbilder für den Leistungs- und Wachstumswahn der 
Altvorderen, Kräfte und Potenziale bis über die physische und 
psychische Erschöpfungsgrenze hinaus zu verschleudern. Sie sind damit 
Geschöpfe einer kapitalistischen Leistungs- und 
Wettbewerbsgesellschaft, die sich vor dem Hintergrund aktueller 
Umwelt- und Klimakrisen sowie der Aufrüstung zum Krieg an den Rand 
ihrer Selbstzerstörung gebracht hat. 

In der Lesart von AD indes muss man schon dopinggeschädigt oder den 
teils drastischen Trainingsregimen im Nachwuchsbereich anderer Länder 
ausgesetzt sein, um als ausgebeutet zu gelten. Dabei sollte doch 
längst klar sein, dass zum Beispiel "Doping" im wesentlichen eine 
Ablenkungsdiskussion darstellt, um den vermeintlich humanen 
Hochleistungssport zu rechtfertigen. Die Kontroll- und 
Überwachungsmaßnahmen, denen KaderathletInnen im Rahmen des 
Anti-Doping-Regimes unterworfen werden und die sich der normale 
Bürger in demokratischen Gesellschaften kaum gefallen ließe, finden 
in der Öffentlichkeit kaum noch Erwähnung, schon gar nicht in 
der Analyse von AD - so sehr sind die repressiven Strukturen der 
spitzensportlichen Leistungsgenese bereits vergesellschaftet.

Ausgeblendet wird zudem, dass SpitzensportlerInnen nur das 
Produkt von leistungssportlichen Ausleseprozessen sind, deren 
Bodensatz aus Fallengelassenen, Gestrandeten und Frühgeschädigten so 
gut wie keine mediale und gesellschaftliche Beachtung findet, während 
eine kleine Minderheit von etwa 10.000 Kaderathleten in Deutschland 
fast alle Aufmerksamkeit auf sich zieht. 

Die Kritik am Spitzensport ist normalerweise systemimmanent. Weil sich 
trotz enormer finanzieller Aufwüchse bei der Spitzensportförderung 
nicht die geforderten Medaillenerträge einstellten und die einfache 
Gleichung "mehr Geld = mehr Medaillen" nicht aufgegangen ist, 
entsteht vielfach Frust und Druck im Fördersystem. Um das zu ändern, 
plädiert AD für Kriterien, die individuellen Leistungssteigerungen und 
Gemeinwohlpotenzialen einen höheren Wert beimessen. "Oft ist es die 
Kombination aus sportlicher Leistung, Persönlichkeit und die 
dahinterstehende Geschichte der Athletinnen und Athleten, die die 
Menschen inspiriert und in Erinnerung bleibt", so Johannes Herber. 
[2] Nicht mehr die staatliche Medaillenfixierung, sondern die 
bewusste Gestaltung von Legitimation und Mehrwerten der öffentlichen 
Spitzensportförderung soll verstärkt in den Fokus rücken. "Dies macht 
eine Public Value Proposition ("Gemeinwohlversprechen") für den 
Spitzensport nötig. Es geht darum, wie mit Leistungen (Output) 
wohlfahrtssteigernde Mehrwerte (Impacts) gehoben werden können."

Die zum Teil beklagte, aber doch akzeptierte "Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit von Athlet*innen" könnte laut AD noch um den 
Ausbau der "Persönlichkeitsentwicklung" bei der Elitenförderung 
ergänzt werden. "Athlet*innen mit starken Persönlichkeiten können 
ihren Leistungen eine qualitativ höhere Wertigkeit verschaffen", 
glaubt AD. Bei der Mittelverteilung könnten zudem verstärkt 
gemeinwohlsteigernde Potenziale von Disziplinen zum Tragen kommen, um 
gesellschaftliche Mehrwerte auszuschöpfen. Indikatoren zur sozialen 
Akzeptanz und subjektiven Wahrnehmung des Spitzensports würden 
zusätzlich Aufschluss über den Legitimationsgrad der staatlichen
Maßnahmen geben und Rückschlüsse zu Handlungsbedarfen zulassen, um 
die Unterstützung der Steuerzahler*innen nachhaltig zu sichern, 
schreiben die Autoren, die zudem betonen, dass das keine Absage an 
das Bekenntnis zu Höchstleistungen sei. "Es ist eine Ansage, den 
Spitzensport für die Zukunft zu stärken. So könnten neue 
Förderkriterien entstehen, die den gesamten Wert unserer Leistung -
Medaillen und Gesellschaftsnutzen - abbilden."

Mit anderen Worten: Die staatliche Spitzensportförderung soll nicht 
mehr nur an den herkömmlichen Kriterien wie sportlichen Leistungen, 
Medaillenchancen oder anderen Erfolgskennziffern festgemacht werden. 
Jetzt sollen auch noch die sozialen Potenziale der Leistungssubjekte 
gemessen, verglichen und auf die Waagschale von "Gesellschaftsnutzen" 
oder "wohlfahrtsmaximierender Wirkung" gehoben werden. Die 
vollständige Erfassung, Inwertsetzung und Verfügbarmachung des 
Sozialen - verklärt als ganzheitliche Förderung - lässt grüßen! Genau 
das, was sich bislang nicht im Rahmen exakter Messwerte und 
vergleichender Kenngrößen darstellen und in Konkurrenzkämpfen 
gegeneinander ausspielen ließ, soll nun ebenfalls evaluiert werden und 
als Kriterium in das Förder- und Legitimationsschema des Spitzensports 
einfließen. Objektivierte Höchstleistungen auch bei der individuellen 
Persönlichkeitsentwicklung und nationalen Gemeinwohlproduktion - das 
kann ja heiter werden!

Anscheinend hat sich die deutsche Athletenvertretung bei der 
nationalpatriotischen Erhebung noch nicht genug hervorgetan. Anstatt 
unterschiedslos und solidarisch die Interessen ihrer Klasse, also 
aller internationalen Athleten, zu vertreten - was man ja noch 
halbwegs verstehen könnte -, hatte sich AD nach dem Überfall Russlands 
auf die Ukraine als verlängerter Arm der deutschen Außenpolitik 
produziert und sich rigoros für Sanktionen gegen russische und 
belarussische SportlerInnen ausgesprochen. Dabei können die russischen 
und belarussischen Athleten genauso viel oder wenig für den Krieg wie 
die deutschen Athleten. Inzwischen ist allerdings klar, dass sowohl 
die Sanktionspolitik der Ampelkoalition als auch der Wirtschaftskrieg 
gegen Russland die eigene Bevölkerung schwer schädigt. Der 
einfache Sport ist besonders von der Energiekrise und den 
Auswirkungen der Russlandsanktionen betroffen, ohne dass Ross und 
Reiter benannt und die organisierte Stimmungsmache gegen den 
russischen und belarussischen Sport durch deutsche Eliteathleten 
kritisiert werden. 

Um es klar zu sagen: Der nationale Lobbyverein "Athleten Deutschland 
e.V." vertritt nicht SportlerInnen-Interessen im Allgemeinen, sondern 
die förderpolitischen Interessen einer privilegierten Elite von 
deutschen Athletinnen und Athleten. Wer als SportlerIn keine Spitzen- 
oder Profisportambitionen hat und somit auch keinen Status als 
aktueller oder ehemaliger Bundeskaderathlet besitzt, kann dem 
Lobbyverein als ordentliches Mitglied nicht beitreten, was 
logischerweise impliziert, dass seine/ihre Interessen, Positionen und 
Ansichten dort nicht repräsentiert werden. Zwar gibt sich der Verein 
den Anschein, im Sinne "des Sports" und "der Athlet*innen" zu 
sprechen, zumal dort auch Projekte angeschoben werden, die 
Auswirkungen auf alle Sporttreibenden haben (siehe z.B. "Safe Sport" 
gegen Gewalt und Missbrauch im Breiten- und Leistungssport), doch das 
sollte den Blick nicht darauf verstellen, dass KaderathletInnen auch 
Interessen verfolgen, die im diametralen Verhältnis zu jenen von 
Amateur-, Hobby-, Breiten-, Freizeit- oder Gesundheitssportlern 
stehen, die zum Beispiel gerade die auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen orchestrierte Sanktionspolitik der Bundesregierung und ihrer 
VorzeigesportlerInnen auszubaden haben. 

Fußnoten:

[1] https://athleten-deutschland.org/wp-content/uploads/AD_Warum-ist-es-uns-das-wert_140822.pdf. 15.08.2022.

[2] https://athleten-deutschland.org/ein-neuer-gesellschaftsvertrag-fuer-den-spitzensport-athleten-deutschland-legt-analyse-zur-gretchenfrage-der-staatlich-gefoerderten-spitzensportentwicklung-vor/. 15.08.2022.
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/737: "Solidarisch durch die Krise" - Demonstrationsbündnis stellt Aufruf für den 22. Okober vor (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 30. September 2022

"Solidarisch durch die Krise" - Demonstrationsbündnis stellt Aufruf
vor



Mit Demonstrationen in Berlin, Dresden, Düsseldorf, Frankfurt,
Hannover und Stuttgart will ein breites zivilgesellschaftliches
Bündnis am 22. Oktober 2022 tausende Menschen auf die Straße bringen.
Die Veranstaltungen stehen unter dem Motto "Solidarisch durch die
Krise - Soziale Sicherheit schaffen und fossile Abhängigkeiten
beenden".

In dem heute veröffentlichten Aufruf verweisen die Initiator*innen auf
die Ängste und Sorgen vieler Menschen in Deutschland angesichts stark
steigender Preise in Folge von Putins Angriffskrieg. Neben Solidarität
mit der Ukraine fordern sie "eine solidarische Politik auch bei uns,
die gleichzeitig die Weichen stellt, um die Abhängigkeit von fossilen
Energien zu beenden". Millionen Menschen benötigten verlässliche
Entlastungen, Unterstützung und soziale Sicherheit, unterdessen
dürften Investitionen zur Bewältigung der langfristigen Klima- und
Umweltkrisen durch die Beendigung der Abhängigkeit von fossilen
Energien nicht aufgeschoben werden. "Die Regierung darf Soziales und
Ökologisches nicht gegeneinander ausspielen. Sie muss beides anpacken,
damit wir alle sicher durch diese Krise kommen", heißt es in dem
Aufruf weiter.

Konkret fordert das Bündnis zielgerichtete Entlastungen für jene, die
Unterstützung dringend brauchen, unter anderem in Form direkter
Transferleistungen, einer bezahlbaren Nachfolge des Neun-Euro-Tickets
und eines Schutzschirms für die Daseinsvorsorge. Daneben müsse eine
Gesamtstrategie für eine nachhaltige, bezahlbare Grundversorgung
entwickelt werden. Eine krisenfeste Zukunft benötige massive
Investitionen in den Klimaschutz in den Bereichen Infrastruktur, ÖPNV
und Landwirtschaft.

Die Herausforderungen seien nur mit einer grundlegenden Wende in der
Finanz- und Haushaltspolitik zu stemmen. Die Ampel-Koalition müsse
großen Reichtum endlich angemessen belasten und die Vermögenden zur
Solidarität verpflichten, um "die Gesellschaft vor dem
Auseinanderbrechen zu bewahren und gleichzeitig die klimapolitischen
Weichen zu stellen", heißt es in dem Aufruf. Konkret schlägt das
Bündnis das Abschöpfen von Übergewinnen, eine Vermögensbesteuerung für
die Reichsten, das Aussetzen der Schuldenbremse und den Abbau
klimaschädlicher Subventionen vor.

Der Aufruftext und detaillierte Informationen zu den Demonstrationen,
die fortlaufend ergänzt werden, sind unter www.solidarischer-herbst.de
abrufbar.

Das Bündnis #SolidarischerHerbst wird getragen von Campact, ver.di,
BUND, dem Paritätischen Gesamtverband, der Bürgerbewegung Finanzwende,
Attac, Greenpeace, der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
und dem Bundesverband Volkssolidarität.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 30.9.2022

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Email: bund(at)bund.net

Internet: www.bund.net

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 1. Oktober 2022 
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MEDIEN/208: Dokumentarfilm "Das verzweigte Aufbäumen - Von Zellstoff, Landkonflikt und Widerstand in Chile" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile 

Forstwirtschaft und Greenwashing durch FSC-Siegel

Von Ute Löhning



Was hat die chilenische Zelluloseproduktion mit uns zu tun? Das
beleuchtet der Dokumentarfilm "Das verzweigte Aufbäumen - Von
Zellstoff, Landkonflikt und Widerstand in Chile".

(Berlin, 26. August 2022, npla) - Was hat die chilenische
Zelluloseproduktion mit uns zu tun? Das beleuchtet der Dokumentarfilm
"Das verzweigte Aufbäumen - Von Zellstoff, Landkonflikt und Widerstand
in Chile" von Heiko Thiele, Sherin Abu Chouka und Tanja Wälty von
Zwischenzeit e.V. [1]. Der sehr informative Film ist ein Plädoyer für
würdige und ökologische Produktionsbedingungen und appelliert an die
internationale Verantwortung.

Der Film beginnt mit Bildern aus Berlin zu Beginn der Pandemie: ein
geschlossenes Kino, eine weggeworfene medizinische Maske im Park, ein
Paketzusteller mit vielen großen Kartons. "In der Corona-Pandemie
häufen sich die Meldungen über erhöhten Verpackungsverbrauch und
Engpässe von Klopapier," beschreibt die Stimme aus dem Off.
Tatsächlich liegt der Papierverbrauch in Deutschland pro Person mit
250 kg pro Jahr fünf mal höher als der weltweite Durchschnitt.


Chile ist eines der wichtigsten Erzeugerländer für
Zellulose

Die nächsten Aufnahmen bringen uns in den Süden Chiles, eines der
wichtigsten Erzeugerländer von Zellulose. Sie zeigen eine nach
Schwerindustrie anmutende Zellulosefabrik. Grauer und weißer Rauch
steigt aus Schornsteinen in den Himmel, im Vordergrund gestapelte
Baumstämme. Und wir sehen Straßenblockaden und brennende Barrikaden.
An Brücken und Seitenbegrenzungen hängen Transparente mit Forderungen
der Gewerkschaften zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der
Pandemie. Denn im April 2020 blockierten Arbeiter*innen, die die
Zellstofffabrik MAPA nahe der chilenischen Stadt Concepción ausbauen,
die Straßen. Sie streikten und forderten bessere Hygienestandards und
gesicherte Löhne bei Corona-Erkrankung.

MAPA ist eine der größten Zellstofffabriken Südamerikas, ein
Großprojekt, das mit internationaler Beteiligung ausgebaut wird. "Auch
die auf dem internationalen Markt agierenden Großkonzerne haben ihre
Arbeiter*innen gar nicht geschützt", erklärt die Filmemacherin Sherin
Abu Chouka. "Sie haben Busse eingesetzt, wo sie zusammengepfercht
sitzen. Es gab keine Masken, es gab keine Schutzmaßnahmen auf der
Arbeit und es sollte aber weiter gebaut werden".


Drei Viertel der Produktionsstandorte befinden sich im
Wallmapu, dem Siedlungsgebiet der indigenen Mapuche

2019 waren Sherin Abu Chouka und Heiko Thiele für fünf Monate in
Chile. Vor allem im Süden des Landes haben sie über die
Forstwirtschaft, einen der am stärksten umkämpften Sektoren der
chilenischen Wirtschaft, recherchiert und gedreht. Sie haben
Plantagen, Sägewerke und Häfen besucht, mit Forstarbeitern und
Führungskräften aus den Forstwirtschaftsbetrieben genauso gesprochen
wie mit Historiker*innen, anderen Expert*innen und Aktivist*innen.

Drei Viertel aller Forstplantagen und Zellstofffabriken befinden sich
in einem Teil des Wallmapu, des Siedlungsgebiets der indigenen
Mapuche, beschreibt Filmemacher Heiko Thiele. Die Mapuche hatten sich
den spanischen Kolonialherren widersetzen können. Erst im 19.
Jahrhundert gelang es dem jungen chilenischen Nationalstaat mit der
sogenannten "Befriedung" der Araucanía, große Teile des bis dahin
gemeinschaftlich betriebenen Landes zu erobern. Davon profitierten
auch viele deutsche, schweizerische und italienische Siedler*innen,
die im Süden Chiles Land erhielten.

"Da besteht eine hohe territoriale Macht der beiden Konzerne Arauco
und CMPC," betont Heiko Thiele. Hinter beiden Unternehmen steht
jeweils eine der reichsten Familien Chiles und ein Konsortium vieler
Firmen im Nahrungsmittel-, Erdöl- oder Bankensektor. 2,5 Millionen
Hektar besitzen die beiden Konzerne in Chile, eine Fläche fast so groß
wie Belgien. Während der Diktatur stiegen sie zu den großen Playern im
Bereich Forstwirtschaft auf.

"Nach dem Putsch 1973 zahlten die Unternehmen einen minimalen Preis
für enteignete Ländereien, privatisierte Waldgebiete und
Staatsbetriebe. Die Neuordnung der Besitzverhältnisse ergänzte die
Pinochet-Diktatur mit dem Gesetz 701", heißt es im Film, und Sherin
Abu Chouka ergänzt: "Das Gesetz 701 ist in der Diktatur verabschiedet
worden, auf Betreiben und unter Mitwirkung von den Großkonzernen CMPC
vor allem und auch ARAUCO, die davon maßgeblich profitiert haben, dass
viele Kleinbäuerinnen und Kleinbauern enteignet wurden. Danach gab es
Subvention vom Staat, Monokulturen anzupflanzen". Das sind vor allem
Kiefer und Eukalyptus. Beide Bäume wachsen schnell, entziehen dem
Boden aber auch viele Nährstoffe und bis zu 400 Liter Wasser pro Tag.
Nach fünf oder sechs Anbauzyklen ist der Boden ausgelaugt, es wächst
nichts mehr, wie Forstwissenschaftler im Film erklären.

"Die dritte Achse ist, dass sie Steuersubventionen im großen Maßstab
bekommen haben, und zwar auch über die Diktatur hinaus und die
Konzerne weiter profitiert haben. Im letzten halben Jahrhundert ging
knapp ein Drittel des gemäßigten Regenwaldes in Chile verloren. Und
dabei wird es nicht bleiben. Zumindest, wenn es nach dem bisherigen
'nationalen Aktionsplan' für die Forstpolitik geht. Denn der sieht
vor, dass zwischen 2015 und 2035 eine halbe Millionen Hektar in
Plantagen umgewandelt werden soll.


Widerständige Initiativen

Im Film kommen auch widerständige Initiativen zu Wort. Menschen, die
sich gegen den Einsatz von Glyphosat durch die örtliche
Zellulosefabrik wehren; Frauen, die Tauschmärkte für Saatgut
organisieren und Landbesetzungen wie die der Genossenschaft Mundo
Nuevo ("Neue Welt"). Dabei nahmen 16 Familien ein 5.000 Hektar großes
Forstgelände, das sie als Genossenschaft früher besessen hatten,
wieder in Besitz und errichteten dort Holzhütten.

Sehr bewegend ist das Zeugnis des über 80-jährigen Besetzers Andrés
Maldonado, mit dem die Filmemacher*innen gesprochen haben: "Ich bin
1936 geboren und wuchs auf diesem Grundstück mit dem Namen "Neue Welt"
auf. 1969 kaufte die Genossenschaft das Gelände schließlich, wir waren
damals 36 Mitglieder. 1974 drang das berüchtigte Forstunternehmen
Arauco hier ein und vertrieb die Menschen vom Grundstück", erinnert
sich Andrés Maldonado.

Die Off-Stimme im Film erklärt, dass Arauco in der Diktatur mit
Militär und Polizeieinheiten kooperierte, das Gelände gewaltsam räumte
und die Häuser anzündete. "Anschließend vermarktete das Unternehmen
die Baumbestände der Genossenschaft und legte neue Plantagen an."
Bertha Romero von der Genossenschaft "Mundo Nuevo" sagt im Film: "Ich
möchte, dass die Menschen in anderen Ländern erfahren, von wem sie
Holz kaufen und welchen Schaden sie bei uns damit anrichten." Und auch
die Filmemacher*innen appellieren an die internationale Verantwortung.
Denn Chile exportiert rund fünf Millionen Tonnen Zellulose pro Jahr
und das bringt dem Land wichtige Devisen. Ein Zehntel der weltweiten
Zellstoffexporte stammt aus Chile. Deutschland ist mit
durchschnittlich 150.000 bis 180.000 Tonnen größter europäischer
Endabnehmer, erfahren wir im Film.


"Green-Washing" mit dem FSC-Siegel?

Viele Verpackungen oder andere Zelluloseprodukte, die heute in
Deutschland im Umlauf sind, sind offiziell zertifiziert. Sie tragen
das FSC Siegel, ein als grüne Linie gezeichneter Umriss eines Baumes.
Drei von vier Bäumen in Chile laufen auch unter diesem Siegel.

FSC steht für Forest Stewardship Council, und für eine ökologisch
nachhaltige, sozial-förderliche und ökonomisch rentable
Waldwirtschaft. Das international gültige Zertifizierungssystem wurde
1992 auf dem Umweltgipfel in Rio initiiert. FSC hat schicke
Erklär-Videos erstellt, in denen es sich als Siegel für nachhaltiges
Holz und Papier präsentiert: "Wenn wir so weitermachen, ist bald kein
Wald mehr übrig. Und ohne Wald haben wir keine saubere Luft und auch
kein Holz mehr. Um das zu verhindern, wurde FSC gegründet".

Greenpeace und Robin Wood hingegen stellen das Zertifizierungssystem,
an dem über 80 Staaten teilnehmen, jedoch grundsätzlich infrage:
Solange diejenigen, die ein Unternehmen zertifizieren von diesem
Unternehmen bezahlt werden, könne das System FSC nicht funktionieren.
"Im Endeffekt ist es Green-Washing", resümiert Heiko Thiele. "Die
bekommen ein Siegel, können damit werben. Aber im Endeffekt wird die
Umwelt kontaminiert, die Landrechte werden nicht geachtet. Die
Angestellten werden auch nicht arbeitsschutzrechtlich gut behandelt".
Lucio Cuenca von der lateinamerikanischen Beobachtungsstelle für
Umweltkonflikte OLCA in Chile kritisiert: "Der Anspruch des Siegels
wird nicht eingelöst. Das Zertifizierungssystem von FSC verschleiert
den offenen Konflikt um das widerrechtlich angeeignete Land der
Indigenen".

"Das verzweigte Aufbäumen - Von Zellstoff, Landkonflikten und
Widerständen in Chile" lenkt den Blick auf die deutsche und die
europäische Verantwortung. Der fast 90-Minuten lange, sehr informative
Film, kann über das Medienkollektiv "Zwischenzeit e.V." in Münster
bestellt und ausgeliehen werden. Er eignet sich als Bildungsmaterial
für Schulen und Universitäten ebenso wie für politische
Diskussionsveranstaltungen mit den Filmemacher*innen. Und er ist ein
Plädoyer für würdige und ökologische Produktionsbedingungen und für
gerechtere Handelsbeziehungen.


Zu diesem Thema gibt es auch einen Audiobeitrag:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/zellstoff-landkonflikt-und-widerstand-filmrezension/


Anmerkung:

[1] https://www.zwischenzeit-muenster.de/


URL des Artikels:
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Neues Abkommen für die Artenvielfalt

von Fenna Otten, ROBIN WOOD-Tropenwaldreferentin



Sie trafen sich in Genf und Nairobi und wollten sich eigentlich im
Juli in Kunming zusammensetzen. Jetzt kommen sie doch erst im Dezember
in Montreal zusammen, um endlich ein neues Abkommen zu beschließen:
Regierungsvertreter:innen, Umweltschutzverbände, Wissenschaftler:innen
und Wirtschaftsakteure arbeiten auf Hochtouren am sogenannten
'post-2020 Global Biodiversity Framework', kurz GBF. Damit wollen sie
das Artensterben auf dem Planeten stoppen und unser Überleben
sichern. 

Das GBF ist ein strategischer Plan, um die Konvention für biologische
Vielfalt (Convention on Biological Diversity, CBD) umzusetzen, die
1992 auf dem UN-Umweltgipfel in Rio de Janeiro verabschiedet und von
mittlerweile 196 Vertragsstaaten unterzeichnet wurde. Die Zielsetzung
der Konvention ist der Erhalt der biologischen Vielfalt, die
nachhaltige Nutzung und die gerechte Verteilung der wirtschaftlichen
Gewinne.

Das GBF soll noch in diesem Jahr von den Vertragsstaaten beschlossen
werden und damit die Aichi-Ziele ablösen, auf die man sich 2010 auf
der 10. Vertragsstaatenkonferenz in Aichi, Japan, einigte. Keines der
20 Aichi-Ziele wurde erreicht. Die Artenvielfalt hat drastisch
abgenommen. Dennoch geht es weiter wie bisher - die Zielsetzungen von
Aichi und dem GBF ähneln sich stark.

Von Artenschutz und Landraub

Ein Kernziel des GBF ist, 30 Prozent der Erde bis 2030 unter Schutz zu
stellen. Damit löst es gewissermaßen Aichi-Ziel Nr. 11 ab, unter dem
Schutzziele von 17 Prozent für Landmassen und zehn Prozent für Küsten-
und Meeresgebiete bis 2020 anvisiert wurden.

Dieses pauschale '30x30'-Schutzziel bringt dem Artenschutz jedoch
wenig, könnte im Gegenteil aber zum größten 'grünen' Landraub aller
Zeiten führen. Denn es besteht vollkommene Unklarheit darüber, wer die
Entscheidungsmacht hat oder nach welchen Kriterien entschieden wird,
wo genau die Schutzgebiete liegen sollen.

Piereo Visconti und Kolleg:innen (2019) untersuchten das Resultat des
Aichi-Schutzziels Nr. 11, analysierten insbesondere den Sinn und
Unsinn quantitativer Zielvorgaben für Schutzgebiete. Zwar wurde das
Ziel fast erreicht, 17% der Landmassen und 10% der Küstengebiete und
Meere zu schützen - der Verlust der Artenvielfalt wurde jedoch nicht
aufgehalten, weder innerhalb noch außerhalb der Schutzgebiete.
Manchmal liegen die Schutzgebiete gar nicht dort, wo die Artenvielfalt
besonders hoch oder gefährdet ist. Viele Schutzgebiete werden
eingerichtet, ohne dass Managementpläne erarbeitet oder Schutzregeln
aufgestellt werden.

Die Liste der Probleme ist lang. In diesem Zusammenhang sehr spannend:
Würde man Gebiete, die besonders artenreich sind, den heute schon
formal unter Schutz stehenden Flächen hinzurechnen, dann wären wir
fast schon bei dem geforderten Schutzziel von 30 Prozent angekommen.
Das Artensterben gestoppt hat das aber nicht. Da viele der besonders
artenreichen Gebiete gleichzeitig die Heimat lokaler Gemeinschaften
und indigener Völker sind, besteht besonders im Globalen Süden die
Gefahr einer neuen Ära des Landraubs. Angetrieben von Klimakrise und
Artensterben steht die globale Forderung nach mehr Naturschutz über
der Anerkennung von lokalen Landrechten. Auch heute noch bedeuten die
Ausweisung von Naturschutzgebieten für viele Menschen Gewalt und
Vertreibung.

Naturschutz kann schaden

Naturschutz kann - vor allem im Globalen Süden - Menschenleben
zerstören. Als Schutzgebiet deklariert, umzäunt und mit Waffengewalt
verteidigt - das ist das Konzept der sog. 'fortress conservation'. Die
Einrichtung von Schutzgebieten nützt dabei häufig viel mehr der
Wirtschaft als der Natur oder den Menschen vor Ort. Unternehmen können
beispielsweise ihre Kohlenstoffbilanz mit Investitionen in den
Naturschutz auf der anderen Seite der Welt aufbessern. Damit leisten
sie jedoch lediglich einen Beitrag dazu, dass Natur zur Ware und
Umweltschutz privatisiert werden. Über 'carbon offsets', 'habitat
banks' oder 'wildlife derivatives' können Unternehmen Profit machen.
Naturschutz darf aber kein Geschäftsmodell sein!

In Deutschland werden Wälder abgeholzt, um dann doch lieber eine neue
Autobahn zu bauen - wie im Dannenröder Wald, einem
Natura-2000-Gebiete, 2020 geschehen. Unter solchen Umständen tragen
viele Schutzgebiete nicht zum Artenschutz bei, sondern existieren nur
auf dem Papier, so dass sich bereits der Begriff 'Paper-Parks'
etabliert hat. Einfach 30 Prozent der Erde in Naturschutzgebiete
umzuwandeln und zu hoffen, damit die Artenvielfalt erhalten zu können,
reicht nicht aus. 


Anfang Texteinschub

Artenschutz durch Schutzgebiete?


Eine Studie des Entomologischen Vereins Krefeld, bei der über einen
Zeitraum von fast 30 Jahren die Insekten-Biomasse in geschützten
Gebieten Deutschlands erfasst wurde, belegt, dass in diesem Zeitraum
die Biomasse der Fluginsekten um 76 Prozent zurück ging. Eine andere
Studie (Wauchope et al., 2022) hat weltweit untersucht, wie sich
Schutzgebiete auf die Population von Wasservögeln ausgewirkt [haben].
Ergebnis: Schutz allein garantiert keinen positiven Einfluss auf die
biologische Vielfalt. Um den Verlust der biologischen Vielfalt
aufzuhalten, müsse die Qualität bestehender Schutzgebiete verbessert
und auch außerhalb bestehender Schutzgebiete Maßnahmen ergriffen
werden, um die Bedrohungen abzuwenden.


Wenn es um den Erhalt der Artenvielfalt geht, kommt es also auch
darauf an, was auf den Flächen außerhalb der Schutzgebiete passiert:
Auf den Äckern, Forsten und in den Städten.

Ende Texteinschub


Natur schützen oder Zerstörung stoppen

Der Verlust artenreicher Ökosysteme ist die Folge unserer Lebensweise.
Die Ausweisung von Naturschutzgebieten allein ändert nicht unser
Wirtschaftssystem oder unsere Konsummuster, stoppt nicht die steigende
Nachfrage nach Rohstoffen und die Expansion agrar-industrieller
Produktion. Wir stoppen damit auch keine Subventionen, die direkt oder
indirekt zur Zerstörung unserer Umwelt beitragen. Wir schließen, ganz
im Gegenteil, weiter fröhlich Handelsabkommen, die Produktion und
Konsum steigern sollen - alles andere wäre ungemütlich für uns, hier
im Globalen Norden. Der Erhalt der Artenvielfalt kann nur gelingen,
wenn in Schutzgebieten effektive Maßnahmen umgesetzt und außerhalb der
Schutzgebiete Naturzerstörung unterbunden werden.

Es kann einen riesigen Unterschied machen, ob wir die Natur schützen
oder die Zerstörung unserer Umwelt aufhalten. 17 Prozent, 30 Prozent,
50 Prozent - das sind Zahlen, die Hoffnung geben sollen, obwohl sie
allzu oft reine Symptombekämpfung sind, willkürliche gesetzte Grenzen,
die in Form von Stacheldrahtzäunen Landrechte übergehen. Diese Zahlen
machen für die Artenvielfalt im Zweifel keinen Unterschied, für viele
Menschen aber bedeuten sie Gewalt und Vertreibung.

Es gibt unglaublich viele Gründe, das globale Artensterben zu stoppen -
 nicht zuletzt unser Überleben. Es gibt aber ebenso viele Gründe,
nicht einfach 30 Prozent der Erde in Naturschutzgebiete umzuwandeln
und zu hoffen, damit die Artenvielfalt zu erhalten.

tropenwald@robinwood.de

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Obwohl der Dannenröder Wald in Hessen nach der
Fauna-Flora-Habitatrichtlinie geschützt ist, wurde er 2020 abgeholzt,
um Platz für den Bau einer neuen Autobahn zu machen

 * 
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Mit Volldampf gegen die Wand

Ist die CBD COP15 schon, bevor sie begonnen hat, zum Scheitern
verurteilt oder gibt es vielleicht sogar Hoffnung, dass doch noch
alles gelingt?

von Christian Schwarzer



Die Verhandlungen zur CBD (Convention on Biological Diversity)
stehen vor großen Herausforderungen. Doch der Prozess läuft eher
schleppend. Am 26. Juni ist in Nairobi die jüngste Verhandlungsrunde -
die OpenEnded Working Group 4 (OEWG) - zu Ende gegangen. Geplant war
diese Sitzung ursprünglich nicht. Eigentlich wollten sich die 196
Vertragsstaaten der CBD schon Ende März bei der OEWG 3 in Genf auf
eine weitestgehend finale Version des Vertragstextes für das
sogenannte Post-2020 Global Biodiversity Framework (Post-2020 GBF)
verständigt haben. Dieser Versuch ging gründlich nach hinten los. Nun
ist die Conference of the Parties (COP) zur CBD für Dezember dieses
Jahres angesetzt. Trotz kurzer Zeit ist es bis dahin noch ein weiter
Weg.

Das Post-2020 GBF  ist als Nachfolgeabkommen für die 2020
ausgelaufenen Aichi-Ziele [1] und den Strategischen Plan 2011-2020
der CBD gedacht, welche trotz einiger positiver Entwicklungen
größtenteils nicht erreicht worden sind. Das Post-2020 GBF soll als
globales Rahmenwerk klare Ziele zum Schutz der biologischen Vielfalt
für 2030 definieren, sodass bis 2050 der Verlust der Biodiversität
nicht nur abgewendet wird, sondern die Natur sich auch wieder erholen
kann.

Die Verhandlungen für das Nachfolgeabkommen laufen bereits seit August
2019. Ursprünglich sollte das Post-2020 GBF im Oktober 2020 in Kunming
in China verabschiedet werden. Bis Anfang März 2020 wurde eifrig
verhandelt, doch dann kam Corona und machte dem Zeitplan der CBD einen
Strich durch die Rechnung. Vier Mal wurde der Termin für die COP
bisher verschoben. Zwischenzeitlich versuchte das CBD-Sekretariat den
Prozess durch virtuelle Verhandlungen voranzubringen. Nach einem Jahr
ohne jegliche Fortschritte fanden 2021 wieder erste offizielle
Sitzungen statt, u. a. eine OEWG. Die Sitzungen waren eigentlich als
formelle Online-Verhandlungen geplant und sollten den Vertragsstaaten
die Möglichkeit bieten, zu möglichst vielen Themen bereits einen
Konsens zu finden, und so die Arbeit der COP vereinfachen.

Der Online-Ansatz ist gescheitert

Statt den Verhandlungsprozess mit neuem Leben zu erfüllen, offenbarte
das Online-Format ein weiteres Mal, wie ungleich die Ressourcen auf
der Welt verteilt sind. Dutzende Staaten - größtenteils aus Afrika,
Südostasien und Lateinamerika - konnten aufgrund schlechter
Internetverbindungen oder/und instabiler Stromnetze nur sehr
eingeschränkt oder überhaupt nicht an den Verhandlungen teilnehmen.
Zusätzlich sorgten die verschiedenen Zeitzonen dafür, dass es den
Staaten nicht möglich war, bzw. diese nicht gewillt waren, gemeinsame
Zielvorstellungen zu den allermeisten Verhandlungstexten zu
entwickeln. Hierbei spielten auch noch die in einem Online-Format
fehlenden Möglichkeiten für vertrauensbildende Maßnahmen und
persönliche Konsultationen zwischen RegierungsvertreterInnen eine
Rolle, welche den Konsensfindungsprozess entscheidend behinderten.

Als dann im März 2022 endlich alle Vertragsstaaten in Genf zur ersten
physischen CBD-Sitzung (OEWG-3) seit zwei Jahren zusammenkommen
konnten, musste man mit den Verhandlungen de facto wieder bei null
anfangen. Die Genfer CBD-Runde ähnelte eher einem Wunschkonzert als
einer echten Verhandlung. Statt Kompromisse auszuloten, fügten die
Vertragsstaaten den Texten immer neue Vorschläge hinzu, welche -
mangels Konsens - zugleich in eckige Klammern gesetzt wurden. Aus
Interessensgegensätzen, leider viel zu oft immer noch entlang von
Nord-Süd-Linien, aber auch durch die Blockadehaltung von Ländern wie
Brasilien, resultierte am Ende ein wahres Meer an endlosen und völlig
unleserlichen Verhandlungstexten, die nahezu ausschließlich aus
Klammern bestanden.

Besonders frustrierend: Viele der vorgebrachten Themen und
Streitpunkte wurden in fast identischer Form bereits bei den
Verhandlungen über die Aichi-Ziele 2010 diskutiert. Immerwährend sind
Grundsatzdiskussionen zur Finanzierung. Dazu kommen aber auch neue
Aspekte, wie:


	Anerkennung rechtsbasierter Ansätze in der Ausgestaltung des GBF: Dazu zählen unter anderem die Anerkennung der Rechte von indigenen und lokalen Gemeinschaften, die Pflicht zur Einhaltung von Menschenrechten bei der Umsetzung der Ziele, die Stärkung des Gender Mainstreamings, die Rolle von Frauen bei der Umsetzung und die Rechte zukünftiger Generationen.

	Vorgaben zur Ausweisung von Schutzgebieten: Eine Reihe von Staaten bestehen darauf, dass das nationale Recht über den internationalen Vorgaben des GBF stehen muss. Dies steht in Teilen im Widerspruch zu dem vorher genannten Punkt.

	Finanzierung: Die Staaten im Globalen Norden scheinen prinzipiell zuzustimmen, dass die Mittel für den globalen Biodiversitätsschutz erhöht werden müssen, halten sich aber bisher über Höhe und Ausgestaltung zurück.



Als langjähriger Beobachter der CBD kommt man nicht umhin, sich wie
ein Gefangener in einem Geisterzug zu fühlen, der stur alle zehn Jahre
im Kreis fährt und an den gleichen Stationen Halt macht.

Eine weitere Verhandlungsrunde muss her

Da am Ende die Zeit weglief und ein Termin für die COP15 immer noch
auf sich warten ließ, sah sich das CBD-Sekretariat gezwungen, eine
eigentlich ungeplante vierte Sitzung der OEWG zu organisieren. Diese
fand nun vom 21. bis 26. Juni in Nairobi statt. In gewisser Hinsicht
kann man die OEWG-4 als die erste 'echte' Verhandlungsrunde zwischen
den Vertragsstaaten betrachten. Anders als in Genf wurden in Nairobi
tatsächlich alle Elemente des Vertragsentwurfs des
Post-2020-Abkommens, einschließlich aller Oberziele und Zielelemente,
von den Staaten ausführlich diskutiert, sodass nun immerhin die
unterschiedlichen Positionen und Interessen der jeweiligen
Verhandlungsgruppen recht klar sind. Im Vorfeld hatte das
CBD-Sekretariat das Ziel ausgegeben, dass während der OEWG-4 80% der
eckigen Klammern aus den Verhandlungstexten entfernt werden sollten.
Dieses Ziel konnte in Nairobi nicht erreicht werden. Im Gegenteil: Am
Ende ist die Zahl der Klammern eher gewachsen als geschrumpft.

Und wie will man nun aus dieser Misere wieder herauskommen? Eine
fünfte - auch wieder ungeplante - Sitzung der Open-Ended Working Group
muss wohl her. Das COP-Büro schlägt vor, dass diese unmittelbar vor
dem Beginn der COP15 tagen soll. Denn trotz der coronabedingten
Verschiebungen beharrt ein Großteil der Vertragsstaaten weiterhin
darauf, dass wesentliche Ziele des GBF bis 2030 erreicht werden
sollen. Wird das GBF wie geplant Ende 2022 verabschiedet, blieben dann
nur noch sieben Jahre für die Umsetzung. Angesichts der Tatsache, dass
neben anderen Faktoren das Scheitern der Aichi-Ziele auch darin
begründet liegt, dass die Umsetzungsphase einfach zu kurz war, muss
man sich fragen, ob eine noch kürzere Umsetzungsperiode wirklich
hilfreich ist oder das Post-2020-Abkommen damit zum Scheitern
verurteilt wird, noch bevor es überhaupt verabschiedet worden ist.



Als langjähriger Beobachter der CBD kommt man nicht umhin, sich
 wie ein Gefangener in einem Geisterzug zu fühlen, der stur alle zehn
 Jahre im Kreis fährt und an den gleichen Stationen Halt macht.



Auf die nächsten fünf Monate kommt es an

Nachdem es fast ein ganzes Jahr lang keinen offiziellen Termin für die
COP15 und somit keinen Endpunkt für den Post-2020-Prozess gab, konnte
nun endlich ein Kompromiss gefunden werden. Die CBD COP15 wird vom 5.
bis 17. Dezember 2022 stattfinden, ggf. mit einer vorgeschalteten
OEWG-5-Sitzung ab dem 1. Dezember. China behält seine
COP-Präsidentschaft, jedoch wird der Austragungsort von Kunming an den
Sitz des CBD-Sekretariates nach Montreal verlegt. Diese Lösung war
lange erwartet worden, da Chinas Null-COVID-Politik die Ausrichtung
internationaler Konferenzen faktisch unmöglich macht. Jedoch dauerte
es Monate, bis die chinesischen VertreterInnen im COP-Büro endlich
auch diesem Kompromiss zustimmten. Hier und auch an anderen Stellen
hat die mit Spannung erwartete chinesische COP-Präsidentschaft durch
passives Verhalten bisher eher enttäuscht.

Mit Blick auf den festgefahrenen Verhandlungsprozess im Rahmen der
OEWG-4 wird es in den kommenden Monaten von großer Bedeutung sein,
dass die Vertragsstaaten die Zeit nutzen, um sich untereinander
abzustimmen. So könnten sie in bi- und multilateralen Settings und
Foren wie der UN-Generalversammlung oder der G20 Kompromisse ausloten
und durch informelle Denkpapiere und Non-Papers versuchen, den Prozess
voranzubringen. Auch die Rolle von MinisterInnen sowie Staats- und
RegierungschefInnen wird neues Gewicht bekommen, denn nur sie können
die politischen Entscheidungen treffen, die den Prozess aus der
Sackgasse herausholen könnten.

Der Erfolg des Post-2020 Global Biodiversity Frameworks wird jedoch
nicht allein davon abhängen, ob es in den kommenden Monaten gelingt,
die 196 Vertragsstaaten der CBD dazu zu bringen, wenigstens eine grobe
gemeinsame Stoßrichtung bei der Entwicklung eines ambitionierten
Abkommens für den Schutz der biologischen Vielfalt einzuschlagen.
Vielmehr wird sich das Rahmenwerk auch daran messen lassen müssen, ob
die Mechanismen für seine Umsetzung, darunter die Frage der
Finanzierung sowie der Messbarkeit von Fortschritten bei der
Erreichung von Zielen, wirklich ausreichen, um dem Verlust der
biologischen Vielfalt dauerhaft Einhalt gebieten zu können - ohne
dabei Menschenrechte und die Rechte von Indigenen und lokalen
Gemeinschaften zu vernachlässigen.

Christian Schwarzer ist Gründer des Global Youth Biodiversity
Networks und bis heute Teil des Steuerungskreises.

Verweis:

[1] https://www.cbd.int/sp/targets/
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Rio plus 30: und sie bewegt sich doch ...

Zivilgesellschaft und Kommunen treiben Nachhaltigkeit voran

von Gerd Oelsner



Mit dem 'Erdgipfel' erhält vor dreißig Jahren das Konzept einer
nachhaltigen Entwicklung Einzug in die politische Arena. Es hat
seitdem vor Ort viele Gesichter bekommen, besonders Zivilgesellschaft
und Kommunen haben sich als wichtige Nachhaltigkeitstreiber erwiesen.
Mit immer neuen Initiativen sind sie seitdem die Motoren einer
sozial-ökologischen Transformation. Die folgenden Ausführungen lehnen
sich eng an das neu im oekom-Verlag erschienene Buch
"Nachhaltigkeitstreiber - Lokale Agenda 21, Kommunen und
Zivilgesellschaft als Pioniere des Wandels" an.

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung
(United Nations Conference on Environment and Development - UNCED) vom
3. bis 14. Juni 1992 in Rio de Janeiro markiert eine entscheidende
historische Wegmarke für das Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung.
Außer den VertreterInnen von über 170 Staaten nehmen zahlreiche NGOs
an der Konferenz teil. Neben völkerrechtlich verbindlichen
Konventionen zu Klima und biologischer Vielfalt wird mit der 'Agenda
21' ein umfassendes Aktionsprogramm für nachhaltige Entwicklung für
das 21. Jahrhundert verabschiedet. NGOs, Zivilgesellschaft und
Kommunen nehmen in diesem als Akteure und Partner eine zentrale Rolle
ein. Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung wird darin nicht genauer
erläutert, sondern in der 'Rio-Deklaration' nur als Recht auf
Entwicklung umschrieben. Dies erfolgt in enger Anlehnung an den die
Konferenz vorbereitenden und 1987 erschienenen 'Brundtland-Bericht',
für den eine nachhaltige Entwicklung den Entwicklungs- und
Umweltbedürfnissen heutiger und künftiger Generationen in gerechter
Weise entsprechen muss.

Für ein 'Zukunftsfähiges Deutschland'

Bei der Umsetzung der Agenda 21 auf nationaler Ebene übernehmen die
NGOs in Deutschland eine Vorreiterrolle. Ein halbes Jahr nach der
Rio-Konferenz gründen 35 Verbände im Dezember 1992 das 'Forum Umwelt &
Entwicklung', das seitdem die Umsetzung der Rio-Beschlüsse begleitet
und vorantreibt. Den wichtigsten Impuls für die deutsche
Nachhaltigkeitsdiskussion nach der Rio-Konferenz und weit darüber
hinaus setzt 1995 die Studie 'Zukunftsfähiges Deutschland - Ein
Beitrag zu einer global nachhaltigen Entwicklung', die vom Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und Misereor in Auftrag
gegeben wurde. Die Studie präzisiert den in Rio unklar gebliebenen
Begriff einer nachhaltigen Entwicklung: "Mit diesem Leitbegriff
verbindet sich die Erkenntnis, dass umweltpolitische Probleme nicht
isoliert von der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung betrachtet
werden können, sondern ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich ist.
Umwelt und Entwicklung sind zwei Seiten einer Medaille."[1]
Methodisch baut die Studie auf dem aus den Niederlanden stammenden
Konzept des 'Umweltraums' auf, den Menschen in der natürlichen Umwelt
nutzen können, ohne ihn zu beinträchtigen. Damit werden auch die
'Grenzen des Wachstums' operationalisiert. Der notwendige Wandel ist
für die Studie nicht das Ergebnis einer umfassenden Strategie, sondern
kommt durch eine Vielzahl von Akteuren im Kleinen und Großen zustande.
Die insgesamt acht Leitbilder greifen Ideen und Initiativen von
Akteuren auf und umfassen Schwerpunkte wie Konsum oder Städte als
Lebensraum. Die Studie findet breite Resonanz in der Öffentlichkeit.
Allein im ersten Jahr nach dem Erscheinen finden dazu über tausend
Veranstaltungen statt.[2]


Anfang Texteinschub

Stockholm 1972: 'Nur eine Erde'


Schon 20 Jahre vor der Rio-Konferenz findet im Juni 1972 auf
Initiative Schwedens eine internationale "Konferenz der Vereinten
Nationen über die Umwelt des Menschen" in Stockholm statt. "Only one
earth - nur eine Erde" lautet das Motto der Veranstaltung, an der neben
VertreterInnen aus 113 Ländern als Novum in der UN-Geschichte auch
zahlreiche NGOs teilnehmen. Die indische Ministerpräsidentin Indira
Gandhi eröffnet dort mit ihrem Beitrag die globale Debatte über den
Zusammenhang von Armutsbekämpfung und Umweltschutz. Dieser schlägt
sich auch in der verabschiedeten Deklaration nieder. Die Erklärung
verbindet einleitend das fundamentale Recht auf ein Leben in Würde und
Wohlbefinden mit dem Schutz der Umwelt für gegenwärtige und künftige
Generationen. Auch ein zentrales Motto künftiger
Nachhaltigkeitsaktivitäten wird in Stockholm geprägt: "Think globally,
act locally - Global denken, lokal handeln".[2] Ebenfalls 1972 stößt
ein Bericht an den Club of Rome die Diskussion über "Die Grenzen des
Wachstums" an.

Ende Texteinschub


Die erste Generation: lokale Agenda 21

Unterstützt durch Landes- und Bundes-Agenda-Büros beschließt jede
fünfte Kommune in Deutschland eine Lokale Agenda 21 zur Umsetzung der
Agenda 21. Sie setzt als Türöffner eine nachhaltige Entwicklung auf
die politische Tagesordnung und verbreitet sie als Multiplikatorin in
die Fläche. Die in der Agenda 21 recht allgemein gehaltenen Vorschläge
für eine Lokale Agenda 21 werden in den Kommunen als großes
Realexperiment mit Leben erfüllt. Im Mittelpunkt steht ein neues
Partizipationsund Kooperationsmodell, das die verschiedenen Akteure in
den Kommunen zusammenbringt. Verwaltung, Gemeinderat und
Zivilgesellschaft werden zum 'AgendaDreieck' der Zusammenarbeit. Wo
dieses gelingt, ist die Lokale Agenda 21 erfolgreich. Treibende
Elemente der Prozesse sind eigenständig arbeitende bürgerschaftliche
Arbeitskreise mit dort entstehenden Projekten, die mit Unterstützung
der Verwaltung umgesetzt werden. Sie stoßen als 'Agenda-Schneebälle'
weitere Aktivitäten an, beispielsweise viele BürgerInnensolaranlagen.
Über die etablierten Verbände hinaus wird vor allem die nicht
organisierte Zivilgesellschaft, also örtliche Gruppen und BürgerInnen
aktiviert. "Ohne jeden Zweifel sind die vielen Projekte zur
Entwicklung einer 'Local Agenda 21' eine der wirklichen
Erfolgsgeschichten des Rio-Prozesses", bilanziert der frühere
Umweltminister und Exekutivdirektor des UN-Umweltprogramms Klaus
Töpfer.[3] Auf Dauer brauchen solche Prozesse als Gemeinschaftswerk
der Akteure stabile organisatorische und finanzielle Strukturen,
politische Unterstützung und Rahmensetzungen für eine
zukunftsgerichtete Perspektive. Deren Fehlen führt zum Einschlafen
vieler Prozesse, wobei viele einzelne Projekte fortgesetzt werden und
die Lokale Agenda 21 oft in anderen Strukturen aufgeht. Auf Landes-
und Bundesebene werden die geschaffenen Unterstützungsstrukturen nicht
weitergeführt, was auch zur Schwächung der örtlichen Prozesse
beiträgt.


So wie für erfolgreiche Lokale Agenda 21-Prozesse die
 Schnittstelle von Kommune und Zivilgesellschaft kennzeichnend ist,
 wird jetzt die Schnittstelle von Zivilgesellschaft und Wirtschaft
 zum neuen Markenzeichen.



Die zweite Generation: wachstumskritische Initiativen

Auch im Umfeld der Postwachstumsdebatte nach der Jahrtausendwende
kommen viele neue zivilgesellschaftliche Initiativen und Impulse aus
dem Ausland nach Deutschland: Repair-Cafés aus den Niederlanden,
Transition- und Fairtrade Towns aus England oder die
Gemeinwohl-Ökonomie aus Österreich. Gemeinschaftsgärten zeigen
anschaulich, wie Nachhaltigkeit in der Praxis ökologisch und sozial
aussieht. Ansätze des Teilens oder Tauschens verbreiten vielerorts
eine 'Sharing Economy'. Verbesserte gesetzliche Rahmenbedingungen
führen zu einem Boom von BürgerInnenenergiegenossenschaften als
Energiewende von unten und einer Renaissance der Genossenschaften. Im
Unterschied zur Lokalen Agenda 21 entstehen die meisten Initiativen
'bottom up' und nicht 'top down'. Sie zeichnet eine stärker
unabhängige und selbsttragende Struktur aus. So wie für erfolgreiche
Lokale Agenda 21-Prozesse die Schnittstelle von Kommune und
Zivilgesellschaft kennzeichnend ist, wird jetzt die Schnittstelle von
Zivilgesellschaft und Wirtschaft zum neuen Markenzeichen. Für die
propagierte und auch praktizierte nachhaltige Lebensweise verschmilzt
dabei oft die bisher getrennte Rolle von ProduzentInnen und
KonsumentInnen zum neuen Typ der ProsumentInnen wie die vielen
BürgerInnensolaranlagen zeigen. Viele Ansätze etablieren sich und
finden schneeballartig große Verbreitung.

Kommune und Region als Aktionsraum

Für diese Initiativen sind Kommunen und Regionen der zentrale
Aktionsraum. Auch eigenständige zivilgesellschaftliche
Nachhaltigkeitsinitiativen sind irgendwann auf die Zusammenarbeit mit
der Kommune und oft auch deren Unterstützung angewiesen. Dies wird
seit der Lokalen Agenda 21 zum beiderseitigen Nutzen bereits oft und
erfolgreich praktiziert: Räumlichkeiten für Initiativen und
nachhaltige Start-ups, Flächen für Gemeinschaftsgärten, Dächer für
BürgerInnensolaranlagen oder Kleinprojektefonds und BürgerInnenbudgets
zur finanziellen Unterstützung sowie Internet-Plattformen mit allen
örtlichen und regionalen Angeboten für ein nachhaltiges Leben sollten
flächendeckend zum Standard werden. Damit können vor Ort gemeinsam
nachhaltige Lösungen für eine sozial-ökologische Transformation
realisiert werden.

Gerd Oelsner leitete das Agenda- und Nachhaltigkeitsbüro
des Landes Baden-Württemberg seit der Gründung 1998 bis
zum Jahr 2020.




Anmerkungen:

[1] BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland/Misereor
(Hrsg.) (1996): Zukunftsfähiges Deutschland - Ein Beitrag zu
einer global nachhaltigen Entwicklung. Studie des Wuppertal
Instituts für Klima, Umwelt, Energie. Basel/Schweiz. Zitat S. 24.

[2] Grober, Ulrich (2010): Die Entdeckung der Nachhaltigkeit.
Kulturgeschichte eines Begriffs. Mün-chen. Seite 229 ff.

[3] Töpfer, Klaus (2006): Vom Rhein nach Rio - Umweltpolitik wird
global. In: Vahrenholt, Fritz (Hrsg.) (2006): Die Umweltmacher.
20 Jahre BMU - Geschichte und Zukunft der Umweltpolitik.
Hamburg. S.23-33, Zitat S.29.
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WWF Pressemitteilung - 30. September 2022

Mit Kakao den Regenwald erhalten

WWF zum Tag des Kakaos: Beim Anbau in Ecuador erweisen sich
Agroforstsysteme als Gewinn für Mensch und Natur



Deutschland ist Schokoladenland: Rund 440.000 Tonnen Kakao werden
hierzulande im Jahr verarbeitet. Um die hohe Nachfrage nach der Bohne
zu decken, wird Kakao zum Großteil als Monokultur angebaut und dafür
tropischer Regenwald zerstört. Am Internationalen Tag des Kakaos, dem
1. Oktober, weist der WWF darauf hin, dass die Wahl der Tafel am
Schokoladenregal einen Unterschied macht. Ein Projekt des WWF
Deutschland und WWF Ecuador, zeigt, wie die Produktion von Kakao auch
einen positiven Beitrag zum Erhalt der lokalen Biodiversität leisten
kann. In der ecuadorianischen Provinz Napo entwickeln und erproben die
Partner gemeinsam mit indigenen und lokalen Gemeinschaften eine
Methode zu entwaldungsfreien Lieferketten nach Deutschland.

"Entscheidend für die nachhaltige Produktion von Kakao ist der Anbau
von vielschichtigen Agroforstsystemen. Anders als bei Monokulturen
werden die Kakaobäume hier mit verschiedenen Nutzpflanzen angebaut und
wachsen in ihrem Schatten, sodass kein Wald dem Bau von Plantagen
weichen muss", sagt Michelle Neuhaus, Projektleiterin für Südamerika
beim WWF Deutschland.

In der Projektregion bauen die indigenen Landwirt:innen Edelkakao nach
ökologischen Standards in solchen Agroforstsystemen an. Die
Anbaumethode hat in Ecuador Tradition. Der WWF unterstützt sie dabei,
die Wertschöpfung durch Schulungen zu erhöhen und stabile
Geschäftsbeziehungen zu deutschen Schokoladenherstellern aufzubauen.
"Das Geschäftsmodell ist ein Gewinn für alle Beteiligten. Es befähigt
die Kakaobäuer:innen dazu, einer nachhaltigen Produktion nachzugehen,
die ihren Lebensunterhalt sichert und ihr traditionelles Wissen
erhält. Gleichzeitig bietet es Abnehmern die Gewissheit, hochwertige
Bohnen aus ökologischem Anbau zu erhalten", so Neuhaus.

Ecuador ist weltweit als größter Anbauer von Edelkakao bekannt. Einer
WWF-Studie zufolge ist aber davon auszugehen, dass der Anteil von
Edelkakao an der heimischen Produktion zunehmend sinkt. Grund dafür
ist die starke Verbreitung der Hybridsorte CCN 51, die wegen ihrer
Hitzeresistenz zunehmend als Monokultur angebaut wird. "Solche
Anbausysteme locken kurzfristig mit hohen Erträgen. Langfristig laugen
sie aber die Böden aus und lassen keinen Raum für Artenvielfalt", sagt
Neuhaus. Bei CCN 51 handelt es sich um eine künstliche Züchtung, die
nicht als qualitativ hochwertiger Edelkakao gilt.

Hintergrund

Die durch SÜDWIND e. V. verfasste Studie "Zwischen Edelkakao und
Massenware - die Entwicklung des Kakaoanbaus in Ecuador" aus dem Jahr
2022 untersucht die Kakaolieferkette aus Ecuador und wertet das
Potential des Kakaosektors für nachhaltige Anbaumethoden aus. Die
Studie ist im Rahmen des Projektes "Indigenous Amazonian Chakras,
leading the way for a sustainable cocoa supply chain" entstanden. Das
Projekt wird durch die Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH im Auftrag des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) unterstützt. Es
wird seit 2021 von WWF Deutschland und WWF Ecuador gemeinsam
durchgeführt. 


WWF-Studie: Die Entwicklung des Kakaoanbaus in Ecuador

Ohne Kakao gäbe es keine Schokoladenprodukte. Deutschland gehört zu
den bedeutendsten Verarbeitern von Rohkakao. 440.000 Tonnen Kakao
werden jährlich in der Bundesrepublik verarbeitet.

PDF - 5,24 MB

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Amazonas/WWF-Studie-Kakao.pdf
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Die Berliner Umweltzeitung

Ritter in bunter Hülle?

In 80 Nutzpflanzen um die Welt - Teil 6: Hülsenfrüchte

von Anke Küttner



Es war einmal eine Prinzessin, die konnte nicht gut schlafen, weil sie
auf einer kleinen Erbse lag. Die kleinen, grünen Kullern gehören zu
der großen Pflanzenfamilie, um die es im sechsten Teil unserer Reise
um die Welt in 80 Nutzpflanzen geht - zu den Hülsenfrüchten. Manche
Vertreter der Hülsenfrüchtler zählen wir zu den Grundnahrungsmitteln,
andere zum Gemüse und wieder andere zu den Nüssen und Kernen.

Herzhafte Erdnuss-Gerichte

In die letzte Kategorie fällt die Erdnuss. Sie ist heute in vielen
unserer Nuss- und Snackmischungen drin, wir lieben sie mit Schokolade
und Karamell und bestreichen unser Brot mit Butter aus ihr, solange
wir nicht allergisch auf sie reagieren. Scheinbar ist sie also
vorwiegend ein Snack und Bestandteil vieler süßer Leckereien. Dabei
ist die Erdnuss in vielen Ländern eher ein Grundnahrungsmittel und
Bestandteil vieler herzhafter Gerichte, zum Beispiel Erdnuss-Eintopf
(Maafe) in Mali, Erdnusssuppe mit Fufu (Brei aus Maniok) in Nigeria
oder Erdnusssoße in vielen asiatischen Ländern.

Doch die Erdnuss kann viel mehr. Als Hauptbestandteil von 'Plumpy-nut'
hat sie Millionen Kindern das Leben gerettet. Das ging allerdings
nicht ganz ohne Kontroverse darüber ab, wer diese energiereiche
Erdnussbutter wie herstellen und vermarkten durfte. Die französische
Herstellerfirma hatte sich das Produkt, das auch von UNICEF weltweit
in Krisengebieten gegen Hunger und Unterernährung eingesetzt wurde,
patentieren lassen. Damit sollten wohl in erster Linie die USA daran
gehindert werden, den Markt mit großen und billigen Mengen zu
überfluten und mit dem Leid der Kinder Gewinn zu machen. Partnerländer
in Afrika konnten Plumpy-nut selbst produzieren. Die Herstellung vor
Ort sorgte für kurze Wege und stärkte gleichzeitig die Wirtschaft der
Produktionsländer, was langfristig auch zur Ernährungssouveränität
beitragen kann.

Soja, so jar nich nachhaltig

Gemeinsam ist allen Hülsenfrüchten der hohe Proteingehalt. Die mit
Abstand wichtigste Hülsenfrucht ist, global betrachtet, die Soja. Ihr
besonders hoher Eiweißertrag pro Hektar macht ihren Anbau so beliebt.
Außerdem enthält die 'Wunderbohne' alle essenziellen Aminosäuren in
ausreichender Menge, was sie ernährungsphysiologisch sehr wertvoll
macht.

Von den angebauten Mengen, jährlich im dreistelligen
Millionen-Tonnen-Bereich, landet jedoch nur ein kleiner Teil direkt in
unseren Mägen. 80 Prozent der angebauten Soja verschwinden in den
Mägen von Hühnern, Schweinen und Co. in der Massentierhaltung. So mag
also das Suppenhuhn oder das Schweinekotelett aus der Region stammen,
das Futter aber hat unter Umständen sehr weite Wege hinter sich. Doch
damit nicht genug: In den Anbauländern gehen dafür wertvolle Flächen
und Ökosysteme verloren. Auch im sogenannten Biosprit landen die
wertvollen Bohnen.

Das wohl wichtigste, aber keineswegs einzige Beispiel ist Brasilien.
Hier wird die meiste Soja weltweit angebaut und leider führt das zu
massiven Interessenkollisionen. Auf der einen Seite stehen globale
Großkonzerne, die viel Geld mit Soja verdienen, auf der anderen Seite
liegen dort die 'grüne Lunge' unseres Planeten und die artenreichste
Savanne der Welt - der Amazonas und der Cerrado.

Gerade der Cerrado wird für den Sojaanabau plattgemacht. Lange Zeit
war er vor Abholzung und Zerstörung geschützt, weil der Boden als
ungünstig für landwirtschaftliche Nutzung galt, ist er doch eher sauer
und nährstoffarm. Doch die industrielle Landwirtschaft hat dafür
scheinbare Patentrezepte: mit Gentechnik, Kunstdünger und Pestiziden
bietet sie Komplettpakete, die zumindest eine Zeitlang Ertrag bringen.
Das wurde auch dem Cerrado zum Verhängnis, wo inzwischen 70 Prozent
der brasilianischen Soja herkommen und nur noch 20 Prozent des
ursprünglichen Waldes stehen.

Soja, die direkt zur menschlichen Ernährung verwendet wird, ist
übrigens viel weniger problematisch. Sojabohnen sind eine wertvolle
Proteinquelle, und ohne den Umweg über das Tierfutter und das Fleisch
wird deutlich weniger Fläche verbraucht. Außerdem werden die Bohnen
für Tofu und Co. oft unter umweltfreundlicheren Bedingungen in Europa
angebaut. Vegetarier*innen essen also nicht den Regenwald auf.
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Bewässerungsgraben an einem Erdnussfeld in Südasien.

Foto: Saran Raj/Seratobikiba, CC BY-SA 4.0

(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), 

via Wikimedia Commons




Vorteil Hülsenfrucht

Grundsätzlich leisten die Hülsenfrüchte einen wesentlichen Beitrag zur
Ernährungssicherheit. Ihre Vielfalt und die verschiedenen
Nutzungsmöglichkeiten sowie ihre Fähigkeit, den Boden zu verbessern,
machen sie zu einem wertvollen Schatz der Landwirtschaft.

Neben Erdnüssen und Soja werden auch viele andere Hülsenfrüchte immer
beliebter, zum Beispiel die eingangs erwähnte Erbse als Ersatz für
tierische Produkte, zum Beispiel für Milch. Die 'Milch' auf
Erbsenbasis kann mit sehr kurzen Transportwegen auskommen, wächst sie
doch hervorragend auf unseren Feldern - im Gegensatz zur Soja, die
deutlich empfindlicher ist, besonders was Temperatur und Wasser
angeht. Tatsächlich ist die Erbse die am meisten angebaute
Hülsenfrucht in Deutschland, gefolgt von Ackerbohne, Soja und der
Süßlupine, einer weiteren Milchersatzpflanze.

Milch stammt übrigens immer aus den Zitzen eines Tieres. Bei den
Nahrungsmitteln ist es meist eine Kuh, gefolgt von Büffel, Ziege,
Schaf und Kamel. Produkte aus Hafer, Soja, Mandel, Kokos und Co.
dürfen nicht als Milch bezeichnet werden. Sie werden als Drink, No
Milk oder Milchalternative bezeichnet und beworben. Auch wenn sie den
ökologischen Fußabdruck verringern, sollte man trotzdem einen
prüfenden Blick auf die Herkunft werfen, denn nicht jedes coole
Milchersatzprodukt ist wirklich nachhaltig.

Ein wichtiger Vorteil der Hülsenfrüchte auf dem Feld ist ihre
Eigenschaft, Stickstoff aus der Luft zu binden und im Boden
pflanzenverfügbar zu machen. Verantwortlich dafür sind die
Knöllchenbakterien, die an den Wurzeln der Hülsenfrüchtler in Symbiose
mit ihnen leben. Kunstdünger erhöht zwar den Ertrag für die
Bäuer*innen, schädigt aber nachhaltig die Umwelt, denn die Herstellung
verbraucht wertvolle Ressourcen - und auch die Düngemittelpreise
explodieren gerade. Durch den Anbau von Hülsenfrüchten in der
Fruchtfolge oder als Vorkultur kann Dünger eingespart werden. Das
spart Geld, schützt die Umwelt und auch uns. Wird weniger Dünger
eingesetzt, gelangt auch weniger ins Grundwasser, das reduziert die
Belastung für Tiere und Pflanzen in Flüssen, Seen und Meeren.


In unserer siebenteiligen Reihe geht es beim nächsten Mal um Gewürze
aus aller Welt.

Das Projekt 'In 80 Nutzpflanzen um die Welt' wird durch Engagement
Global mit Mitteln des Bundesentwicklungsministeriums gefördert.

Weitere Informationen:

80nutzpflanzen.grueneliga-berlin.de

Zur Ausgaben-Übersicht

https://www.grueneliga-berlin.de/publikationen/der-rabe-ralf/archiv/jahrgang-2022/
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Transformation der Landwirtschaft

Langfristige Ernährungssicherheit setzt nachhaltige Landwirtschaft
voraus

von Lavinia Roveran



Seit Ausbruch des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine im
Februar 2022 ist klar, welche erheblichen Auswirkungen dieser Krieg
auf die Agrarmärkte, die Lebensmittelversorgung sowie das gesamte
Ernährungssystem hat und haben wird - und das weltweit. Die Ukraine
ist in den letzten Jahren ein zentraler Produzent von Weizen, Mais und
Ölsaaten geworden und hat vor allem Länder in Nordafrika und dem Nahen
Osten versorgt. Preissprünge bei Lebensmitteln und Energiepreisen, wie
wir sie aktuell beobachten, sind lebensbedrohlich für Millionen von
Menschen im Globalen Süden. Die Spekulation mit Lebensmittelpreisen
kann diese künstlich in die Höhe treiben und verstärkt die aktuelle
Krise zusätzlich. Hier müssten Agrarrohstoffmärkte stärker reguliert
werden.

Schon vor Ausbruch des Krieges hat die Covid19-Pandemie in den letzten
zwei Jahren zu einer Hungerwelle geführt: Allein zwischen 2019 und
2020 ist die Zahl der Hungernden weltweit um 118 Millionen auf bis zu
811 Millionen gestiegen. Nun kommt erschwerend hinzu, dass Russland
und die Ukraine global für 30 Prozent der Maisexporte und 20 Prozent
der Weizenexporte verantwortlich sind.

Alte Scheinlösungen für neue Krisen

Eine der ersten Reaktionen auf den Krieg in der Ukraine war ein
reflexartiges Infragestellen von Naturschutz- und Klimazielen.
Deutschland und Europa müssten nun die Produktion von Lebensmitteln um
jeden Preis steigern, um die Welt ernähren zu können - Narrative, die
seit Jahren überholt sind und die in der aktuellen Krise sofort wieder
parat waren. Dabei bietet eine Steigerung der Lebensmittelproduktion
in Deutschland und Europa auf Kosten der Biodiversität und des Klimas,
etwa durch den Getreideanbau auf ökologischen Vorrangflächen, keine
nachhaltige Antwort auf die Krise. Kurzfristig nicht, weil die in
Europa so zusätzlich produzierten Mengen minimalen Einfluss auf die
Weltmarktpreise haben. Langfristig nicht, weil Hunger in erster Linie
ein Armuts- und Verteilungsproblem ist. Der durch die Bewirtschaftung
von ökologischen Vorrangflächen entstehende Schaden für die
Artenvielfalt und die Stabilität von Agrarökosystemen steht somit in
keinem Verhältnis zum marginalen Nutzen für die Ernährungssicherung.
Stattdessen müssen besonders betroffene Länder dazu befähigt werden,
ihre eigene Produktion unter Beachtung von Nachhaltigkeitsaspekten so
zu erweitern, dass die Exportabhängigkeit gemindert werden kann.

Um zu einem resilienten Ernährungssystem zu kommen, in dem
Nahrungsmittelsicherheit gewährleistet ist und Ernährungssouveränität
gestärkt wird, braucht es eine Transformation der Landwirtschaft - und
das ohne Aufschub. Die Biodiversitäts- und Klimakrisen erfordern
schnelles Handeln und dürfen angesichts des UkraineKrieges nicht
vernachlässigt werden. Ohne stabile Agrarökosysteme sind unsere Ernten
zunehmend gefährdet. Der Ökolandbau hat daher zu Recht eine
Vorbildfunktion, denn er macht deutlich, wie Ernährungssysteme
langfristig resilient und nachhaltig gestaltet werden können.

Was kann wirklich helfen?

In der aktuellen Situation gibt es keine Blaupause zur Bewältigung
aller Herausforderungen, aber viele Organisationen aus Umwelt-, Natur-
und Tierschutz, Ökolandbau, Landwirtschaft und
Entwicklungszusammenarbeit sowie eine große Anzahl von
WissenschaftlerInnen haben wichtige Lösungsansätze in die Debatte
eingebracht. Etwa 60 Prozent der deutschen Getreideproduktion erfolgt
für die Herstellung von Futtermitteln und nur 20 Prozent für die
Herstellung von Lebensmitteln. Eine Reduzierung der Tierbestände würde
Flächen für die Produktion von Lebensmitteln freigeben und zusätzlich
dem Klimaschutz dienen. Es braucht unmittelbar wirksame Maßnahmen, die
eine Reduzierung der Nutztierhaltung in Deutschland und Europa sowie
ein verändertes Konsumverhalten befördern. Außerdem muss die globale
Abhängigkeit von Lebensmittel-, Dünger- und Energieimporten
langfristig verringert werden. Auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht
ist es jetzt geboten, die Landwirtschaft aus der Abhängigkeit von
fossilen Energieträgern zu lösen. Das gilt insbesondere angesichts der
unter hohem Energieaufwand hergestellten Mineraldünger, die viele
Betriebe vor große ökonomische Herausforderungen stellen. In der
Konsequenz ist eine deutlich bessere Nutzung des vorhandenen
Aufkommens an Wirtschaftsdünger sowie eine stärkere Integration von
stickstoffbindenden Hülsenfrüchten in die Fruchtfolge erforderlich.

Die diskutierte Abschwächung oder Aussetzung von ökologisch wertvollen
Flächenanteilen in der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU ist nicht
zielführend. Zum einen kann hiermit nur wenig Produktionsfläche
aktiviert werden. Zudem würde dies lediglich auf Flächen geschehen,
die in ihrer Produktivität überwiegend eingeschränkt sind. Zum anderen
drohen dadurch erhebliche, negative Auswirkungen auf die biologische
Vielfalt und die Erbringung von Ökosystemleistungen (z.B.
Erosionsschutz, Wasser- und Kohlenstoffspeicher, Bestäubung sowie
Schädlingskontrolle). Die Ziele des European Green Deal bis 2030
dienen der langfristigen Produktivitäts- und damit auch der
Ernährungssicherung. Ihre Umsetzung darf nicht weiter behindert,
sondern muss schnellstmöglich vorangetrieben werden. Ein hohes und
vergleichsweise schnell zu aktivierendes Potenzial, zusätzliche Fläche
für die Lebensmittelproduktion bereitzustellen, bietet die sofortige
und ggf. temporäre Reduzierung von Agrokraftstoffen. Allein in
Deutschland könnten hierdurch 800.000 Hektar (ha) Ackerland gewonnen
werden. Zahlreiche Studien belegen überdies, dass der immense
Flächenverbrauch für die Produktion von Agrokraftstoffen jeglichen
Klimavorteil gegenüber fossilen Kraftstoffen zunichtemacht. Die
Beimischung von Bioethanol und Biodiesel sollte daher zeitnah
ausgesetzt oder am besten vollständig eingestellt werden.

Um zu einem resilienten Ernährungssystem zu kommen, in dem
 Nahrungsmittelsicherheit gewährleistet ist und
 Ernährungssouveränität gestärkt wird, braucht es eine Transformation
 der Landwirtschaft.


Politisches Tauziehen

In der Politik, sei es auf EU- oder auf nationaler Ebene, gibt es
keine einheitliche Stimme. Die EU-Kommission bekennt sich zum European
Green Deal und seinen nachgelagerten Strategien - der Farm-to-Fork-
und der EU-Biodiversitätsstrategie - und hat, wenn auch mit
dreimonatiger Verzögerung, im Juni 2022 ambitionierte Entwürfe für ein
EU Restoration Law und die Novellierung der Pestizidgesetzgebung
vorgelegt, die selbst von Umweltorganisationen als 'boost for
biodiversity' bewertet werden.[1] Auf der anderen Seite hat sich
EU-Agrarkommissar Wojciechowski mehrfach für ein Aufweichen der
GAP-Regeln ausgesprochen, was einen Rückschritt in Sachen nachhaltiger
Landwirtschaft bedeuten würde. Der sogenannte Observation Letter der
EU-Kommission, also die Antwort auf den deutschen Strategieplan zur
Umsetzung der GAP in Deutschland, zeigt jedoch, dass die EU-Kommission
insgesamt die Transformation des europäischen Agrarsystems weiterhin
als Ziel ansieht, und fordert von Deutschland erhebliche
Nachbesserungen ein.

Kommissionsvizepräsident Frans Timmermanns brachte die schwierige
Debatte Ende April vor dem Umweltausschuss des Europäischen Parlaments
auf den Punkt: "Those who did not like EU Farm to Fork strategy to
start with use the war in Ukraine as a pretext to try and stop it from
happening. [...] If we don't understand that the Farm to Fork is an
attempt to save agriculture, not punish it, in light of the
devastating effects of biodiversity loss and climate change on food
production globally, we are really in a wrong attitude."[2]

Die Bundesregierung und insbesondere Bundeslandwirtschaftsminister Cem
Özdemir haben begriffen, dass die verschiedenen Krisen - Krieg, Klima,
Biodiversität -nicht gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Das geht
zum einen aus der Reaktion des Bundeslandwirtschaftsministeriums
(BMEL) zum Observation Letter hervor, dessen Kritik Özdemir als
Bestätigung seines Transformationskurses versteht. Zudem hat er
kürzlich gemeinsam mit Bundesumweltministerin Steffi Lemke Vorschläge
zur Absenkung der Beimischungsquote von Biokraftstoffen gemacht.
Bekenntnisse allein helfen jedoch nicht weiter. Es braucht jetzt
konkretes und entschlossenes Handeln seitens der Bundesregierung, um
die vielen Herausforderungen anzugehen.

Wir müssen den Blick weiten

In dieser aktuellen Debatte um Agrarsysteme, Ernährungssicherung und
Krieg ist es extrem wichtig, den Blick nicht nur auf Deutschland und
Europa zu richten, sondern vor allem auf die Länder des Globalen
Südens, die jetzt akut von Versorgungsproblemen bedroht sind. Diese
Krise ist eine globale Krise und sie muss global gelöst werden.
Deutschland hat derzeit den G7-Vorsitz inne und kann somit eine
wichtige Rolle einnehmen - doch ein Austausch unter den G7 allein, wie
er seit Ausbruch des Krieges schon drei Mal stattgefunden hat, reicht
nicht aus. Hier werden vielmals Partikularinteressen über das
weltweite Gemeinwohl gestellt. Entwicklungsorganisationen haben schon
Vorschläge gemacht, wie ein global vernetztes Handeln im Rahmen
bestehender Strukturen organisiert werden kann, etwa im
Welternährungsausschuss.

Alles in allem führt uns der Ukraine-Krieg einmal mehr vor Augen, wie
vulnerabel unsere globalen Agrarsysteme sind. Die Transformation der
Landwirtschaft wird nicht leicht, ist aber die notwendige Antwort, um
die globalen Abhängigkeiten im Agrarsystem zu verringern und
zeitgleich die Klima- und Biodiversitätskrise zu bekämpfen.

Die Autorin ist Koordinatorin für Naturschutz und Agrarpolitik beim
Deutschen Naturschutzring e.V.


Verweise:

[1] https://www.iucn.org/news/europe/202206/eu-naturerestoration-law-a-boost-biodiversity-and-climate

[2] https://www.euractiv.com/section/agriculture-food/news/timmermans-scaremongering-on-food-security-dishonestirresponsible/
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Brasilien

Indigene aus dem Amazonasgebiet fordern Unterstützung

Von Darius Ossami
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Alessandra Korap Munduruku und Olimpio Guajajara fordern eindringlich
Unterstützung, um im Amazonasgebiet überleben und die
"Lunge der Erde" bewahren zu können. 

Foto: © Katie Mähler / Survival International



Am 5. September waren zwei der bekanntesten indigenen
Aktivist*innen aus dem brasilianischen Amazonasgebiet zu Gast in
Berlin, um auf ihre lebensbedrohliche Lage aufmerksam zu
machen.

(Berlin, 7. September 2022, poonal) - Am 5. September waren zwei der
bekanntesten indigenen Aktivist*innen aus dem brasilianischen
Amazonasgebiet zu Gast in Berlin. Unterstützt von Survival
International und der Arbeitsgemeinschaft Solidarische Welt machten
sie auf einer kleinen Kundgebung vor dem Brandenburger Tor auf ihre
lebensbedrohliche Lage aufmerksam.

Alessandra Korap Munduruku ist Indigene der Munduruku. Sie kommt aus
dem nordbrasilianischen Bundesstaat Pará und studiert
Rechtswissenschaften in Santarem. Die 37-jährige energische Frau ist
seit vielen Jahren Aktivistin [1] und zudem Vizepräsidentin der
Vereinigung der indigenen Völker des Bundesstaates Pará. Doch um ihre
Heimat steht es schlecht. Kurz vor ihrer Abreise nach Deutschland nahm
sie an einer Versammlung indigener Frauen teil. Auf dem Weg "sind wir
600 Kilometer auf der Piste durch unser Land gefahren und haben
gesehen, dass links und rechts der Wald brennt", erzählt sie. Diese
fortschreitende Entwaldung habe stark zugenommen. "Die Leute klagen
darüber, dass unsere Quellen und Flüsse vergiftet sind. Wir trinken
vergiftetes Wasser durch die Zunahme des illegalen Goldabbaus."


"Der Wald brennt"

Das Amazonasgebiet ist aber nicht nur durch Goldschürfer bedroht:
Staudämme, Straßen und Bahntrassen sollen durch das riesige Gebiet
gebaut werden. Holzfäller, Viehbarone und Sojaunternehmer zündeln an
allen Ecken und Enden. Doch auch Konsument*innen, Unternehmen und
Länder, die die Produkte kaufen, sind mitverantwortlich, findet
Alessandra Korap: "Die Unternehmen, die Soja, Mais und Fleisch kaufen,
begünstigen den Vormarsch des Agrobusiness. Und die brasilianische
Bevölkerung oder die von ihnen gewählten Politiker erlassen Gesetze,
die dazu beitragen, dass immer mehr in unsere Gebiete eingedrungen
wird. Die Sojaanbaufläche im brasilianischen Amazonasgebiet ist
riesig. Und nach der Brandrodung für neue Sojaplantagen kommen auch
die Agrargifte. Deshalb sind Länder, die Soja kaufen, oft auch
mitschuldig an der Gewalt gegen unser Land und unsere Leute."


Gefahr durch Goldschürfer, Holzfäller und Agrarbarone

Alessandra selbst wurde schon mehrfach bedroht. Aber sie gibt den
Kampf nicht auf. Sie ist nach Europa gekommen, um die Politiker*innen
und die Menschen hier vor Ort daran zu erinnern, dass sie auch
mitverantwortlich für die Umweltzerstörung im Amazonasgebiet sind:
"Die Politiker und die Unternehmen müssen stärker kontrolliert werden,
vor allem in Bezug darauf, woher das Soja kommt", fordert sie. "Viele
Leute hier sind für Umweltschutz, aber machen sich keine Gedanken um
die indigenen Völker, obwohl wir diejenigen sind, die leiden müssen.
Wir sind Teil der Umwelt und wir sind diejenigen, die tagtäglich gegen
diese Eindringlinge des Agrobusiness kämpfen!"

Auch Olimpio Guajajara lebt im Norden Brasiliens, im indigenen Gebiet
Arariboia. Er ist Indigener der Tenetehar-Guajajara und Koordinator
der berühmten "Guardiōes da Floresta" [2], der Wächter des
Waldes. Sie patrouillieren im Wald und versuchen, die "Lunge der Erde"
zu schützen, aber das ist nicht einfach, sagt er: "Es ist leider kein
friedlicher Ort, wir müssen ständig kämpfen. Wir verlieren unsere
Leben und vergießen unser Blut, um das Gebiet für unsere Nachkommen zu
bewahren, damit auch sie gut auf diesem Planeten leben können."


Wächter des Waldes riskieren ihr Leben

Die Waldwächter müssen diese Lunge vor allem vor den illegalen
Holzfällern schützen, die immer tiefer in ihr Gebiet eindringen. Eine
lebensgefährliche Aufgabe, die für manche der Wächter tödlich endet.
Sechs von ihnen sind in den letzten neun Jahren ermordet worden, erst
am 3. September wurde ein weiterer Wächter erschossen [3], mutmaßlich
von bewaffneten Holzfällern. "Die größte Gefahr ist die riesige
Zerstörung unseres Waldes und das Eindringen in unsere Gebiete", so
Olimpio. "Deshalb rufen wir dazu auf, die Biodiversität in den Wäldern
zu schützen! Denn nicht nur Indigene werden ermordet, sondern auch
Unterstützer*innen der Indigenen und des Waldes, wie Bruno Pereira und
Dom Philips, die im Juni umgebracht [4] wurden. Das macht uns große
Sorgen, genauso wie das Handeln der mörderischen Regierung."

In seiner Kindheit, erinnert sich Olimpio Guajajara, hat die Regenzeit
zehn Monate gedauert - jetzt sind es nur noch vier. Er will, dass sich
die ganze Menschheit dessen bewusst wird. Die Wächter des Waldes
werden jedenfalls weiter kämpfen: "Wir pflanzen Bäume in Gebieten, die
vorher zerstört wurden. Wir brauchen dringend Unterstützung für diese
kritischen Zeiten! Der Klimawandel wird durch die industrielle
Landwirtschaft und andere große Unternehmen vorangetrieben, die
unseren Planeten zerstören. Wir alle müssen darüber reden, wie das
Amazonasgebiet geschützt werden kann und wie die Schutzgesetze
angewendet werden können. Und die Kriminellen, die in den Wald
eindringen und die Wächter des Waldes töten, müssen bestraft werden",
fordert Olimpio Guajajara.




Der Podcast zum Artikel ist zu finden unter:

https://www.npla.de/?p=46863


Anmerkungen:

[1] https://taz.de/Brasilianische-Aktivistin-ueber-Gewalt/!5747358/

[2] https://www.ihu.unisinos.br/categorias/594150-quem-sao-os-guardioes-da-floresta-o-grupo-de-indios-protetores-da-amazonia-no-maranhao

[3] https://www.survivalinternational.de/nachrichten/13441

[4] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/drei-personen-fuer-den-tod-von-phillips-und-pereira-angeklagt/
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Honduras 

Viele Wege sind noch möglich

Von Jessica Zeller
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Die honduranische Umweltaktivistin Juana Zúniga auf dem Floßboot
"Anarche" in Berlin

Foto: © Ute Löhning, NPLA



Wie schätzen gesellschaftspolitisch engagierte Honduraner*innen
die aktuelle Situation ein? Ein Gespräch mit der Umweltaktivistin
Juana Zúniga und dem Menschenrechtsanwalt Joaquín Mejía.

(Berlin, 30. Juli 2022, npla) - Vor rund einem halben Jahr wählte
Honduras mit Xiomara Castro eine neue Präsidentin und die erste Frau
und Linke an die Spitze des zentralamerikanischen Landes. Wie schätzen
gesellschaftspolitisch engagierte Honduraner*innen die Situation ein?
Reicht ein neuer Kopf an der Spitze aus? Wir haben mit der
Umweltaktivistin Juana Zúniga und dem Menschenrechtsanwalt Joaquín
Mejía bei ihrem Besuch in Berlin über ihre Einschätzung gesprochen.


Info- und Vernetzungstreffen auf einem Berliner
Floßboot

Es ist ein milder Sommerabend in Berlin auf dem Wasser. Das Floßboot
"Anarche" schippert gemütlich die Rummelsburger Bucht entlang, der
Wind weht, aber nicht zu heftig. Heute findet hier ein Info- und
Vernetzungstreffen statt. Rund 50 Personen aus sozialen Bewegungen und
politischen Gruppen sind gekommen, um die zwei Gäste aus Honduras zu
begrüßen und mit ihnen ins Gespräch zu kommen. "Muy buenas tardes a
todes, herzlich willkommen an alle, die gekommen sind," begrüßt
Moderation Erika Harzer zweisprachig und geschlechtergerecht die
Menge, die sich auf den Bänken und im oberen Deck des Floßboots
versammelt hat. Anschließend stellt sie Juana Zúniga und Joaquin Mejía
vor. Juana ist Umweltaktivistin und setzt sich mit ihrer Gemeinde im
Norden Honduras für den Erhalt des Nationalparks Carlos Escaleras ein.
Joaquín Mejía ist politischer Analyst des Kommunikationsteams Radio
Progreso/ERIC, einer Stimme für soziale Bewegungen. Außerdem vertritt
er als Anwalt Opfer von Menschenrechtsverletzungen. Auf dem Floßboot
Anarche erzählen die beiden von ihrem Kampf für Gerechtigkeit und den
Schutz natürlicher Ressourcen. Organisiert wurde der Besuch von Juana
und Joaquin vom Forschungszentrum Chile-Lateinamerika FDCL, der
Menschenrechtsgruppe CADEHO und der Hondurasdelegation.


Kampf für den Erhalt des Nationalparks

Juana Zúniga kommt aus der Gemeinde Guapinol, am gleichnamigen Fluss
im Norden des Landes. Von dort berichtet sie: "Wir befinden uns im
Widerstand gegen das extraktivistische Projekt des Unternehmens
Inversión de los Pinares. Bei uns ist es sehr grün, alles blüht. Kein
Wunder, dass wir gegen die Zerstörung kämpfen." Die Zerstörung, das
Projekt - damit meint die Umweltaktivistin die Aktivitäten des
honduranischen Unternehmens Inversiones los Pinares. Mitten im
Wasserschutzgebiet des Nationalparks Carlos Escaleras betreibt dieses
schon seit Jahren irreguläre Eisenerztagebaue. Die Folge: die Natur
wird zerstört, die Gewässer verschmutzt und die umliegenden Gemeinden
haben teilweise kein Trinkwasser mehr. Unmittelbar neben der Gemeinde
Guapinol baut das Unternehmen nun die bisher größte
Aufbereitungsanlage für Eisenerz in Zentralamerika. Träte diese in
Betrieb, würde sich die Situation noch verschärfen.

Gemeinde-Aktivist*innen, die gegen die Zerstörung ihrer
Lebensgrundlagen und den Tagebau in Sichtweite protestieren, werden
massiv verfolgt. Acht von ihnen, darunter auch der Lebensgefährte von
Juana Zúniga, saßen fast drei Jahre lang im Gefängnis. Eine
UN-Arbeitsgruppe stufte den Fall als rechtswidrige Untersuchungshaft
ein. "Das war eine enorme Anstrengung, der Kampf für ihre
Freilassung", berichtet Umweltaktivistin Juana Zúniga. "914 Tage saßen
unsere Mitstreiter*innen im Gefängnis. Hinzukam, dass wir sie wegen
der Pandemie nur sehr selten besuchen durften. Das war einfach
schrecklich, so abgeschnitten zu sein, und zu wissen, dass manche von
ihnen krank waren, und wir nichts für sie tun konnten." Anfang Februar
2022 entschied der Oberste Gerichtshof von Honduras, dass das gesamte
Verfahren annulliert werden müsse. Zu diesem Zeitpunkt war die neue
Regierung von Präsidentin Xiomara Castro erst seit kurzem im Amt.


Regierungswechsel öffnet Türen

Für Juana Zúniga weckt der Regierungswechsel viele Hoffnungen. Manches
sei möglich geworden, was vorher undenkbar gewesen sei. Zum Beispiel
die Freilassung der Umweltaktivist*innen. Aber fügt sie hinzu: "Man
darf nicht vergessen, dass zwölf Jahre lang in Honduras eine
'Narcodiktatur' herrschte, viele Personen aus dieser kriminellen
Struktur sind immer noch sehr mächtig. Es wurde ja nur der Expräsident
ausgeliefert, der Kopf. Aber die Eliten sind noch da." So konnten zum
Beispiel die lokalen Gerichte nach dem Urteilsspruch des Obersten
Gerichtshofs die Freilassung der Aktivist*innen noch um weitere zwei
Wochen verzögern. Was den Tagebau an sich betrifft, hat die neue
Regierung eine klare Haltung - aber führt diese auch zu Konsequenzen
vor Ort? Die Umweltaktivistin ist skeptisch: "Alle Tagebaue in
Honduras sollen stillgelegt werden, heißt es von Seiten der Regierung.
Doch bis jetzt hat sich das in unserem Fall noch nicht bewahrheitet.
Es wird einfach fleißig weitergearbeitet."


Internationale Unterstützung im Kampf gegen Korruption und
Straflosigkeit

Die Regierung will - und scheitert an den lokalen Strukturen. Was kann
man da tun? Honduras hat sich dafür entschieden, sich externe Hilfe zu
holen. So richtet die Regierung zur Zeit eine Internationale
Kommission gegen Straflosigkeit und Korruption in den Institutionen -
kurz CICIH - ein, mit einem robusten gesetzlichen Rahmen, der
garantiert, dass die Ermittler*innen unabhängig und wirksam im Land
agieren können. Honduras könne das Problem nicht alleine lösen, ist
der politische Analyst und Menschenrechtsanwalt Joaquin Mejía
überzeugt. "Honduras wird in internationalen Rankings als sehr
schwacher Staat, an der Grenze zum gescheiterten Staat eingeschätzt.
Nach dem Putsch im Jahr 2009 haben Personen aus der organisierten
Kriminalität wichtige staatliche Entscheidungsstellen übernommen und
waren zwölf Jahre an der Macht. Von den USA unterstützt und von der EU
schweigend geduldet." Aktuellen Umfragen zufolge glauben mehr als zwei
Drittel der honduranischen Bevölkerung nicht, dass das Land die
Korruption ohne internationale Hilfe bekämpfen kann.
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Moderatorin Erika Harzer und der honduranische Menschenrechtsanwalt
Joaquin Mejía im Gespräch
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Pandemie in der Narcodiktatur

Die kriminellen Strukturen im Staatsapparat zeigten sich auch im
Frühjahr 2020, als die Corona-Pandemie Honduras erreichte. Wie in
vielen Ländern des Globalen Südens verdient die Mehrheit der
Bevölkerung ihr Geld mit informeller Arbeit, also dem, was sie jeden
Tag verkaufen. Ausgangsbeschränkungen führten zu unmittelbaren
Verdienstausfällen, die nicht kompensiert wurden. Soweit, so "normal".
"Aber in Honduras kam noch etwas Weiteres hinzu," erläutert der
Menschenrechtsanwalt Joaquin Mejía. "Die Vergabe öffentlicher Mittel
war in den Händen von Kriminellen. Die Pandemie bot hier ungeahnte
Möglichkeiten. Sonderhaushalte, die vermeintlich zur Bekämpfung der
Pandemie gedacht waren, wurden verabschiedet, und sich dann unter den
Nagel gerissen." So sei Mejías Vater nur deshalb an Covid-19
gestorben, weil es im öffentlichen Krankenhaus keine Schutzmasken
gegeben habe. "Und solche Fälle gibt es zuhauf." Umweltaktivistin
Juana Zúniga aus der ländlichen Gemeinde Guapinol bestätigt das. "Wir
haben strenge Einlasskontrollen eingeführt. Wir mussten uns
abschotten, denn es gab keine Medikamente und die Krankenhäuser waren
völlig überlastet."


Viele Wege sind möglich

Korrupte Strukturen und nicht mal pro forma der Schutz der Menschen
standen auf der Tagesordnung. Ende vergangenen Jahres stieß die
Bevölkerung mit der Wahl von Xiomara Castro als Präsidentin die
Möglichkeit für eine grundlegende Veränderung an. Es sei Honduras'
letzte Chance, meint der politische Analyst und Menschenrechtsaktivist
Joaquin Mejía. Denn Honduras habe zwar viele Wege, sich zu entwickeln,
aber die meisten davon seien kaum wünschenswert: "Das System der
Vetternwirtschaft und des in sich geschlossenen Regimes, wie in
Nicaragua. Der Autoritarismus, den Nayib Bukele in El Salvador
verfolgt oder das absolute Chaos wie in Guatemala." Aktuell erlebten
wir jedoch, dass sich keiner dieser drei Wege realisiere. "Sondern
dass wir uns am Beginn einer Veränderung befinden, hin zu einer
wirklichen Demokratie mit rechtsstaatlichen Strukturen. Wenn das
klappt, kann Honduras endlich ein Stabilitätsanker werden, ein
Leuchtturm für die Demokratisierung in der Region."


Ausklang mit Essen und Musik

Das wäre zu hoffen. Die Veranstaltung mit Juána Zúniga und Joaquin
Mejía und Teilnehmenden aus verschiedenen sozialen Bewegungen und
politischen Gruppen auf dem Floßboot Anarche in Berlin war jedenfalls
ein voller Erfolg. Nachdem die beiden honduranischen Gäste von der
Situation in ihrem Land und ihrer Einschätzung berichtet hatten,
mischte sich das Publikum in Kleingruppen, bei denen sich die
Teilnehmenden über Gemeinsamkeiten und Unterschiede in ihren Kämpfen
austauschten und voneinander lernten. Nach einer Abschlussrunde gab es
Verpflegung für alle: die Kolumbienkampagne hatte Arepas gemacht,
kleine Maisfladen mit Gemüsebeilage. Getränke gab es zum Spendentarif.
Später spielte noch eine Flötengruppe lateinamerikanische Klänge in
der Berliner Abendsonne.
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Abendstimmung auf der Rummelsburger Bucht und auf dem Floßboot
"Anarche" in Berlin
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Zu diesem Thema gibt es auch einen Audiobeitrag bei onda:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/leuchtturm-der-demokratisierung/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/viele-wege-sind-noch-moeglich/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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KATASTROPHEN/085: Oder-Fischsterben - Eingeleitetes Salz führte zur Massenvermehrung giftiger Alge (BMUV)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz 

Pressemitteilung - 30.09.2022

Oder-Fischsterben: Eingeleitetes Salz führte zur Massenvermehrung
giftiger Alge

Statusbericht zum Fischsterben in der Oder

Expertenbericht geht von menschengemachter Umweltkatastrophe aus



Die wahrscheinlichste Ursache für das Fischsterben in der Oder ist
ein sprunghaft gestiegener Salzgehalt. Das geht aus dem Bericht der
deutschen Expertengruppe hervor.

Die wahrscheinlichste Ursache für das Fischsterben in der Oder ist ein
sprunghaft gestiegener Salzgehalt, der gemeinsam mit weiteren Faktoren
für eine massive Vermehrung einer für Fische giftigen Brackwasseralge
geführt hat. Das geht aus dem Bericht der deutschen Expertengruppe
hervor, der heute veröffentlicht wurde. Die Brackwasseralge Prymnesium
parvum erzeugt eine giftige Substanz, die für Fische und andere
Wasserorganismen tödlich ist. Gleichzeitig mussten die Experten
mangels verfügbarer Informationen offenlassen, was die Ursache für den
unnatürlich hohen Salzgehalt war. Unklar ist auch, wie die
Brackwasseralge, die normalerweise in Küstengewässern vorkommt, ins
Binnenland geraten ist. Die Ergebnisse des polnischen Berichts wurden
gestern in Warschau vorgestellt.

Bundesumweltministerin Steffi Lemke: "Das Fischsterben in der Oder ist
eine gravierende Umweltkatastrophe. Sie wurde durch menschliche
Aktivitäten verursacht, das ist ein zentrales Ergebnis der
Untersuchungen: Salzeinleitungen sind nach Ansicht der Fachleute die
Ursache für das Fischsterben. Der hohe Salzgehalt in der Oder und
weitere Faktoren führten zu einer massiven Vermehrung einer
Brackwasseralge. Das Gift dieser Alge war für die Fische tödlich.
Diese verheerende Wirkungskette ist für die Fachleute am
wahrscheinlichsten. Dennoch bleiben Fragen offen. Neben der Ermittlung
der Ursachen steht vor allem die Regeneration der Oder im Vordergrund.
Das Bundesumweltministerium wird betroffene Regionen unterstützen, zum
Beispiel um alle Umweltschäden zu analysieren und die Renaturierung
voranzutreiben. Ausbaumaßnahmen an der Oder stehen einer erfolgreichen
Regeneration entgegen. Daher suche ich den Austausch mit meiner
polnischen Kollegin, um für dieses Verständnis zu werben und um
gemeinsame nächste Schritte zu vereinbaren. Mit der Überarbeitung des
Warn- und Alarmplans für die Oder wurde bereits begonnen. Klar ist
auch: Das Fischsterben ist nicht nur ein Problem der Oder. Angesichts
der Klimakrise ist ernsthaft zu prüfen, was wir unseren Flüssen in
Zukunft noch zumuten können. Wir müssen die Einleitungen von Stoffen,
zum Beispiel aus Kläranlagen, in Flüsse überprüfen und reduzieren. Das
werde ich mit den Bundesländern im November diskutieren."

Lilian Busse, UBA-Vizepräsidentin und Leiterin der deutschen
Delegation: "Unsere Hypothese können wir erst abschließend bestätigen,
wenn auch der Untersuchungsbericht aus Polen ausgewertet ist. Wichtig
ist es, die Resilienz des Ökosystems Fluss-Aue im Klimawandel weiter
zu stärken. In Zeiten des Klimawandels mit langen niederschlagsfreien
Perioden und hohen Temperaturen überlasten die vielfältigen Nutzungen
unsere Flüsse. Die EU-Wasserrahmenrichtlinie fordert einen guten
Zustand der Gewässer und enthält ein Verschlechterungsverbot. Ein
naturnäherer, guter Zustand würde die Widerstandsfähigkeit der Flüsse
stärken und gleichzeitig den Schutz vor Hoch- und Niedrigwasser
verbessern. Die dafür notwendigen Maßnahmen müssen nun so schnell wie
möglich umgesetzt werden."

Die schnell angestiegene Salzkonzentration in der Oder sowie die
Sonneneinstrahlung begünstigten das rasante Wachstum der Algenart
Prymnesium parvum. Laut Bericht der deutschen Expertinnen und Experten
ist dies durch zahlreiche deutsche Wasserproben und
Satellitenaufnahmen belegt. Mit mikroskopischen und
molekularbiologischen Untersuchungen konnte diese Brackwasseralge und
das von ihr gebildete Algengift Prymnesin eindeutig identifiziert
werden. Noch unklar ist, wie die Alge, die eigentlich im salzhaltigen
Brackwasser in Küstennähe vorkommt, ihren Weg in die Oder gefunden
hat. Dass Gewässer teils zu hohe Salzgehalte aufweisen, ist auch aus
anderen Flüssen in Deutschland bekannt. Der Salzgehalt der Werra etwa
ist seit Jahrzehnten deutlich zu hoch, was an Salzeinleitungen aus dem
Kalibergbau liegt. Warum aber der Salzgehalt in der Oder nun so
schnell und derart stark angestiegen ist, müssen die polnischen
Untersuchungsergebnisse zeigen.

Die Autorinnen und Autoren des deutschen Berichts sind einer Vielzahl
von Hypothesen für die Ursache des Fischsterbens nachgegangen.
Infolgedessen erscheint den Fachleuten das Zusammenspiel von hohem
Salzgehalt und massiver Vermehrung der giftigen Brackwasseralge in dem
ohnehin durch die Klimakrise bereits gestressten Gewässer als die
wahrscheinlichste Ursache. Andere Ursachen für das Fischsterben haben
sich als wenig wahrscheinlich erwiesen. So untersuchte die
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) das Oderwasser auf Schwermetalle
und mit der so genannten Non-Target-Analytik auf mehr als 1.200
potentiell schädliche Chemikalien. Dabei wurden zwar viele
Verbindungen in der Oder nachgewiesen, diese können aber zumindest
einzeln nicht zu einem Massensterben führen. Ungewöhnlich hohe
Konzentrationen wurden auch für einige Verbindungen nachgewiesen, die
die durch Salz verursachte Algenblüte zwar begünstigt, aber das
Fischsterben nicht ausgelöst haben können.

Um Spätfolgen zu vermeiden, muss laut der Expertengruppe
sichergestellt werden, dass sich die Alge nicht erneut in der Oder
sowie anderen Flüssen vermehrt. UBA-Vizepräsidentin Lilian Busse: "Wir
müssen vermeiden, dass sich die Brackwasseralge in Flüssen wie Werra
oder Elbe ausbreitet. Außerdem sollten wir die Genehmigungen für das
Einleiten von Chemikalien und salzhaltigen Wassers auf den Prüfstand
stellen." Die bei den Untersuchungen an der Oder eingesetzte
Non-Target-Analytik ist vielversprechend. Ihr Einsatz wird am Rhein
bereits erprobt. Das Fischsterben in der Oder bietet auch Anlass, die
Warn- und Alarmpläne der großen Flüsse zu überprüfen und anzupassen.

Die Renaturierung der Oder als Lebensraum seltener Arten und als
Quelle wichtiger Ökosystemleistungen für die Menschen vor Ort wird
künftig eine wichtige Aufgabe sein. Das Bundesumweltministerium treibt
daher aktuell den Start eines Vorhabens im Rahmen des
Bundesnaturschutzfonds voran. Dieses Vorhaben soll die Schäden des
Ökosystems erfassen, die natürliche Regeneration verfolgen und
Grundlagen für effektive Renaturierungsmaßnahmen legen. Fischer an der
Oder werden aufgrund ihrer besonderen Kenntnisse bei der
Projektumsetzung eine wichtige Rolle spielen und würden dann für ihre
Leistungen auch bezahlt. Betroffen von den Algengiftstoffen war auch
der seltene baltische Stör. Diese Art war in Europa bereits
ausgestorben und sollte im Rahmen eines seit 2006 laufenden
Wiederansiedlungsvorhabens in der Oder wieder heimisch werden. Der
Erfolg dieser Maßnahmen ist nun durch die Oderkatastrophe stark
gefährdet. Das BMUV beabsichtigt kurzfristig, dieses Störprojekt in
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg finanziell zu unterstützen, um
vor allem durch einen Nachbesatz von Jungstören die entstandenen
Schäden zu mindern. Das BMUV wird bereits laufende Aktivitäten der
Länder und Initiativen Dritter zur Planung und Umsetzung von Maßnahmen
an der Oder im Bundesprogramm Blaues Band Deutschland (Förderprogramm
Auen) weiter unterstützen und voranbringen. Anknüpfungspunkte sind
u.a. die vom Landesamt für Umwelt Brandenburg (LfU) in Auftrag
gegebene "Machbarkeitsstudie Blaues Band - Pilot Oder" und erste Ideen
der Umweltverbände für die Maßnahmenumsetzung. Des Weiteren wird
derzeit ein "Aktionsprogramms Oder" geprüft, das vorrangig auf die
Renaturierung der Flusslandschaft Oder ausgerichtet sein soll.

Bundesumweltministerin Steffi Lemke und ihre polnische Kollegin Anna
Moskwa hatten Mitte August die Einrichtung einer deutsch-polnischen
Expertengruppe zur Aufklärung der Ursachen der Oderkatastrophe
eingesetzt. Die Expertengruppe war je zur Hälfte mit Experten aus
Deutschland und Polen besetzt worden. Das Umweltbundesamt leitete die
deutsche Delegation, die auch den heute veröffentlichten Bericht
verfasst hat. Die Bundesanstalt für Gewässerkunde hat maßgeblich an
der Erstellung des Berichts mitgewirkt. Des Weiteren waren unter
anderem Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Landesämter Teil
der deutschen Delegation. Die polnische Seite hatte einen
wissenschaftlichen Bericht beauftragt, der parallel veröffentlicht
wurde. Mit Veröffentlichung der Berichte endet die Aktivität der
Deutsch-Polnischen Arbeitsgruppe.
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MASSNAHMEN/328: Oder-Expertenbericht - Unsere Flüsse müssen fit für die Zukunft werden (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Naturschutz aktuell -
NABU-Pressedienst, 30. September 2022

NABU zum Oder-Expertenbericht: Unsere Flüsse müssen fit für die
Zukunft werden

Miller: Wir brauchen ein sofortiges Aktionsprogramm für die Oder



Berlin - Der heute veröffentlichte Expertenbericht des
Bundesumweltministeriums zur Oderkatastrophe bestätigt, dass es sich
beim Fischsterben um eine menschengemachte Katastrophe handelt. Ein
sprunghaft angestiegener Salzgehalt führte zur Algenblüte der
Brackwasseralge Prymnesium parvum, die für Fische und andere
Wasserorganismen tödliche Substanzen erzeugte. Die Ursache des
angestiegenen Salzgehalts bleibt allerdings weiter unklar.

Das Ausmaß der Katastrophe ist das Ergebnis der extremen Wetterlage in
diesem Sommer mit hohen Temperaturen und niedriger Pegelstände,
wodurch Schadstofffrachten noch stärker konzentriert wurden und dabei
auf ein durch hydromorphologisch Veränderungen geschwächtes
Flussökosystem trafen - eine 'Katastrophen-Konstellation', die
jederzeit an jedem anderen Fluss in Deutschland auftreten könnte.

Dazu NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Der Vorfall zeigt
eindringlich, dass wir unsere Gewässer fit für die Zukunft machen
müssen. Gesunde Flussökosysteme haben eine natürliche Widerstandskraft
gegen verschiedenste Belastungen. Wir haben unsere Gewässer derartig
überformt und geschädigt, dass sie zu einer Bedrohung unserer
Wassersicherheit - vor allem für zukünftige Generationen - werden
können. Deshalb ist es in unserer Verantwortung, einen naturnahen also
resilienten Zustand unserer Flüsse wiederherzustellen. Wie das geht,
zeigt unser Renaturierungsprojekt an der Havel. Das Blaue Band, das
Auenförderprogramm sowie das Aktionsprogramm Klima sind dafür ideale
Programme."

Der NABU begrüßt das vom BMUV vorgeschlagene Maßnahmenpaket zur
Regeneration der Oder. Ein weiterer Ausbau des Flusses muss vorerst
verhindert werden. Dafür setzt sich der NABU mit den anderen
Umweltverbände im 'Aktionsbündnis lebendige Oder' ein.

NABU-Referentin für Gewässerpolitik Diana Nenz: "Wichtig ist jetzt an
einer gemeinsamen Lösung mit Polen zu arbeiten. Mit einem Aktionsplan
muss die Rehabilitation der Oder auf beiden Seiten vorangebracht
werden. Statt den Fluss weiter auszubauen, sollten wir alles
daransetzen, um eine natürliche Gewässerentwicklung zuzulassen, die
eine hohe Biodiversität ermöglicht, sowie einen hohen Wasserrückhalt
in der Landschaft sicherstellt. Damit wird Widerstandskraft gegen
Hochwasser und Trockenphasen geschaffen. Daran müssen die
Bundesministerien für Umwelt und Verkehr gemeinsam arbeiten."

 * 
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MASSNAHMEN/327: Ausbau der Grenzoder - WWF fordert Moratorium (WWF)

WWF Pressemitteilung - 29. September 2022

Ausbau der Grenzoder: WWF fordert Moratorium

Umweltorganisation verweist auf Empfehlungen aus polnischer und
deutscher Wissenschaft



Berlin, 29.09.22 - Der WWF Deutschland hat kurz vor der für den 30.9.
angekündigten Veröffentlichung von deutschen und polnischen
Expertenberichten zur Umweltkatastrophe in der Oder einen
unverzüglichen Stopp der Ausbauarbeiten gefordert. Die Bundesregierung
müsse die 2015 mit der Republik Polen beschlossenen Ausbauarbeiten neu
bewerten. Die Umweltorganisation fordert ein Moratorium für den
Ausbau. Statt eines Ausbaus sind umfangreiche Maßnahmen zur
Revitalisierung des Flusses geboten, z.B. die Wiederanbindung von
Nebengewässern. Der WWF stützt sich auch auf die Einschätzungen
namhafter wissenschaftlicher Einrichtungen beiderseits der Oder,
darunter der Polnischen Akademie der Wissenschaften, der Polnischen
Hydrobiologischen Gesellschaft und des Leibniz-Instituts für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) in Berlin. In
Positionspapieren zur Umweltkatastrophe sprechen sich auch die drei
wissenschaftlichen Einrichtungen klar gegen den weiteren Ausbau der
Oder aus.

Der Gewässerexperte des WWF, Tobias Schäfer, sagte: "Wir haben an der
Oder eine menschengemachte Katastrophe erlebt, die das Flussökosystem
massiv geschädigt hat. Mit der weiteren Kanalisierung ist die nächste
Katastrophe programmiert. Würde der Ausbau wie geplant erfolgen, würde
sich die Widerstandsfähigkeit der Oder weiter dramatisch
verschlechtern. Wir fordern Bundesverkehrsminister Volker Wissing
deshalb auf, ein Moratorium für den Ausbau der Oder auf den Weg zu
bringen."

Hintergrund:

In einer Resolution vom 9.9.22 sprach sich die Polnische
Hydrobiologische Gesellschaft, in der mehrere hundert
Fachwissenschaftler und Fachwissenschaftlerinnen organisiert sind,
gegen den Bau weiterer Staustufen aus. Statt den Fluss weiter zu
regulieren, sollte der Wasserrückhalt in der Landschaft erhöht werden,
was dazu beitragen würde, auch die Auswirkungen von Trockenheit auf
Fließgewässer und Landökosysteme zu vermindern. 

Link (polnisch): 

http://www.pth.home.pl/portal/index.php/8-informacje-administracyjne/81-stanowisko-polskiego-towarzystwa-hydrobiologicznego-w-sprawie-odry
(eine englische Übersetzung schicken wir Ihnen gerne zu)

Die Polnische Akademie der Wissenschaften kam in einem Bericht vom
12.9.22 u.a. zu dem Schluss, dass das Management der Wasserressourcen
entlang der Oder verbessert werden müsse. Die Regulierung müsse
gestoppt und Maßnahmen zur Renaturierung der Oder, ihrer Auen und
ihrer Nebenflüsse ergriffen werden, um die Widerstandsfähigkeit des
Flusses zu erhöhen. Zudem warnt die Akademie davor, zur
Wiederherstellung des Fischbestands gebietsfremde Arten in die Oder
einzusetzen. 

Link (polnisch): 

https://informacje.pan.pl/17-pan-poleca/3671-katastrofa-na-odrze-geneza-terazniejszosc-zalecenia-na-przyszlosc

Das deutsche Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei
kommt in einem Policy-Brief vom 12.9. u.a. zu der Einschätzung, dass
flussbauliche Maßnahmen zur Vertiefung oder zum Aufstau der Oder
beendet werden müssen. Emissionen in die Oder seien zu reduzieren, der
Hauptlauf der Oder zu renaturieren und mit Nebengewässern zu
vernetzen. Ein Besatz mit gebietsfremden Arten müsse unterbleiben, das
internationale Gewässermanagement gestärkt und ein digitales
Monitoringsystem zur Überwachung des Zustands der Oder mit frei
zugänglichen Daten ausgeweitet werden. 

Siehe: IGB Policy Brief:

https://www.igb-berlin.de/sites/default/files/media-files/download-files/IGB%20Policy%20Brief%20-%20Die%20Zukunft%20der%20Oder_web.pdf

Übereinstimmend wird von den polnischen und deutschen Wissenschaftlern
unterstrichen, dass es sich um eine menschengemachte Katastrophe
handelt. Ursache des katastrophalen Fisch- und Muschelsterbens in der
Oder waren nach bisherigen Erkenntnissen eine Vielzahl vom Menschen
direkt oder indirekt zu verantwortende Faktoren wie eine stark erhöhte
Salzfracht aufgrund von Einleitungen, übermäßige Nährstoffeinträge,
hohe Temperaturen und eine geringe Wasserführung. Unter diesen
Bedingungen konnte sich eine toxische Brackwasseralge massenhaft
vermehren und ihr tödliches Gift verbreiten.

An der Grenzoder verfolgen die Bundesrepublik Deutschland und die
Republik Polen seit 2015 Ausbaupläne wie eine Einengung des Flusses
und die Befestigung der Ufer. Auf polnischer Seite haben die Arbeiten
im Frühjahr 2022 begonnen. Die Republik Polen plant zudem, die Oder
zur europäischen Wasserstraße (E30) auszubauen und auf diese Weise
über einen Donau-Oder-Elbe-Kanal die Ostsee mit dem Schwarzen Meer zu
verbinden.

Der WWF Deutschland ist Mitglied des 'Aktionsbündnis lebendige Oder',
in dem sich zehn deutsche Umwelt- und Naturschutzorganisationen
zusammengeschlossen haben. Länderübergreifend haben sich deutsche,
polnische und tschechische Umweltorganisationen im Bündnis 'Zeit für
die Oder' zusammengeschlossen.

Link: www.saveoder.org

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 29.09.2022

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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SCHUTZGEBIET/898: "Quervernetzung Grünes Band" im UN-Dekade-Wettbewerb ausgezeichnet (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 29. September 2022

Unter den TOP 3 in Deutschland: "Quervernetzung Grünes Band" als
Best-Practice-Projekt im UN-Dekade-Wettbewerb ausgezeichnet



Ein Qualitätssiegel der ganz besonderen Art: Zur Halbzeit seiner
sechsjährigen Laufzeit wird das BUND-Projekt "Quervernetzung Grünes
Band" als eines der drei besten Best-Practice-Projekte der UN-Dekade
zur Wiederherstellung von Ökosystemen in Deutschland ausgezeichnet.
Das Bundesumweltministerium (BMUV) und Bundesamt für Naturschutz (BfN)
würdigen damit seinen beispielhaften Beitrag zur Wiederherstellung von
Ökosystemen und zum Arten- und Klimaschutz. Gefördert wird das Projekt
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt.

Die Bilanz ist beeindruckend: Seit dem Projektstart Ende 2020 wurden
rund 500.000 Quadratmeter Fläche (entspricht ca. 70 Fußballfeldern)
durch Ankauf und langjährige Pacht gesichert. Auf 850.000
Quadratmetern Fläche (entspricht ca. 120 Fußballfeldern) wurden
Maßnahmen zum Arten-, Klima- und Biotopschutz umgesetzt. Dazu zählen
die Anlage von Brutinseln für den gefährdeten Kiebitz, die
Wiedervernässung von Feuchtwiesen und Mooren - Lebensraum der extrem
seltenen Waldbirkenmaus -, die Reaktivierung naturnaher Teiche für den
Fadenmolch oder die Offenhaltung artenreicher Bergwiesen und -weiden
für Arnika und andere Pflanzen. Einige der Maßnahmen werden in
Kooperation des Naturschutzes mit Landwirtschaft und Gemeinden
umgesetzt. Dies gilt insbesondere für den innovativen Anbau des
'Veitshöchheimer Hanfmix', einer Mischung blühender Energiepflanzen
anstelle von monotonen Maisflächen mit positiven Auswirkungen auf die
Insektenvielfalt.

Die Projektarbeit in den bundesweit fünf Vernetzungsgebieten von der
Norddeutschen Tiefebene bis in den Bayerischen Wald zeigt, wie
Naturschutzarbeit und beispielhafte Kooperationen dazu beitragen, den
einzigartigen Lebensraumverbund des Grünen Bandes entlang des
ehemaligen Eisernen Vorhangs zu sichern und durch ökologische
Verbundachsen und Trittsteine in die Landschaft zu erweitern.

'Grenzen trennen, Natur verbindet': Die grenzübergreifende
Zusammenarbeit zwischen Bundesländern aber auch mit Naturschützerinnen
und Naturschützern aus Tschechien ist einer der Kernaspekte des
Projektes. Prof. Hubert Weiger, Beauftragter des BUND für das Grüne
Band: "Nur gemeinsam können wir uns dem menschengemachten Artensterben
und den verheerenden Folgen des Klimawandels entgegenstellen. Hier
nehmen wir auch die staatlichen Stellen in die Pflicht, die sich mit
Hochdruck darum kümmern müssen, dass das Hauptziel der 
EU-Biodiversitätsstrategie eingehalten wird. Das bedeutet, dass bis 2030
mindestens 30 Prozent der Landfläche in den EU-Mitgliedstaaten als
Schutzgebiete auszuweisen sind. Ein durchgängiger Schutz des gesamten
deutschen Grünen Bandes als Nationales Naturmonument sowie weitere
Schutzmaßnahmen aller Anrainerländer für das einmalige Natur- und
Kulturerbe sind notwendige und wichtige Schritte. Aufgrund seiner
herausragenden geschichtlichen und naturschutzfachlichen Bedeutung
setzen wir uns nachdrücklich dafür ein, dass das Grüne Band auf die
deutsche Vorschlagsliste für UNESCO-Welterbestätten kommt."

Dr. Volker Scherfose, Bundesamt für Naturschutz: "Mit der Auszeichnung
des Projektes im Rahmen der UN-Dekade würdigen wir das große
Engagement für die Wiederherstellung verschiedenster Lebensraumtypen:
Die Renaturierung von Grünland, Feuchtgrünland und Moorflächen trägt
erheblich zum natürlichen Klimaschutz bei und fördert gleichzeitig die
biologische Vielfalt. Die Herstellung neuer Biotope und deren
Vernetzung sind weitere wichtige Maßnahmen, um dem Artenrückgang zu
begegnen." 


Mehr Informationen

weitere Informationen zum Projekt finden Sie auf:

https://www.bund.net/gruenes-band/quervernetzung/

Weitere Informationen zur internationalen UN-Dekade

zur Wiederherstellung von Ökosystemen (2021-2030):

https://www.undekade-restoration.de/die-un-dekade/

Das Projekt "Quervernetzung Grünes Band" wird von Oktober 2019 bis
September 2025 im Bundesprogramm Biologische Vielfalt vom Bundesamt
für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) sowie
durch den Bayerischen Naturschutzfonds gefördert. 

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 29.9.2022

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Email: bund(at)bund.net

Internet: www.bund.net
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LAIRE/333: Hochwahrscheinlich ... (SB)



Landesweite Überflutungen in Pakistan, wütende Waldbrände in
Kalifornien und zeitgleiche Dürren in Afrika, China und Europa in
diesem Sommer liefern drastische Bilder vom planetaren Klimanotstand.
Der tritt augenscheinlich nicht erst morgen ein, sondern wurde längst
eingeleitet und bricht sich nun vielerorts Bahn.

Gewarnt wurde genug vor dieser Entwicklung. Nicht einmal die
nationalen Zusagen zur Reduzierung von Treibhausgasen im 2015
beschlossenen Klimaabkommen von Paris würden reichen, um die Erde aus
dem Klimanotstand herauszuführen. Was als "historisches" Abkommen
gefeiert und mit gegenseitigem Schulterklopfen der
Verhandlungsparteien quittiert worden war, hat den Trend in Richtung
unumkehrbare Klimakrise weiter befestigt. Dem noch nicht genug,
liegen die tatsächlich emittierten Treibhausgase weit über den
aufgehübschten Zahlen der Absichtserklärungen.

Anstatt dass die Staatengemeinschaft alles dafür tut, dass der in
zahlreichen wissenschaftlichen Publikationen berechnete und in seinen
desaströsen Konsequenzen beschriebene Klimawandel niemals eintritt
oder wenigstens entschieden abgemildert wird, werden die Menschen,
die davon unmittelbar betroffen sind, ausgegrenzt.

Zu der Gemengelage, weswegen Menschen aus den Ländern des Südens in
den klimatisch vorteilhafteren Norden flüchten wollen, gehören auch
die regionalen Folgen der globalen Erwärmung, zum Beispiel Dürren in
Syrien, Irak, der Sahelzone und Ostafrika. Doch die Europäische Union
schottet sich ab. Im "Burggraben" Mittelmeer sind seit 2014 laut
Statista mehr als 24.000 Menschen auf dem Weg nach Europa ertrunken.
Die Dunkelziffer dürfte noch deutlich darüber liegen.




[image: Blick aus dem Hubschrauberfenster auf eine überschwemmte Landschaft, aus der Häuser und Bäume herausragen - Foto: Ali Hyder Junejo, Attribution 2.0 Generic (CC BY 2.0), https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/, via Flickr]

Überschwemmungen in der Provinz Sindh, Pakistan.
Foto: Ali Hyder Junejo, Attribution 2.0 Generic (CC BY 2.0), https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/, via Flickr



Wie eine Monstranz trägt Deutschland den Anspruch vor sich her, eine
besonders klimafreundliche Politik zu betreiben. Doch monströs
erscheint die Praxis. Kürzlich wurden laut dem Bayerischen
Flüchtlingsrat rund 30 Personen, die vergeblich in Deutschland um
Asyl gebeten hatten, nach Pakistan ausgeflogen. Ausgerechnet
Pakistan! Nach den schwersten Monsunregenfällen seit Jahrzehnten ist
ein Drittel des Landes überschwemmt. Das Auswärtige Amt behauptet,
Deutschland helfe und zeige sich mit Pakistan "solidarisch". Das gilt
offenkundig nicht für die Menschen, die dorthin zurückgebracht
wurden. Einige können nicht mal in ihre Dörfer zurück - denn diese
existieren gar nicht mehr. Sieht so Solidarität in Zeiten des
Klimawandels aus?

Die Menschenrechtsorganisation Oxfam berichtete (16. September 2022),
dass sich die Zahl der unter akutem Hunger leidenden Menschen in den
Ländern Somalia, Haiti, Djibouti, Kenia, Niger, Afghanistan,
Guatemala, Madagaskar, Burkina Faso und Zimbabwe, die in den letzten
Jahren besonders schwer von Naturkatastrophen heimgesucht worden
waren, binnen fünf Jahren auf nunmehr 48 Millionen verdoppelt hat. 18
Millionen von ihnen drohten zu verhungern. Wie war das noch mit der
Solidarität?

Das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen, dem kein eigenes
Budget zugestanden wird und die Geberländer Jahr für Jahr um Spenden
bitten muss, erreicht immer nur einen Bruchteil der weltweit
Hungernden und muss im Zweifelsfall schon mal die Rationen kürzen.
Ein weiteres Beispiel für angewandte Solidarität in Zeiten des
Klimawandels ...

Wen berührt das? Einmal in den Medienzirkus eingespeist, werden
solche Meldungen am nächsten Tag durch andere ersetzt. Die Politik
verwaltet die Klimawandelfolgen nur noch. Auch keine der im Bundestag
vertretenen Parteien verfolgt Klimaschutz mit der Konsequenz, wie sie
die aktuelle Lage erforderlich macht, damit Menschen nicht in großer
Zahl zu Schaden kommen. Eine der Oppositionsparteien hat sich von
vornherein zu alternativen Fakten bekannt; von ihr wäre überhaupt
kein Klimaschutz und damit kein Schutz für die Menschen in den
Klimanotstandsgebieten zu erwarten. Andere, wie die Grünen, waren
einst als Umweltpartei angetreten, um an den Schalthebeln der Macht
etwas zu bewirken, und das tun sie jetzt auch, wenngleich anders, als
ursprünglich angekündigt. Die Grünen bilden die neue
gesellschaftliche Mitte.

Von einer Bewegung, die gesellschaftliche Teilhabe anstrebt, waren
natürlich nichts anderes als gesellschaftliche Konsequenzen zu
erwarten. Aber wie geschmeidig die Standpunkte gewechselt werden, ist
dann doch bemerkenswert. Inzwischen befürworten die Grünen eine
verstärkte Erdölförderung im Wattenmeer, den Weiterbetrieb von
Kohlekraftwerken, zögern den Ausstieg aus der Kernenergie hinaus und
sind für die Kohlenstoffabscheidung und -lagerung (CCS) in der
Nordsee - obgleich das Abfangen und Verflüssigen von
Kohlenstoffdioxid beispielsweise aus Zementfabriken beim
gegenwärtigen Strommix eine Menge Treibhausgase erzeugt. Eigentlich
sollten sie durch dieses Verfahren eingespart werden. Außerdem ist es
unsicher, ob ein in den Nordseeboden gepresstes CO2 langfristig dort
bleibt. Zusätzlich zu den natürlichen "Klimabomben" von Gashydraten
und Permafrostböden würde der Mensch mit CCS weitere, künstliche
Klimabomben im Boden positionieren.

Vielleicht hat ja der grüne Wirtschaftsminister Robert Habeck den von
ihm wiederholt bemühten Nationalökonomen Joseph Schumpeter
(1883-1950) und dessen breit rezipierte Idee von der "schöpferischen
Zerstörung" als Innovationsmotor der Gesellschaft so verstanden, dass
er Feuer mit Benzin bekämpft. Denn Habeck lässt anstelle des
russischen Pipeline-Erdgases nun Flüssiggas (LNG) über den Atlantik
schippern, um die Gasversorgung von Industrie und Haushalten
hierzulande sicherzustellen. Das Problem dabei: Das Erdklima lässt
sich nicht schumpetern. Beschummeln und sich gegenseitig den
Schwarzen Peter zuspielen können nur Menschen untereinander. Das
Verbrennen fossiler Energieträger wie Kohle, Erdöl oder Erdgas
erzeugt Kohlenstoffdioxid als Abgas, und das trägt zum
Treibhauseffekt bei. Bei Produktion, Transport und Regasifizierung
von LNG, das beispielsweise nach der Fracking-Methode gefördert und
aus den USA hierher gebracht werden soll, entstehen laut
Umweltbundesamt doppelt so viele Treibhausgase wie durch russisches
Pipeline-Erdgas.

Wie gesagt, es ist eine schlechte Idee, russisches Erdgas zu
verbrennen. Aber eine noch viel schlechtere Idee ist es, statt dessen
verflüssigtes Frackingerdgas zu nehmen. Einen folgenschweren
Klimawandel kann man nicht mehr abwenden, aber die Chance, einen
Klimawandel, der die menschliche Zivilisation oder gar die
menschliche Spezies gefährdet, zu verhindern, liegt "noch bei
mindestens 50 Prozent", sagte Hans-Joachim Schellnhuber, Gründer und
langjähriger Leiter des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung
(PIK), im Gespräch mit Joachim Wille für klimareporter.de (14.
September 2022). Das sei "keine schlechte Chance, wenn es um alles
geht", sagte der Klimaforscher und er meinte das keineswegs zynisch.

Eine Fifty-fifty-Chance zum Überleben der menschlichen Zivilisation
... aber sicherlich nicht, wenn in Deutschland, Europa und anderen
Weltregionen eine Infrastruktur mit Flüssiggas-Terminals aufgebaut
wird! Mit diesen Investitionen werden die Treibhausgasemissionen und
damit der Klimanotstand auf Jahrzehnte hinaus festgeschrieben. Sollte
es in Zeiten der folgenschweren Erderwärmung nicht darum gehen, das
Verbrennen sämtlicher fossiler Energieträger unverzüglich zu beenden?

Der Klimanotstand wird zur neuen Normalität, der dadurch entstehende
Mangel bloß noch verwaltet. Das heißt, jene gesellschaftlichen
Kräfte, die bis heute bestenfalls zögerlich und abwägend die
Klimakrise behandelt haben, spielen sich nun als vermeintliche
Retterinnen auf.

Gemessen am Anspruch der Regierungen, unverzichtbar für das
gedeihliche menschliche Zusammenleben zu sein, herrscht ziemlich viel
Krieg in der Welt. Offenbar werden andere Interessen verfolgt. Dazu
gehört die Sicherung der eigenen Vormachtstellung innerhalb der
Nationenkonkurrenz. Zu diesem Zweck wird dann wahlweise entweder das
Existenzrecht eines Staates aberkannt, um ihn im gleichen Atemzug
kriegerisch zu überfallen, oder es wird eine regelbasierte Ordnung
reklamiert, der sich alle anderen zu unterwerfen haben, andernfalls
ihnen Krieg und Vernichtung angedroht wird. Glaubwürdig angedroht
wird, muss man ergänzen, denn seit dem zweiten Weltkrieg ist kein
Jahrzehnt vergangen, in dem kein neuer Krieg angefangen wurde.

Am Ende laufen die unterschiedlichen Varianten der
Herrschaftssicherung auf die gleiche Frage hinaus: Wer verfügt über
die größeren Gewaltmittel, um die Beute auf seine Seite zu ziehen?
Wer setzt sich durch und darf anschließend die von den Menschen in
den eroberten Räumen geleistete Arbeit in Anspruch nehmen? Oder noch
einfacher: Wer wird ausgebeutet und wer profitiert davon?

Anstatt mit allen Mitteln die Klimakrise zu bekämpfen, bekriegen sich
die Menschen im wachsenden Ausmaß untereinander, und das vor dem
Hintergrund, dass ein Ende der Zivilisation, wie wir sie kennen, in
nur wenigen Jahren hochwahrscheinlich werden könnte. Zunächst einmal
mehr Treibhausgase emittieren, um sie später, wenn der politische
Gegner besiegt ist, zu verringern, funktioniert nicht.




[image: Autobahn A9 vor einer Baustelle mit einem Schild zur Geschwindigkeitsbegrenzung auf 80 Stundenkilometer - Foto: DF08, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die Bundesregierung gibt erst einmal so richtig Gas, nach dem Motto:

Bremsen können wir ja später immer noch ...

Foto: DF08, Public domain, via Wikimedia Commons
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OFFENER BRIEF/049: Biodiversitätskrise erfordert ambitioniertes EU-Naturschutzpaket (DNR)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 30. September 2022

Biodiversitätskrise erfordert ambitioniertes EU-Naturschutzpaket

Offener Brief an Cem Özdemir und Steffi Lemke



Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) appelliert in
einem offenen Brief an die Bundesregierung, sich angesichts der
fortschreitenden Biodiversitätskrise in Brüssel weiterhin für ein
ehrgeiziges EU-Naturschutzpaket einzusetzen. Die vorliegenden Entwürfe
der EU-Kommission für ein Renaturierungsgesetz und für eine Verordnung
zur nachhaltigen Verwendung von Pflanzenschutzmitteln trügen
maßgeblich zum Erhalt der biologischen Vielfalt, zum Klimaschutz und
zur menschlichen Gesundheit bei und dürften daher nicht grundsätzlich
in Frage gestellt werden.

"Wir fordern Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir und
Bundesumweltministerin Steffi Lemke auf, sich weiterhin für ein
anspruchsvolles EU-Naturschutzpaket und somit für stabile und gesunde
Ökosysteme als Rückgrat unserer zukünftigen Ernährungssicherheit
einzusetzen", so DNR-Präsident Kai Niebert.

Der nahezu flächendeckende Einsatz von chemisch-synthetischen
Pflanzenschutzmitteln ist wesentlich für den Rückgang der biologischen
Vielfalt verantwortlich. Selbst Schutzgebiete werden nach Überzeugung
der Organisationen in Deutschland nach wie vor nicht ausreichend vor
einem Einsatz geschützt. "Schutzgebiete müssen endlich ihren Namen
verdienen und ihrer Aufgabe gerecht werden. Daher müssen insbesondere
Nationalparks, Naturschutzgebiete, das Schutzgebietsnetz Natura 2000
sowie für den Gewässer- und Trinkwasserschutz festgelegte Gebiete
inklusive ausreichender Pufferzonen vom Einsatz chemisch-synthetischer
Pflanzenschutzmittel verschont bleiben", so Niebert.

Nach Erhebungen des Bundesamts für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit ist der Absatz von Pflanzenschutzmitteln in
Deutschland seit über 40 Jahren nahezu konstant und der Verkauf
problematischer Wirkstoffe sogar gestiegen. Außerdem werden Grenzwerte
für Pestizide in 80 Prozent der Gewässer überschritten.

Eine Lösung sieht der DNR in der Ausweitung des ökologischen Landbaus.
Die geplante Halbierung der Verwendung und des Risikos von Pestiziden
und das 25 Prozent-EU-Ausbauziel für den Ökolandbau bis 2030 muss
daher Hand in Hand umgesetzt werden. "Gerade in und um sensible
Gebiete kann der Ökolandbau einen entscheidenden Beitrag zur
Vereinbarkeit von Schutz und Nutzung leisten", so Niebert.

Das EU-Naturschutzpaket wurde am 22. Juni nach mehreren Verzögerungen
von der EU-Kommission vorgelegt. Es setzt Ziele der europäischen
Biodiversitätsstrategie und der Farm-to-Fork-Strategie um.


Der offene Brief ist hier erhältlich:

https://www.dnr.de/sites/default/files/2022-09/30092022_DNR_Offener%20Verb%C3%A4ndebrief_EU_Naturschutzpaket.pdf
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STANDPUNKT/1206: Wo bleibt das Klimaschutzsofortprogramm? (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Naturschutz aktuell -
NABU-Pressedienst, 30. September 2022

NABU: Wo bleibt das Klimaschutzsofortprogramm?

Miller: Klimaschutzsofortprogramm ist kein Selbstzweck, sondern
notwendig zur wirksamen Reduktion klimaschädlicher
Treibhausgasemissionen



Berlin - Bis Ende dieses Jahres soll das Klimaschutzsofortprogramm
fertig zur Umsetzung sein. So hatte es sich die Bundesregierung in den
Koalitionsvertrag geschrieben. Dafür müsste jedoch ein Vorschlag bis
Ende September 2022 vorliegen. Die Frage, die sich nun stellt: Wo ist
das Klimaschutzsofortprogramm?

NABU-Geschäftsführer Leif Miller: "Jeder Dienstleister, der nicht
pünktlich liefert, wird durch seine Auftraggeber abgestraft, wenn sich
herumspricht, wie unprofessionell er mit den anvertrauten Aufgaben
umgeht. Die Bunderegierung hat sich mit dem Vorschlag zum
Klimaschutzsofortprogramm ein hehres, aber durchaus machbares Ziel
gesetzt. Auch unter Berücksichtigung der vielen Krisen ist es
unverständlich, dass da nichts passiert. Das Programm ist schließlich
kein Selbstzweck. Es ist der Pfad zur Reduktion der klimaschädlichen
Treibhausgasemissionen, die unsere Lebensgrundlagen bedrohen. Olaf
Scholz muss jetzt zeigen, dass er den Klimaschutz entschlossen
vorantreibt."

Insbesondere in den Sektoren Verkehr und Gebäude fehlt es an
effizienten Maßnahmen. Im Bereich Verkehr ist nicht zu erkennen, mit
welchen Maßnahmen Minister Volker Wissing den CO2-Aussoß senken
möchte. Es ist der einzige Sektor, in dem die Emissionen seit 1990
kaum gesunken sind. Im Jahr 2021 wurden die Emissionen um 3 Millionen
Tonnen überschritten. Bis 2030 müssen im Verkehr 271 Millionen Tonnen
CO2 eingespart werden. Verkehrsminister Wissing hatte jedoch lediglich
eine Einsparung von 13 Millionen Tonnen für diesen Zeitraum bis in
Aussicht gestellt. Eine Kompensation der ausbleibenden Reduktionen
durch andere Sektoren ist nicht in Sicht. "Ohne die eine Anpassung der
Dienstwagenregulierung und Kfz-Steuer ist eine Einhaltung der
Sektorenziele beim Verkehr nicht möglich. Den Wandel herbeifördern zu
wollen, wie die FDP es plant, erscheint angesichts von Haushaltslage
und Inflation ausgesprochen unrealistisch und steht der besonders von
Liberalen propagierten Haushaltsdisziplin hart entgegen. Ein
Tempolimit wäre das einfachste und kostengünstigste Instrument für
mehr Klimaschutz im Verkehr, so Nikolas von Wysiecki, Referent für
Verkehrspolitik beim NABU.

Auch im Gebäudesektor werden die Klimaziele auf absehbare Zeit nicht
erreicht. Eventuell könnten nach 2028 endlich Erfolge sichtbar werden,
wenn die nötige Sanierungsoffensive greift. Das bedeutet, auch hier
wird die Zielverfehlung für die nächsten fünf Jahre mit einkalkuliert.
"Wenn es in den kommenden Wintern in Innenräumen warm und bezahlbar
bleiben soll, muss die dringend notwendige Sanierung des
Gebäudebestands angegangen werden. Für Gebäude mit der schlechtesten
Bilanz müssen in diesem Jahr noch Mindesteffizienzstandard gesetzlich
festgeschrieben werden", so NABU-Gebäudeexpertin Lisa Storcks. Allein
die Gebäude in den zwei schlechtesten Effizienzklassen sind für die
Hälfte der Treibhausgasemissionen von Wohngebäuden in Deutschland
verantwortlich und werden von den einkommensschwächsten Haushalten
bewohnt.

Der NABU fordert Olaf Scholz auf, die Bundesregierung anzutreiben,
ihren Verpflichtungen nachzukommen und zeitnah einen konkreten und
wirksamen Vorschlag für ein Klimaschutzsofortprogramm zu liefern. Der
Beginn der Umsetzung eines solchen Programms muss Anfang 2023
erfolgen, wenn mittelfristig Klimaziele noch erreicht werden sollen.
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KLIMA/773: Kurz nach zwölf ... (SB)



In einigen Weltregionen befindet sich das Klima bereits in einem
Zustand, den die Wissenschaft vor zehn, zwanzig Jahren noch unter dem
Titel "schlimmst mögliches Szenario" beschrieben hatte. Heute laufen
in manchen Natursystemen sogar Entwicklungen ab, die jene
Berechnungen übertreffen und gänzlich neue Maßstäbe für
Geschwindigkeit und Ausmaß des Klimawandels setzen.

Damals hieß es, der Eintritt des "worst case scenario" unter den
Computersimulationen könne noch verhindert werden, sofern die Politik
nicht zögert, die erforderlichen Maßnahmen zur Senkung der
Treibhausgasemissionen zu ergreifen. Das aber wurde versäumt, und so
werden die Appelle an die Politik immer dringlicher. Einige
Fachleute, die sich mit Klimaforschung befassen, haben bereits den
traditionell "neutralen" Wissenschaftsbetrieb verlassen und
angefangen, sich politisch zu betätigen. Sie begehen zivilen
Ungehorsam und führen Aktionen durch, die bis dahin
zivilgesellschaftlichen Organisationen vorbehalten waren.

Seit Jahren befindet sich die Erde im Weiter-so-wie-bisher-Szenario,
und die Entwicklung wird seitens der politisch Verantwortlichen immer
mehr in diese Richtung getrieben. Dabei erfährt die Arktis den
stärksten Temperaturanstieg, aber auch aus der Antarktis werden
folgenschwere Entwicklungen gemeldet. Die Berichte darüber
hinterlassen vielleicht nicht so tiefe Eindrücke wie die aus den
gegenwärtigen Katastrophengebieten rund um den Erdball, wo Vieh in
der Sonne verdorrt, ganze Landstriche unter Wasser stehen oder
Feuerwehrleute haushohe Waldbrände bekämpfen. Aber von ihren
Schadensfolgen her laufen in den Polregionen der Erde zu diesem
Zeitpunkt Entwicklungen ab, die das Gesicht der Erde von morgen noch
weitreichender bestimmen werden, als es die aktuellen
Katastrophenbilder wiederzugeben vermögen. Naturkatastrophen könnten
vielerorts zur neuen Normalität werden.

Ökonomisch an einer Fortsetzung dieser Not interessierte oder dem
Klimawandel gegenüber ignorante Kreise versuchen, die Warnungen
pauschal als "Klimaalarmismus" abzutun. Aber erstens darf man wohl
annehmen, dass die gleichen Menschen froh wären, würde die Feuerwehr
auf einen Alarm hin anrücken, falls das eigene Haus zu brennen
anfinge. Zweitens bleibt festzustellen, dass das eindringliche
Alarmschlagen und Warnen vor den Klimawandelfolgen erst nach vielen
Jahren an Schärfe und Breite zugenommen hat, nämlich nachdem sich
zeigte, dass die Regierungen untätig bleiben und statt dessen so tun,
als brenne das Haus gar nicht. Nein, mehr noch, nachdem klar wurde,
dass sie dem Brand weitere Nahrung zuführten.

Im übrigen wird mit dem Suffix "-ismus" bei Alarmismus anderen
Menschen eine Geisteshaltung oder Glaubenseinstellung in Klimafragen
unterstellt, was schon putzig ist, denn wenn es darum geht, jeder
Zeit und ohne zu zögern wissenschaftsbasierte technologische Produkte
in Anspruch zu nehmen (Auto fahren, Urlaubsorte mit dem Flugzeug
aufsuchen, Strom aus Elektrizitätskraftwerken beziehen, etc.), jene
"Klimawandelverharmloser" offenbar blindes Vertrauen in die
Wissenschaft haben. Aber hinsichtlich der Klimafragen, da geben sie
sich plötzlich skeptisch und wähnen sich als schlauer.




[image: Waldbrände auf und hinter mehreren Hügelketten, die Sonne scheint grellrot durch den Rauch - Foto: Forest Service, USDA, InciWeb - Incident Information System, Public domain, via Wikimedia Commons]

Six Rivers Lightning Complex, Kalifornien, 9. August 2022

Foto: Forest Service, USDA, InciWeb - Incident Information System, Public domain, via Wikimedia Commons



Die gegenwärtig beschleunigt ablaufenden Ereignisse wie der
Eisverlust von Grönland, das Schrumpfen und Ausdünnen der arktischen
Meereisfläche und die Gletscherschmelze in der Westantarktis sind
zugleich Begleiterscheinungen des Klimawandels wie auch dessen
Verstärker. Es gibt also gute Gründe, diese Regionen unter intensiver
Beobachtung zu halten. In jüngster Zeit wurde eine Reihe
wissenschaftlicher Artikel veröffentlicht, die zeigen, dass auch in
der Ostantarktis Prozesse mit einer Geschwindigkeit angelaufen sind,
wie man sie in früheren Klimasimulationen kaum für möglich gehalten
hat. Beispielsweise hat sich zur Überraschung eines Forschungsteams
vom südkalifornischen NASA Jet Propulsion Laboratory (JPL)
herausgestellt, dass durch das sogenannte Kalben doppelt so viel Eis
von der Schelfeiskante der Antarktis abbricht wie bislang berechnet.
Laut einer von "Nature" (10. August 2022) herausgebrachten
Untersuchung beträgt der Massenverlust durch das Kalben seit 1997
nicht 6 Mio., sondern 12 Mio. Tonnen.

Demnach ist der Eisverlust so groß, dass die Antarktis in diesem
Jahrhundert niemals mehr einen Zustand wie vor dem Jahr 2000 annehmen
wird, welche Klimaschutzmaßnahmen auch immer ergriffen werden. Es ist
damit zu rechnen, dass in den nächsten ein, zwei Jahrzehnten von den
größten Schelfeisgebieten der Antarktis riesige Stücke abbrechen
werden. Zwar würde sich das nicht unmittelbar auf den Meeresspiegel
auswirken, da die teils kilometerdicken und mehrere hundert Kilometer
breiten Schelfeismassen auf dem Wasser schwimmen. Doch erfüllt das
Schelfeis die Funktion eines Propfens. Wenn dieser schrumpft oder
abbricht, wie in der erwähnten Studie beschrieben, werden die
dahinterliegenden Gletscher der Antarktis um so schneller ins Meer
fließen. Damit würde sich dann der globale Meeresspiegel deutlich
erhöhen.

In einer weiteren Studie des JPL, in der ebenfalls Daten in bislang
unerreichter Menge und Präzision eingegangen sind, wird festgestellt,
dass vergleichsweise warmes Meerwasser unterhalb der Gletscher viel
tiefer ins Innere des Kontinents vorgedrungen ist, als man bislang
festgestellt hatte. Dadurch werden weiter landeinwärts liegende
Gletscher von ihrer Sohle her aufgeweicht, so dass sie schneller
abfließen können, berichteten JPL-Forscher Johan Nilsson und sein
Team. Sie veröffentlichten im Fachblatt "Earth System Science Data"
das Ergebnis von Berechnungen zur sogenannten Massenbilanz der
Antarktis. (10. August 2022)

Zu diesen Ermittlungen passen die aktuellen Satellitendaten des
Copernicus Climate Change Service (C3S). Demnach erreichte das
antarktische Meereis im Juli 2022, also im tiefsten Winter auf der
Südhalbkugel, eine Ausdehnung von 15,3 Mio. km². Damit blieb es 1,1
Mio. km² bzw. 7 Prozent unter dem Durchschnitt der Jahre 1991 - 2020.
Noch nie seit Beginn der Satellitenbeobachtung vor 44 Jahren sei in
einem Juli die Fläche des antarktischen Meereises so gering gewesen
wie in diesem Jahr. Bereits im Juni war ein Rekordminimum registriert
worden, und der August verzeichnete noch immer die zweitkleinste
jemals gemessene Meereisausdehnung.

Die Fläche des antarktischen Meereises ist jahreszeitlich großen
Schwankungen unterworfen. Im Südsommer schrumpft sie stark, im
Südwinter vergrößert sie sich dramatisch. Zur Verdeutlichung von
Trends wird deshalb auf solche Monatsvergleiche zurückgegriffen.

Auf eine bedenkliche, da vermutlich länger anhaltende Veränderung der
Verhältnisse in der Antarktis sind Laura Herraiz-Borreguero von der
Universität von Tasmanien und Alberto Naveira-Garabato von der
Universität von Southampton gestoßen. Sie haben Temperaturdaten vom
Aurora-Subglazialbecken, das unterhalb des ostantarktischen
Wilkes-Lands liegt, ausgewertet. Dort, in 400 Meter Meerestiefe,
befindet sich die Grenze, an dem das Schelfeis auf dem Untergrund
aufliegt, die sogenannte Grundlinie.

Demnach hat sich dort das Meer seit Beginn der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts um bis zu zwei Grad Celsius erwärmt. Das schwere, kalte
Wasser wird nach und nach durch die wärmere Meeresströmung ersetzt.
Dadurch taut diese Region schneller auf, und die Grundlinie wird
immer weiter ins Innere der Antarktis verlegt. Ursache des Phänomens
ist offenbar eine Verlagerung der antarktischen Ringströmung, die
normalerweise verhindert, dass das vergleichsweise wärmere Wasser aus
dem südlichen Indischen Ozean bis an die Schelfgebiete heranströmt.
Die Ringströmung bestimmt auch die Grenze zwischen Ost- und
Westwindzonen. Herraiz-Borreguero und Naveira-Garabato berichteten in
"Nature Climate Change" (2. August 2022), dass diese Grenze binnen
zwanzig Jahren (1990 - 2010) um 200 Kilometer nach Süden gewandert
ist. Erklärt wird der Effekt damit, dass in Folge des Klimawandels
der Temperaturunterschied zwischen den polaren und subpolaren Breiten
abgenommen hat.

Bei der Verlagerung der warmen Meeresströmung hat man es mit einem
jener Phänomene zu tun, die im System angelegt sind und nicht von
heute auf morgen enden werden. In diesem Fall spiegeln sie
Verhältnisse wider, die schon vor einigen Jahrzehnten eingeleitet
wurden. Ein komplettes Abtauen des Eisschilds vom
Aurora-Subglazialbecken, das nahezu vollständig unterhalb des
heutigen Meeresspiegels liegt und entsprechend anfällig für warme
Meeresströmungen ist, würde den Meeresspiegel weltweit um
durchschnittlich 5,10 Meter steigen lassen.

Lange Zeit galt der ostantarktische Eisschild als letzte Bastion, die
der Erderwärmung trotzt. Begründet wurde diese Vorstellung damit,
dass er Millionen Jahre eisbedeckt geblieben war, auch während
erdgeschichtlich wärmeren Phasen als heute. Inzwischen mehren sich
die Daten, die zeigen, dass sich die Massenbilanz der Ostantarktis
von positiv zu negativ umkehrt. Der Eisschild verliert insgesamt an
Masse.

So befindet sich der ostantarktische Denman-Gletscher (130 km lang
und 20 km breit) bereits auf dem schnellen Rückzug. Innerhalb von
zwei Jahrzehnten hat sich seine Front um fünf Kilometer
zurückgezogen. Ähnliche Trends sind auch beim Vanderford-Gletscher
und anderen Eisströmen zu beobachten. Das ist auch deswegen brisant,
weil die ostantarktischen Gletscher auf einer zum Meer hin
abschüssigen Ebene liegen und von vergleichsweise kleinen
Schelfeisflächen zurückgehalten werden. Die sitzen wie Pfropfen in
der Flasche. Wenn sie sich lösen, fließt der Inhalt aus, aufgrund der
abschüssigen Bahn um so schneller.




[image: Blick aus Flugzeug auf riesige Gletscherfläche - Foto: NASA/J. Sonntag, Public domain, via Wikimedia Commons]

Denman-Gletscher im Queen-Mary-Land, Ostantarktis. Der Denman-Canyon
ist die tiefste von Land ausgehende Schlucht der Erde und liegt 3500
Meter unter dem Meeresspiegel.

Foto: NASA/J. Sonntag, Public domain, via Wikimedia Commons



In der Forschung geht man zwar von Zehntausenden von Jahren aus, bis
dass der gesamte ostantarktische Eisschild abgeflossen sein könnte.
Allein das würde den Meeresspiegel im globalen Durchschnitt um 52
Meter steigen lassen. Auch wenn hier von menschheitsgeschichtlich
gesehen riesigen Zeiträumen die Rede ist, sind die beobachteten
Phänomene bereits in ihrem Anfangsstadium für die menschliche
Gesellschaft relevant. Denn bei einem Meeresspiegelanstieg um "nur"
einen Meter, wie er noch in diesem Jahrhundert für möglich gehalten
wird, würden voraussichtlich 230 Millionen Menschen ihre Heimat
verlieren. Das betrifft nicht irgendwelche fernen Nachfahren, sondern
das werden noch die Menschen erleben, die heute in die Kita gehen.
Bei einem Meeresspiegelanstieg von zehn Metern wären sogar über eine
Milliarde Menschen unmittelbar betroffen.

Gegenwärtig lösen sich die westantarktischen Gletscher deutlich
schneller auf als ihre Geschwister im Osten und haben zwischen 1992
und 2017 rund 3,9 Billionen Tonnen Eis verloren. Das trug 6 mm zum
durchschnittlichen Meeresspiegelanstieg bei. Im gleichen Zeitraum
(1992 - 2018) verlor der grönländische Eisschild 3,9 Billionen
Tonnen, was den Meeresspiegel um 11 mm angehoben hat. Die
Ostantarktis dagegen hat im vergangenen Jahrhundert vermutlich sogar
einen leichten Massenzuwachs erfahren und damit zur Senkung des
Meeresspiegels beigetragen. Denn in der Ostantarktis hat es stark
geschneit, seit 2009 vor allem auf dem Dronning-Maud-Land. Das
widerspricht nicht den Messungen, wonach eine globale Erwärmung
stattfindet, sondern bestätigt diese eher: Warme Luft kann mehr
Feuchtigkeit binden, mit entsprechend größeren Schneemengen, die sich
aus der Atmosphäre lösen, ist zu rechnen.

Bis Ende dieses Jahrhunderts würde die Ostantarktis lediglich 20 mm
zum Meeresspiegelanstieg beitragen. Das ist vergleichsweise wenig,
aber die Datenlage gilt als unsicher. Dem wollten der erwähnte
Nilsson und sein Team vom JPL abhelfen. Für ihre Berechnungen der
Massenbilanz der Antarktis haben sie unter anderem die Radar- und
Laserdaten von sieben Satellitenmissionen aus dem Zeitraum 1985 -
2020 ausgewertet. Das Ergebnis: Die Antarktis wies noch bis Ende der
Nuller Jahre eine annähernd gleichbleibende Massenbilanz auf. Bis
dahin waren die Verluste in Folge der Gletscherschmelze in der
Westantarktis durch Schneefalleinträge in der Ostantarktis mehr oder
weniger ausgeglichen worden. Doch ab dem Jahr 2010 nahmen die
Eisverluste vor allem im Westen des Kontinents kräftig zu. Die
Gletschersysteme Thwaites und Pine Island haben sich unter
erheblichen Eisverlusten um bis zu mehrere hundert Kilometer
zurückgezogen.

Der Thwaites-Gletscher steht womöglich kurz vor einer noch
dramatischeren Entwicklung, wie ein Team um den Meeres-Geophysiker
Alastair G. C. Graham in "Nature Geoscience" (5. September 2022)
schreibt. In Folge von warmen Meeresströmungen hatte sich der
Gletscher in den vergangenen zwei Jahrhunderten einmal innerhalb von
sechs Monaten - und das ist erdgeschichtlich plötzlich - vom
Meeresboden gelöst und sich dann doppelt so schnell zurückgezogen wie
zuvor. So etwas könnte erneut geschehen, warnte Graham. Das
Eisvolumen des "Weltuntergangsgletschers", wie er in den Medien auch
genannt wird, und sein Umfeld haben das Potential, den globalen
Meeresspiegel um 0,9 bis 3,0 Meter steigen zu lassen.

Aber nur 20 mm Meeresspiegelanstieg in den nächsten rund 80 Jahren
durch die Gletscherschmelze der Ostantarktis - also kein Alarm? Wohl
niemand käme auf die Idee, einen Waldbrand erst dann zu löschen, wenn
die Flammen bereits Berg und Tal eingenommen haben und himmelhoch
emporlodern. Je früher man einen Waldbrand löscht, desto besser.
Gleiches gilt für den Gletscherschwund. Die beschleunigte Eisschmelze
kann man vermutlich nicht mehr aufhalten. Aber man kann auf die
Bremse treten und die Treibhausgasemissionen reduzieren. Man muss
nicht warten, bis Prozesse beginnen, die unumkehrbar ablaufen.

Das subglaziale Aurora-Becken vor dem Wilkes-Land wird in einer
aktuellen Studie in der Fachzeitschrift "Science" (9. September 2022)
zu den sogenannten Kipppunkten bzw. Kippelementen gezählt. Damit
werden Prozesse bezeichnet, die ab einem Schwellenwert an
Geschwindigkeit zulegen, nicht mehr aufzuhalten sind und
weitreichende Folgen für die regionalen oder gar globalen
Natursysteme haben. Ein anschauliches Beispiel dafür ist der
grönländische Eisschild. Wenn er schmilzt, gerät seine Oberfläche in
niedrigere und damit wärmere Luftschichten und wird um so schneller
schrumpfen. Selbst wenn der Mensch dann seine Treibhausgasemissionen
auf Null zurückfährt, kann der Prozess nicht mehr gestoppt werden.

Nicht erst beim 2-Grad-Ziel des Klimaabkommens von Paris, sondern
bereits beim damals beschlossenen Wunschziel, die globale
Durchschnittstemperatur möglichst um nicht mehr als 1,5 Grad Celsius
gegenüber der vorindustriellen Zeit steigen zu lassen, könnten
mehrere Kipppunkte überschritten werden. Dann drohen der
grönländische und der westantarktischen Eisschild abzuschmelzen, die
tropischen Korallenriffe endgültig zu sterben, die Ozean-Umwälzpumpe
in der Labradorsee zu versiegen und der Permafrostboden abrupt
aufzutauen.




[image: Große Stücke aus einer Permafrostküste kippen ins Meer - Foto: Benjamin Jones, U.S. Geological Survey, Public domain, via Wikimedia Commons]

Drew Point, Alaska, 9. Februar 2017. Ein plötzliches Auftauen von
Permafrostgebieten in der Arktis könnte die globale Erwärmung
beschleunigen.

Foto: Benjamin Jones, U.S. Geological Survey, Public domain, via Wikimedia Commons



Ein Temperaturanstieg von 1,5 Grad Celsius könnte jedoch schon im
Jahr 2030 erreicht werden, vermutet ein Forschungsteam um David
Armstrong McKay vom Stockholm Resilience Center und Timothy Lenton
von der britischen University of Exeter nach der Auswertung von rund
200 Fachartikeln, die seit 2008 zum Thema Kipppunkte erschienen sind.
In der "Science"-Studie werden neun Kippelemente aufgelistet, bei
deren Überschreiten mit globalen Folgen zu rechnen ist, weitere
sieben Kippelemente sind zumindest von regionaler Bedeutung.

Zur Zeit liegt die globale Erwärmung bei 1,1 - 1,2 Grad. Die
Klimaschutzzusagen der Politik laufen auf eine 2 - 3 Grad wärmere
Welt hinaus. Dadurch könnte sich die Dynamik weiterer Kipppunkte
entfalten, zum Beispiel das Versiegen eines südlich von Grönland
verlaufenden Ausläufers des sogenannten Golfstroms, der einen Teil
der atlantischen Umwälzzirkulation bildet und in Europa bisher für
ein vergleichsweise mildes Klima gesorgt hat.

Noch handelt es sich bei den nationalen Klimaschutzzusagen aus dem
Pariser Abkommen um nicht mehr als politische Verheißungen. Die
tatsächlichen Trends der gegenwärtigen Treibhausgasemissionen lassen
eine 3 - 4 Grad wärmere Welt erwarten. Dann würde womöglich die
atlantische Umwälzzirkulation komplett versiegen.

Mehr als andere wissenschaftliche Arbeiten zum Klimawandel hat jene
"Science"-Studie zu den Kipppunkten für mediale Aufmerksamkeit
gesorgt. Denn in ihr werden die Erkenntnisse, die noch vor vier
Jahren im "Sonderbericht 1,5 Grad" des Weltklimarats (IPCC) nach
umfangreicher Auswertung der Fachliteratur beschrieben und damals als
"Weckruf" gehandelt wurden, übertroffen. Die Erde hat bereits ihren
"sicheren" Zustand verlassen, schreibt dazu das Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung (PIK), das an der Studie beteiligt war.

Der Zeitpunkt, ab dem mit einem Überschreiten von Kipppunkten
"wahrscheinlich" zu rechnen ist, wurde also nochmals nach vorne
verlegt. Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" (8. September 2022)
zitiert Johan Rockström, PIK-Direktor und Ko-Vorsitzender der "Earth
Commission" mit den Worten: "Das ist definitiv mehr als eine weitere
Warnung vor dem Klimawandel. (...) Es ist die erste präzise und sehr
beunruhigende Analyse der Kippelemente, die uns zeigt, dass 1,5 Grad
nicht einfach ein Klimaziel ist, sondern ein echtes planetares
Limit."

Noch nahezu am Beginn stehen die Forschungen zu Kaskadeneffekten,
obgleich in den letzten Jahren erste Studien zu der komplexen
Problematik der Wechselwirkungen der Natursysteme veröffentlicht
wurden. Wenn die globale Erwärmung zunimmt, könnte ein aktiviertes
Kippelement weitere Kippelemente auslösen. Das berichtete die
PIK-Wissenschaftlerin Ricarda Winkelmann, die ebenfalls an der
"Science"-Studie beteiligt war.

Winkelmann, die wie Rockström in der Earth Commission sitzt und seit
ungefähr dem Jahr 2017 zu sich gegenseitig beeinflussenden
Kippelementen forscht, erklärte in der PIK-Pressemitteilung:
"Tatsächlich können Wechselwirkungen zwischen diesen Elementen die
kritischen Temperaturschwellen für manche dieser Elemente senken, ab
denen einzelne Kippelemente sich dann langfristig zu destabilisieren
beginnen." Demnach spricht einiges dafür, dass ab einer Erderwärmung
von 1,5 Grad gegenüber der vorindustriellen Zeit Anzahl und Ausmaß
der Naturkatastrophen nicht mehr "nur" linear wachsen, sondern
exponentiell. Das alles könnte sich innerhalb der nächsten sieben bis
acht Jahre abspielen.

Vor kurzem wurde in der Fachliteratur unter dem Titel "Climate
Endgame" (Klima-Endspiel) dazu aufgefordert, potentielle
Klimawandelkatastrophen genauer zu erforschen (PNAS, 1. August 2022).
Im Unterschied zu der Häufigkeit, mit der in der Fachliteratur von
einer Erderwärmung um mehr als 3 Grad Celsius ausgegangen werde, gebe
es zu der Frage, was genau dann gesellschaftlich geschieht, nur
wenige Untersuchungen, wurde gewarnt. Dann blieben die Folgen wohl
nicht mehr proportional zur globalen Erwärmung, sondern es würden
Schwellenwerte überschritten. "Solche Veränderungen sind in den
geologischen Aufzeichnungen der Erde nachweisbar, und ihre Folgen
wirken sich kaskadenartig auf das gekoppelte
Klima-Ökologie-Sozialsystem aus. Besonders besorgniserregend ist eine
'Kippkaskade', bei der mehrere Kippelemente so zusammenwirken, dass
das Kippen einer Schwelle die Wahrscheinlichkeit des Kippens einer
anderen erhöht", heißt es in der Studie. Und selbst wenn der Mensch
seine Treibhausgasemissionen verringert, könnten solche Kipppunkte
dennoch überschritten werden. Im Laufe der Menschheitsgeschichte
hätten schon mehrmals klimatische Veränderungen den Kollaps ganzer
Gesellschaften ausgelöst, und das Klima habe auch bei allen fünf
Massensterben der Erdgeschichte eine wichtige Rolle gespielt.

Ein in den Medien beliebtes Bild für Kippelemente ist eine Reihe von
aufgestellten Dominosteinen, die, einmal angestoßen, nach und nach
umfallen. Diese Analogie trifft vielleicht für einige Elemente zu,
und sie ist für sich genommen schon dramatisch genug. Aber
unterstellt dieses Bild nicht eine Linearität und Abzählbarkeit der
Ereignisse? Auch wenn eine solche Kaskade von Dominosteinen nur sehr
schwer aufzuhalten sein könnte, wirkt das Bild noch überschaubar. Was
aber wäre, wenn das System eskaliert, weil sich die Kippelemente
nicht nur anstoßen, sondern gegenseitig verstärken, vergleichbar
beispielsweise mit einer chemischen Kettenreaktion, wie sie beim
Zünden eines Streichholzes oder Verbrennen von Explosivstoffen
auftritt?

Einige Natursysteme sind träge. Bei einem globalen Temperaturanstieg
von bis zu 2 Grad wird die Antarktis 1,3 Meter zum
Meeresspiegelanstieg beitragen. Bei jedem weiteren Grad verdoppelt
sich nahezu der Wert auf 2,4 Meter. Und bei einem globalen
Temperaturanstieg zwischen sechs und neun Grad würde der
Meeresspiegel um 10 Meter pro Grad Temperaturerhöhung steigen. Aber
selbst wenn die Erderwärmung an einer dieser Temperaturschwellen
rückgängig gemacht würde, behielte die Antarktis die ursprünglich
eingeleitete Entwicklung bei, es sei denn, die globale
Durchschnittstemperatur würde erheblich unter den Wert sinken, an dem
die Schwelle zuvor überschritten worden war. Beispielsweise würde der
westantarktische Eisschild erst dann wieder entstehen, wenn die
globale Durchschnittstemperatur ein Grad weniger beträgt als das
vorindustrielle Niveau (Nature, 23. September 2020).

Die Bilder vom Klimawandel in Arktis und Antarktis wirken vielleicht
nicht so spektakulär wie die von den aktuellen Katastrophengebieten
in den tieferen Breiten, aber für das Weltklima sind die Prozesse in
den Polregionen von enormer Bedeutung. Die nächsten Jahre werden von
den dramatischen Auswirkungen der Erwärmung dieser Weltregionen
bestimmt sein, unabweislich und für lange Zeit unumkehrbar.

19. September 2022
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